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167. Sitzung 

Bonn, den 4. April 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Zunächst eine Mitteilung zum Ablauf unserer Be-
ratungen am heutigen Tage. In Abänderung der Mit-
teilung von gestern abend werden wir nach der 
Fragestunde den Einzelplan 14, Verteidigung, be-
handeln. Wir fangen mit der Verteidigung an, da-
nach 08 und in der Zahlenfolge weiter. — Darüber 
besteht Einvernehmen. 

Folgende amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Präsident der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
hat am 4. März 1968 gemäß den §§ 6 und 9 des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol den Geschäftsbericht der Bundesmono-
polverwaltung für Branntwein sowie die Bilanz nebst Gewinn-
und Verlustrechnung der Verwertungsstelle für das Geschäfts-
jahr 1966/67 (1. Oktober 1966 bis 30. September 1967) vorgelegt. 
Bericht und Bilanz werden als Drucksache V/2737 verteilt. 

Der Präsident der Monopolverwaltung für Branntwein bei der 
Oberfinanzdirektion Berlin hat am 18. März 1968 gemäß §§ 6 
und 9 des Gesetzes über das Branntweinmonopol den Geschäfts-
bericht der Monopolverwaltung für Branntwein bei der Ober-
finanzdirektion Berlin sowie die Bilanz mit Gewinn- und Ver-
lustrechnung der Verwertungsstelle für das Geschäftsjahr 1966/67 
(1. Oktober 1966 bis 30. September 1967) vorgelegt. Bericht und 
Bilanz werden als Drucksache V/2739 verteilt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung um die in der Ihnen vorliegenden 
Liste bezeichneten Vorlagen ergänzt werden. — 
Das ist so beschlossen. 

Wir kommen dann zur Fortsetzung von Punkt I 
der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksache V/2793 — 

Wir hatten noch Restfragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Verkehr. Zur Beant-
wortung ist der Herr Parlamentarische Staatssekre-
tär Börner hier. Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen: 

Gilt die Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Wuppertal) und Genossen betr. Lärmproblem des 
Überschallverkehrs (Bundestagsdrucksachen V/2292, V/2369) noch 
unverändert? 

Wird übernommen? — Bitte sehr! 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Präsident, die 
Bundesregierung sieht keine Veranlassung, von 
ihrer früheren Erklärung, daß ein ziviler Verkehr 
mit Überschallflugzeugen über bewohnten Gebieten 
nicht stattfinden kann, sofern die dabei auftretenden 
Schalldrücke die bisher beobachteten Auswirkungen 
auf die überflogenen Gebiete und ihre Bewohner 
ausüben, abzugehen. Auch liegt aus den in der Be-
antwortung der Kleinen Anfrage, Bundestagsdruck-
sachen V/2292 und V/2369, dargelegten Gründen 
keine Veranlassung vor, auf eine Änderung des 
ICAO-Abkommens und der Transitvereinbarungen 
hinzuwirken. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schmidt, bitte! 

Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, wären Sie im Hinblick auf die Bedeutung 
dieser Angelegenheit und die schwerwiegenden Fol-
gen, die sich unter Umständen daraus ergeben, be-
reit, dem Hohen Haus oder zumindest den zustän-
digen Ausschüssen Unterlagen über die jetzt schon 
erstellten Untersuchungen über die Belastung der 
Bevölkerung durch Überschallknall zur Verfügung 
zu stellen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, soweit 
ich das übersehe, ist das in den bezeichneten Druck-
sachen schon zu einem Teil geschehen. Ich bin aber 
gern bereit, die entsprechenden Ausschüsse des Ho-
hen Hauses darüber zu informieren, inwieweit die 
internationale Diskussion über die Auswirkungen 
des Überschallverkehrs hier in den letzten Monaten 
zu bestimmten Ergebnissen gekommen ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Schmidt. 

Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD) : Können Sie uns 
die Zusage geben, daß diese Unterlagen möglichst 
bald zur Verfügung gestellt werden, damit sich die 
Ausschüsse auch sehr bald ein entsprechendes Bild 
machen können? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Wir werden uns darum 
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Parlamentarischer Staatssekretär Börner 
bemühen. Ich darf aber darauf hinweisen, Herr 
Kollege, daß wir mit Ihnen darin übereinstimmen, 
daß der Überschallverkehr über der Bundesrepublik, 
soweit er ziviler Natur ist und deshalb also vermie-
den werden kann, wenn er die heutigen Auswirkun-
gen behält, d. h. wenn man keine Vorrichtungen und 
Möglichkeiten schafft, die Belastungen der Bevölke-
rung durch den Überschallknall zu beseitigen, von 
uns über dem Territorium der Bundesrepublik 
Deutschland nicht zugelassen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Frage ist be-
antwortet. 

Frage 40 des Abgeordneten Fritsch (Deggendorf) : 

Treffen Behauptungen des Staatssekretärs im bayerischen 
Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr zu, wonach man 
an Saar und Ruhr Autobahnen und Schnellstraßen unter 
dem Motto Arbeitsbeschaffung bauen wolle, während man sie 
Ostbayern seit vielen Jahren vorenthalte? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, eine Be-
hauptung des Herrn Staatssekretärs im Bayerischen 
Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr des 
von Ihnen angegebenen Inhalts ist der Bundesregie-
rung nicht bekannt. Im übrigen würden solche Be-
hauptungen, falls sie aufgestellt worden wären, 
nicht zutreffen. Soweit die Bundesregierung bisher 
strukturelle oder konjunkturelle Förderungsmaß-
nahmen finanziert hat, wurde Bayern angemessen 
berücksichtigt. So wurden 1967 zur Belebung der 
wirtschaftlichen Konjunktur erhebliche zusätzliche 
Mittel für den Straßenbau auch in Bayern zur Ver-
fügung gestellt, und zwar in Höhe von 125,5 Millio-
nen DM bei einer Gesamtsumme für das Bundes-
gebiet von 684 Millionen DM. Die Mittel sind ent-
sprechend den Vorschlägen der bayerischen ober-
sten Landesbehörden nur für Straßenbaumaßnahmen 
verwendet worden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
kann man dann also feststellen, daß die Ziele des 
Straßenbaus im Rahmen des dritten Vierjahresplans 
zusammen mit den von Ihnen erwähnten Maßnah-
men, soweit derzeit überschaubar, in Bayern und 
insbesondere in Ostbayern erreicht worden sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich 
habe gesagt, daß aus den Maßnahmen der Bundes-
regierung nicht geschlossen werden kann, daß Bay-
ern benachteiligt worden ist. Bayern ist bei der 
Zuteilung von Mitteln genauso behandelt worden 
wie alle anderen Bundesländer. Wir haben uns bei 
diesen Maßnahmen nach den Vorschlägen der baye-
rischen Landesregierung gerichtet. Die Frage nach 
den Auswirkungen der Finanzierung auf den gesam-
ten 3. Vierjahresplan, die Sie gestellt haben, geht 
über diesen Sachverhalt weit hinaus. Ich möchte sie 
im Rahmen dieser Diskussion nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
für den Fall, daß die Aussage des bayerischen 
Staatssekretärs Sackmann richtig ist, daß unter dem 
Motto Arbeitsbeschaffung an Rhein und Ruhr der 
Straßenbau des Bundes — also Bundesautobahnen 
und Schnellstraßen — besonders gefördert werden 
soll, gibt es Überlegungen in Ihrem Hause, unter 
diesem Motto auch in Bayern und vor allem in 
Ostbayern besondere Maßnahmen vorzusehen oder 
zu initiieren? 

Römer, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die 
Ressorts der Bundesregierung beschäftigen sich zur 
Zeit mit Vorschlägen für strukturpolitische Maßnah-
men zugunsten der von der Kohlenkrise betroffenen 
Gebiete. Sie wissen, daß ein entsprechender Vor-
schlag der Landesregierung von Nordrhein-West-
falen vorliegt. In Verfolgung eines Wunsches, der 
in einem Antrag der SPD-Fraktion zum Ausdruck 
kam, sind wir bemüht, auch bestimmte Vorhaben 
aus dem Zonenrandgebiet bzw. aus den Grenzland

-

gebieten der Bundesrepublik in diese Überlegun-
gen einzubeziehen. Die Überlegungen sind noch 
nicht endgültig abgeschlossen. Ich hoffe aber, daß 
wir innerhalb der nächsten Wochen hier zu einer 
Abklärung zwischen den Bundesressorts kommen 
und daß auch Vorhaben, wie Sie sie nannten, in 
diese Planungen einbezogen werden können. Unser 
Haus steht dem jedenfalls sehr positiv gegenüber. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Weigl. 

Weigl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie mir Auskunft geben, in welcher Höhe die ost-
bayerischen Regierungsbezirke Oberpfalz und Nie-
derbayern an diesen zusätzlichen Mitteln, von denen 
Sie vorhin gesprochen haben, partizipiert haben? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, das ist 
eine Frage der innerbayerischen Aufteilung dieser 
Mittel. Ich müßte dazu erst eine Rückfrage an die 
bayerische Staatsregierung richten. Ich kann Ihnen 
aber versichern, daß nach den uns vorliegenden 
Unterlagen keine Benachteiligung der von Ihnen 
genannten Gebiete Bayerns in Frage kommt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Weigl. 

Weigl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat die 
bayerische Staatsregierung für die zukünftige Ent-
wicklung bereits konkrete Projekte vorgeschlagen, 
die zusätzlich gefördert werden sollen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Sie wissen, daß die 
Straßenbaumaßnahmen in dem Gebiet, von dem Sie 
sprechen, sehr langfristig mit uns abgesprochen 
sind. Es handelt sich um Projekte von Autobahnen 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 167. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. April 1968 	8787 

Parlamentarischer Staatssekretär Börner 
oder Bundesstraßen. Dazu gibt es natürlich sowohl 
in München als auch in unserem Hause Überlegun-
gen. Die Frage ist eben, inwieweit wir haushalts-
mäßig in der Lage sind, diese Projekte in den näch-
sten Jahren zu bedienen. Ich habe aber den Ein-
druck, daß alles getan wird — und die heutige Ver-
abschiedung des Haushalts dient dazu —, um auch 
hier den Straßenbau zügig voranzutreiben. 

Aber wir waren in der Diskussion von einer an-
geblichen Benachteiligung dieser Gebiete durch 
Maßnahmen der Bundesregierung ausgegangen, und 
diesen Vorwurf muß ich mit aller Entschiedenheit 
zurückweisen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Fellermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie meine Meinung teilen, daß die Berücksichtigung 
Bayerns aus der Sicht des Bundes dann noch kon-
kreter werden könnte, wenn Bayern wie andere 
Bundesländer einen Generalverkehrsplan hätte, den 
man in die langfristigen Überlegungen Ihres Hauses 
eingliedern könnte? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege Feller-
maier, natürlich ist es notwendig, gerade beim Stra-
ßenbau durch die Aufstellung von Generalverkehrs-
plänen weiträumig und langfristig zu disponieren. 
Eine solche Maßnahme würde uns zweifellos helfen, 
die Konsequenzen für die 70er-Jahre zu ziehen, die 
gezogen werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Frage 41 des Abgeordneten Fellermaier: 

Ist die Absicht, in einer Änderung der Straßenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung nur noch weißes Scheinwerferlicht zuzulassen, 
mit anderen europäischen Staaten abgestimmt, insbesondere mit 
denen, die gegenwärtig gelbes Scheinwerferlicht bevorzugen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die be-
absichtigte Neufassung der Vorschrift über die Farbe 
des Scheinwerferlichts liegt im Rahmen der hierfür 
geltenden Bestimmungen internationaler Regelun-
gen. Eine Abstimmung mit anderen Staaten, die ge-
genwärtig gelbes Scheinwerferlicht bevorzugen, er-
übrigt sich daher. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Fellermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht der Meinung, daß das angesichts der Tatsache, 
daß der europäische Industriemarkt voraussichtlich 
am 1. Juli Wirklichkeit wird, im Kraftfahrzeugsektor 
hier im Bereich der EWG auch transparent wird und 
daß man dann nicht ausschließlich in der Bundes-
republik eine Regelung finden sollte, die eben keine 
Fortsetzung in den europäischen Staaten findet, die 

mit uns in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vereinigt sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich darf 
Sie darauf aufmerksam machen, daß das von Ihnen 
genannte gelbe Scheinwerferlicht ausschließlich 
durch einen Alleingang Frankreichs eingeführt 
wurde, daß andere europäische Länder dieses gelbe 
Scheinwerferlicht nicht für ihre Kraftfahrzeuge vor-
geschrieben haben und daß durchaus die Tendenz 
besteht, das im Sinne der bisherigen deutschen 
Regelung zu vereinheitlichen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Fellermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Staatssekretär, bei dem 
hohen Exportanteil gerade der französischen Auto-
mobilindustrie in europäischen Ländern wird es 
dann doch so sein, daß trotz des Alleingangs Europa 
eben mit weißem und gelbem Scheinwerferlicht 
fährt, und meinen Sie nicht, daß sich die eine oder 
andere Seite vielleicht doch technisch überzeugen 
lassen sollte, daß man zu einer europäischen Rege-
lung in diesen Fragen kommen sollte, wo es einfach 
um die Grundregeln auch der Verkehrssicherheit 
geht? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich 
würde sagen, daß es notwendig ist, daß sich in 
einem gemeinsamen europäischen Markt nicht alle 
anderen nach einem Partner richten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 42 des 
Herrn Abgeordneten Dröscher: 

In welchem Umfang hilft die Bundesregierung privaten Eisen-
bahnen mit dem Ziel, daß diese Sozialtarife wie etwa Schiller-
ermäßigung gewähren können? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die 
privaten Eisenbahnen unterliegen nicht der Aufsicht 
des Bundes. Sie sind vielmehr den Ländern unter-
stellt, denen auch die Aufgabe zufällt, im Bedarfs-
fall Zuschüsse zu den Kosten des Betriebs dieser 
Bahnen zu leisten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Dröscher! 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung angesichts der Notwendigkeit, im 
Bundesgebiet gleiche Lebensverhältnisse zu schaffen 
und die Chancengleichheit der Schüler herbeizufüh-
ren, einmal Überlegungen angestellt, ob in dieser 
Hinsicht eine gleichmäßige Behandlung der privaten 
Bahnen im Bundesgebiet zur Ausschaltung von 
Nachteilen für bestimmte Schülergruppen möglich 
ist? 
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Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich darf 
Sie darauf hinweisen, daß die Möglichkeit der Bun-
desregierung, in Ausbildungsförderungen einzugrei-
fen, durch das Grundgesetz sehr eng umrissen ist. 
Etats oder Wirtschaftspläne von Bahnen eignen sich 
nicht für sozialpolitische Maßnahmen. Sozialpoliti-
sche Maßnahmen müssen dann immer — das ist bei 
der Bundesbahn so, das ist auch bei den nicht bun-
deseigenen Eisenbahnen so — durch den entspre-
chenden Eigentümer zu Lasten des Unternehmens 
oder durch eine Ausgleichszahlung in die Wirt-
schaftspläne eingeführt werden. Man kann durchaus 
— da stimme ich Ihnen zu — darüber diskutieren, 
ob Schulgeldfreiheit, Lernmittelfreiheit usw. nicht 
auch so etwas wie eine Schulweggeldfreiheit um-
fassen müßte, d. h. der Weg zur Schule für den 
Fahrschüler in die Bildungsförderungsmaßnahme 
einbezogen werden sollte. Das ist sicher ein bil-
dungspolitischer Aspekt, über den sich reden läßt. 
Daß das aber zu Lasten einer Kleinbahn gehen muß, 
vermag ich nicht einzusehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage, Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Darf ich Sie also so verstehen, 
Herr Staatssekretär, daß Sie mit mir darin überein-
stimmen, daß die Chancengleichheit der Schüler aus 
den ländlichen Räumen hergestellt werden muß, daß 
dies in diesem speziellen Fall aber eine Aufgabe 
des Landes Rheinland-Pfalz wäre? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Ich würde es so sagen, 
daß es die Bundesregierung sicher begrüßen wird, 
wenn die Länder im Rahmen der gemeinsamen Be-
mühungen um die Stärkung des Bildungsniveaus in 
unserem Lande allgemein dazu übergehen, diese 
Art der Bildungsförderung fortzusetzen, d. h. den 
kostenlosen Transport des Schülers zwischen seinem 
Wohnsitz und der nächsten höheren Schuleinrich-
tung oder Universität über ihre Bildungsetats abzu-
decken. Das wäre nach der verfassungsrechtlichen 
Lage von heute ein durchaus annehmbarer Weg. 
Ich sehe aber nicht ein, daß das zu Lasten der Bun-
desbahn oder der nicht bundeseigenen Eisenbahnen 
über deren Wirtschaftspläne gemacht werden muß. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Fragen 43 
und 44 des Herrn Abgeordneten Dr. Kliesing können 
wohl zusammen beantwortet werden: 

Besteht noch die Absicht, im Bereich des Amtes Bornheim 
einen Anschluß an die Autobahn Bonn—Köln zu schaffen? 

Ist die Bundesregierung sich der Wichtigkeit bewußt, die eine 
solche An- und Abfahrt für den Gemüsebau haben würde, um 
dem hochqualifizierten Obst- und Gemüseanbau im Amte Born-
heim unter den Aspekten der europäischen Agrarpolitik den er-
forderlichen schnellen Zugang zu den Absatzmärkten zu ver-
mitteln und zu sichern? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, im Zu-
sammenhang mit der vom Land Nordrhein-West-
falen geplanten nördlichen Umgehungsstraße Bonn 

ist beabsichtigt, an der Kreuzung mit der Bundes-
autobahn Köln—Bonn nahe Hersel eine neue An-
schlußstelle herzustellen. Die Bundesregierung ist 
davon überzeugt, daß die vom Land Nordrhein-
Westfalen geplante neue Anschlußstelle an der Bun-
desautobahn Köln–Bonn bei Hersel mit den vorge-
sehenen Anschlußstrecken für den schnellen Ge-
müsetransport von Bornheim zu den Absatzmärkten 
bedeutsam ist. Die Bundesregierung stellt sich da-
her auch positiv zu der entsprechenden Planung des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kliesing. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie aus Ihrer erfreulich positiven 
Stellungnahme die Konsequenz ziehen, auf die Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen einzuwirken, 
damit hier keine unnötigen Verzögerungen eintre-
ten? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, aus un-
serer positiven Haltung zu einem bestimmten Pro-
jekt eines Landes ist nicht unbedingt zu schließen, 
daß wir das Recht hätten, hier auf seine Haushalts-
politik einzuwirken. Ich bitte um Verständnis dafür, 
daß das unter Umständen das Verhältnis zwischen 
dem Bund und den Ländern sehr belasten könnte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Kliesing. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Ich glaube, 
es handelt sich um ein Mißverständnis. Wäre es 
Ihnen möglich — so will ich es einmal formulie-
ren —, die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
darauf hinzuweisen, daß die Bundesregierung es 
sehr begrüßen würde, wenn diese Angelegenheit 
beschleunigt verwirklicht würde? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich bin 
überzeugt, daß hinsichtlich der Dringlichkeit und der 
Nützlichkeit dieser Straßenanbindung und der 
Autobahnabfahrt die gleichen Gedanken in Düssel-
dorf vertreten werden, wie ich sie hier ausgespro-
chen habe. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Damit sind die 
Fragen aus dem Bereich des Bundesministers für 
Verkehr beantwortet. Vielen Dank, Herr Staats-
sekretär. 

Die Fragen aus dem Bereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten müssen 
heute wegen Erkrankung des Ministers und wegen 
der Verhandlungen, die sein Staatssekretär im 
Augenblick in Brüssel zu führen hat, zurückgestellt 
werden. 

Wir kommen dann zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wohnungs- 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
wesen und Städtebau. Zur Beantwortung ist hier 
Herr Staatssekretär Schornstein. 

Ich rufe die Fragen 51, 52 und 53 des Herrn 
Abgeordneten Strohmayr auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Bundesgerichtshof 
in einem Grundsatzurteil (BGH VIII ZR 143/67) festgestellt hat, 
daß eine vorzeitige Zurückzahlung von Staatsbediensteten- oder 
Arbeitgeberdarlehen nicht dazu berechtige, den Mietpreis nach 
eigenem Gutdünken zu erhöhen? 

Hat das Urteil des Bundesgerichtshofs auch die gleichen positi-
ven Aukwirkungen auf die Wohnungen des allgemeinen sozia-
len Wohnungsbaues, deren Darlehen vorzeitig abgelöst wurden? 

Müssen bereits vorgenommene Mieterhöhungen, die im Wider-
spruch zu dem BGH-Urteil stehen, wieder rückgängig gemacht 
werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Herr 
Präsident, ich bitte, die Fragen im Zusammenhang 
beantworten zu dürfen, weil sie denselben Gegen-
stand betreffen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte sehr! 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Das 
Urteil ist bekannt, Herr Abgeordneter. Danach ist für 
Wohnungen, die mit Wohnungsfürsorgemitteln für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes geschaffen 
worden sind, die Mieterhöhungserklärung des Ver-
mieters wirkungslos, wenn er es ablehnt, die Zu-
stimmung der zuständigen Stelle zur Erhöhung der 
Miete einzuholen. 

Auf öffentlich geförderte Wohnungen des allge-
meinen sozialen Wohnungsbaus hat dieses Urteil 
keinen Einfluß. Hat der Vermieter von Sozialwoh-
nungen die Mittel nach dem 1. August 1965 vorzei-
tig zurückgezahlt, so gelten die Wohnungen nach 
den Vorschriften des Wohnungsbindungsgesetzes 
1965 grundsätzlich noch fünf Jahre lang als öffent-
lich gefördert, d. h. daß der Vermieter auch wäh-
rend dieser Zeit nur die Kostenmiete erheben darf. 
Auf Grund der vorzeitigen Rückzahlung darf die 
Kostenmiete nur insoweit erhöht werden, als für 
den zurückgezahlten Restbetrag eine Eigenkapital-
verzinsung bis zu 4% angesetzt werden kann. 
Soweit eine höhere als die zugelassene Kostenmiete 
gefordert wird, ist die Forderung unbegründet. Der 
Mieter hätte in diesem Falle einen Anspruch auf 
Rückerstattung. 

Bereits vorgenommene Mieterhöhungen bei Woh-
nungen für Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
die im Widerspruch zu dem vorerwähnten Urteil 
des Bundesgerichtshofs stehen, sind unwirksam. Im 
Einzelfall kann diese Frage mit bindender Wirkung 
natürlich nur das Gericht entscheiden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Strohmayr. 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, gilt dies 
auch bei Rückzahlungen von 7-c-Darlehen. Ist es da 
also möglich, daß, wenn die Darlehen zurückgezahlt 
sind, der Hausbesitzer die Verzinsung seines Kapi

-

tals durch eine Mieterhöhung wirksam werden las-
sen kann? 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Herr 
Abgeordneter, grundsätzlich gelten die Ansätze der 
ursprünglichen Wirtschaftlichkeitsberechnung zu-
gunsten des Vermieters fort. Wenn also in dieser 
Wirtschaftlichkeitsberechnung bereits außer dem 
normalen Tilgungssatz ein Zinsersatz für die Mehr-
tilgung enthalten ist, so gelten diese Ansätze zu 
seinen Gunsten weiter, auch wenn das 7-c-Darlehen 
getilgt ist. Wenn ihm dagegen kein Zinsersatz zuge-
billigt war — was in früheren Jahren vorgekommen 
ist —, dann könnte er in diesem Fall nunmehr eine 
Verzinsung von 4 % im Rahmen von 15 % der Ge-
samtkosten — so ist es ja im sozialen Wohnungs-
bau — verlangen, darüber hinaus sogar eine markt-
übliche Verzinsung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Die Fragen 54 bis 56 des Abgeordneten Dr. 
Schwörer können wohl auch im Zusammenhang be-
antwortet werden: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Heizungsversorgung 
der Wohngemeinde Bueloch — Standort Meßstetten — seit dem 
Winter 1966/67 ständig Anlaß zu Beschwerden gibt und daß 
darüber hinaus die Preisgestaltung der Fern-Wärme-Kraft GmbH 
nicht unerheblich über das sonst übliche Preisniveau hinausgeht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von der Fern-
Wärme-Kraft GmbH vorgenommene Preiserhöhung zum 1. Ja-
nuar 1968 ohne Genehmigung der Oberfinanzdirektion Stuttgart 
durchgeführt wurde? 

Welche Gründe haben das Bundeswohnungsministerium ver-
anlaßt, die Heizungs- und Warmwasserversorgung der Siedlung 
Bueloch einer kommerziellen Gesellschaft zu übertragen, statt 
die Versorgung durch die Gemeinnützige Deutsche Wohnbau 
GmbH zu ermöglichen? 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Herr 
Bundestagsabgeordneter, die Antwort auf Ihre 
Fragen lautet wie folgt: 

Seit Inbetriebnahme der zentralen Heizungs-
anlage im Jahre 1965 ist nur eine Beschwerde 
Ende des Jahres 1966 an mein Haus herangetragen 
worden. Nach Behebung vorübergehender Störun-
gen im Heizungssystem zog der Beschwerdeführer 
noch im Dezember 1966 seine Beschwerde zurück. 

Die Wohnsiedlung Bueloch-Meßstetten liegt in 
einer Höhe von etwa 900 m auf der Rauhen Alb und 
ist sehr stark klimatischen Unbilden ausgesetzt. Des-
halb war von Anfang an damit zu rechnen, daß die 
Wärmekosten über das normale Maß hinausgehen, 
sich jedoch noch in einem vertretbaren und zumut-
baren Rahmen halten würden. 

Die Preiserhöhung der Fernwärmekraft GmbH be-
durfte keiner Genehmigung durch die Oberfinanz-
direktion Stuttgart. Die von der Fernwärmekraft 
GmbH sowohl mit der Gemeinnützigen Deutschen 
Wohnungsbau GmbH als auch mit den Mietern 
geschlossenen Wärmelieferungsverträge enthalten 
nämlich Gleitklauseln, welche die Lieferfirma be-
rechtigen, bei Lohn und Preissteigerungen den Hei-
zungspreis nach einem vereinbarten Schlüssel zu 
erhöhen. Willkürliche Preiserhöhungen sind natür- 
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lieh nicht zulässig. Eine Überprüfung der Preiserhö-
hung ist von meinem Hause veranlaßt. 

Zunächst bestand die Absicht, das Heizwerk ge-
meinsam mit den Wohnungen zu finanzieren. Davon 
mußte jedoch aus Rentabilitätsgründen Abstand 
genommen werden. Um die selbständige Errichtung 
der zentralen Heizungsanlage hatte sich auch die 
Gemeinnützige Deutsche Wohnungsbau GmbH be-
worben. Das Angebot der Firma Fernwärmekraft 
GmbH erwies sich jedoch als das günstigere. Sogar 
der heute geforderte Wärmepreis liegt noch unter 
dem seinerzeit von der Gemeinnützigen Deutschen 
Wohnungsbau GmbH kalkulierten Preis. 

Die Auswahl der Firma Fernwärmekraft GmbH 
erfolgte übrigens im Benehmen mit dem Herrn Bun-
desschatzminister, dessen Technische Abteilung sei-
nerzeit die vorgelegten Angebote überprüft hatte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen von einem Gespräch in Stuttgart bei der 
WBV vom 30. Januar 1968 nichts bekannt? 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Nein, 
darüber ist mir leider nichts bekannt. Können Sie 
mir den Inhalt vielleicht näher mitteilen? Dann kann 
ich dazu Stellung nehmen. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Ich möchte eine wei-
tere Zusatzfrage stellen. Herr Staatssekretär, wenn 
Sie diese Nachprüfungen schon anstellen, dann 
möchte ich Sie bitten, auch zu überprüfen, ob im 
Zuge des Wegfalls von Wohnungs- und Heizkosten-
zuschüssen nicht untragbare Heizkostenbelastungen 
gerade für die Angehörigen der unteren Besol-
dungsgruppen eintreten. Wären Sie bereit, dies be-
sonders zu überprüfen? 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Ich bin 
gern bereit, das mit prüfen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Dr. Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Sind Sie, wenn die in 
der Besprechung in Stuttgart gerügten Mißstände 
wirklich bestehen, bereit, die gesamten Möglichkei-
ten des Wohnungsbauministeriums einzusetzen, um 
die Mißstände eventuell abzustellen, oder, wenn das 
nicht möglich ist, die durch den Vertrag mit dieser 
Firma, die bis jetzt diese Heizungen zu betreuen 
hat, bestehenden vertraglichen Möglichkeiten einer 
Kündigung zu nutzen? 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Ich 
habe eben gesagt: Ich bin sehr gern bereit, diese 
Frage aufzuklären. Wenn sich Mißstände ergeben 

haben, werden wir daraus Folgerungen ziehen und 
die notwendigen Verhandlungen führen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe jetzt die 
Fragen 21 bis 23 des Herrn Abgeordneten Hörauf 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bundeswehrstandort 
Freyung (Bayerischer Wald) von ca. 100 Wohnungen für Bun-
desbedienstete (Angehörige der Bundeswehr) zur Zeit acht Woh-
nungen nicht besetzt sind, weil die Wohnungsbewerber bei der 
Anmietung von familiengerechten Wohnungen auf Wohnungen 
ausweichen, die im Rahmen des allgemeinen sozialen Wohnungs-
baues zu wesentlich günstigeren Mieten zur Verfügung stehen? 

Worauf ist das erhebliche Auseinanderklaffen zwischen der 
qm-Miete des sozialen Wohnungsbaus und des Wohnungsbaus 
für Bundeswehrangehörige zurückzuführen? 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, .durch Neuord-
nung der Finanzierungsgrundlagen eine Angleichung herbeizu-
führen? 

Die Fragen betreffen denselben Gegenstand und 
können auch gemeinsam beantwortet werden. Herr 
Staatssekretär! 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Herr 
Abgeordneter, die Antwort auf Ihre Fragen lautet 
wie folgt: 

Der Bundeswehr stehen im Standort Freyung 110 
Wohnungen zur Verfügung. Davon stehen zur Zeit 
drei wegen Versetzung der Mieter leer. Nach mei-
nen Feststellungen ist bis zum 1. Juni 1968 mit dem 
Freiwerden weiterer sechs Wohnungen zu rechnen. 
Erstmals werden den Angehörigen der Bundeswehr 
Sozialwohnungen angeboten. Ich halte es für mög-
lich, daß dafür nicht genügend Bewerber vorhanden 
sind. Worauf dies zurückzuführen ist, ist mir nicht 
bekannt und konnte in der Zwischenzeit nicht so 
schnell aufgeklärt werden. 

Es trifft aber nicht zu, daß die Mieten dieser So-
zialwohnungen günstiger seien als die Bundesbe-
dienstetenmieten. Die Bundesbedienstetenmieten lie-
gen in Freyung je nach Ausstattung zur Zeit zwi-
schen 1,90 DM und 2,25 DM, während die Sozial-
mieten bis zu 2,40 DM je qm Wohnfläche im Monat 
betragen. 

Wie ich zur vorausgehenden Frage ausgeführt 
habe, sind die Sozialmieten durchweg höher als die 
Bundesbedienstetenmieten. Die Umzugswünsche der 
Bundesbediensteten beruhen offenbar darauf, daß 
die Sozialwohnungen besser ausgestattet sind — 
nämlich mit Zentralheizung —, während die älteren 
Bundesdarlehenswohnungen mit Einraumöfen oder 
höchstens mit Mehrraumheizung ausgestattet sind. 
Damit ergibt sich für die Eigentümer der älteren 
Wohnungen natürlich immer stärker die Notwendig-
keit, ihre Wohnungen den modernen Wohnungsan-
sprüchen anzupassen, um konkurrenzfähig zu blei-
ben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Hörauf. 

Hörauf (SPD) : Herr Staatssekretär, was beabsich-
tigt die Bundesregierung zur Verbesserung der Aus

-

stattung der Bundesbedienstetenwohnungen zu tun? 
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Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Herr 
Abgeordneter, eine generelle Anordnung der Mo-
dernisierung dieser älteren Bundesbedienstetenwoh-
nungen ist wegen der Knappheit der Haushaltsmittel 
leider nicht möglich. Bei besserer Finanzlage wird 
diese Aufgabe sicherlich auch von uns in Angriff 
genommen werden müssen. Aber auf freiwilliger 
Basis werden solche Wohnungen seit langem auf 
Wunsch der Mieter von den Wohnungsbaugesell-
schaften modernisiert, insbesondere auf Zentral-
heizung, meist Ölheizung, umgestellt, sofern die 
Mieter zur Zahlung einer entsprechend erhöhten 
Miete bereit sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Hörauf. 

Hörauf (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß weitere Soldatenfamilien 
Bundesbedienstetenwohnungen zu kündigen beab-
sichtigen, da frei finanzierte Wohnungen in diesem 
Raum erheblich billiger sind? Wenn ja, würden Sie, 
Herr Staatssekretär, bereit sein, den Vorgang noch-
mals genauestens überprüfen zu lassen und mir 
schriftlich Bescheid zu geben? 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Ich bin 
dazu gern bereit. Wir konnten in der kurzen Zeit 
nur eine fernmündliche Rückfrage anstellen, aber 
ich will die weiteren Fragen, die Sie gestellt haben, 
durch die Oberfinanzdirektion eingehend unter-
suchen lassen und einen schriftlichen Bericht ver-
langen. Ich bin bereit, Sie dann darüber zu unter-
richten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
könnten Sie sich vorstellen, daß das Bundeswoh-
nungsbauministerium zur Rationalisierung eines Ta-
ges auch die verschiedenen Klassen der Bundes-
wehrwohnungen wegfallen lassen könnte? 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Ich 
kann mir das vorstellen. Es ist sogar ein Ziel, das 
wir anstreben, diese Klassifizierung fallenzulassen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank für 
die Beantwortung der Fragen aus diesem Geschäfts-
bereich. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Gesundheitswesen. 
Frau Strobel ist selber anwesend. Zunächst rufe ich 
die Fragen 63, 64 und 65 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hammans auf. 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Hammans scheint nicht da zu 
sein. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ist er nicht im 
Saal? Dann werden die Fragen schriftlich beant-
wortet. 

Dann rufe ich die Fragen 66 bis 68 des Abgeord-
neten Dr. Jungmann auf: 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß in Apotheken 
für bestimmte Arzneimittel oder für andere Mittel des täglichen 
Bedarfs geworben wird? 

Hält es die Bundesregierung für erforderlich, die Werbung für 
Arzneimittel und andere Mittel in Apotheken zu bestreiten? 

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende, die Werbung 
betreffende Bestimmungen in die Apethekenbetriebsordnung 
aufzunehmen? 

Bitte, Frau Minister! 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Dr. Jungmann, die Werbung 
für Arzneimittel in der Apotheke ist durch das Ge-
setz über die Werbung auf dem Gebiete des Heil-
wesens geregelt. Es darf demnach z. B. einem Arz-
neimittel nicht eine Wirkung zugeschrieben wer-
den, die ihm nach dem Stand der Wissenschaft und 
den praktischen Erfahrungen nicht zukommt, oder 
es darf nicht der Eindruck erweckt werden, daß eine 
Wirkung mit Sicherheit eintritt, z. B. bei einem 
Schlankheitsmittel. 

Ich halte es allerdings nicht für gut, wenn für be-
stimmte Arzneimittel ausschließlich und bevorzugt 
geworben wird, weil die Neutralität der Apotheke 
als Abgabestelle für Arzneimittel gewährleistet sein 
sollte. 

Soweit es um die Werbung für andere Mittel und 
Gegenstände geht, gibt es gesetzliche Werbe-
beschränkungen nicht. Sie können auch nicht in die 
Apothekenbetriebsordnung aufgenommen werden. 
Im § 21 des Gesetzes über das Apothekenwesen gibt 
es hierzu keine Ermächtigung. Es gibt dafür aller-
dings Werberichtlinien der Apothekenkammern, die 
aber weniger gesundheitspolitische als vielmehr 
standespolitische Gesichtspunkte beinhalten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Jungmann (CDU/CSU) : Frau Bundesmini-
ster, darf ich Sie fragen, ob Sie die Auswirkungen 
des Heilmittelwerbegesetzes auch gerade in bezug 
auf die Werbung in Apotheken für zufriedenstel-
lend halten, oder ob Sie vielleicht den Zeitpunkt für 
gekommen erachten, die Auswirkungen dieses Ge-
setzes einmal kritisch zu überprüfen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Jungmann, es ist mir bekannt, 
daß die Länder die Durchführung des Gesetzes in-
tensivieren wollen. Ich möchte das gerne abwarten. 
Man muß dann allerdings prüfen, ob weitere, Be-
schränkungen doch notwendig werden. Ich bin der 
Meinung, daß sich solche dann nicht allein auf die 
Apotheken beziehen könnten, sondern auf alle Ab-
gabestellen von Arzneimitteln. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage Nr. 69 von Frau Dr. Heuser auf: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um den weiteren personellen Rückgang im Hebammenberuf auf-
zuhalten? 

Bitte, Frau Minister! 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Entschuldigung, es waren drei Fragen. Ich 
bin damit einverstanden, daß Herr Dr. Jungmann 
der Meinung ist, sie sind alle drei beantwortet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Sicher. 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Frau Dr. Heuser, das Hebammengesetz von 
1938 geht noch davon aus, daß die meisten Frauen 
zu Hause entbinden. Während im Jahre 1952 die 
Zahl der Hausgeburten noch 52,6 % aller Geburten 
ausmachte, betrug sie 1966 nur noch 12,9%. Ich bin 
überzeugt, die Zahl wird weiter zurückgehen, zumal 
jetzt die Entbindung in der Klinik Pflichtleistung der 
Krankenkassen geworden ist. Durch diese an sich 
sehr begrüßenswerte Entwicklung ist der Beruf der 
Hebamme, vor allem, soweit er freiberuflich ausgeübt 
wird, für den Nachwuchs nicht mehr sehr anziehend. 
Der Mangel an Nachwuchs wird sich aber auch für 
die Belegkrankenhäuser und selbst bei der Beset-
zung von Hebammenstellen in Entbindungskliniken 
bemerkbar machen. Die notwendige Neuordnung des 
Hebammenwesens muß den jetzigen Gegebenheiten 
Rechnung tragen. Die in der EWG in Beratung be-
findlichen Richtlinien für die Freizügigkeit und die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome muß dabei 
von uns berücksichtigt werden. Dort wird zur Zeit 
von einer zehnjährigen Schulbildung als Voraus-
setzung für den Besuch der Hebammenanstalt aus-
gegangen. 

Es tut mir leid, ich bin im Augenblick nicht in der 
Lage, Ihnen mehr über die künftige Planung der 
Neuordnung zu sagen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Frau Dr. Heuser. 

Frau Dr. Heuser (FDP) : Frau Ministerin, ich 
bitte davon ausgehen zu wollen, daß ich völlig einig 
mit Ihnen darin bin, daß die Zunahme der Geburten 
in Kliniken zu befürworten ist. Darf ich Sie aber 
fragen, ob Sie vor Augen haben, daß der Gesund-
heitsausschuß der vergangenen Legislaturperiode 
bei Beratung des Gesetzes zur Vorsorge für die 
Schwangeren ausdrücklich betont hat, daß nicht nur 
die ärztliche Vorsorge, sondern auch die Vorsorge 
durch die Hebammen im Gesetzestext deutlich ge-
macht werden sollte. Aber immer noch wird in der 
Praxis darauf keinerlei Rücksicht genommen. Ich 
darf Sie in diesem Zusammenhang auf die neuerlich 
erlassenen Richtlinien des Bundesausschusses ver-
weisen. 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Frau Kollegin Dr. Heuser, das geht nun in 
Ihre erste Frage hinein, die wahrscheinlich morgen, 

nehme ich an, vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung beantwortet wird. Ich weiß, daß es 
Verhandlungen darüber gibt, ob es möglich ist, die 
Hebammen stärker als bisher in die Schwanger-
schaftsvorsorge einzubeziehen, daß aber eine Eini-
gung darüber zwischen den Beteiligten noch nicht 
erreicht wurde. Ich möchte dem Herrn Bundes-
minister für Arbeit verständlicherweise heute nicht 
vorgreifen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Dr. Heuser. 

Frau Dr. Heuser (FDP) : Darf ich eine Zusiche-
rung von Ihnen dahin erhalten, daß das Bundes-
gesundheitsministerium seinerseits bemüht sein 
wird, eine solche Maßnahme im Gespräch mit dem 
Sozialminister zu befürworten? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Das Bundesgesundheitsministerium hat sich 
in den bereits stattgefundenen Gesprächen dafür 
eingesetzt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Schmidt (Offenbach). 

Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD): Frau Minister, 
da in dieser Frage offensichtlich unterschiedliche 
Vergütungen für die Leistungen der Hebammen in 
den einzelnen Bundesländern vorhanden sind: 
Wären Sie bereit, den Mitgliedern des Gesundheits-
ausschusses einen Überblick über den tatsächlichen 
Sachstand, insbesondere über die Vergütungen der 
Hebammen in den einzelnen Bundesländern, zu 
geben? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Gern, Herr Kollege Schmidt. Es dürfte aber 
bekannt sein, daß es im Dezember 1966 gelungen ist, 
eine Verbesserung der Gebührenordnung für Heb-
ammen zu erreichen. Unabhängig davon bekommen 
Sie selbstverständlich diese Zusammenstellung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
(CDU/CSU) : Frau Minister, ist Ihnen bekannt, ob 
die Länderregierungen weitere Maßnahmen ergrei-
fen werden, um dem ganz empfindlichen Mangel 
von Hebammen in den ländlichen Bereichen zu be-
gegnen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege von Wittgenstein, wir gehen 
zunächst einmal davon aus, daß durch entsprechende 
Sicherheit in der Entlohnung, aber auch durch eine 
Anhebung des Hebammenberufs im Bereich der 
Ausbildung bessere Voraussetzungen geschaffen 
werden. Wir können aber niemanden zur Ausbil-
dung als Hebamme reglementieren. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
(CDU/CSU) : Frau Minister, halten Sie die Einkom-
mensgarantien, wie sie jetzt in den Ländern den 
Hebammen gegeben werden, für ausreichend? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Ein großer Teil der Hebammen ist leider auf 
diese Einkommensgarantien angewiesen. Man muß 
sie laufend daraufhin überprüfen, ob sie den gestie-
genen Lebenshaltungskosten gerecht werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
(CDU/CSU) : Sind Sie dazu bereit? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Das tun wir laufend, Herr von Wittgen-
stein. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frau Funcke zu 
einer Zusatzfrage. 

Frau Funcke (FDP) : Frau Minister, können Sie 
sich nicht denken, daß sich dadurch, daß Sie den 
Hebammen zusätzliche Aufgaben zuweisen, eine 
bessere Entlohnung von daher ergibt und so gar 
keine Schwierigkeiten mit den Ländern entstehen, 
weil dann eine Anhebung der Grundgarantie nicht 
mehr ein Akt der Gutwilligkeit, sondern von der 
Sache her begründet ist? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Frau Kollegin Funcke, wir können nicht ein-
fach Aufgaben zuweisen. Sie sind im Gesetz ge-
regelt. Frau Kollegin Heuser hat schon darauf hin-
gewiesen, daß der Gesundheitsausschuß weiter-
gehende Vorstellungen hatte, als sie heute prakti-
ziert werden. Es geht aber auch darum, daß die 
Krankenkassen die mit den Hebammen vereinbar-
ten Leistungen auch honorieren, und gerade im 
Bereich der Schwangerschaftsvorsorge gehen die 
Meinungen darüber, wieviel Vorsorgeuntersuchun-
gen und an wen honoriert werden, zwischen Heb-
ammen, Ärzten und Krankenkassen auseinander. Ich 
habe schon darauf hingewiesen, daß sich das Ge-
sundheitsministerium in diesen Gesprächen sehr 
dafür eingesetzt hat, daß die Hebammen an der 
Schwangerschaftsvorsorge stärker als bisher be-
teiligt werden. Aber es muß eben erreicht werden, 
daß die Krankenkassen das dann auch honorieren. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere Zu-
satzfrage, Frau Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Frau Minister, da diese 
Frage in diesem Hause schon so oft und so lange 
diskutiert worden ist, möchte ich Sie fragen: darf 
man damit rechnen, daß in absehbarer Zeit zwischen 

dem Herrn Sozialminister, den Krankenkassen und 
Ihnen nun endlich eine Regelung gefunden wird? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Ich möchte annehmen, daß der Herr Bundes-
arbeitsminister morgen auf die erste Frage von Frau 
Heuser, die durch die getroffene Einteilung leider 
erst nach der zweiten Frage beantwortet wird, eine 
hoffentlich befriedigende Antwort geben wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Danke, Frau 
Minister, für die Beantwortung der Fragen aus die-
sem Geschäftsbereich. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen. Ich rufe die Fragen 86 und 
87 des Herrn Abgeordneten Dichgans auf — sie ge-
hören wohl zusammen —: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die bereits jahrzehnte-
lang bestehende Girosammelverwahrung von Wertpapieren, die 
für den modernen Wertpapierverkehr und für die Verbreitung 
des Wertpapiersparens unentbehrlich ist, durch das  Urteil des 
Bundesfinanzhofs vom 15. Februar 1966 zur ertragsteuerlichen 
Bewertung girosammelverwahrter Wertpapiere gefährdet wird? 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, die Auswirkungen 
dieses in Frage 86 erwähnten Urteils durch eine Verwaltungs-
regelung zu vermeiden, in der die Einzelbewertung der Wert-
papiere ohne Rücksicht auf ihre Verwahrungsart nach den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung aner-
kannt wird, oder hält sie hierfür eine Gesetzesergänzung für 
erforderlich? 

Ist Herr Dichgans im Saal? — Er ist nicht im 
Saal. 

(Abg. Dr. Schmid-Burgk: Ich nehme die 
Frage auf!) 

— Sie wird übernommen. 

Zur Beantwortung der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich darf die Frage 
wie folgt beantworten. Der Bundesregierung ist be-
kannt, daß die Kreditinstitute befürchten, das Urteil 
des Bundesfinanzhofs vom 15. 2. 1966 werde zu 
einer Beeinträchtigung der Girosammelverwahrung 
von Wertpapieren führen. Die Bundesregierung hält 
— in Übereinstimmung mit Ihnen, Herr Abgeord-
neter — die Girosammelverwahrung der Wert-
papiere für eine fortschrittliche und moderne Ein-
richtung, die zu einer rationellen Abwicklung des 
Wertpapierverkehrs unentbehrlich ist. 

Das Bundesfinanzministerium steht mit den für 
die Verwaltung der Einkommensteuer zuständigen 
Landesbehörden bereits seit einiger Zeit in Ver-
handlungen darüber, ob und wie die sich aus dem 
Bundesfinanzhof-Urteil für die Girosammelverwah-
rung von Wertpapieren ergebenden Gefahren durch 
einen Verwaltungserlaß beseitigt oder weitgehend 
abgemildert werden können. Wenn der Verwal-
tungserlaß ergangen ist, ist eine Gesetzesänderung, 
die kaum auf die Bewertung von Wertpapieren im 
Girosammeldepot beschränkt werden könnte, son-
dern auch andere Tatbestände der Vermischung um-
fassen müßte, nicht erforderlich. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 
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Dr. Schmid -Burgk (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wird durch diesen Verwaltungserlaß er-
reicht, daß die Girosammelverwahrung gegenüber 
der Einzelverwahrung steuerlich nicht benachteiligt 
ist? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das soll so sein, Herr  
Kollege, wie ich hoffe. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Schmid-Burgk. 

Dr. Schmid-Burgk (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wird durch den Erlaß ferner sichergestellt 
werden, daß eine rückwirkende Verschlechterung 
gegenüber der Übung vor dem Urteil vermieden 
wird? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Wir streben das an. 
Aber, wie gesagt, Herr Kollege, da haben auch 
andere noch mitzureden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Fragen 88 
bis 90 des Herrn Abgeordneten Wolf gehören auch 
zusammen: 

Wie hoch sind die Steuervorteile bei den Arbeitgebern durch 
Fondsbildung für betriebliche Altersversorgung? 

Trifft es zu, daß vielfach die betriebliche Altersversorgung 
vorwiegend aus Gründen steuerlicher Vorteile geschaffen, sie 
aber nur für einen kleinen Kreis von Beschäftigten effektiv wird? 

In welcher Weise ist sichergestellt, daß steuerliche Vorteile 
rückgängig gemacht werden bei Entlassungen, die nicht in der 
Person des Arbeitnehmers begründet liegen, bevor die Bezugs-
berechtigung der betrieblichen Altersversorgung erreicht wird? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Unternehmen, die 
ihren Arbeitnehmern eine rechtsverbindliche Pen-
sionszusage erteilt haben, können für die sich dar-
aus ergebende Verpflichtung eine Rückstellung nach 
Maßgabe des § 6 a des Einkommensteuergesetzes 
bilden. Die Zulässigkeit der Bildung einer solchen 
Pensionsrückstellung ist keine besondere Steuer-
vergünstigung, sondern beruht auf dem allgemeinen 
Grundsatz des Bilanzsteuerrechts, daß jede betrieb-
liche Verpflichtung bilanzmäßig bereits bei ihrer 
Entstehung mit ihrem wahrscheinlichen Wert auszu-
weisen ist. Die Pensionsrückstellung führt auch zu 
keiner endgültigen Steuerersparnis, sondern nur zu 
einer Steuerverlagerung, da die Rückstellung bei 
der späteren Pensionszahlung oder bei einem Weg-
fall der Pensionsverpflichtung vor Eintritt des Ver-
sorgungsfalls gewinnerhöhend ausgelöst werden 
muß. 

Die Pensionsrückstellungen werden zur Zeit auf 
insgesamt ca. 20 Milliarden DM geschätzt. 

Eine Pensionsrückstellung darf nach § 6 a des 
Einkommensteuergesetzes nur gebildet werden, 
wenn eine rechtsverbindliche Pensionsverpflichtung 
vorliegt, d. h. wenn der pensionsberechtigte Arbeit-
nehmer einen einklagbaren Pensionsanspruch hat. 
Ein Unternehmen, das solch eine Pensionszusage er-
teilt und eine steuerliche Rückstellung bildet, kann 

sich, sofern der Arbeitnehmer nicht vorher ausschei-
det, grundsätzlich der späteren Pensionszahlung 
nicht entziehen. Es ist demnach auch nicht möglich, 
daß eine der gesamten Belegschaft erteilte Pensions-
zusage nur für einen kleinen Kreis der Beschäf-
tigten effektiv wird, sofern die Beschäftigten nicht 
vorher ausscheiden. 

Soweit ein Arbeitnehmer vor Eintritt des Ver-
sorgungsfalls aus dem Unternehmen ausscheidet 
und sein Pensionsanspruch dabei erlischt, muß die 
Pensionsrückstellung sofort gewinnerhöhend auf-
gelöst werden. Diese Auflösung ergibt sich automa-
tisch, da an jedem Bilanzstichtag geprüft werden 
muß, ob und in welcher Höhe eine Pensionsver-
pflichtung besteht, und nur für eine noch bestehende 
Pensionsverpflichtung eine Rückstellung ausgewie-
sen werden darf. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Wolf (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß vielfach Arbeitnehmer, die weit über 
20 Jahre einem Unternehmen angehören, dann vor 
Erreichung der betrieblichen Altersversorgung ent-
lassen werden, obwohl die steuerlichen Vorteile für 
die Altersversorgung für die Gesamtzeit der Be-
schäftigung in Anspruch genommen worden sind? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich habe ja soeben 
gesagt, daß so etwas möglich ist. Ich kenne diese 
Fälle nicht, Herr Kollege; ich wäre dankbar, wenn 
Sie sie mir einmal gäben, damit nachgeprüft werden 
kann. Aber in solchen Fällen muß eben die Rück-
stellung sofort gewinnerhöhend aufgelöst werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Wolf. 

Wolf (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie eine 
Möglichkeit, die betriebliche Altersversorgung als 
Instrument zu nutzen, um durch steuerliche Anreize 
weitestgehend zu verhindern, daß ältere Arbeit-
nehmer vor Erreichung der Altersgrenze entlassen 
werden? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Wir werden diese 
Frage prüfen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere 
Frage, Herr Wolf. 

Wolf (SPD) : Herr Staatssekretär, wären Sie be-
reit, meine Anregung aufzunehmen, diese Überprü-
fung mit dem Arbeitsministerium vorzunehmen, zu-
mal vielleicht die Möglichkeit besteht, sie im Rah-
men des zur Beratung anstehenden Arbeitsförde-
rungsgesetzes zu berücksichtigen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Auch diese Anregung 
werde ich aufnehmen. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die Fra-
gen 91 und 92 des Abgeordneten Josten auf: 

Welche Vorstellungen hat  die Bundesregierung, um noch in 
dieser Legislaturperiode eine grundsätzliche Reform unseres 
komplizierten Steuersystems einzuleiten? 

Wird die Bundesregierung bei Reformvorschlägen für eine 
Steuerreform besonders darauf hinwirken, daß wir zu einem 
einfachen Steuersystem kommen, welches für den Steuerzahler 
überschaubar und für die Verwaltung einfach zu handhaben ist? 

Die Fragen werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort liegt noch nicht 
vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungsbericht ab-
gedruckt. 

Vielen Dank für die Beantwortung der Fragen 
aus diesem Geschäftsbereich. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft: Ich rufe die Fragen 93 
bis 95 des Abgeordneten Dr. Lenz auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Wege des Inter-
zonenhandels Holzkleiderbügel aus dem anderen Teile Deutsch-
lands zu Preisen auf den westdeutschen Markt kommen, die mit 
einer normalen Kalkulation nichts mehr zu tun haben? 

Ist sich die Bundesregierung der Tatsache bewußt, daß diese 
Einfuhren eine beträchtliche Gefahr für die entsprechende mittel-
ständische Industrie in der Bundesrepublik bedeuten? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um diese Gefahr abzuwenden? 

Sie werden auf seinen Wunsch schriftlich beant-
wortet. Auch hier liegt die Antwort noch nicht vor. 
Sie wird nach Eingang im Sitzungsbericht abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 96 des Abgeordneten Tönjes 
auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die zu manipulier-
ten Preisen durchgeführten Einfuhren ägyptischer Baumwollgarne 
der Zoll-Tarifnummer 5505 in die Bundesrepublik Deutschland zu 
begrenzen? 

Herr Tönjes ist im Saal. Bitte, Herr Staatssekre-
tär Dr. Arndt! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die Antwort 
lautet nein, Herr Kollege Tönjes. Die Einfuhr von 
Baumwollgarnen aus Ägypten ist 1967 fast auf die 
Hälfte des Jahres 1966 zurückgegangen. Gegenüber 
1965, also dem zwei Jahre zurückliegenden Zeit-
raum, hat sie sich fast auf ein Drittel reduziert. 

Die Voraussetzungen des Außenwirtschaftsgeset-
zes für Einfuhrbeschränkungen und des Zollgesetzes 
zur Verhängung von Ausgleichszöllen treffen daher 
nicht zu. Dem Werte nach ist die Einfuhrquote an 
ägyptischen Baumwollgarnen, bezogen auf die hei-
mische Produktion, von 1,6% im Jahre 1965 auf 
0,8 % im Jahre 1967 gesunken. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Tönjes (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß der im Jahre 1967 erfolgte Rückgang der 
Einfuhr von Baumwollgarnen aus Ägypten im we-
sentlichen mit der veränderten Inlandskonjunktur 
zusammenhängt? Auch die Einfuhr von Rohbaum-
wolle aus anderen Ländern ist insgesamt um 36 % 
zurückgegangen. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist der 
Bundesregierung selbstverständlich bekannt. Des-
halb treffen auch die Voraussetzungen für die An-
wendung des Außenwirtschaftsgesetzes und des ent-
sprechenden Paragraphen des Zollgesetzes nicht zu. 
Wir können keine Restriktionen verhängen, wenn 
die Situation, die damit bekämpft werden soll, letz-
ten Endes durch die Wirtschaftspolitik früherer Zei-
ten verschuldet worden ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Tönjes! 

Tönjes (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es nicht 
bedenklich, daß 89% der Gesamtausfuhr ägypti-
scher Garne in die Bundesrepublik eingeschleust 
werden, obwohl andere EWG-Partner ebenfalls die 
Einfuhr liberalisiert haben? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist viel-
leicht — aus der Sicht der EWG gesehen — bedenk-
lich. Wir können nur messen, welchen Anteil die 
Einfuhr von Baumwollgarnen an der einheimischen 
Produktion überhaupt hat und welchen Anteil spe-
ziell die ägyptischer Provenienz hat. Dieser Anteil 
ist jedoch sehr gering: 0,8 % im Jahre 1967 und 
1,6 %im Spitzenjahr 1965. Das ist wirklich nicht 
viel. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 97 des Abgeordneten Tönjes auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Antrag des Verbandes der 
Textilindustrie Bundesrepublik Deutschland (Gesamttextil) vom 
11. Januar 1968, die Einfuhr ägyptischer Baumwollgarne zur 
Verwendung innerhalb der Bundesrepublik Deutschlands und der 
EWG auf eine Quote von 1800 t pro Jahr zu begrenzen, statt-
zugeben? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Eine derartige 
Aktion würde die Importe an ägyptischen Baumwoll-
garnen etwa auf das Niveau des Jahres 1959, also 
auf das Niveau des vorigen Jahrzehnts, zurück-
führen. Die Bundesregierung beabsichtigt daher 
nicht, eine derartige Maßnahme zu ergreifen. 

Tönjes (SPD): Trifft es zu, Herr Staatssekretär, 
daß ein Versuch der EWG-Kommission, das Baum-
wollgarnproblem durch analoge Einbeziehung dieser 
Garne in die EWG-Verordnung 3/63 mit einem ver-
besserten Einfuhrkontrollverfahren zu lösen, am 
Widerstand der Bundesregierung gescheitert ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die Bundes-
regierung hat sich mit dem Entwurf der EWG-Ver-
ordnung nicht befreunden können. Wie bereits in 
früheren Fragestunden festgestellt worden ist, sah 
dieser Entwurf weitgehende Eingriffe bei Importen 
vor; diese waren aber letzten Endes auch für das 
importierende Land schädlich. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Tönjes. 
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Tönjes (SPD): Herr Staatssekretär, Ihnen wird 
sicherlich bekannt sein, daß verschiedene deutsche 
Spinnereien wegen dieser Einfuhren aus Ägypten 
ihre Tore schließen mußten. Darf ich Ihre Antworten 
so zusammenfassen, daß die Bundesregierung im 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht daran denkt, irgend-
welche Schutzmaßnahmen für die deutsche Textil-
industrie zu ergreifen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Tönjes, im vorigen Jahr hat die Bundesregierung 
keine weiteren Einfuhrliberalisierungen bei Tex-
tilien zugelassen. Das ist schon eine wesentliche 
Änderung. Dabei ist die Bundesregierung davon aus-
gegangen, daß man die schwierigen Probleme, die 
auch für die deutsche Textilindustrie im Laufe der 
Rezession entstanden sind, nicht noch durch außen-
handelspolitische Maßnahmen vermehren sollte. 
Aber ich .stimme mit Ihnen völlig überein, daß wir in 
erster Linie die Quelle der gegenwärtigen Krise in 
der Textilindustrie oder in einigen Zweigen der 
Textilindustrie, nämlich die heimische Unternach-
frage, beseitigen müssen. Seit einigen Monaten hat 
sich ja die Situation auch in der deutschen Textil-
industrie schon sehr zum Erfreulichen hin gewandelt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie der 
Meinung — in bezug auf die letzte Zusatzfrage des 
Kollegen —, daß sich diese Situation bei den deut-
schen Spinnereien dadurch geändert hätte, daß wir 
Baumwolle aus dem EWG-Bereich anstelle von 
Baumwolle aus Ägypten eingeführt hätten? 

(Unruhe und Heiterkeit in der Mitte und 
rechts.) 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ich stimme 
Ihnen zu, Herr Kollege Dorn; es kann leicht passie-
ren, daß die Einfuhr aus dem einen Land gedrosselt 
wird, um mehr Waren aus anderen Ländern ein-
führen zu können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Bading. 

Bading (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie sagten 
vorhin, daß sich die deutsche Bundesregierung nicht 
mit einer bestimmten Verordnung — oder dem Ent-
wurf einer Verordnung — der Kommission befreun-
den könne, weil sie zuviel Dirigismus enthalte. Sind 
Sie aber nicht der Ansicht, daß zu einer Zollunion 
auch eine gemeinsame Handelspolitik und damit 
auch eine gemeinsame Außenhandelspolitik gehö-
ren? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Selbstverständ-
lich, Herr Kollege Bading. Es ist das Ziel der Bun-
desregierung, gerade diese Politik herbeizuführen. 
An gemeinsamen Bemühungen hat es die deutsche 

Bundesregierung bisher nicht fehlen lassen. Nur: 
über die Plattform der Gemeinsamkeit muß man 
doch diskutieren und seine eigenen Vorstellungen 
verwirklichen können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Damit sind die 
Fragen beantwortet. 

Fragen 98 und 99 des Herrn Abgeordneten Weigl: 

Haben die Zonenrandländer bei der Bundesregierung bereits 
die Bitte geäußert, Steuerpräferenzen für die wirtschaftsschwa-
chen Gebiete dieser Länder einzuführen? 

Trägt die Bundesregierung bei der Ausgestaltung der Kon-
ditionen für Kredite, die in wirtschaftsschwache Gebiete gegeben 
werden, der unterschiedlichen Finanzkraft der Gemeinden in 
diesen Gebieten Rechnung? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Der Bundesrat 
hat in seiner Stellungnahme zu dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Anpassung und Gesundung des deut-
schen Steinkohlenbergbaus empfohlen, die Gewäh-
rung einer Investitionsprämie als Abzug von der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer auch bei der 
Neuansiedlung und Erweiterung von Betrieben in 
den Zonenrand- und Bundesausbaugebieten vorzu-
sehen. Die Bundesregierung ist diesem Vorschlag 
nicht gefolgt, sondern hat statt dessen dafür Sorge 
getragen, daß ab 1968 im Zonenrandgebiet Investi-
tionszuschüsse in Höhe von 15 v. H. der Investitions-
kosten, in Einzelfällen von 25 v. H. der Investitions-
kosten gewährt werden können. 

Darüber hinaus werden den im Zonenrandgebiet 
gelegenen Betrieben schon seit Jahren durch Billig-
keitsentscheid der zuständigen Finanzämter Sonder-
abschreibungen für neu angeschaffte oder neu her-
gestellte Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens be-
willigt: bei beweglichen Wirtschaftsgütern können 
— das ist Ihnen sicher bekannt — 50 %, bei unbe-
weglichen Wirtschaftsgütern 30 % jeweils in drei 
Jahren abgeschrieben werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Weigl. 

Weigl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
sicher, daß die im Regionalförderungsprogramm zur 
Verfügung stehenden Mittel für Industrieansiedlung 
in den Zonenrand- und Bundesausbaugebieten we-
nigstens einigermaßen ausreichen, um den riesigen 
Nachholbedarf dort auch decken zu können? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Wir hoffen das, 
Herr Kollege Weigl. In dem Moment, wo wir den 
Eindruck haben, das wäre nicht der Fall, muß die 
Bundesregierung sich mit der neuen Lage — gemein-
sam mit Ihnen natürlich — befassen und die ent-
sprechenden Entscheidungen fällen. 

Die Frage 99, Herr Abgeordneter, beantworte ich 
wie folgt: Im Rahmen des Regionalen Förderungs-
programms können den Gemeinden zum Ausbau 
der kommunalen Infrastruktur Darlehen u n d Zu-
schüsse gewährt werden. Dabei bleibt es weitgehend 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Arndt 
den Ländern überlassen, wie sie bei der Verteilung 
der Mittel der unterschiedlichen Finanzkraft der 
einzelnen Gemeinden Rechnung tragen. 

Im Rahmen des Zweiten Programms der Bundes-
regierung für besondere konjunktur- und struktur-
politische Maßnahmen bot das ERP-Sonderprogramm 
in Höhe von 500 Millionen DM in den Strukturge-
bieten günstigere Darlehenskonditionen als im übri-
gen Bundesgebiet. 

Bei dem neuen 250-Millionen-DM-ERP-Programm 
ist es den Ländern gestattet, Zuschüsse des Regio-
nalen Förderungsprogramms so mit den ERP-Mitteln 
zu mischen, daß die Finanzierung auch für finanz-
schwache Gemeinden tragbar ist. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt, auch in Zukunft der unterschied-
lichen Finanzkraft der Gemeinden in den wirt-
schaftsschwachen Gebieten nach Kräften Rechnung 
zu tragen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Weigl. 

Weigl (CDU/CSU) : Wäre es nicht denkbar, Herr 
Staatssekretär, daß der unterschiedlichen Finanz-
kraft der Gemeinden in den Zonenrandgebieten auch 
dadurch Rechnung getragen wird, daß man bei den 
besonders zurückgebliebenen Gebieten Zinskondi-
tionen genehmigt, die unter dem Satz von 3 °/o lie-
gen, den wir heute bei den ERP-Krediten haben? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ich halte das 
für durchaus denkbar, Herr Kollege Weigl. Ich 
möchte nur vor einem schematischen Verfahren in 
Anlehnung an scheinbar objektive Faktoren war-
nen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Frage 
mehr. — Fragen 100 und 101 des Herrn Abgeord-
neten Geisenhofer: 

Trifft es zu, daß das Land Bayern in  den  vergangenen Jahren 
im Vergleich zu anderen Zonenrandländern weniger Bundes-
mittel für die Industrieansiedlung in seinen Zonenrand- und 
Bundesausbaugebieten zugewiesen erhalten hat? 

Sind der Bundesregierung die Klagen zahlreicher Unternehmer 
bekannt, in denen zum Ausdruck kommt, daß das Verfahren bei 
der Antragstellung auf zinsgünstige Kredite usw. aus öffent-
lichen Mitteln zum Zwecke der Industrieansiedlung in Ostbayern 
umständlich und die Bearbeitung zeitraubend sei? 

Ist Herr Abgeordneter Geisenhofer anwesend? — 
Er  ist nicht im Saal. Die Fragen werden von Herrn 
Weigl übernommen. 

Bitte, Herr Staaatsekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege, 
dies trifft nicht zu. Der Schlüssel für die Verteilung 
der Mittel des Regionalen Förderungsprogramms 
auf die einzelnen Bundesländer ist nicht verändert 
worden. Das gleiche gilt für den verfügbaren Ge-
samtbetrag. Die Mittel des Regionalen Förderungs-
programms können aber auch für Infrastrukturmaß

-

nahmen verwendet werden. Sie sind in dieser Hin-
sicht untereinander austauschbar, so daß es zu einer 
gewissen Verlagerung der Schwerpunkte gekommen 
sein kann. 

Ich darf die Antwort auf die Frage 101 gleich da-
mit verbinden: Der Bundesregierung sind solche 
Klagen nicht bekannt. Der Neuansiedlung von Be-
trieben wird eine so hohe Priorität 'eingeräumt, daß 
alle Behörden in der Regel sehr rasch auf entspre-
chende Anträge reagieren. Dagegen ist bei Krediten 
für Rationalisierungs- und Modernisierungszwecke, 
also für die Rationalisierung, nicht für die Neuan-
siedlung, das Antragsvolumen ständig größer als 
die 'finanziellen Möglichkeiten. Eine sorgfältige 
Auswahl nach der Dringlichkeit der Projekte ist 
deshalb unumgänglich. 

Die Bundesregierung hat jede Möglichkeit wahr-
genommen, um das Antragsverfahren zu verkürzen. 
Aus diesem Grunde überläßt sie z. B. den Ländern 
Förderungsanträge bis zu einer Kreditsumme von 
einer Viertelmillion DM zur eigenen Entscheidung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
kann es sein, daß zwar die  Zuteilungsquoten dem 
Schlüssel gemäß sind, aber die tatsächlich ausge-
zahlten Beträge wesentlich geringer als vorgesehen 
und eingeplant waren? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist durch-
aus denkbar, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatzfra-
gen mehr? — Dann sind die Fragen aus diesem 
Geschäftsbereich beantwortet. Danke schön! 

Ich rufe jetzt die Frage 102 der Abgeordneten 
Frau Dr. Heuser aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung auf. — 
Das Ministerium ist nicht vertreten. Ich bedauere 
das sehr, meine Damen und Herren. Die Ministerien 
müssen damit rechnen, daß es bei uns manchmal 
länger dauert, manchmal aber auch schneller geht. 
Dazu haben sie ihre Staatssekretäre und Beamten, 
die hier Wache halten können. Ich muß es rügen, 
daß das Ministerium hier nicht vertreten ist, 

(Beifall) 

wenn die Fragen aufgerufen werden. Der Aufruf 
anderer Fragen ist für heute nicht vorgesehen. Die 
Fragen aus anderen Geschäftsbereichen sind für 
morgen fixiert. 

Wir kommen dann ein paar Minuten vor der an-
gesetzten Zeit zur Haushaltsberatung zurück. Der 
Herr Bundesminister der Verteidigung ist anwe-
send, so daß wir insoweit in die Beratungen ein-
treten können. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 

Ich rufe also auf: 

Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung 

— Drucksachen V/2714, zu V/2714 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Altham-
mer 
Abgeordneter Gierenstein 
Abgeordneter Haase 
(Kassel) 

Ich frage die Berichterstatter, ob sie ihre Berichte 
mündlich ergänzen wollen. — Herr Dr. Althammer 
wünscht das zu tun. 

Sie haben das Wort. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen in 
einer mündlichen Ergänzung den wichtigen Vertei-
digungsetat in großen Zügen noch einmal vor 
Augen führen. Der Entwurf, den uns die Regierung 
zum Verteidigungshaushalt vorgelegt hat, schloß 
mit 18 175 Millionen DM ab. Der Haushaltsausschuß 
hat in seinen Beratungen die Einnahmen um die 
Summe von 30,1 Millionen DM erhöht und hat im 
Gesamtabschluß schließlich Einsparungen in Höhe 
von 120,4 Millionen DM erzielt. 

Es war schon besonders schwierig, auch nur eine 
so geringe Summe von Einsparungen zu erzielen, 
weil ja bereits im Regierungsentwurf der Verteidi-
gungsetat gegenüber dem Jahre 1967 um 1,6 Milliar-
den DM gekürzt worden ist. Es ist besonders be-
deutsam, daß der Anteil der Verteidigungsausga-
ben am Gesamthaushalt seit dem Jahre 1963 stän-
dig gesunken ist, und zwar von 1963 bis 1968 von 
32% auf 22 %. 

Wenn wir die Verteilung der einzelnen Mittel 
betrachten, so wird die Problematik dieser Entwick-
lung besonders deutlich. Die Personal- und Sach-
ausgaben sind in ihren steigenden Tendenzen 
schwer zu korrigieren. Das bedeutete, daß die ein-
maligen Ausgaben, d. h. also Beschaffung, Infra-
struktur und Bauwesen, seit 1962 von 57 % auf 
31% zurückgegangen sind. Für die Abschreckungs-
wirkung unseres Verteidigungsbeitrages liegt hier 
zweifellos ein Zukunftsproblem vor. 

Der Haushaltsausschuß hat seine Kürzungen vor 
allem deshalb auf den Bereich der fortlaufenden 
Ausgaben verlegt. Einzelne Investitionsansätze wur-
den sogar aufgestockt. Der Bewegungsspielraum 
war aber zu begrenzt, um hier nachhaltige Korrek-
turen vornehmen zu können. Der Haushaltsaus-
schuß hat insgesamt 363 Millionen DM kürzen kön-
nen. Die im Regierungsentwurf enthaltene globale 
Minderausgabe in Höhe von 220 Millionen DM 
hätte demnach theoretisch völlig beseitigt werden 
können. Aus zwei Gründen wurden aber diese Min-
derausgaben nur um 50 Millionen auf 170 Millionen 
DM herabgesetzt. Der erste Grund war, daß sich 
der Ausschuß der allgemeinen Notwendigkeit zur 
Einsparung im Haushalt nicht entziehen konnte. 
Wie die Gesamtdarstellung des Haushalts noch 

ergeben wird, war es einfach unabweisbar, auch 
einen wesentlichen Teil dieser Einsparungen im 
Verteidigungshaushalt dem allgemeinen Kürzungs-
volumen zuzuführen. 

Zum zweiten aber ging der Haushaltsausschuß da-
von aus, daß ein Anteil von 0,9 % des Gesamthaus-
halts noch im Ablauf des Haushaltsjahres hereinzu-
wirtschaften ist. Wir sehen in dieser Maßnahme, 
nämlich der Erhaltung einer Minderausgabe von 170 
Millionen DM, die Aufforderung des Parlaments an 
die Verwaltung, hier auf das sparsamste zu wirt-
schaften und zu kürzen, wo das irgend möglich ist. 

Ich darf Ihnen noch einmal das Gesamtbild vor 
Augen stellen. Neben den bereits erwähnten ein-
maligen Ausgaben in Höhe von 5,481 Milliarden DM 
stehen fortlaufende Ausgaben in Höhe von 12,753 
Milliarden DM. Davon sind 6,381 Milliarden DM 
Personalausgaben. 1967 war der Umfang des Perso-
nals bereits nicht mehr erhöht worden; 1968 wurde 
der Personalstand gegenüber dem früheren Stand 
sogar verringert. Hier hat die gemischte Organisa-
tionsprüfungsgruppe aus Verteidigungs- und Finanz-
ministerium eine äußerst wertvolle Arbeit geleistet. 
Es ist ihr gelungen, Tausende von Stellen einzu-
sparen. Ich möchte von dieser Stelle her dieser Kom-
mission meinen besonderen Dank aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Trotzdem ist der Haushaltsansataz für die Personal-
kosten gestiegen. Das sind Auswirkungen der Be-
soldungsverbesserungen, die auf Grund verschiede-
ner Besoldungsgesetze und sonstiger Vergünstigun-
gen eingetreten sind und die natürlich auch im Ver-
teidigungshaushalt gesetzlich zwingend vollzogen 
werden mußten. 

Im Bereich der Materialhaltung ergab sich eine 
Erhöhung der Ausgaben wegen der fortschreitenden 
Alterung des Materials. Häufig wird heute im Ver-
teidigungsbereich von Neubeschaffungen abgesehen, 
weil die Investitionsmittel äußerst knapp sind. Auch 
hierin liegt natürlich für unsere Verteidigungsbereit-
schaft ein schweres Problem. Das Bundesverteidi-
gungsministerium muß seine Rationalisierungsbe-
mühungen auf dem Gebiete der Materialhaltung 
weiter steigern, wenn es mit den gegebenen Mitteln 
auskommen will. 

Lassen Sie mich noch einen wichtigen Punkt des 
Verteidigungshaushalts herausgreifen. Der wirt-
schaftlich wirksamste Teil der Verteidigungsaus-
gaben ist sicherlich im Rahmen der investiven Aus-
gaben bei den Titeln für wehrtechnische Forschung, 
Entwicklung und Erprobung zu sehen. Der technische 
Vorsprung der Vereinigten Staaten von Amerika, 
der Sowjetunion und anderer großer Industriestaa-
ten beruht sicherlich zu einem wesentlichen Teil 
darauf, daß dort große Mittel für Forschung und 
Entwicklung zur Verfügung stehen. Der Bundeshaus-
halt enthält im Einzelplan 14 ebenfalls einen relativ 
hohen Betrag von insgesamt 925 Millionen DM für 
wehrtechnische Forschung, Entwicklung und Erpro-
bung. Der Haushaltsausschuß hat trotz der allgemei-
nen Finanzschwierigkeiten diese Titel um 30 Millio-
nen DM erhöht. 
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Dr. Althammer 
Allerdings sind diese 30 Millionen DM, die für 

Entwicklung und Forschung mehr zur Verfügung 
stehen, qualifiziert gesperrt worden. Ich möchte von 
hier aus diese qualifizierte Sperre, die der Haus-
haltsausschuß ausgebracht hat, noch einmal begrün-
den. Die Sperre bezieht sich auf den Teil der Mittel, 
der für die deutsche Flugzeugindustrie zur Ver-
fügung gestellt wird. Immer wieder wird dem Staat 
in der Öffentlichkeit der Vorwurf gemacht, daß er 
im Rahmen seiner Auftragsvergabe nicht ausrei-
chend für die Beschäftigung in diesem Sektor sorge 
und daß sich daraus Konsequenzen für das Fach-
personal ergäben. Es ist aber allgemein bekannt, 
daß eine Konsolidierung im Bereich der Flugzeug-
industrie nur möglich ist, wenn hier größere Be-
triebseinheiten geschaffen werden. 

(Beifall.) 

Der Zusammenschluß lediglich zu Entwicklungsrin-
gen kann hier nicht genügen. 

Versuche des Staatssekretärs Carstens, auf diesem 
Gebiet auf dem Wege der unverbindlichen Verhand-
lungen ein solches Ergebnis herbeizuführen, sind 
leider ohne Erfolg geblieben. Deshalb haben der 
Wirtschafts- und Mittelstandsausschuß und der Ver-
teidigungsausschuß in einem Beschluß festgehalten, 
daß notfalls auch zum Nachteil nicht fusionsbereiter 
Unternehmen durch gezielte Auftragsvergabe dieses 
Ziel erreicht werden müsse. 

Die Lösung dieser Frage duldet jetzt keinen wei-
teren Aufschub. Die deutsche Flugzeugindustrie hat 
zur Zeit die Aussicht, ein neues deutsches Kampf-
flugzeug für die siebziger Jahre zu entwickeln und 
in den wesentlichen Teilen auch zu bauen. Mit der 
gegenwärtigen Unternehmensstruktur wird das 
nicht möglich sein. 

(Beifall.) 

Es ist deshalb einfach nicht zu verantworten, daß 
diese einmalige Chance unter Umständen durch 
Firmenegoismus verspielt wird. Auch die Arbeiter 
und Techniker der deutschen Flugzeugindustrie sind 
nicht damit zufrieden, daß sie immer nur Entwick-
lungsarbeit zu leisten haben. Sie möchten schließ-
lich auch das Ergebnis ihrer Arbeit in der Serienfer-
tigung sehen. 

(Beifall.) 

Das Schicksal des deutschen Senkrechtstarters ist 
ein anschauliches Beispiel für dieses Dilemma. 

Der Haushaltsausschuß hat deshalb die 'erste Kon-
sequenz aus dem Beschluß der Fachausschüsse ge-
zogen. Die zusätzlichen 30 Millionen DM sollen erst 
freigegeben werden, wenn die notwendigen Firmen-
zusammenschlüsse vollzogen sind. Das Bundesver-
teidigungsministerium wird aufgefordert, diesen 
Weg auch bei der Auftragsvergabe konsequent ein-
zuhalten. 

Im Bereich der Mittel für Bauausgaben mußte 
eine Kürzung von 1,5 Milliarden DM 1966 auf 
1,2 Milliarden DM 1968 hingenommen werden, in-
nerhalb von zwei Jahren also eine Reduzierung 
um 300 Millionen DM. Die vorgesehenen Infrastruk-
turprogramme mußten deshalb gestreckt werden. 
Zunächst sollen begonnene Bauvorhaben abgewik

-

kelt werden. Bei Neubauten haben Verteidigungs-
kampfanlagen und Versorgungseinrichtungen be-
sonders für Materiallagerung Vorrang. Nicht unab-
weisbare Neubauten müssen dagegen zurückgestellt 
werden. Die gleiche Situation ist im Wohnungsbau 
des Verteidigungshaushalts festzustellen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Haushaltsausschuß ist bei seinen Kürzungen an die 
äußerste Grenze des Vertretbaren gegangen. Er hat 
insbesondere der Verwaltung die Aufgabe gestellt, 
weitere 170 Millionen DM aus ihrem Etat herauszu-
wirtschaften. 

Bei einer Änderung der Verteidigungskonzeption 
würden sich natürlich auch veränderte Haushalts-
ansätze ergeben. Es kann aber nicht die Aufgabe 
des Haushaltsausschusses sein, diese Konzeption zu 
entwickeln, ganz abgesehen davon, daß sich natür-
lich keine sofortigen Einsparungen aus solchen Än-
derungsmaßnahmen ergäben. 

Abschließend darf ich vielleicht der kommunisti-
schen Propaganda, die von revanchistischen und 
kriegstreiberischen Bestrebungen in der Bundesre-
publik spricht, die klare und realistische Sprache der 
Zahlen gegenüberstellen. Während in der Bundes-
republik Deutschland in den letzten fünf Jahren der 
Anteil der Verteidigungsausgaben am Gesamthaus-
halt um 10% gesunken ist und in Westeuropa ins-
gesamt die Ausgaben für Verteidigung stagnieren, 
ist die Situation in den kommunistischen Staaten 
eine völlig andere. Als letzter Staat gab Ungarn sein 
Verteidigungsbudget für 1968 bekannt. Angesichts 
der ernsten Weltlage, so wird dort gesagt, sei die 
ungarische Regierung gezwungen, trotz eines im 
Rahmen der Wirtschaftsreform vorauszusehenden 
Milliardendefizits im Staatshaushalt die Ausgaben 
für die Verteidigung im Vergleich zu 1967 um 14 % 
zu erhöhen. In der Sowjetunion werden sie in die-
sem Jahr um nahezu 17 Milliarden Rubel — das 
sind 18 % mehr als im Vorjahr -- erhöht. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Polen meldet für das Jahr 1968 eine Steigerung um 
10 %. Auch die Tschechoslowakei, deren Staatshaus-
halt 1968 erst im Entwurf vorlag, sieht eine Erhö-
hung um etwa 12% vor. In Bulgarien liegt die Stei-
gerungsquote bei 11%. Die Spitze hält die soge-
nannte DDR, die ihren Wehretat für 1968 im Ver-
gleich zum vergangenen Jahr um 62% erhöht. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, es gibt kein deutlicheres Beispiel dafür, wo 
die echte Friedensbereitschaft ist und wo ein Frage-
zeichen zu machen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Weitere Ergän-
zungen des Schriftlichen Berichts werden nicht ge-
macht. — Das Wort hat der Herr Bundesminister 
der Verteidigung. 

Dr. Schröder, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte zunächst dem Herrn Berichterstatter, auf 
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dessen Ausführungen ich etwas später zurückkom-
men werde, sehr herzlich danken für das, was er in 
dieser Sache getan und in dieser Sache gesagt hat, 
vor allen Dingen für seine letzten Ausführungen 
über den Vergleich mit — sagen wir es mal abge-
kürzt — Osteuropa. Der Vergleich ist nach meiner 
Meinung so durchschlagend, daß man eigentlich 
nichts Eindrucksvolleres in dieser Debatte tun kann, 
als diesen Vergleich darzustellen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte die Gele-
genheit benutzen, mit wenigen Strichen die wesent-
lichen Faktoren unserer Sicherheits - und Verteidi-
gungspolitik in Erinnerung zu rufen. Ich möchte 
Ihnen darlegen, wie der Verteidigungshaushalt 1968 
in der mittelfristigen Finanz- und Verteidigungs-
planung zu bewerten ist. In der beharrlichen Fort-
setzung unserer Verteidigungsanstrengungen liegt 
ein Teil der Sicherheit begründet, die wir für unser 
Land in der Vergangenheit gewährleisten konnten 
und die wir für die Zukunft bewahren wollen. 

Zu diesen Bemühungen trägt die vorurteilslose 
Beobachtung der militärpolitischen Vorgänge in der 
Sowjetunion und innerhalb des Warschauer Pakts 
entscheidend bei. Wir müssen diese Vorgänge, wie 
das der Herr Berichterstatter getan hat, nüchtern 
und ohne Illusionen verfolgen. Wir müssen daraus 
die Schlußfolgerungen ziehen, die sich für unsere 
sicherheits- und verteidigungspolitische Lage er-
geben. Ich möchte noch einmal feststellen, daß die 
militärische Handlungsfähigkeit der Sowjetunion 
und der politische Manövrierraum auf der Grund-
lage des vorhandenen Potentials unverändert groß, 
wenn nicht sogar größer geworden sind. Ich möchte 
es zunächst bei diesen Bemerkungen über die mili-
tärpolitische Entwicklung in der Sowjetunion be-
lassen. 

Meine Damen und Herren, es ist unumstritten, 
daß wir an dem nordatlantischen Verteidigungs-
bündnis und dessen Weiterentwicklung festhalten. 
Wir tun das im eigenen Interesse, solange aus-
reichende politische Sicherheitsvereinbarungen für 
den gesamten europäischen Bereich nicht erreicht 
werden können und solange starke sowjetische und 
andere Streitkräfte des Warschauer Paktes mit 
Frontstellung gegen den freien Teil Europas in Ost-
und Mitteleuropa aufgebaut sind. 

Wir sind uns bewußt, meine Damen und Herren, 
daß es ohne unseren Verteidigungsbeitrag nicht 
möglich wäre — ich möchte das gern wiederholen: 
daß es ohne unseren Verteidigungsbeitrag nicht 
möglich wäre —, die Sicherheit Deutschlands im 
Rahmen des nordatlantischen Bündnisses zu gewähr-
leisten. Das ist sicherlich hier schon oft gesagt wor-
den. Man muß sich das nur für seine Folgerungen 
sehr genau und immer von neuem durchdenken. Ich 
wiederhole das also hier, weil es heute nicht mehr 
selbstverständlich zu sein scheint, obwohl doch 
alle Überprüfungen, auch die Überprüfungen in die-
sem Hohen Hause, ergaben, daß in dieser Bündnis-
politik unsere Sicherheit auch heute entscheidend 
begründet liegt. 

Ich weiß, daß das nicht sehr originell ist und daß 
man sehr viel amüsanter darüber sprechen  kann. 

Aber ich glaube, wir haben es hier nicht mit origi-
nellen und amüsanten Sachen zu tun, sondern mit 
der Wirklichkeit und Wahrheit; und die ist so, wie 
ich sie gerade ausgesprochen habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordneten 
der SPD.) 

Wenn wir einerseits die Notwendigkeit des Bünd-
nisses für uns bejahen, so müssen wir andererseits 
fragen: Ist dieses Bündnis ausreichend, um die Er-
wartungen zu erfüllen, die in diese Allianz gesetzt 
werden? Darüber ist in unserem Lande im vergange-
nen Jahr viel diskutiert worden. Dazu noch einige 
weitere Bemerkungen auch aus diesem Anlaß. 

Ungeachtet politischer Differenzen und ungeachtet 
der Schwierigkeiten innerhalb einzelner Mitglied-
staaten der Allianz hat das Bündnis auch in der 
jüngsten Vergangenheit seine Lebenskraft bewiesen. 
Die Verlegung der NATO-Einrichtungen aus Frank-
reich — ich muß unterdrücken, zu sagen: die Ver-
treibung der NATO-Einrichtungen aus Frankreich --
wurde zum Anlaß genommen, die militärische Orga-
nisation der Verbündeten der politischen und militä-
rischen Lage anzupassen. Die Bemühungen, zu einem 
gemeinsamen strategischen Konzept zu gelangen, 
haben zu befriedigenden Ergebnissen geführt. Es 
wird sich nun darum handeln, daß die Bündnispart-
ner in der Lage bleiben und den Willen erbringen, 
die für die Durchsetzung der Strategie der flexiblen 
Reaktion erforderlichen Verteidigungsanstrengungen 
zu unternehmen. Das gilt für andere ebenso wie für 
uns. 

Das  Hohe Haus weiß, meine Damen und Herren, 
daß die Anpassung unserer Verteidigungsplanung an 
die im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung zu 
erwartenden Zuteilungen mit dem Ziele eingeleitet 
worden ist, unter weitgehender Aufrechterhaltung 
der Kampfkraft eine Straffung der Streitkräfte her-
beizuführen. Dabei kommt es darauf an, eine Syn-
these zwischen den Erfordernissen unserer Sicher-
heit, der strategischen Konzeption, den NATO-Ver-
pflichtungen, den Anstrengungen unserer Verbünde-
ten und den für uns verfügbaren Finanzmitteln zu 
finden. Es bedeutet ferner, daß die Aufgaben, die wir 
übernehmen können, überprüft werden müssen und 
daß sie mit den verfügbaren Mitteln so  in Über-
einstimmung gebracht werden, daß auch künftig ein 
wirkungsvoller Verteidigungsbeitrag sichergestellt 
ist. 

Über den Stand dieser Planung möchte ich fol-
gende Bemerkungen machen. Der Abschreckungswert 
der Streitkräfte soll im Frieden durch die abgestufte 
Präsenz aufrechterhalten werden. Sie sieht präsente 
Kampfverbände gegen einen Überraschungsangriff 
und Verbände geringerer Präsenz vor, die in Span-
nungszeiten durch eine entsprechende Nutzung des 
Reservistenpotentials in volle Abwehrbereitschaft 
versetzt werden. Um dies zu erreichen, muß derzeit 
— ich möchte „derzeit" unterstreichen — am Grund-
wehrdienst von 18 Monaten festgehalten werden. 

Durch die ins Auge gefaßte Fusion des Heeres mit 
der territorialen Verteidigung wird eine höhere 
Effektivität der Landstreitkräfte und eine kosten-
sparendere Nutzung der Mittel und Kräfte angestrebt. 
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Dabei soll der jetzige Anteil an den der NATO zur 
Verfügung gestellten Verbänden erhalten bleiben, 
ohne die Wahrnehmung der in nationaler Verant-
wortung verbleibenden militärischen Verteidigungs-
aufgaben zu vernachlässigen. 

Strategisches Konzept, Auftrag der Bundeswehr 
und die Aufgaben der Teilstreitkräfte erfordern 
eine Bewaffnung, die zu lageangemessener schneller 
Reaktion, großer Beweglichkeit, wirksamem Zupak-
ken und gemeinsamer Aktion mit den NATO-Part-
nern befähigen muß. Dazu ist die Bundeswehr mit 
Waffensystemen auszurüsten, die der wehrgeogra-
phischen Lage der Bundesrepublik Deutschland 
Rechnung tragen. Sie haben modernem wissen-
schaftlichem und technischem Stand zu entsprechen 
und den Waffen des möglichen Gegners zumindest 
gleichwertig, möglichst überlegen zu sein. Die 
Waffensysteme sollen eine hohe Einsatzbereitschaft 
auf der Grundlage vielseitiger und umfassender 
Aufklärung gewährleisten, lageangemessen, d. h. 
zeitgerecht, wirksam und nachhaltig reagieren kön-
nen und sich in das Bewaffnungssystem des nord-
atlantischen Bündnisses einfügen. 

Das Bestreben, die Ausrüstung der Streitkräfte auf 
modernstem technologischem Stand zu halten, muß 
mit den finanziellen Möglichkeiten in Einklang ge-
bracht werden. Man darf nicht außer acht lassen, 
daß ein zu hoher technischer Aufwand die Truppen-
verwendbarkeit der Waffensysteme beeinträchtigt. 
Daher wird einfachen technischen Lösungen der 
Vorzug vor zu aufwendigen und teuren Waffen-
systemen gegeben. 

Der Einzelplan 14 schließt, wie der Berichterstat-
ter ausgeführt hat und wie es im Schriftlichen Be-
richt gesagt wird, nach dem Beschluß des Haushalts-
ausschusses mit 18,054 Milliarden DM ab. Nach der 
Finanzplanung der Bundesregierung waren im er-
sten Jahr dieser Finanzplanung für den Verteidi-
gungshaushalt 18,175 Milliarden DM vorgesehen. 
Schon die Ansätze im Rahmen der mehrjährigen 
Finanzplanung waren äußerst knapp bemessen. Ge-
genüber dem Ansatz bleibt die jetzt vorgesehene 
Gesamtausgabe um etwa 120 Millionen DM zurück. 

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht ver-
hehlen — ich spreche das hier in allem Freimut 
aus —, daß ich nach dem derzeitigen Ergebnisstand 
über die Entwicklung des Verteidigungshaushalts 
ernsthafte Zweifel daran haben muß, ob eine Fort-
setzung — ich sage: Fortsetzung — dieser degres-
siven Entwicklung in der Höhe des Verteidigungs-
haushalts über das Jahr 1968 hinaus mit unserer 
sicherheits- und verteidigungspolitischen Lage im 
Einklang sein würde. 

Der Herr Berichterstatter ist so liebenswürdig ge-
wesen, auf den Schriftlichen Bericht zu Drucksache 
V/2724 hinzuweisen. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie diesen Bericht einmal in die Hand nähmen. Dort 
ist auf Seite 2 ein Kasten wiedergegeben, zu dem 
ich jetzt sprechen möchte. 

Ich fange mit dem Jahre 1964 an. Ich könnte auch 
mit 1965 anfangen. Aber bleiben wir bei 1964. Dort 
finden Sie im Soll für den Bundeshaushalt 60,3, für 
den Verteidigungshaushalt 19,2 Milliarden DM. Der 
Anteil des Verteidigungsaufwands am Gesamthaus

-

halt beträgt 32 %. Zufällig ist dies der höchste Pro-
zentsatz; deswegen wollte ich um des geringeren 
Schockes wegen gleich auf 1965 gehen, was ich jetzt 
tun werde; 1965 betrug der Bundeshaushalt — ich 
spreche immer von den Soll-Zahlen, die vielleicht 
ein eindrucksvolleres Bild geben — 63,9, der Ver-
teidigungshaushalt 18,38 Milliarden DM. Der Anteil 
des Verteidigungshaushalts am Bundeshaushalt war 
28,7%. 1966 betrug der Bundeshaushalt im Soll 
69,9 und der Verteidigungshaushalt 18,4 Milliarden 
DM. Das sind 26,3 %. 1967 betrug das Soll des Bun-
deshaushalts 78,5 Milliarden DM, das Soll des Ver-
teidigungshaushalts, das in der Tat erreicht worden 
ist, 19,7 Milliarden DM. Der Anteil des Verteidi-
gungshaushalts am Bundeshaushalt machte somit 
25,1 °/o aus. Für 1968 wird, wenn es bei den jetzt 
zu erwartenden Beschlüssen bleibt, ein Soll des 
Bundeshaushalts von 80,7 Milliarden DM, ein Soll 
des Verteidigungshaushalts von rund 18, 1 Milliar-
den DM und eine prozentuale Beteiligung des Ver-
teidigungshaushalts am Bundeshaushalt von 22,4 % 
abzusehen sein. Für diejenigen, die diese Druck-
sache nicht so schnell zur Hand haben, will ich noch 
einmal nur die Prozentsätze der Beteiligung des 
Verteidigungshaushalts am Bundeshaushalt seit 
1965 zusammenstellen: 1965 28,7%, 1966 26,3 %, 
1967 25,1 % und 1968 22,4%. 

Meine Damen und Herren, ich trage das nicht 
etwa vor, weil ich glaubte, mit statistischen Zahlen 
Argumente ersetzen zu können. Wenn Sie diesen 
Zahlen aber die Zahlen gegenüberhalten, die der 
Berichterstatter in bezug auf Osteuropa genannt 
hat, sehen Sie, daß dies natürlich eine Entwicklung 
ist — lassen wir einmal ganz die Gründe weg —, 
die mehr oder weniger anomal und risikoreich ist. 
Das wird niemand bestreiten können, und das wird 
in den kommenden Jahren jeder tatsächlich berück-
sichtigen müssen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich möchte nach dieser Abschweifung zu einer 
Ihnen vorliegenden Drucksache zurückkehren und 
dazu ein paar weitere Feststellungen treffen. Wir 
mußten natürlich den Verteidigungshaushalt über 
1969, 1970, 1971, 1972 hinaus fortrechnen. Das Hohe 
Haus verlangt von uns gewisse Auskünfte über die 
Mitte der 70er Jahre. Ich muß gestehen, ich emp-
finde das immer noch als tollkühn. Trotzdem werden 
wir diese Auskünfte geben, sogar über die Mitte 
der 70er Jahre hinaus bis zu den 80er Jahren. Aber 
ich glaube, meine Damen und Herren, daß wir bei 
dieser Zukunftsvorausschau tatsächlich etwas getan 
haben, was außerordentlich maßvoll ist und im 
übrigen gewisse Ergebnisse gehabt hat, die ich jetzt 
einmal nennen möchte. Ich möchte feststellen, daß 
wir beim Mindestbedarf für die Jahre bis 1972 — 
bei Anlegung schärfster Maßstäbe — in unseren An-
forderungen nur um einiges über den Ansätzen 
stehen, die bisher in der mehrjährigen Finanzpla-
nung der Bundesregierung in Aussicht genommen 
worden sind. Meine Damen und Herren, der Bundes-
minister der Finanzen, der dieses nicht ganz ein-
fache Ressort lange genug geführt hat, weiß genau, 
daß ich seine Schwierigkeiten und Probleme nicht 
vermehren möchte. Aber ich weiß auch — und das 
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möchte ich hier unterstreichen —, daß er sich den 
Sinn für die realen Notwendigkeiten der Verteidi-
gung bewahrt hat, und das, Herr Bundesminister der 
Finanzen, ist eine gewisse Rückenstärkung, die wir 
in der kommenden Entwicklung sehr gut gebrauchen 
können. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ein Blick auf die Struktur des diesjährigen Ver-
teidigungshaushalts macht das Gewicht der Ausga-
benbereiche zueinander deutlich: Fortdauernde (Be-
triebs-)Ausgaben 12,573 Milliarden DM, Einmalige 
(Investitions-)Ausgaben 5,481 Milliarden DM. Über 
die Hälfte der Betriebsausgaben muß 1968 für die 
Personalausgaben vorgesehen werden; genau sind 
es 6,381 Milliarden DM. Meine Damen und Herren, 
dieses Zahlenverhältnis ist bedrückend, zeigt es 
doch, daß für die Ausrüstung der Bundeswehr nicht 
so viel getan werden kann, wie getan werden sollte 
und müßte. 

Der Investitionsteil ist infolge der zunehmen-
den Haushaltsenge mit 31% auf weniger als ein 
Drittel der Gesamtausgaben gesunken, und niemand 
wird hier bestreiten, daß dies eine sehr bedenkliche 
Entwicklung  ist.  Es wird künftig darauf ankommen, 
die konsumtiven Ausgaben zu begrenzen, um einen 
finanziellen Spielraum für dringende Investitionen 
bei der Wehrtechnik, dem Rüstungsmaterial und der 
Infrastruktur zu schaffen. Dabei muß man allerdings 
berücksichtigen, daß die in diesem Jahr mit 925 
Millionen DM verstärkt dotierten Ausgaben — das 
ist so  eine jener Positionen, die die Öffentlichkeit 
gern hört, und deswegen darf man sie vielleicht doch 
einmal unterstreichen — für die wehrtechnische 
Forschung, Entwicklung und Erprobung nach der 
geltenden Haushaltssystematik noch zu den Be-
triebsausgaben rechnen, obwohl sie — das ist unser 
Standpunkt — eher als investive Ausgaben anzu-
sprechen sind. Wir werden das in den kommenden 
Jahren vielleicht noch etwas genauer darlegen kön-
nen. 

Meine Damen und Herren, ich muß es mir heute 
versagen, auf die großen Probleme einzugehen, die 
mit der Entwicklung unserer Rüstungspolitik, der 
Fortsetzung unserer rüstungspolitischen Zusammen-
arbeit mit den Verbündeten und der Entwicklung 
moderner Waffensysteme verbunden sind. Darüber 
ist in diesem Hohen Hause ausführlich gesprochen 
worden; zuletzt haben wir das ja getan bei der ver-
teidigungspolitischen Debatte am 6. und 7. Dezember 
des vergangenen Jahres. 

Ich möchte Ihnen aber abschließend noch einmal 
die Hauptsorge vor Augen führen, die uns bewegt, 
und sie beischreiben. Die Ausgaben für wehrtech-
nische Forschung und Entwicklung sind für das Jahr 
1968 in etwa der gleichen Höhe veranschlagt wie 
die IstAusgaben des vergangenen Jahres. Dies ist 
erzwungen durch die gegenwärtige Haushaltsmittel-
lage und darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
trotz der nachdrücklich gesuchten multilateralen Zu-
sammenarbeit — das ist etwas, was ich unterstrei-
chen möchte: der nachdrücklich gesuchten multilate-
ralen Zusammenarbeit! — die Vorbereitung der 
künftigen Waffensysteme steigende Mittel erfor

-

dert. Ein Ende dieses Trends der Wehrtechnik — 
im übrigen natürlich nicht nur der Wehrtechnik — 
ist noch nicht abzusehen, da sie mit der allgemeinen 
Technik, die uns auf Schritt und Tritt umgibt, paral-
lel läuft oder, richtiger gesehen, nur ein Teil der 
explodierenden allgemeinen Technik ist. 

Meine Damen und Herren, diese kurzen Ausfüh-
rungen möchte ich damit schließen, daß ich jeman-
den zitiere, den wahrscheinlich alle hier in dem 
Hohen Hause als einen Mann ansehen werden, der 
von sehr ähnlichen Sorgen bewegt ist wie wir, der 
dazu einer der höchsten, wenn nicht der höchste 
amerikanische Soldat ist, das ist General Lemnitzer, 
Alliierter Oberbefehlshaber in Europa. Sie haben 
vielleicht — gestern ist es wohl gewesen — eine 
UPI-Meldung und eine AP-Meldung gelesen über 
die Ausführungen, die General Lemnitzer zu der 
Verteidigungssituation vor dem amerikanischen 
Parlament gemacht hat. Er hat vor dem Außenpoliti-
schen Ausschuß — ich zitiere hier nach UPI — des 
amerikanischen Abgeordnetenhauses in Washington 
hervorgehoben, daß jenseits des „Eisernen Vor-
hangs" starke Land-, See- und Luftstreitkräfte stün-
den, die atomar und konventionell einsetzbar seien. 
Und nun kommt eigentlich der Satz, weswegen ich 
dies vorlese: „Die Sowjetunion hat in den letzten 
Jahren ihre militärische Schlagkraft erhöht und dar-
über hinaus die anderen Staaten des Warschauer 
Paktes besser ausgerüstet". Lemnitzer sprach sich 
gegen Einsparungen an den Streitkräften der Ver-
einigten Staaten und der NATO-Partner aus. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß wir gut 
daran tun, wenn wir die Verteidigungssituation und 
die Verteidigungszahlen so nüchtern sehen, wie der 
Herr Berichterstatter es bereits getan hat, wie der 
Schriftliche Bericht es tut, wie ich das hier fortge-
setzt habe. Ich glaube, bei allen Illusionen, die wir 
hegen, oder aber, weil das Wort Illusionen vielleicht 
doch falsch verstanden werden könnte, bei allen 
verlockenderen, positiveren Wunschvorstellungen, 
die wir haben, dürfen wir die Augen vor der Wirk-
lichkeit nicht verschließen; und die Wirklichkeit ist 
so, wie sie hier dargelegt worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich eröffne die 
allgemeine Aussprache, möchte jedoch, ehe ich das 
Wort weitergebe, eine Bemerkung zur Geschäftslage 
machen. 

Ich habe einmal gerechnet. Wir haben, ehe wir in 
die Beratung des Einzelplans 14 eingetreten sind, 
18 1/2 Stunden beraten. Heute steht uns eine Bera-
tungszeit — gerechnet von 10 Uhr bis heute abend 
10 Uhr — von 101/2 Stunden zur Verfügung. Wenn 
wir die Mittagspause streichen, sind es 12 Stunden. 
Das wären dann zwei Drittel der bisherigen Bera-
tungszeit. Nach meiner Schätzung, die ich hier ver-
suche, haben wir aber nur die kleinere Hälfte des 
Stoffes bis gestern abend spät hinter uns gebracht. 
Die größere Hälfte liegt noch vor uns. Das ist die 
Lage. Wir müssen also entweder sehr straffen oder 
davon ausgehen, daß wir heute nicht mit der zwei- 
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ten Beratung fertig werden, wie ursprünglich ge-
plant, sondern morgen und wahrscheinlich auch 
Samstag ausharren müssen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich will mich gern 
befleißigen, mit der gebotenen Kürze das vorzutra-
gen, was ich Ihnen im Namen der Freien Demokra-
ten zum Haushaltsplan 14 zu sagen habe. Allerdings 
finden Sie in Ihren Unterlagen die Umdrucke 430 *) 
und 432 **), einen Änderungsantrag zur zweiten Le-
sung und einen Entschließungsantrag, und Sie wer-
den mir nachsehen, daß ich diese Anträge kurz be-
gründen muß, wobei ich auf die Hilfe meiner 
Freunde Ollesch und Jung zurückgreifen darf. 

Die Problematik, die mit dem Änderungsantrag 
und mit dem Entschließungsantrag angesprochen 
wird, ist nicht neu. Wir haben sie hier schon sehr 
oft dargelegt. Allerdings sind die Ergebnisse unse-
rer Darlegungen von der Bundesregierung bisher 
noch nicht recht zur Kenntnis genommen worden. 

Unsere Bemühungen um eine, wie wir glauben, 
realistischere Verteidigungspolitik, die auch die 
Sicherheit der Bundesrepublik gewährt, haben nicht 
erst 1966 auf 1967 begonnen, sondern auf einem 
früheren Boden. Ich darf auf unseren Entschlie-
ßungsantrag zum Haushaltsplan 1964 verweisen. 
Auf diesen Vorstellungen bauten wir weiter auf. 

Von der CDU/CSU liegt ein Entschließungsantrag 
Umdruck 424 vor, in dem ,es heißt: 

Die Bundesregierung wird ersucht, durch ent-
sprechende Maßnahmen sicherzustellen, daß der 
Anteil der Zeitsoldaten in der Bundeswehr ver-
größert wird. Es muß erreicht werden, daß die 
Stellen, die nur auf Grund des Fehls an länger-
dienenden Soldaten von Wehrpflichtigen einge-
nommen sind, tatsächlich von Soldaten auf Zeit 
besetzt werden. 

Damit greifen die Christlichen Demokraten ein 
Petitum auf, das wir Ihnen schon 1964 als Koali-
tionspartner vorgetragen haben. Damals haben wir 
gesagt: die Präsenzstärke der Bundeswehr muß vor-
übergehend an das vorhandene Ist an Unteroffizie-
ren und Offizieren angepaßt werden. Das wäre da-
mals die richtige Maßnahme gewesen, und ich er-
warte jetzt, daß wahrscheinlich im Jahre 1969 das 
Wirklichkeit wird, was hier in Ihrem Antrag steht; 
denn anders werden Sie das Problem überhaupt 
nicht lösen und von der dauernden Überforderung 
der Unteroffiziere nicht wegkommen können. Das ist 
der Grund, aus dem hinterher das Aufkommen an 
sich Weiterverpflichtenden so gering ist. 

Ich sagte vorhin, daß wir mit unseren Bemühun-
gen, zu einem Wandel der Verteidigungskonzeption 
der Bundesregierung zu kommen, nicht sehr viel 
Erfolg gehabt haben. Insbesondere klang das auch 
noch in der letzten Debatte an, die wir im Dezem-
ber hatten. Zum mindesten wird aber jetzt zu diesen 

*) Siehe Anlage 2 
**) Siehe Anlage 3 

Problemen Stellung genommen, und wenn wir auch 
bedauern, daß ein erkennbarer Blick auf die Zu-
kunft nicht zu sehen ist, so ist immerhin zu be

-

grüßen, daß Dingle, die wir gesagt haben, nun in 
gewissen Nuancierungen auch in die Überlegungen 
der Regierungsparteien hineinkommen. 

Man hält zwar nach außen an der starr eingenom-
menen Haltung fest. Das gilt insbesondere für die 
atomare Ausstattung der Bundeswehr — atomare 
Ausstattung mit Trägerwaffen, damit hier kein Irr-
tum entsteht —, wobei paradoxerweise die Sozial-
demokratie der Meinung ist, eine solche Ausstat-
tung sei für die neu eingeführten und im Bau be-
findlichen Raketenzerstörer und Raketenkorvetten 
nicht notwendig. Das ist natürlich das Geheimnis 
der Sozialdemokratie, inwieweit atomare Träger-
waffen bei der Marine schädlich, beim Heer und bei 
der Luftwaffe aber positiv zu bewerten sein sollten. 

(Abg. Berkhan: „Schädlich" haben S i e 
gesagt!) 

— Ja, natürlich; „schädlich" habe ich gesagt; Sie 
werden sagen: „nicht nötig". 

(Abg. Berkhan: Ja!) 

Man hat auch über die Frage der Herabsetzung 
der Dauer des Grundwehrdienstes und einer Inten-
sivierung der Grundausbildung noch nicht sehr viel 
Neues gehört, wenngleich dieses Problem zum min-
desten in der kleinen Kommission, die sich mit der 
Frage der Wehrgerechtigkeit beschäftigt, mit in die 
Erwägungen aufgenommen worden ist. Aber es 
kommt ja auch gar nicht darauf an, ob hier die FDP 
genannt wird; es kommt sehr viel mehr darauf an, 
daß man für die Sache das Beste erreicht. 

Es ist festzustellen — an den Berichten, die die 
Inspekteure der Teilstreitkräfte im Verteidigungs-
ausschuß in der letzten Zeit gegeben haben —, daß 
man sich anscheinend allmählich doch fester auf das 
konventionelle Bein unserer Sicherheit stellen will, 
und man kann fast erkennen, daß Mitte der sieb-
ziger Jahre vermutlich keine atomaren Aufgaben 
mehr für die Bundeswehr vorgesehen sein werden. 

Wenn das so ist, dann fragen wir uns, warum 
man angesichts einer zwangsläufigen Entwicklung 
sich nicht von vornherein auf eine Änderung in der 
Ausrüstung einrichtet. Wir befürchten, daß, wenn 
man so verfährt, wie die Bundesregierung verfährt, 
wir eine Veränderung in der Ausrüstung bekom-
men werden, man aber vorläufig noch Geld ausgibt, 
das man an sich woanders besser gebrauchen könnte, 
und daß letzten Endes natürlich auch politisch dann 
bei solchen Veränderungen nichts drin ist. 

Der Herr Bundesverteidigungsminister hat soeben 
erläutert — und sicher ist das richtig, was er ge-
sagt hat —, wie die Entwicklung des hiesigen Ver-
teidigungsetats im Gegensatz zu der Entwicklung 
auf der anderen Seite gewesen ist. Wenn man das 
so hört, dann fragt man sich immer wieder, warum 
eigentlich die Bundesregierung davon in ihren poli-
tischen Darlegungen oder in ihren politischen Hand-
lungen so wenig Gebrauch macht. Ich bin der Mei-
nung, daß man davon immer nur bei der Debatte 
des Verteidigungshaushalts hört, um zu erreichen, 
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daß die Höhe möglichst eingehalten wird und das 
Haus nicht auf den Gedanken kommt, noch weitere 
Kürzungen vorzuschlagen. Letzten Endes wird aber 
das politische Ergebnis dabei nicht beachtet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Schultz, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Kiep? — Bitte, Herr Kiep. 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Kollege Schultz, wie soll 
die Bundesregierung nach Ihrer Vorstellung in ihrem 
politischen Handeln diese Tendenz der steigenden 
Verteidigungshaushalte im Osten und der sinken-
den im Westen verwenden? 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Sie kann sie 
politisch vielleicht etwas mehr in ihren Auslassun-
gen verwenden, die sie von diesem Pult aus von 
sich gibt, und auch in Noten wie z. B. der Friedens-
note seinerzeit, der man nun wieder einen entspre-
chenden Nachschub geben könnte. 

Zur Frage der Bewaffnung und überhaupt der 
Verteidigungskonzeption hat mein Kollege Genscher 
am 2. April ausgezeichnete Ausführungen gemacht, 
die im ganzen die Auffassung der Freien Demokra-
ten wiedergeben. Sie können sie nachlesen im 
Protokoll der Dienstagsitzung auf den Seiten 8648 
unten und 8649 ff. Aus Gründen der Zeitökonomie 
möchte ich auf diese Ausführungen nur verweisen. 
Mit ihnen ist praktisch die Begründung für die Zif-
fern 4 bis 6 unseres Entschließungsantrags Um-
druck 430 gegeben. 

Ziffer 3 dieses Entschließungsantrags Umdruck 430 
enthält die Forderung, bei der Einberufung der 
Wehrpflichtigen von dem vierteljährlichen auf den 
halbjährlichen Turnus überzuwechseln, damit die 
dauernde Unruhe innerhalb der Truppe auf ein 
Mindestmaß beschränkt wird. Man könnte sogar 
weitergehen. Wir sehen das als eine Vorstufe für 
den letzten Endes einjährigen Einberufungsturnus 
an. Damit die momentan vorhandene Kampfkraft 
nicht geschwächt wird, sollte man dabei innerhalb 
der Brigaden turnusmäßig jeweils ein Betaillon neu 
auffüllen, so daß die anderen Bataillone noch über 
ausgebildete Soldaten verfügen. Wir meinen, diese 
Frage muß erneut geprüft werden. Im übrigen liegt 
dazu auch noch ein Antrag von uns vom Dezember 
1967 vor. 

Nebenbei bemerkt, macht sich in der Diskussion 
über die Dauer des Grundwehrdienstes ein zuneh-
mender Sinneswandel in der Öffentlichkeit bemerk-
bar. Selbst Herr Paul Wilhelm Wenger ist im „Rhei-
nischen Merkur" zu der Ansicht gelangt, daß zwölf 
Monate durchaus ausreichen können 

(Abg. Berkhan: Wer ist denn das?) 

— Paul Wilhelm Wenger kennen Sie doch, ein be-
deutender Publizist in unserem Lande —, Wehr-
pflichtige zu brauchbaren Soldaten heranzubilden, 
soweit nicht ausgesprochene Spezialisten notwendig 
sind. 

Die Freien Demokraten haben immer betont, daß 
das Gros der Streitkräfte aus Berufs - und Zeitsolda

-

ten bestehen muß und daß das heutige Verhältnis 
von 47% Wehrpflichtigen zu 53 % Berufs- und Zeit-
soldaten unbefriedigend ist. Wir sehen in den bisher 
bekannten Maßnahmen der Bundesregierung aller-
dings keinen Hinweis darauf, wie das vom Herrn 
Bundesverteidigungnsminister im Dezember vorigen 
Jahres angestrebte Ziel des Verhältnisses von 
40 : 60 erreicht werden soll. Auch die Überlegungen 
über eine abgestufte Präsenz — Kadereinheiten und 
was das alles ist — haben noch noch dazu geführt, 
daß man gerade bei der Gewinnung von sich weiter-
verpflichtenden Soldaten, von Zeitsoldaten, neue 
Wege geht. Wir haben immer davor gewarnt, den 
Gedanken der stets aus dem Stand einsatzfähigen 
Bundeswehr weiterzutreiben, weil wir feststellen 
müssen, daß das in unserer Lage nicht notwendig 
ist, weil wir kein Expeditionskorps unterhalten müs-
sen wie andere Nationen und weil wir vor allen 
Dingen sonst hier dauernd in Schwierigkeiten mit 
unserer gesellschaftlichen Situation kommen. 

Wir sind der Meinung, daß es notwendig ist, das 
Mobilmachungssystem zu verbessern und die Mög-
lichkeiten für eine Einberufung von Reservisten in 
kürzester Frist zu schaffen. Allerdings müssen diese 
Reservisten nach ihrer Entlassung aus der Bundes-
wehr auch wieder Gelegenheit zur Auffrischung 
ihrer Kenntnisse finden. Diese Gelegenheit fehlt 
zur Zeit. 

Wir haben deswegen im Umdruck 432 unter Zif-
fer 7 Ihnen einen Vorschlag gemacht, wie man 
nach unserer Auffassung hier anders vorgehen muß. 
Ich verzichte darauf, das noch im einzelnen darzu-
legen, denn auch das ist im Protokoll der Debatte 
vom vorigen Dezember nachzulesen, in der wir 
über dieses Problem auch gesprochen haben. Wir 
schlagen vor, die Ausgaben für Wehrpflichtige zu 
kürzen und dafür die für Wehrübende zu erhöhen. 

In dem Antrag Umdruck 432 haben wir noch eine 
ganze Reihe von Kürzungsvorschlägen gemacht und 
haben andererseits Mehrausgaben vorgesehen. Zu 
den Ziffern 1, 2 und 8 des Umdrucks 432, die sich 
mit Fragen der Luftwaffenrüstung beschäftigen, wird 
Kollege Jung etwas sagen. 

Eine Bemerkung zu den Ziffern 4 und 6 des Um-
drucks 432: Die Baukosten! Wir sind der Auffas-
sung, daß man auch hier eine Kürzung vornehmen 
kann. Es sind doch Mittel für den Kasernenbau im 
In- und Ausland beantragt. Wir glauben, daß auf 
Grund der Tatsache, daß im mehr oder weniger 
großen Umfang Truppen aus der Bundesrepublik 
abgezogen werden, Unterkünfte frei werden, die 
für die Bundeswehr genutzt werden können und 
müssen. Insbesondere aber auch im Blick auf das 
Ausland scheinen uns weitere Kürzungen — wie 
wir sie vorgeschlagen haben — möglich. Ich sehe 
hier nach Portugal und nach Frankreich. Wir haben 
in Portugal den Stützpunkt Beja. Wir wissen nicht, 
ob dieser Stützpunkt einen praktischen Nutzen 
für uns hat, sei es im Frieden, sei es aber auch 
im Konfliktsfall. Denn es geht da um das Überflie-
gen von Frankreich und Spanien. Zur Zeit sind 
die Dinge zwar noch in Ordnung, aber sie können 
sich sehr schnell ändern. Ähnliches gilt auch für 
Depot- und sonstige Gebäude in Frankreich. Auch 
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hier werden noch erhebliche Mittel eingesetzt. Man 
fragt sich insbesondere dann, wenn man das im 
Gedächtnis hat, was der Herr Verteidigungsminister 
gerade vorhin gesagt hat, ob das alles unbedingt 
notwendig ist. Wir sind der Auffassung, daß mili-
tärische Investitionen von deutscher Seite in Frank-
reich nutzlos sind, solange nicht sichergestellt ist, 
daß die deutschen Truppen auch im Ernstfall von 
dieser französischen Position aus operieren können. 
Angesichts der gegenwärtigen Haltung des franzö-
sischen Staatspräsidenten kann man wohl nicht 
davon ausgehen, daß das möglich sein wird. Der 
Herr Bundesverteidigungsminister hat vorhin ge-
sagt, daß in der Frage einer strategischen Konzep-
tion eine befriedigende Zusammenarbeit erreicht 
worden sei. Ich habe nicht ganz verstanden, ob er 
damit meinte: in der Zusammenarbeit mit Frank-
reich oder mit den NATO-Mitgliedern? Wenn er 
gemeint haben sollte, daß der Briefwechsel, den wir 
— von Außenministerium zu Außenministerium — 
über die Stationierung der französischen Truppen 
auf deutschem Boden gehabt haben, eine befriedi-
gende Zusammenarbeit ergeben würde, dann muß 
man sagen: das ist sicher nicht der Fall. Das Pro-
blem der Zusammenarbeit mit Frankreich im Kon-
fliktsfall ist nach wie vor ungelöst. 

Lassen Sie mich aber nun noch auf einige interne 
Probleme der Bundeswehr eingehen, die, wie mir 
scheint, angesprochen werden müssen, und zwar 
möchte ich zunächst ein Wort zur Personalführung 
sagen. Vor einiger Zeit habe ich eine Frage an die 
Bundesregierung bezüglich der Wertungs- und 
Eignungslisten gerichtet. In der Antwort hieß es 
damals, diese Listen, die geheim sind und also auch 
von den Betroffenen nicht eingesehen werden kön-
nen, seien nicht Bestandteil der Personalakten. Sie 
sagten nur etwas über die Wertung der Offiziere zu-
einander, nicht über die objektive Wertung, aus. 
Wörtlich erklärte Staatssekretär von Hase: 

Diese Listen und Karten sind eine Erleichterung 
zur Findung der Gerechtigkeit und sollen dazu 
dienen, daß die Personalabteilung die Institu-
tion, also die Bundeswehr, personell optimal 
bedienen kann. Sie dienen nicht der Sicherstel-
lung einer einzelnen Karriere. 

Ich bin der Meinung, daß man beides, Karriere und 
optimale Bedienung der Institution, nicht voneinan-
der trennen kann. Daß das so ist, ist mir auch durch 
eine Reihe von Zuschriften klargeworden, die ich 
aus den betroffenen Kreisen bekommen habe. 
Außerdem sagte der Staatssekretär, daß über die 
Frage der Zulässigkeit noch ein Rechtsgutachten er-
stellt werde. Das sollte uns zumindest im Ausschuß 
dann noch zur Kenntnis gebracht werden. 

Nun muß doch die Frage gestellt werden: Wer er-
stellt denn dieses Rechtsgutachten, vielleicht die Ab-
teilungen P und VR? Dann würde ich sagen: Das 
wäre kein Rechtsgutachten, sondern die Begrün-
dung einer Maßnahme. Ich möchte hier also gleich 
sagen: Wenn in dieser Frage noch ein Rechtsgut-
achten erstellt wird — und das ist uns versprochen 
worden —, dann bitte von einer neutralen Stelle! 

In einem dieser Briefe ist mir z. B. — wenn ich das 
kurz zitieren darf — geschrieben worden: 

Ich habe z. B. einen Kommandeur gehabt, dessen 
Beurteilung über mich auf Anweisung des Kom-
mandierenden Generals für ungültig erklärt 
wurde. 

Ich vermute, daß die Eintragung seiner Beurtei-
lung auf die Wertungs- und Eignungskarte nicht 
für ungültig erklärt wurde. Ich weiß es nicht, da 
es für mich nicht nachprüfbar ist. 

Der Betreffende schließt mit den Worten: 

Ich darf Ihnen sagen, daß der allgemeine Ein-
druck besteht, daß die Karriere des einzelnen 
Offiziers nicht allein durch die zu eröffnende 
Beurteilung bestimmt wird, sondern durch die 
anonymen Wertungs- und Eignungslisten und 
noch mehr durch das sogenannte „Image" oder 
die „Presse" auf Grund persönlicher Gespräche 
von Vorgesetzten und Nichtvorgesetzten mit 
dem Personalamt. Es wäre gut, wenn es gelänge, 
mehr Vertrauen in eine gerechte Personal-
führung zu erlangen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einmal wie-
der unsere alte Forderung nach offenen Rang- und 
Verwendungslisten — so wie es auch in den 
Vereinigten Staaten üblich ist — in Verbindung mit 
der weitergehenden Forderung wiederholen, die 
militärische Personalführung in die Hand des Gene-
ralinspekteurs und der Inspekteure zu geben. 

Lassen Sie mich nun noch drei Punkte ansprechen, 
zunächst einmal die Frage des Mutes zur Wahrheit 
und Zivilcourage. Mir liegt hier vor die „Mitteilung 
für den Soldaten" vom 29. März 1968 — „Ak-
tuelle Information des Bundesministers der Vertei-
digung" —. Darin steht ein Bericht über eine Tagung 
und einen Vortrag vor den Schulkommandeuren 
durch den Inspekteur Heer. Es heißt dort: 

Generalleutnant Moll richtete einen Appell an 
die verantwortlichen Vorgesetzten. Er forderte 
konstruktive Zusammenarbeit. Nörgelei müsse 
mit Mut zur Wahrhaftigkeit und Zivilcourage 
bekämpft werden. 

Ich will nun gar nichts gegen diese Worte sagen. 
Nur muß man eben umgekehrt dann fragen — und 
das ist in einer solchen Meldung sicher nur schwer 
unterzubringen —: Ist Kritik an dem Bestehenden 
prinzipiell Nörgelei? 

(Abg. Berkhan: Nein!) 

Oder ist es nicht vielleicht Mut zur Wahrheit und 
zur Zivilcourage? 

In diesem Gedankenbereich ist der Verteidigungs-
ausschuß im vergangenen Jahr eine recht lange Zeit 
mit dem Petitionsfall eines Luftwaffenobersten be-
schäftigt gewesen. Der Betreffende hat abweichende 
Vorstellungen gegenüber seinem Dienstvorgesetzten 
geäußert. Es war evident, daß diese abweichenden 
Vorstellungen dazu geführt haben, daß dieser Mann 
Nachteile erlitten hat, die er eigentlich bei gerechter 
Personalführung nicht hätte erleiden dürfen. Ich 
hebe dabei nicht auf eine mögliche Beförderung ab; 
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darum geht es gar nicht, sondern es geht um die Art 
und Weise, wie dieser Mann von der Stelle, die er 
innegehabt hat, auf eine andere unter Vorspiegelung 
falscher Tatsachen versetzt worden ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren und auch 
Hohe Bundesregierung! Ein weiteres ernstes Pro-
blem, um das eis hier geht, ist nämlich die Frage: 
Was hören wir Abgeordnete eigentlich bei unseren 
Truppenbesuchen? Ich lese kurz eine Überschrift aus 
einer meiner Heimatzeitungen vor: „Kummerbogen 
blieb leer." Eis ging um den Besuch eines Abgeord-
neten der stärksten Fraktion dieses Hauses bei 
einem Truppenteil; und da muß ich sagen: So etwas 
gibt es überhaupt nicht, daß man als Abgeordneter 
zu einer Truppe kommt und der Kummerbogen 
bleibt leer. Dann ist man nicht recht informiert wor-
den, oder es war (so, daß alles in bester Butter war, 
solange die Presse dabei war, und nachdem der Ab-
geordnete das Kasernement verlassen hatte, zupfte 
ihn vielleicht der betreffende Kommandeur am 
Ärmel und sagte: „So, nun müßte ich Ihnen aber das 
und jenes noch sagen. Wenn Sie es aber verwenden, 
dann verwenden Sie es bitte so, daß nicht heraus-
kommt, wer es Ihnen gesagt hat." Daß der Abgeord-
nete dann mit solchen Unterrichtungen nicht sehr 
viel anfangen kann, ist ganz sicher. Man muß aller-
hand Eiertänze vollführen, um dann der Sache, die 
dort gesagt worden ist, doch vielleicht auf den Grund 
zu kommen. Ich möchte das hier einmal aussprechen, 
um auch den Appell an die Personalführung des 
Hauses zu richten, daß sie lernt, daß sich der ver-
langte Mut zur Wahrheit und zur Zivilcourage für 
diejenigen, von denen er gezeigt wird, nicht in per-
sönlichen Nachteilen auswirken darf. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich sage das nicht ins Freie. Ich bin sicher, daß viel-
leicht nachher in der Replik des Herrn Bundesvertei-
digungsministers gesagt wird: Sagen Sie mir, nennen 
Sie mir irgendeinen Fall! Dieses kann ich eben ge-
rade nicht, das möchte ich jetzt gleich sagen. Ich 
meine nicht, daß er vielleicht nicht vorhanden wäre, 
ich kann aber wegen der für die Betreffenden zu be-
fürchtenden Nachteile nicht weiter darüber reden. 

Ich bin außerdem der Meinung, daß wir uns in 
der nächsten Zeit im Verteidigungsausschuß über 
zwei Probleme unterhalten sollten, und zwar über 
die Paragraphen im Soldatengesetz, die sich mit der 
politischen Information, der  politischen Betätigung 
des Soldaten beschäftigen. Dabei sollten wir gleich 
die Frage erörtern, wieweit eigentlich Wahlkämpfe, 
die in unserer Demokratie unvermeidlich sind, zur 
Einschränkung der Tätigkeit von Abgeordneten im 
Rahmen des Gesprächs mit den Soldaten aller Dienst-
grade berechtigen. Mir scheint, daß die Information 
der Soldaten über das, was die einzelnen Fraktio-
nen und Parteien wollen, notwendig ist. Ich sehe 
nicht ein, warum eine solche Information noch sechs 
Wochen vor der Wahl in der Kaserne gegeben wer-
den darf, einen Tag später aber nicht mehr. Denn 
ich kann mir nicht vorstellen, daß die Soldaten so 
unbedarft sind, daß sie nicht merken, was  hier aus 
ernster Überlegung und mit bestimmter Meinung ge-
sagt wird und was einfach Dummenfängerei ist. Ich 
glaube, sie können das unterscheiden. Auf der ande- 

ren Seite sehen wir aber, daß hier natürlich eine 
unterschiedliche Behandlung der verschiedenen Poli-
tiker erfolgt. In demselben vorhin genannten Mit-
teilungsblatt steht zum Beispiel: 

Baden-Württemberg gibt ein Beispiel 
Stuttgart im Zeichen der Bundeswehr 

Heeresgrau und Fliegerblau — Uniformen be-
herrschten gestern das Stadtbild von Stutt-
gart. Baden-Württembergs Ministerpräsident, 
Dr. Hans-Georg Filbinger, hatte gemeinsam mit 
der Stadt Stuttgart Soldaten aller Dienstgrade 
vom Rekruten bis zum General ins Neue Schloß, 
zum Mittagessen und zu Stadtrundfahrten ein-
geladen. Der Ministerpräsident und die Stadt-
väter wollen damit das gute Verhältnis zu den 
Bürgern ihres Landes unterstreichen. 

Auf einem Bild dazu sind der Herr Ministerpräsident 
und der Herr Staatssekretär Adorno zu sehen. — Na 
schön, dagegen ist nichts einzuwenden. Das ist sicher 
alles völlig legal. Nur, was tut dann der kleine Hin-
terbänkler-Abgeordnete? Der hat diese Möglichkei-
ten nicht. 

(Abg. Haase [Kellinghusen] : Der spricht im 
Plenum darüber!) 

— Ja, natürlich. Das ist meine einzige Möglichkeit, 
darüber zu sprechen. Da haben Sie recht, Herr Haase. 
— Aber ich bin der Meinung, wir sollten über dieses 
Problem im Verteidigungsausschuß noch einmal 
reden. 

Der letzte Punkt, den ich noch anführen wollte, ist 
die Frage der Praktizierung des Gesetzes über 
Kriegsdienstverweigerung und des entsprechenden 
Artikels im Grundgesetz. Es  ist notwendig, daß wir 
von der Bundesregierung erfahren, ob das richtig ist, 
was einem in letzter Zeit des öfteren aus der Truppe 
erzählt wird, nämlich daß Verbände der Kriegs-
dienstverweigerer praktisch Soldaten in die Bundes-
wehr einschleusen, um sie zu veranlassen, die Kame-
raden, die schon in der Bundeswehr ihren Dienst 
ableisten, zum Teil schon längere Zeit, zur Kriegs-
dienstverweigerung zu überreden. Dann kann es 
durch einen plötzlichen Antrag auf Kriegsdienstver-
weigerung einer ganzen Reihe von Soldaten, die in 
bestimmten Funktionen sind, sagen wir, als Richt-
kanonier oder irgend so etwas, praktisch unmöglich 
gemacht werden, daß eine Truppe auf den Übungs-
platz geht, weil sie keine Richtkanoniere hat. 

Ich weiß nicht, ob das richtig ist, was mir hier er-
zählt worden ist. Aber wir müssen den Dingen nach-
gehen. Denn so weit geht es natürlich mit der Prakti-
zierung des Grundgesetzartikels und des entsprechen

-

den Gesetzes nicht. Kriegsdienstverweigerung ist eine 
persönliche Sache jedes einzelnen und muß es auch 
bleiben. Wenn solche Maßnahmen durch Verbände 
der Kriegsdienstgegner getroffen werden sollten, 
sind sie ohne Zweifel ungesetzlich, und man muß 
etwas dagegen unternehmen. — Nun, ich finde fast, 
Sie hätten eigentlich zu dem klatschen können, was 
ich da eben gesagt habe. 

(Abg. Dr. Zimmermann: Nicht einmal Ihre 
eigenen Freunde haben geklatscht!) 
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— Die haben wahrscheinlich nicht zugehört, Herr 
Zimmermann; die wissen das schon. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit 
bin ich am Schluß dessen, was wir zu sagen haben. 
Ich hoffe, daß hinreichend klar geworden ist, daß 
wir auch in diesem Jahr dem Haushalt des Herrn 
Verteidigungsministers nicht unsere Zustimmung 
geben können. Wir werden ihn ablehnen, weil wir 
der Auffassung sind, daß unsere Vorstellungen, die 
wir auf verteidigungspolitischem Gebiet entwickelt 
haben, nicht in ausreichendem Maße hier Nieder-
schlag gefunden haben. 

Um auch gleich die spätere Debatte in ein ver-
nünftiges Gleis zu führen, möchte ich sagen: Das ist 
keine Ablehnung der Verteidigung und auch kein 
Übersehen der Tatsache, daß sich die Angehörigen 
der Bundeswehr sowohl im militärischen als auch im 
zivilen Bereich nach bestem Wissen und Gewissen 
um die Erfüllung ihres Auftrags bemühen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident Dr. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen! Meine Herren! Darf ich erst mit 
ein paar Bemerkungen auf den Verlauf der Debatte 
eingehen und den Kollegen Schultz bitten, es doch 
in Zukunft — das ist das zweite Mal — zu unter-
lassen, am Ende der Rede darauf hinzuweisen, daß 
die FDP für die Landesverteidigung ist. Ich hoffe, 
daß die Zeiten der Diffamierung in der Frage der 
Landesverteidigung in diesem Hause nunmehr end-
gültig vorbei sind. Kein Mensch unterstellt den 
Freien Demokraten, kein Mensch unterstellt Herrn 
Schultz, daß er hier eine Rede gehalten hat, um in 
der Landesverteidigung einen Standpunkt einzu-
nehmen, der unsere Position schwächt. Anders ist es 
bei der Auseinandersetzung um die einzelnen sach-
lichen Punkte. In dieser oder jener Frage wird mein 
Kollege Haase oder mein Kollege Richter oder viel-
leicht jemand anders auf Ihre Anträge eingehen. 
Ich sage vorweg: Wir werden den einen Antrag ab-
lehnen, weil wir der Meinung sind, er ist im Haus-
haltsausschuß ausreichend behandelt worden, und 
wir werden den Entschließungsantrag an den zu-
ständigen Ausschuß überweisen und ihn wegen 
einiger Fragen wahrscheinlich auch dem Innnenaus-
schuß zur Beratung überstellen. 

Ich darf nun ein paar Bemerkungen zum Verteidi-
gungsminister machen. Herr Minister Schröder, wir 
freuen uns, daß Sie hier noch einmal ausdrücklich 
festgestellt haben: Wir halten an der NATO fest. 
Ich würde Ihren Satz, der dem Sinne nach lautete, 
ohne unseren Beitrag wäre eine Verteidigung in 
unserer Front gar nicht möglich, erweitern und 
sagen: Ohne Verbündete würde auch unsere eigene 
Verteidigung nicht ausreichen, Freiheit und Recht 
in diesem Teil der Welt nachhaltig zu schützen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist doch der Grund, warum wir genauso wie Sie 
„derzeit" an 18 Monaten Wehrpflicht festhalten. 

Ich muß Sie nur bitten, auch in Ihrem Hause dafür 
zu sorgen, daß, wenn der Minister „derzeit" sagt, 
auch das Echo aus dem Hause „derzeit" lautet. Es 
ist unerträglich, daß Beamte und hohe Offiziere von 
Zeit zu Zeit versuchen, der Zeit vorauszueilen, und 
ein paar Äußerungen machen, die darauf hindeuten, 
daß man in Ihrem Hause schwankend geworden ist. 
Daß Sie verpflichtet sind, über die Frage der Dauer 
des Grundwehrdienstes wieder und wieder nachzu-
denken, ist ganz selbstverständlich. Wir haben ja 
auch eine Kommission eingesetzt, die unter dem 
Vorsitz von Herrn Adorno bei der Behandlung des 
Themas „Wehr-Gerechtigkeit" gar nicht umhin 
kann, über die Zeit zu reden. Es ist eine politische 
Frage, ob wir unsere jungen Männer 18 Monate ein-
berufen, und es handelt sich nicht um die Frage, ob 
man 18 Monate braucht, um Soldaten auszubilden 
und auf einen gewissen Ausbildungsstand zu brin-
gen. 

Immerhin würde ich gern von Ihnen noch erfah-
ren — wenn nicht in dieser Debatte, dann später —, 
was bei der Verschmelzung von Heer und TV nun 
mit den Luftwaffenanteilen und  den  Marineanteilen 
geschehen soll. Wenn ich im ganzen davon ausgehe, 
daß drei Teile Heer bei der TV sind, so sind zwei 
Teile Luftwaffe und ein Teil Marine. 50 % der in 
der TV dienenden Soldaten gehören nicht dem Heer 
an, gehören also nicht zu dem Teil, der sich nahtlos 
mit dem anderen Teil des Heeres verschmelzen läßt. 
Darauf müßten Sie vielleicht noch einmal eingehen. 

Nun, Herr Schultz, ein paar Bemerkungen zu 
Ihnen! Sie wissen doch ganz genau, daß die Träger-
waffen vorwiegend bei der Luftwaffe sind. Und 
wenn wir beim Heer Zwei-Zwecke-Waffen haben, 
dann darum, weil es der höheren Führung der 
NATO, dem Befehlshaber der NATO, nicht möglich 
ist, verschieden ausgestattete Divisionen zu führen. 
Da handelt es sich aber ausschließlich um Zwei-
Zwecke-Gefechtsfeldwaffen, die also so oder so ver-
wendbar sind. Und wenn die schwimmenden Einhei-
ten der Marine nicht mit atomaren Sprengkörpern 
und Waffen ausgerüstet sind, so deshalb, weil der 
Auftrag der Marine diese Waffen nicht erfordert. 
Das ist kein Geheimnis, sondern das ist eine ganz 
normale Überlegung. 

Lassen Sie mich auch eine kurze Bemerkung zum 
Einberufungsturnus machen. Das müssen Sie noch 
einmal klarer sagen, Herr Schultz, denn wenn Sie 
immer nur ein Bataillon wechseln wollen, dann muß 
man wissen, ob dieses Bataillon im Monat gewech-
selt wird oder ob dieser Wechsel schlagartig in 
einem Jahr geschieht. Weiterhin müssen Sie doch 
auch zugeben, daß ein derartiges Mobilisierungs-
system mehr Ausbilder, mehr Unteroffiziere und 
Offiziere erfordert und daß wir ein derartiges 
System leider zur Zeit nicht einführen können, 
selbst wenn es zweckmäßig wäre, weil uns die Aus-
bildungskapazitäten nicht in ausreichendem Maße 
zur Verfügung stehen. 

Ein Wort zu den Reservisten! Auch hier kann ich 
Ihnen nur sagen: Sie unterliegen immer wieder dem 
Irrtum, daß Reservisten billiger seien als wehr-
pflichtige Soldaten. Sie wissen doch aus dem Aus-
schuß, daß die Fachleute uns vorgerechnet haben, 
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daß die Planstelle eines Reservisten genau das Dop-
pelte von dem kostet, was ein Wehrpflichtiger an 
Kosten verursacht. Über die Offiziere und Unteroffi-
ziere, die sich mit den Reservisten zu beschäftigen 
haben, will ich schweigen; über das Gerät will ich 
schweigen; über die Möglichkeiten der Übungs-
plätze will ich schweigen. Das alles ist sehr sorg-
fältig zu prüfen. 

Ich glaube, daß 360 000 Reservisten — d. h. 30 000 
pro Monat, eigentlich ein paar mehr, denn im Weih-
nachtsmonat wird man sehr wenig machen können; 
es stehen wahrscheinlich nur zehn Monate im Jahr 
zur Verfügung, und dann sind .es 36 000 Reservisten 
im Monat — heute in der Bundeswehr überhaupt 
nicht zu verkraften sind. 

Ich stimme Ihnen bei, Herr Schultz, wenn Sie hier 
von Ihren Erfahrungen bei Truppenbesuchen spre-
chen. Diese Erfahrung wird auch sicher von den 
Kollegen der CDU/CSU bestätigt. Wenn wir aufgeru-
fen wären, Gymnasien oder Universitäten zu besu-
chen oder — Bundesbahneinheiten kann ich nicht 
sagen — Bundesbahnwerkstätten und -komplexe zu 
besuchen, Krankenhäuser zu besuchen, — glauben 
Sie vielleicht, daß wir ohne Beschwerden und An-
stände aus diesen Besuchen zurückkämen?! Wenn 
das vom Kummerbogen wirklich in einer Zeitung 
gestanden hat, dann gebe ich Herrn Schultz zu, daß 
das ein Schmarren ist. Natürlich gibt ,es in jeder 
Einheit Kümmernisse und Kämmerchen, und es gibt 
natürlich auch — darüber müssen wir uns auch klar 
sein, Herr Schultz — immer bei der großen Zahl 
von Soldaten — ich könnte wieder alles aufzählen, 
was ich eben aufgezählt habe — einen Teil, der 
ohnehin dazu neigt, immer nur das vorzutragen, 
was noch nicht den höchsten Stand der Erfordernisse 
erreicht hat. Diese Welt ist aber eine Welt bewohnt 
von Menschen, die aus dem Paradies vertrieben 
sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Daher sind diese Zustände hier halt nicht paradie-
sisch und nicht so zu regeln, daß es keine Anstände 
mehr gibt. 

Ich kenne die Sache mit der „Politischen Propa-
ganda" nicht. Sie müssen mir einmal die Quelle zei-
gen. Ich will Ihnen aber zugeben, daß diese Sechs-
Wochen-Frist etwas Komisches in sich hat. Aber 
wenn wir eine Zwölf-Wochen-Frist hätten, dann 
wäre es genauso. Es geht dann immer um den einen 
Tag, um den letzten einen Tag. Dennoch bin ich da-
für, daß diese Frist aufrechterhalten wird. Ich bin 
darum dafür, weil schließlich und endlich ein Wahl-
kampf keine Auseinandersetzung ist, die mit Samt-
handschuhen geführt wird. Sie und ich sind ja auch 
schon gegeneinander aufgetreten. Da gibt es ge-
wisse Dinge, die nicht nützlich sind, wenn sie im 
dienstlichen Bereich vor der Truppe, quasi dienst-
lich angeordnet, im Rahmen der staatsbürgerlichen 
Belehrung stattfinden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich möchte mich nämlich in Zukunft mit dem Politi-
ker Dr. Schröder als Minister, als Angehöriger der 
CDU auseinandersetzen können, ohne dabei den 
Inhaber der Befehls- und Kommandogewalt vor der 

Truppe gewissermaßen — herabsetzen ist ein 
schlechtes Wort, mir fällt nichts Besseres ein —, 
ohne ihn also so zu attackieren, daß eben gewisse 
schlichte Gemüter dabei den Eindruck haben: Jetzt 
wird irgendwo die Autorität der Befehls- und Kom-
mandogewalt geschmälert. 

Ich weiß nicht, ob sechs Wochen das Richtige sind. 
Vielleicht gehen wir auf vier, vielleicht auf acht 
Wochen. Darüber werden wir zu reden haben. Aber 
abschaffen möchte ich die Sache nicht. 

Herr Althammer, auf die Sperrung der 30 Millio-
nen DM geht ein Kollege von mir ein. Wir werden 
also noch Gelegenheit haben, darüber zu sprechen. 

Nun will ich noch einmal darauf hinweisen, daß 
sowohl Herr Dr. Althammer als auch der Minister 
hier festgestellt haben, daß der Anteil des Verteidi-
gungshaushalts an den Gesamtausgaben des Bundes 
in den letzten Jahren kontinuierlich zurückgegangen 
ist. Wir haben also den berühmten Kasten auf der 
Seite 2 des Gierenstein-Berichts — Althammer-Be-
richts, Haase-Berichts, um keinen zu kränken, wobei 
man dann immer noch sagen muß: Haase aus Hes-
sen und nicht Haase aus Kellinghusen — gekenn-
zeichnet. 

(Zuruf aus der Mitte: Haase [Kassel]!) 

Aber immerhin wäre ,es recht interessant, Herr Dr. 
Schröder, wenn man neben den Sollzahlen auch 
noch einmal die Istzahlen sehr gründlich unter die 
Lupe nähme. Ein Teil dieser Entwicklung hat ja 
seine Ursache darin, daß das Verteidigungsministe-
rium die zur Verfügung gestellten Summen in der 
gegebenen Frist gar nicht sinnvoll ausgeben konnte. 
Wir wollen — das kann ich jedenfalls für die Sozial-
demokraten sagen — nach wie vor auch im Einzel-
plan 14 daran festhalten, daß jede Mark, die müh-
selig aufgebracht werden muß, sehr sorgfältig und 
sehr bedacht ausgegeben wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Althammer? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Berk-
han, Sie werden doch sicher mit mir darin überein-
stimmen, daß mindestens seit der Aufstellung der 
mittelfristigen Finanzplanung hier eine empfindliche 
Kürzung hat hingenommen werden müssen. 

Berkhan (SPD) : Selbstverständlich. Ich komme 
gleich darauf zurück. Ich habe aber über die Jahre 
geredet, die davor sind. Ich hatte schon in meine 
Westentasche gelangt, weil ich dachte: Der Alt-
hammer gibt mir jetzt die Gelegenheit, dieses etwas 
kindliche Beispiel nun doch zu bringen. Wissen Sie, 
jedesmal bei den Haushaltsberatungen kriegt man 
aus dem Hause des Ministers Dinge zugespielt. Ich 
habe hier ein Schräubchen aus Messing. Es kostet 
4 $ das Stück. Jeden Tag werden ein paar hundert 
davon gebraucht. Man kann an der Stelle auch ge-
normte Schrauben verwenden. Es ist nicht immer 
sinnvoll bei der Beschaffung zugegangen, Herr Dr. 
Althammer. 

Nun haben Sie mir durch Ihre Zwischenfrage 
diese Gelegenheit gegeben. Ich warne Sie. Ich habe 
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in der anderen Westentasche auch noch etwas. Fra-
gen Sie nicht so viel! Das kostet Zeit und bringt nur 
etwas aus den Taschen heraus, was wir alle lieber 
drinlassen sollten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie 
Gewehre dabei?) 

— Nein, haben Sie keine Angst! Ich werde weder 
auf Herrn Schultz schießen noch auf Sie. Ich bin im 
Grunde genommen ein friedlicher Mensch. 

Wir sind jetzt bei 22,4% Anteil des Verteidi-
gungetats am Haushalt angekommen, wie es der 
Herr Minister gesagt hat. Ich glaube allerdings, daß 
es sich hierbei angesichts der Finanznot der Bundes-
republik Deutschland um einen notwendigen Anpas-
sungsprozeß handelt. Nichtsdestoweniger werden 
uns dadurch ganz besondere Probleme auferlegt. 

Die Kollegen Althammer, Haase und Gierenstein 
haben in ihrem Schriftlichen Bericht diese Probleme 
angezeigt. Sie haben in der Schlußbetrachtung fol-
genden Satz ausgeführt: 

Der Plafond des Verteidigungshaushalts 1968 
sollte den in der Finanzplanung begrenzten Ge-
samtumfang der Verteidigungsausgaben einhal-
ten, ohne die künftige Streitkräftestruktur zu 
präjudizieren. 

Hier wird nach meiner Meinung ganz deutlich, daß 
auch der Haushaltsausschuß sehr wohl erkennt, daß 
die mittelfristige Finanzplanung im Bereich der Ver-
teidigungspolitik wesentlicher Ergänzungen bedarf. 
Es genügt eben nicht, jährlich immer nur Höchstzah-
len festzusetzen. Die mittelfristige Finanzplanung 
muß durch Detailplanung auf dem Gebiet der Ver-
teidigung ergänzt werden, wenn wir nicht in unab-
sehbare Schwierigkeiten kommen wollen. 

Was ist erforderlich? Von seiten des verantwort-
lichen Ministers wird uns dargetan werden müssen, 
welche Neu- und Umrüstungspläne und welche 
Streitkräfteplanung unter Berücksichtigung der vor-
ausgegangenen Haushaltsansätze möglich sein wer-
den. Das ist seit langem angekündigt, und das soll 
ja nun wohl im April geschehen. Wir müssen eben 
erfahren, wie die Verfügungssummen des Verteidi-
gungshaushalts in den nächsten vier Jahren auf die 
vier Hauptausgabengruppen verteilt werden sollen, 
nämlich auf die fortlaufenden Personal-, Betriebs-
und Sachausgaben, auf die Rüstung und Beschaffung, 
auf Infrastruktur, auf Forschung und Entwicklung. 
Sie haben Andeutungen dazu gemacht, Herr Mini-
ster Schröder. Aber das war noch etwas wenig. Wir 
müssen es etwas genauer erfahren. Erst wenn wir 
wissen, welche Beträge mittelfristig für Neu- und 
Umrüstung zur Verfügung stehen, können wir zu-
treffend die Beschaffungs- und Ausrüstungspläne 
der Teilstreitkräfte beurteilen. Vorher sind wir dazu 
leider nicht in der Lage. 

Uns allen machen die Kosten neuer Waffensysteme 
wachsende Sorgen. Schon spricht man in der Öffent-
lichkeit von einer Kostenexplosion. Bei allen drei 
Teilstreitkräften gibt es zweifellos militärisch wohl-
begründete Wünsche nach neuem und leistungs-
fähigem Gerät und nach Waffensystemen. Das Be-
schleunigungsmoment der Kostensteigerung hin- 

gegen ist dort ganz besonders groß, wo wesentliche 
Fortschritte in der Waffentechnik erreicht wurden. 
Leider werden wir bei der Beschaffung in zunehmen-
dem Maße daher ein Prinzip in den Vordergrund zu 
rücken haben: Wir haben die Beschaffung auf das 
unbedingt erforderliche Maß zu beschränken, wobei 
auf das Wünschenswerte zugunsten des Möglichen 
häufig Verzicht geleistet werden muß. 

Hierzu einige Beispiele. Das Heer steht immer 
noch mitten in der Umrüstung auf den Kampfpanzer 
Leopard und auf den Kanonenjagdpanzer. Dringend 
wird daneben ein neuer Schützenpanzerwagen be-
nötigt. Ich habe das vor Jahresfrist hier schon einmal 
gesagt. Es ist sehr dringend. Der für wünschenswert 
gehaltene sogenannte „halbe Generationswechsel" 
würde die Umrüstung der mit dem amerikanischen 
Kampfpanzer M 48 ausgestatteten Einheiten mit 
einem weiteren modernen Kampfpanzertyp erforder-
lich machen. Ich spreche von Kampfpanzer 70, Herr 
Minister, der gemeinsam mit den USA entwickelt 
wird. Die Kosten dieses Typs, des Kampfpanzers 70, 
werden heute aber bereits auf das Dreifache der 
Kosten des Leoparden geschätzt. Was in der Wirk-
lichkeit herauskommt, bleibt abzuwarten. Ich meine, 
daß eine weitere technische Verbesserung des 
Systems Leopard den Notwendigkeiten des Heeres 
entspricht. Die Wünsche nach teilweiser Umrüstung 
auf den Panzer M 70 berücksichtigen die finanziellen 
Zwangsläufigkeiten nicht ausreichend. Diese Um-
rüstung würde uns über die Grenze einer sinnvollen 
Modernisierung hinaustragen und würde uns gefähr-
liche Folgelasten auf dem finanziellen Sektor auf-
bürden. 

Das Heer steht darüber hinaus ja auch noch am 
Anfang des Aufbaus und der Umrüstung seiner 
Fliegerverbände. Man fordert einen neuen, tech-
nisch wesentlich anspruchsvolleren mittleren Hub-
schrauber, und man spricht schon von einem schwe-
ren oder mittelschweren Hubschrauber, ein Pro-
gramm, dessen Beschaffungskosten sich auf mehr als 
1 Milliarde DM erstrecken. Daneben muß die Heeres-
artillerie modernisiert werden. Es werden neue Ge-
schütze und Werfertypen verlangt, ebenso neue kon-
ventionelle Munitionsarten. Auch auf dem Gebiete 
der Radfahrzeuge und des Pionier- und Fernmelde-
gerätes stehen Neu- und Umrüstungen bevor. 

Die Luftwaffe möchte ein moderneres, für die ge-
stellten Aufgaben besser geeignetes Flugzeug zur 
Schließung der sogenannten Aufklärungslücke be-
kommen. Die durch eine solche Umrüstung der Auf-
klärungsgeschwader frei werdenden Flugzeuge vom 
Typ F 104 G sollen dazu dienen, die natürliche Aus-
fallquote an Starfighterverbänden abzudecken, die 
„Bestandslücke" zu schließen. Wir werden zu prüfen 
haben, ob die Beschaffung einer ausreichenden Zahl 
von Aufklärern eines bestimmten Typs — ohne daß 
ich den Typ hier nenne — die Beschaffungsmöglich-
keiten für die Luftwaffe insgesamt nicht so  blockiert, 
daß die später notwendige Um- und Neurüstung 
unserer Verbände auf Schwierigkeiten stoßen würde. 
Wir haben das alles zu berücksichtigen. Wir sind 
heute schon in der Frage der Ablösung der F 104 G 
und Fiat G 91 in erheblichen Zeitdruck gekommen. 
Beide Typen werden Mitte des kommenden Jahr- 
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zehnts aus Gründen der militärischen Leistungs-
fähigkeit, als wahrscheinlich auch aus Gründen der 
technischen Abnutzung, außer Dienst gestellt wer-
den müssen. 

Wir unterstützen die Bestrebung Ihres Ministe-
riums, Herr Schröder, der deutschen Luftfahrtindu-
strie in Zusammenarbeit mit anderen europäischen 
oder außereuropäischen Staaten die Aufgabe zu stel-
len, ein für mitteleuropäische Verhältnisse beson-
ders geeignetes und finanziell verkraftbares Kampf-
flugzeug bis zur Serienreife zu entwickeln. Dieses 
Projekt wird aber auch über etwa 6 bis 8 Jahre 
finanziell durchgestanden werden müssen. Es sind 
jedes Jahr erhebliche Mittel für diesen Zweck in 
die Haushalte einzustellen, während gleichzeitig 
etwa in den Pershing-Verbänden erhebliche Auf-
wendungen für die Umrüstung und Modernisierung 
entstehen. 

Darüber hinaus wird die Einführung moderner 
leichter Rohrflakgeschütze immer dringlicher. Es gibt 
auch durchaus berechtigte Wünsche der Luftwaffe 
auf dem Gebiet der elektronischen Führungssysteme, 
die es wahrscheinlich zu honorieren gilt. 

Die Marine -- und endlich kann man einmal über 
jemanden etwas ganz Lobenswertes sagen — hat er-
freulicherweise eingesehen, daß sie mit ihrem ehr-
geizigen Zerstörerprogramm auf einem Wege war, 
der nicht sehr segensreich aussah. Hier in meinem 
Stichwortkonzept steht „falsch", aber ich wollte das 
nicht sagen, weil ich auch die Marine nicht kränken 
wollte. Die Marine wünscht sich neue Schnellboote, 
und sie braucht auch neue Schnellboote. Sie braucht 
Schnellboote mit moderner Bewaffnung. Sie braucht 
Luftabwehrraketenträger, schwimmende Einheiten. 
Sie braucht den Ausbau der U-Boot-Flotte und der 
U-Boot-Abwehrkapazität. Sie braucht das ebenso 
wie die Modernisierung ihrer Marineluftwaffe. Dazu 
braucht sie dann noch modernere Torpedos und auto-
matisierte elektronische Führungssysteme. 

Ich bezweifle nicht, daß das alles in den Führungs-
stäben sehr sorgfältig durchdacht und überlegt ist 
und daß alle diese Wünsche sorgfältig geprüft sind. 
Wir aber haben wesentliche Grundfragen zu beant-
worten. Ist es richtig, alle diese Wünsche in dem 
jetzt vor uns liegenden Finanzplanungszeitraum zu 
berücksichtigen? Sind wir sicher, daß der finanzielle 
Rahmen nicht nur für die nächsten vier Jahre aus-
reicht, sondern daß diese Programme auch in den 
darauffolgenden Jahren tatsächlich zum Abschluß 
gebracht werden können? Sind wir sicher, daß wir 
über einen ausreichenden finanziellen Bewegungs-
spielraum verfügen, um auch neuen, eben noch nicht 
voraussehbaren Erfordernissen genügen zu können? 
Sind wir sicher, daß die mit der Einführung moder-
ner Waffen und modernen Geräten zwangsläufig 
steigenden Unterhaltungskosten den Rahmen un-
serer personellen und finanziellen Möglichkeiten 
nicht überschreiten, auch wenn man von einem 
3%igen mittleren Wachstum des Verteidigungshaus-
halts in den kommenden Jahren ausgeht, wie es der 
Herr Verteidigungsminister am 6. Dezember und 
auch heute hier vor diesem Haus getan hat, einer 
Wachstumsrate, die ich als optimal ansehe im Rah-
men der Möglichkeiten, die sich uns zeigen? 

Trotzdem müssen wir ohne jede Beschönigung 
hier heute feststellen: Im Vergleich zu den progres-
siv wachsenden Rüstungskosten wird der Material-
etat der Bundeswehr, also der Investitionshauhalt 
abzüglich der Kosten für Bauten und Infrastruktur, 
fast stagnieren. Er umfaßt seit einigen Jahren jähr-
lich rund 4 Milliarden DM, und ihm werden zwin-
gende Grenzen gesetzt durch die ebenfalls ständig 
steigenden Kosten für den laufenden Unterhalt. Die 
Kluft zwischen zur Verfügung stehenden Mitteln 
und den Kosten der neuen Waffensysteme wird sich 
weiterhin vertiefen. 

Die Kollegen Althammer, Haase und Gierenstein 
haben in den Schlußbetrachtungen ihres Schriftlichen 
Berichts das Jahr 1968 ein „Übergangsjahr" genannt. 
In diesem Übergangsjahr sei es ihr Bestreben gewe-
sen, die Betriebskosten der Bundeswehr in engen 
Grenzen zu halten, um einen finanziellen Spielraum 
für dringende Investitionen in den Bereichen des 
Rüstungsmaterials, der Infrastruktur und der Wehr-
technik zu sichern. Dieses Ziel, so schreiben sie, 
konnte in Zusammenarbeit von Berichterstattern und 
Regierungvertretern wegen der eingeschränkten Ge-
samtausgabe nur unter Schwierigkeiten erreicht 
werden. 

Streckungen bei Betriebskosten und Beschaffungen 
können allerdings nur in Übergangsjahren anwend

-

bare Mittel zur Beseitigung von Haushaltsschwierig-
keiten sein, denn auf Streckungen kann man sich 
auf lange Sicht nur einlassen, wenn später desto 
höhere Summen zur Verfügung stehen. Sonst wer-
den  unvermeidlich die Finanzschwierigkeiten im 
Verteidigungsbereich in den kommenden Jahren 
wieder akkumuliert. 

Wir warten alle gespannt auf den Rüstungsplan 
des Verteidigungsministeriums, der noch in diesem 
Monat vorgelegt werden soll. Wir hoffen zuver-
sichtlich, daß dann die Zeit des Übergangs beendet 
werden kann. Wir erwarten darüber hinaus, daß 
der Rüstungsplan im Zusammenhang mit der Finanz-
planung, der Personalplanung, mit der Planung der 
Infrastruktur und den sicherheitspolitischen Auffas-
sungen dieser Regierung sich in Kürze in dem ange-
kündigten Verteidigungsweißbuch niederschlagen 
wird. Ich weiß, Herr Minister Schröder, das ist 
schwierig, so ein Weißbuch zu verfassen, aber es ist 
nützlich. Sie winken mit einem Buch, welches leider 
wieder einen roten Streifen „Geheim" trägt. Wir 
aber brauchen ein offenes. Vielleicht ist es im Mo-
ment noch vertraulich, weil Sie nicht wünschen, daß 
Teile vorzeitig bekannt werden. Immerhin herz-
lichen Dank, daß Sie die Vorarbeiten hier vor-
zeigen können. Ich möchte Sie ermuntern: Bringen 
Sie die Sache zum Abschluß, das ist für die Politik 
gut, das ist aber auch für die Truppe gut, und das 
ist für die Publizisten recht nützlich, zu wissen, 
wohin der Weg geht. 

Wir werden alle in diesem Hause darin über-
einstimmen, daß die militärische Wünschbarkeit 
zukünftiger Rüstungsprogramme und Ausrüstungs-
planung für uns Abgeordnete nur eine von mehre-
ren Komponenten ist, auf die sich unsere haushalts-
mäßigen Entscheidungen abstützen müssen. Als 
weitere Komponente nenne ich: 
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Erstens die Entwicklung der politischen Lage in 

Europa. Sie haben z. B. Andeutungen gemacht auf 
dem Gebiete der Rüstungs- und Ausrüstungspolitik 
und der Mobilisierungspolitik benachbarter Staaten, 
über die Entwicklung der politischen Lage in Europa 
und in der Welt und ihren Einfluß auf unsere lang-
fristig angelegte Friedenspolitik, die uns allen eine 
Rüstungsverminderung in ganz Europa als äußerst 
dringlich erscheinen läßt, wenn sie gleichzeitig, 
gleichgewichtig und kontrolliert erreichbar ist. Die 
Verteidigungsplanung muß so flexibel angelegt 
sein, daß sie nicht in Widerspruch mit unseren 
außenpolitischen Zielsetzungen geraten kann. 

Zweitens. Fragen der wirtschaftlichen Entwicklung 
und des technologischen Fortschritts sind für uns 
ebenso von Bedeutung wie die Weiterentwicklung 
der internationalen und vor allem der europäischen 
Zusammenarbeit auch in der Rüstungsforschung, in 
der Entwicklung und in der Rüstungsproduktion. 

Nur die Abwägung aller Komponenten im Hin-
blick auf die zukünftigen und von uns angestrebten 
politischen Entwicklungen wird uns zu Entscheidun-
gen befähigen, die wir über längere Zeit durchhal-
ten und die wir verantworten können. Die Soldaten 
werden einsehen müssen, daß auf dem Wege dieses 
Entscheidungsprozesses mancher ihrer Wünsche auf 
der Strecke bleiben kann. Allerdings -- und das hat 
der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Helmut Schmidt, 
bereits in der Wehrdebatte am 6. Dezember des 
vergangenen Jahres gesagt — werden wir, sowohl 
Parlament als auch Regierung, uns dabei leiten las-
sen müssen von dem Prinzip der Angemessenheit 
von politischem Auftrag für die Bundeswehr und 
verfügbaren Mitteln für Unterhalt und Ausrüstung 
der Streitkräfte, die diesen Auftrag erfüllen sollen. 

Ein letztes Wort. Wir wissen, daß in den vergan-
genen Monaten und im vergangenen Jahr die Be-
amten, die Arbeiter und die Angestellten der Bundes-
wehr, aber insbesondere die Soldaten unter einem 
besonderen Druck gestanden haben. Sie wußten 
nicht genau, wohin die Reise ging. Hoffentlich wird 
diese Debatte und werden die Wochen danach 
Raum und Möglichkeiten geben, ihnen ganz klar zu 
sagen, wo ihr Auftrag ist, wohin ihr Weg führt, 
welche Möglichkeiten sie zu erwarten haben. Nur 
dann werden sie in der Lage sein, wieder etwas 
freudiger im Alltag dazustehen, und dann wird der 
Kummerbogen oder der Kummerkasten — ich weiß 
nicht, wie Sie das genannt haben, Herr Schultz —, 
werden die Kümmerchen bei den Soldaten auf das 
normale Maß, auf die Maßstäbe absinken, die wir 
überall im öffentlichen Leben anlegen müssen, nicht 
zuletzt hier in diesem Hause. Wenn die Soldaten 
und die Beamten, die Angestellten und die Arbeiter 
des Verteidigungsministeriums in dieser schwieri-
gen Situation dennoch erfreulich zufriedenstellend 
ihren Dienst getan haben, so gebührt ihnen dafür 
unser Dank. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Im Interesse der 
Zeitökonomie will ich mich kurz fassen. Zu einigen 
Fragen, die der Herr Kollege Schultz hier ange-
schnitten hat, werden sich meine Freunde Damm und 
Ernesti noch äußern. Ich glaube aber doch, Herr 
Kollege Schultz, daß es notwendig ist, ein paar 
Worte zu den Ziffern 4, 5 und 6 Ihres Entschlie-
ßungsantrags zu sagen. Ich glaube nicht, daß wir 
dies hier so stehenlassen können; denn in der Tat 
rührt das, was Sie im Zusammenhang mit der Ab-
schaffung der nuklearen Komponente fordern, an 
die Kernfragen unserer Politik überhaupt. Es ist 
notwendig, daß wir gerade in diesem Punkt sehr 
genau sagen, warum wir Ihnen da nicht folgen kön-
nen. Das, was Herr Minister Schröder heute morgen 
über das Kräfteverhältnis in Ost und West gesagt 
hat, ebenso wie das, was Kollege Althammer ge-
sagt hat, spricht ja im Grunde genommen Bände. 

Wir sollten hier, anknüpfend an das, was vor-
gestern abend vom Kollegen Genscher vorgetragen 
worden ist und was auch Kollege Eppler versucht 
hat, doch auch einmal den Versuch unternehmen, 
uns auf gemeinsame Begriffe zu einigen. Wir alle 
sind für eine Entspannungspolitik. Darüber besteht 
keine Meinungsverschiedenheit in diesem Hause. 
Nur müssen wir natürlich, wenn wir dies sagen, 
auch ganz klar definieren, was mit diesem Begriff 
gemeint ist. Liest man die Zahlen und nimmt man 
das zur Kenntnis, was General Lemnitzer erklärt hat, 
so kommt man sicherlich zu dem bedauerlichen 
Schluß, daß der Entspannungsbegriff der Sowjet-
union nach wie vor, jedenfalls im militärischen Be-
reich, einen absolut polemischen Charakter hat. 

Daraus ergeben sich selbstverständlich alle ande-
ren Konsequenzen für den Warschauer Pakt und für 
die NATO. Ich wundere mich eigentlich darüber, daß 
man angesichts dieses Kräfteverhältnisses und ange-
sichts einer zunehmenden Aufrüstung im War-
schauer Pakt immer wieder so tut, als gäbe es im 
Augenblick Voraussetzungen dafür, die beiden Pakt-
systeme durch ein europäisches Sicherheitssystem 
zu ersetzen. Meine Damen und Herren, die Voraus-
setzungen sind nicht gegeben. Kein anderer als der 
Herr Minister Schröder hat in früherer Zeit ja alles 
mögliche versucht, um diese Voraussetzungen zu 
schaffen. Sie selber, Herr Kollege Schultz, haben auf 
die Friedensnote hingewiesen. Sie wissen, daß ja 
leider — wir bedauern dies — diese Vensuche nicht 
erfolgreich gewesen sind. 

Herr Kollege Genscher hat — weil Sie sich auf 
ihn bezogen haben, muß ich das hier sagen — die 
Frage gestellt, warum wir denn einer Konferenz 
nicht zustimmen wollen. Herr Kollege Schultz, ich 
kann nur sagen: wir werden nicht auf eine Konfe-
renz gehen, von der wir vorher wissen, daß wir dort 
mit einem Diktat konfrontiert werden sollen. 

Nun erlauben Sie mir zur Forderung nach Ab-
schaffung der Trägersysteme etwas zu sagen. Wenn 
ich von den Kernfragen der deutschen Politik sprach, 
so doch deshalb, weil mit diesen Anträgen desinte-
grierende Elemente in das westliche Bündnis hinein-
getragen werden. Es ist aber die Aufgabe der deut-
schen Politik, trotz aller Schwierigkeiten die Inte- 



8812 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 167. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. April 1968 

Baron von Wrangel 
Bration voranzubringen. Niemand, Herr Kollege 
Schultz, wird Ihnen unterstellen, daß Sie der kom-
munistischen Propaganda Vorschub leisten; nie-
mand! Aber wir müssen natürlich auch damit rech-
nen, daß durch solche Anträge möglicherweise die 
andere Seite sich ermutigt fühlt, in einer Politik der 
harten Faust gegen die Bundesrepublik fortzufahren; 
und dies wollen wir nicht. 

Der Verteidigungsminister hat es hier gesagt — 
und man kann es nur wiederholen —: Die Basis für 
jede deutsche Politik ist eben der Ausbau, die Inte-
gration, die Festigung dieses Bündnisses. Mit diesen 
Anträgen wird natürlich nicht die Festigung, sondern 
eine Schwächung des Bündnisses herbeigeführt. Ich 
glaube auch, daß hier der Ausgangspunkt für alle 
europäischen Überlegungen sowohl im Westen wie 
möglicherweise eines Tages auch in andere Räume 
hinein zu suchen ist. 

Meine Damen und Herren, warum lehnen wir denn 
diesen Antrag und die ständig wiederholte Forde-
rung nach Abschaffung der Trägersysteme ab? Wir 
haben keinen atomaren Ehrgeiz, und das haben Sie 
uns glücklicherweise auch nicht unterstellt. Aber hier 
hat Herr Kollege Berkhan von der Gleichwertigkeit, 
der Gleichrangigkeit, der Gleichzeitigkeit in der Ab-
rüstung gesprochen, und davon kann ja im Augen-
blick überhaupt keine Rede sein; und solange davon 
keine Rede sein kann, müssen wir an diesen Waf-
fensystemen festhalten, damit die Abschreckung in 
allen Phasen glaubwürdig bleibt; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und dies ist ein entscheidendes Element unserer 
Sicherheitspolitik. 

Man muß aber darüber hinaus auch noch einen 
anderen Gesichtspunkt hier anführen. Würden wir 
Ihrem Antrag folgen, Herr Kollege Schultz, dann be-
stünde die Möglichkeit — das sollte man mit aller 
Deutlichkeit sagen — für einen potentiellen An-
greifer, dort anzugreifen, wo der Westen schlecht 
ausgerüstet ist. Diese Möglichkeit wollen wir ihm 
selbstverständlich nicht geben. Auch dies gehört 
zum Fragenkomplex der Glaubwürdigkeit. 

Ein weiterer Gesichtspunkt ist der, daß wir auf 
Grund unserer Lage, auf Grund unseres Verteidi-
gungsbeitrages selbstverständlich an den Planungen 
des Bündnisses beteiligt sein wollen, daß wir an den 
Planungen in diesem Bündnis mitwirken wollen. Ich 
glaube, auch dies sind wir einfach der Stellung der 
Bundesrepublik in der Welt schuldig. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schultz? 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Kollege 
von Wrangel, würden Sie vielleicht so liebenswürdig 
sein, zu sagen, wo die Mitwirkung bezüglich der 
nuklearen Planung eigentlich stattfindet und, wür-
den Sie mir zustimmen, daß das innerhalb der 
nuklearen Planungsgruppe ist und daß es dabei völ-
lig unerheblich ist, ob wir nukleare Trägerwaffen 
haben oder nicht, wenn man die Prinzipien betrach

-

tet, unter welchen diese Mitarbeit überhaupt seiner-
zeit geschaffen worden ist? 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schultz, die Prinzipien und die Mitwirkung an der 
Planung, das ist eine lange, und, wie Sie selber wis-
sen, dornenvolle Geschichte. Aber es gibt das 
McNamara-Komitee, und in ihm gibt es eine Mit-
wirkung der Bundesregierung an diesen Planungen. 
Auf eine ähnliche Frage — ich weiß nicht, ob Sie 
sie gestellt haben — hat hier Herr Schmidt von der 
SPD gesagt — ich teile seine Auffassung —, er glaube 
zu 90%, daß wir, wenn wir nicht an dieser Waffen-
entwicklung teilnähmen, sicherlich auch von den 
Planungen ausgeschlossen sein würden. Wie gesagt, 
ich teile diese Auffassung. 

(Abg. Schultz [Gau-Bischofsheim] : Die Auf

-

fassung ist falsch!) 

— Herr Kollege Schultz, Sie sagen, diese Auffassung 
sei falsch. Mir kommt es manchmal so vor, als wenn 
Sie sich in dieser ganzen Frage der Sicherheits-
politik so verhielten wie jemand, der sich im Winter 
in ein Treibhaus setzt und glaubt, draußen sei Früh-
ling. 

(Abg. Peters [Poppenbüll] : Sie haben das 
in den letzten fünf Jahren nicht mit

-

bekommen!) 

— Doch, Herr Peters, ich habe das sehr genau mit-
bekommen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Berkhan? 

Berkhan (SPD) : Herr von Wrangel, als Sie aus-
führten, der Kollege Schmidt von der SPD habe 
gesagt, wir hätten keinen Einfluß, wenn wir nicht 
an dieser Waffenentwicklung teilnähmen, habe ich 
Sie da so richtig verstanden, daß sie mit dem Wort 
„Waffenentwicklung" gemeint haben: wenn wir 
nicht an der Planung beteiligt sind und wenn wir 
unseren Anteil an den Trägerwaffen nicht haben? 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : So habe ich 
es gemeint. Ich habe mich nicht so klar ausgedrückt, 
wie Sie es tun, Herr Kollege Berkhan. Deswegen 
bin ich Ihnen dankbar, daß Sie es hier noch klarer 
sagen. 

Ein weiterer Gesichtspunkt ist der, daß nach 
unserer Auffassung eine Verbindung zwischen der 
Teilhaberschaft an diesen Trägersystemen und der 
amerikanischen Präsenz in Europa besteht. Trotz 
aller Schwierigkeiten, die hier immer wieder erwar-
tet werden und die es auf Grund des amerikanischen 
Engagements in Vietnam gibt, ist es die Aufgabe 
der deutschen Politik, alle europafreundlichen Kräfte 
im Bündnis zu mobilisieren, und nicht umgekehrt, 
durch solche Anträge den europafeindlichen Kräften 
Auftrieb zu geben. Ich meine, diesen Gesichtspunkt 
muß man erwähnen. 

Meine Damen und Herren, das folgende ist so oft 
gesagt worden und auch heute wieder auf Grund 
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der Zahlen so deutlich geworden, daß es einem 
peinlich ist, es zu wiederholen. Aber wenn solche 
Anträge gestellt werden, muß man es leider wieder-
holen. Die Bedrohung, die nach wie vor existent ist, 
kann man nicht an irgendwelchen Friedensdekla-
mationen messen, sondern an dem vorhandenen 
Kräftepotential des Ostblocks. Dieses ist nach wie 
vor vorhanden, ausgestattet mit Angriffswaffen. 
Wir wissen, daß die Ostblockstaaten heute schon 
über solche Trägersysteme verfügen. 

Es ist gesagt worden — auch Sie, Herr Kollege 
Schultz, haben es heute gesagt; so ähnlich jedenfalls 
habe ich Sie verstanden —, angesichts der Arbeits-
teilung im Bündnis sollten wir uns auf die konven-
tionelle Rüstung beschränken. Wenn Sie da ganz 
konsequent sind und wenn Sie das Kräftepotential 
des Ostblocks heranziehen, dann müßten Sie aller-
dings so konsequent sein, daß Sie eine Verdoppe-
lung oder sogar eine Verdreifachung der konven-
tionellen Streitkräfte verlangen. Dies wäre eine 
Alternative, wenn auch eine schlechte, aber es wäre 
wenigstens eine Alternative. — Bitte schön! 

Präsident .D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Kollege 
von Wrangel, ich möchte hier nicht die Zeit durch 
Zwischenfragen verlängern, weil wir ja, wie gesagt, 
fertig werden sollen. Aber: wären Sie mal so liebens-
würdig und würden über die Frage der Arbeitstei-
lung mit Ihrem Fraktionskollegen Prinz Konstantin 
von Bayern sprechen? Er ist nämlich der Meinung 
bezüglich der Arbeitsteilung: wenn man z. B. auf 
ein europäisches Verteidigungsbündnis zurückgriffe, 
in dem Frankreich die nuklearen Waffen hätte, könn-
ten wir uns durchaus mit der konventionellen Rolle 
beschränken. Aber vielleicht können Sie das inner-
halb Ihrer Partei einmal ausdiskutieren. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schultz, die Anregung ist überflüssig. Ich unterhalte 
mich immer sehr gern mit meinem Freund Prinz 
Konstantin und werde das selbstverständlich fort-
setzen. Ich wundere mich eigentlich darüber und habe 
mich vorgestern darüber gewundert, daß Sie neuer-
dings so gerne de Gaulle als Zeugen für die eine 
oder andere Sache anrufen, gerade dann, wenn es 
um das europäische Sicherheitssystem geht. Ich 
empfinde dies als eine Drehung um 180 Grad und 
hoffe, daß Sie bei der nächsten Drehung wieder auf 
dem richtigen Kurs sein werden. Gewiß nehmen Sie 
mir es nicht übel, daß ich diese Hoffnung habe. 

(Zurufe von der FDP.) 

Wir haben gesagt, warum wir diese Anträge ab-
lehnen müssen: weil es hier um die Basis geht, von 
der aus die Bundesrepublik überhaupt eine effek-
tive Politik betreiben kann, auch eine effektive 
Friedenspolitik. Diese Basis lassen wir uns nicht 
mit solchen Anträgen zerstören. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Keine Sorge, die Rede 
wird nicht so lange dauern, wie es nach den Un-
terlagen und nach meinem Zögern bei dem Weg 
hierher aussah. 

(Zuruf des Abg. Brück [Köln].) 

— Ich habe die Zeit angegeben, Herr Kollege, die 
ich in etwa brauchen werde. Ich nehme an, daß Sie 
mit mir zufrieden sein werden. 

Der Herr Bundesverteidigungsminister hat bei 
seinem Vortrag über die Verteidigungskonzeption 
der NATO und — daraus folgernd — auch für die 
deutsche Bundeswehr im Dezember 1967 neben an-
deren Begriffen auch den Begriff der „abgestuften 
Präsenz" gebraucht. Die abgestufte Präsenz wurde 
aus dem Zwang herausgeboren, trotz Einsparung 
finanzieller Mittel und Verringerung der Personal-
stärke die Verteidigungskraft der Bundeswehr zu 
erhalten, sie sogar zu verstärken. Spannungszeit 
und Vorwarnzeit als Voraussetzungen zu einer Aus-
einandersetzung machten das Konzept der abgestuf-
ten Präsenz möglich. 

Die Folge dieser abgestuften Präsenz ist die 
Schaffung von Kadereinheiten — so hat es der Bun-
desverteidigungsminister ja auch vorgetragen —, 
deren Basis wiederum längerdienende Soldaten sind. 
Die Kadereinheiten, die in ihren Führungsgremien 
aufgestellt werden, die mit dem notwendigen Mate-
rial ausgerüstet sind, die im Spannungsfall mit mo-
bilzumachenden Reservisten aufgefüllt werden, er-
fordern mehr Längerdienende, als es bisher schon 
infolge der Technisierung unserer Bundeswehr in 
allen Sparten der Fall war. Daran ist kein Zweifel 
möglich. 

Wir werden uns also noch mehr als bisher damit 
beschäftigen müssen, junge Menschen zu gewinnen, 
die bereit sind, sich über den normalen Grundwehr-
dienst hinaus der Bundeswehr zur Verfügung zu 
stellen. Von den im Haushalt ausgewiesenen 
457 000 Soldaten sind 276 000 Zeit- und Berufssol-
daten. Wir haben aber bei den Beratungen des Ver-
teidigungsausschusses über die Strukturverände-
rung innerhalb der Bundeswehr, und zwar bei der 
Debatte über die notwendige Verstärkung konven-
tioneller Mittel für die Bundeswehr, erfahren müs-
sen, daß zur Zeit rund 46 000 längerdienende Sol-
daten fehlen, davon rund 35 000 Unteroffiziere. Die 
Stellen sind zur Zeit durch Wehrpflichtige mehr 
oder weniger ausreichend ausgefüllt. 

, (Abg. Berkhan: Weniger! — Zuruf des Abg. 
Haase [Kellinghusen].) 

— Ich gebe Ihnen recht, Herr Kollege Haase; sie 
sind völlig unzureichend ausgefüllt. Das sollte uns 
mehr noch als bisher Veranlassung sein, mit allen 
uns zur Verfügung stehenden Mitteln die Gewin-
nung von längerdienenden Soldaten anzustreben. 

Nun ist es ja in der Vergangenheit so gewesen 
— und das ist heute noch der Fall —, daß mit finan-
ziellen Anreizen, mit Verpflichtungsprämien und 
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Abfindungsgeldern versucht wurde, Wehrpflichtige 
zu einem längeren Verbleiben in der Bundeswehr 
zu bewegen. Wir stellen trotz aller Versuche auf 
diesem Sektor immer wieder fest, daß diese finan-
ziellen Hilfsmittel keinesfalls ausreichend sind, um 
das Ziel zu erreichen, nämlich den Anteil der Län-
gerdienenden in der Bundeswehr zu erhöhen. Es 
wird angestrebt, 62 % Längerdienende und 38 % 
Wehrpflichtige unter Waffen zu halten. Der heutige 
Status ist: 53 % Längerdienende, 47 % Wehrpflich-
tige. 

Wir glauben, daß bei den Überlegungen über die 
Frage, wie es möglich wäre, ein Mehr an länger-
dienenden Soldaten zu erhalten, Besoldungsfragen 
und Berufssicherungsfragen eine größere Rolle spie-
len müssen, als es bisher der Fall war. Wir schlagen 
Ihnen vor, mit uns gemeinsam zu versuchen, das an-
gestrebte Ziel auf den Wegen, die ich Ihnen kurz 
vortragen will, zu erreichen: erstens durch eine 
Besoldungsverbesserung für Zeitsoldaten. Wir ha-
ben im vergangenen Jahr das Erste Besoldungsneu-
regelungsgesetz verabschiedet, das gewisse Ver-
besserungen besoldungsrechtlicher Art für die Sol-
daten gebracht hat. Zur Zeit wird über das Zweite 
Besoldungsneuregelungsgesetz beraten, das Stellen-
anhebungen für Stabsunteroffiziere bis zum Haupt-
feldwebel bringt. Wir hoffen, daß die Verabschie-
dung des Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetzes 
bis  zu den Sommerferien möglich ist, weil mit diesen 
Verbesserungen vielen Wünschen der Betroffenen, 
die uns immer wieder bei unseren Begegnungen mit 
Soldaten vorgetragen werden, Rechnung getragen 
werden kann. 

Zum zweiten meinen wir, daß es klarere Besol-
dungsrichtlinien für Zeitsoldaten als bisher geben 
sollte. Die Zulagen müßten in Wegfall kommen, weil 
sie das Bild verwischen und bisher immer nur ein 
Hilfsmittel in der Auseinandersetzung um die Ein-
stufung waren. Wenn man die nächsthöhere Ein-
stufung nicht erreichen konnte, wurde zum Ausweg 
der Zulage gegriffen. Wir meinen also, daß die Sol-
daten in die Besoldungsordnung von A 1 bis A 16 
bzw. B 3 durchlaufend eingegliedert sein sollten 
unter Wegfall aller bisher als Besoldungsausgleich 
gezahlten Zulagen. 

Zum dritten meinen wir, daß die Änderung des 
Laufbahnrechts für Unteroffiziere nunmehr unaus-
weichlich ist.  Es ist eine fast vierjährige Ausein-
andersetzung zwischen dem Deutschen Bundeswehr-
verband, der die Berufsinteressen der Soldaten ver-
tritt, und dem Bundesverteidigungsministerium fest-
zustellen. Es hat in der Vergangenheit Zusagen ge-
geben, das Problem nunmehr in Angriff zu nehmen 
und zu bereinigen. Schon der vorvorherige Staats-
sekretär, Herr Staatssekretär Gumbel, hat dem 
Deutschen Bundeswehrverband in dieser Hinsicht 
fast feste Zusagen gegeben. Vorlagen zur Änderung 
des Laufbahnrechts für Unteroffiziere mit dem Ziel 
der Einführung einer vierten oder dritten Laufbahn 
— wie Sie wollen — liegen immer noch nicht vor. 

Wir meinen, Herr Bundesverteidigungsminister, 
nachdem wir nun auf einem anderen Wege gehört 

haben, daß die Vorlagen fast kabinettsreif sind, daß 
es endlich an der Zeit ist, dem Parlament Vorlagen 
zuzuleiten, damit das Problem noch im Jahre 1968 
aus der Welt geschafft werden kann, das Problem, 
das verschärft wird durch die Tatsache, daß zur 
Zeit kaum noch Zeitsoldaten in den Status des 
Berufssoldaten überführt werden. 

(Abg. Haase [Kellinghusen]: Können!) 

— Zur Zeit überführt werden, Herr Haase, nicht kön

-

nen! Ob sie können, ist eine ganz andere Frage, 

(Abg. Haase [Kellinghusen] : Das ist die 
entscheidende Frage!) 

Herr Haase, das hängt ja auch vorn Willen des Ge-
setzgebers ab. Natürlich sind jetzt die Stellen nicht 
vorhanden, nachdem der Personalstand auf dem 
Stand des Frühjahres 1967 angehalten wurde. 
Sicherlich! Aber das kann doch nicht so aussehen, 
daß die Soldaten nun in der Luft hängen, nicht über-
nommen werden. Mit dieser Absicht ist ein Großteil 
dieser Zeitsoldaten eingetreten, nämlich einmal Be-
rufsunteroffizier zu werden. In dieser Hinsicht sind 
ihnen Versprechungen gemacht worden. Nun kommt 
gar nichts. Es kommt nicht die Übernahme, mit der 
sie gerechnet haben, es kommt nicht die vierte oder 
dritte Laufbahn. Sicherlich wird die dritte oder die 
vierte Laufbahn das Problem der Berufsunteroffi- 
ziere oder Zeitsoldaten nicht vollends lösen können. 
Es gibt aber noch andere Vorschläge, und wir haben 
ja hier einen Entschließungsantrag, der eine Lösung 
in anderer Richtung sucht. In der Vergangenheit 
sind von mir einige Male Lösungsmöglichkeiten vor-
geschlagen worden. 

Nun bin ich auch gleich beim vierten Punkt. Als 
Hilfe zur Werbung längerdienender Soldaten sehen 
wir die Einführung des Zivilversorgungsscheins an. 
Meine Damen und Herren, als ich vor zwei Jahren 
und im vergangenen Jahre davon sprach, fanden 
meine Überlegungen in dieser Richtung allgemeine 
Ablehnung. 

(Zuruf des Abg. Haase [Kellinghusen].) 

— Allgemeine Ablehnung, Herr Haase. Ich kann sie 
Ihnen nachweisen an Hand des Protokolls vom 
13. Juni 1967, also vor knapp einem Dreivierteljahr. 

Nun finden wir Freien Demokraten zu unserer 
Verwunderung einen Entschließungsantrag der 
CDU/CSU vor, in dem es zum Schluß heißt: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, in der 
Bundesverwaltung sicherzustellen und mit den 
Landesregierungen und kommunalen Spitzen-
verbänden mit dem Ziel zu verhandeln, daß 
Soldaten auf Zeit anteilmäßig nach entsprechen-
der Ausbildung und Prüfung vorrangig in den 
öffentlichen Dienst übernommen werden (Zivil-
versorgungsschein). 

Bei der Sitzung am 13. Juni 1967, als ich den glei-
chen Gedanken hier vortrug, wurde mir von dem 
Kollegen Stahlberg geantwortet — und ich zitiere 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten den Ab-
satz, der sich darauf bezieht —: 
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Damit 

— das heißt, mit dem Zivilversorgungsschein — 
war man in der Vergangenheit nicht so zufrie-
den, Herr Kollege Ollesch, wie Sie meinen, daß 
es die Bundeswehr heute wäre. Ich muß feststel-
len: das, was erreichbar ist, ist heute in der 
Konzeption schon enthalten. Der Mann, der 
12 oder 15 Jahre dient, hat die Möglichkeit, mit 
entsprechenden Qualifikationen in die Bundes-
wehrverwaltung überführt zu werden. Niemand 
hindert ihn daran. Er kann die Garantieerklä-
rung dafür bekommen. Was Sie vorschlagen — 
Sie haben das als Ihre Lieblingsidee bezeichnet 
und gesagt, man sollte das einführen —, ist gar 
nicht neu. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie heute diesen 
Entschließungsantrag sehen, der auf einen Zivilver-
sorgungsschein abzielt, können Sie doch nur mit mir 
feststellen: Das schien damals und scheint heute 
noch neu zu sein, wenn Sie das als Antrag ein-
bringen. 

Sicherlich gibt es eine Art Berechtigungsschein. 
Er ist auch eingeführt. Aber von diesem Berechti-
gungsschein oder Zulassungsschein haben in der 
Vergangenheit und auch heute, wie die Antwort des 
Bundesverteidigungsministers auf unsere Kleine An-
frage vom 14. Dezember 1966 ausweist, nur sehr 
wenig Soldaten Gebrauch gemacht. Und warum? 
Weil es eben keine Garantie für die Übernahme in 
die Verwaltung gibt und weil mit der angestrebten 
Übernahme in die Verwaltung neue Prüfungen ver-
bunden sind und zum Teil sogar eine Herunterstu-
fung und damit ein sozialer Abstieg für den betref-
fenden Soldaten erfolgt. 

Heute wie damals ist das bisher praktizierte Ver-
fahren unbefriedigend, und wir freuen uns, meine 
Damen und Herren von der CDU/CSU, daß Sie nun 
mit uns der Auffassung sind, wir sollten dem Ge-
danken des Zivilversorgungsscheins etwas näher-
treten. 

(Abg. Rommerskirchen: Wir gehen aber 
darüber hinaus!) 

— Gut, ich will Ihnen das konzedieren. Herr Kollege 
Rommerskirchen, ich habe noch nicht genau unter-
sucht, ob Sie damit über unsere damaligen Wünsche 
und Auffassungen hinausgehen. Das ist auch gar 
nicht so schrecklich interessant. Es ist zu begrüßen, 
daß wir nunmehr angesichts der ungelösten Pro-
bleme und der weitverbreiteten Unzufriedenheit 
unter den Unteroffizieren gemeinsam versuchen, 
eine Lösung zu finden. Es scheint mir das Erfreuliche 
an den jahrelangen, vielleicht auch zähen Auseinan-
dersetzungen zu sein, daß am Ende dieser Ausein-
andersetzungen ein guter Ausweg stehen kann. 
Gönnen Sie der Opposition die kleine Freude — 
nicht den Triumph, Herr Kollege Damm —, daß es 
ihr mit ihren hartnäckigen Vorstößen nun wahr-
scheinlich doch gelingt, eine allgemeine Auffassung 
\des Hauses herbeizuführen, die eine befriedigende 
Lösung wahrscheinlich macht. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Rommerskir

-

chen: Das ist zwar nicht Ihre Erfindung, 
aber wir gönnen es Ihnen trotzdem!) 

— Nein, Herr Kollege Rommerskirchen, das ist nicht 
meine Erfindung. Dieses System hat es ja schon 
einmal gegeben, auch mit Unzulänglichkeiten behaf-
tet. Ich habe das nur immer wieder vorgebracht, 
weil ich früher einmal als Berufssoldat etwas Ähn-
liches angestrebt habe und wegen des totalen Zu-
sammenbruchs 1945 nicht zum Ziel kam. Ich habe 
mich dann anschließend selbst versorgt und bin es 
zufrieden. 

Wir sind weiterhin der Meinung, meine Damen 
und Herren, daß wir eine Änderung des § 70 des 
Soldatengesetzes mit dem Ziel ins Auge fassen soll-
ten, die unterschiedliche Bewertung der Vordienst-
zeiten aus der Welt zu schaffen. Sie kennen das 
Problem der unterschiedlichen Bewertung, je nach-
dem, ob jemand nachweisen kann, daß er vor Ende 
des letzten Krieges Berufssoldat war, oder ob er das 
nicht nachweisen kann. Diese unterschiedliche Be-
wertung führt bei einem nicht ganz kleinen Perso-
nenkreis zu Nachteilen in der Festsetzung des Pen-
sionsdienstalters, also der Höhe der Pension. Die 
Soldaten, deren Vordienstzeit nicht angerechnet 
wird, können die 75 % in der Pension nicht errei-
chen. Ich glaube, auch hier wäre ein Übereinkom-
men aller Fraktionen möglich. 

Zum Schluß nur ganz kurz ein Problem, das uns 
zur Zeit im Verteidigungsausschuß und das darüber 
hinaus auch die ganze deutsche Öffentlichkeit be-
schäftigt: das Problem der Wehrungerechtigkeit, das 
wir gemeinsam mit dem Bundesminister der Vertei-
digung in einer kleinen Kommission zu lösen ver-
suchen. Wir haben immer wieder und auch im ver-
gangenen Jahr gefordert, daß mehr als bisher von 
dem Reservistenpotential Gebrauch gemacht werden 
sollte. Auch heute hat diese Frage hier eine Rolle 
gespielt; ich will sie nicht wieder bis ins kleinste 
auswalzen. Aber auch diese Frage spielt bei dem 
Problem der Wehrungerechtigkeit eine Rolle. Wir 
stellen fest, daß nur ein Drittel der jungen Men-
schen eingezogen wird, mit all den Unzuträglich-
keiten, mit dem Ärger, der sich daraus für die Be-
troffenen ergibt, die feststellen müssen, daß ihre 
Kollegen, die nicht gebraucht werden, die mit klei-
nen Mängeln behaftet sind, die Ausbildungsgründe 
vorschieben oder auch Gesundheitsgründe darlegen 
können, in der Lage sind, ihre Ausbildung zu been-
den, mehr zu verdienen als die Kollegen, die ein-
gezogen werden. Die 18 Monate Wehrdienstzeit 
hängen den Soldaten fast die ganze Zeit ihres Be-
rufslebens hindurch nachteilig an. 

Das gleiche spielt sich zur Zeit auf dem Sektor 
der Übenden ab. Mir ist ein Fall bekannt, da hat ein 
junger Mensch seine 18 Monate Wehrdienst abge-
leistet. Er gehörte also schon zu den Betroffenen. Er 
ist in dieser Zeit Unteroffizier geworden, weil er sich 
bemüht hat, ein guter Soldat zu sein, und weil die 
Anlagen dazu vorhanden waren. Er ist als Unter-
offizier der Reserve entlassen worden. Dieser Mann 
wird nach einem Jahr wieder zu einer Wehrdienst-
übung eingezogen, die er gern macht. Er stößt sich 
gar nicht daran. Aber, meine Damen und Herren, er 
ist nun für seinen Arbeitgeber ein etwas unbeque-
mer Arbeitnehmer. Er hat also nicht nur die 18 Mo-
nate dienen müssen im Gegensatz zu den 300 000 
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jungen Menschen eines jeden Jahrgangs, die das 
nicht brauchen, sondern er muß nunmehr noch als 
kleiner Teil der 150 000, die herangezogen werden, 
im Interesse unserer Landesverteidigung verstärkt 
Zeit und Geld opfern. 

Es gehört mit zur Schaffung unserer Wehrfreudig-
keit, die wir brauchen und die uns Politikern die 
Kommandeure immer wieder abverlangen — sie 
fordern ja von uns, wir als Gesetzgeber sollen ihnen 
den wehrfreudigen Mann schaffen —, es führt zur 
fehlenden Wehrfreudigkeit, wenn immer nur ein 
ganz kleiner Teil der jungen Menschen den 
Belastungen des Wehrdienstes ausgesetzt ist. Dieser 
Teil wird im nächsten Jahr wieder eingezogen, und 
niemand vermag dem Arbeitgeber, der sich dann 
von einem solchen Arbeitnehmer trennt, nachzu-
weisen, daß er sich deshalb von ihm getrennt hat, 
weil er ihm durch ständiges Üben unbequem wird. 
Der Arbeitgeber kann sich von ihm trennen, weil es 
neben dem kleinen Teil der Benachteiligten Hundert-
tausende junger Menschen gibt, die überhaupt nicht 
eingezogen werden. Dieses Problem, meine Damen 
und Herren, sollte bei der ganzen Beratung des 
Themas Wehrungerechtigkeit auch eine Rolle spie-
len. 

(Abg. Rommerskirchen: Sie sind doch in 
der Kommission; dann bringen Sie es dort 
vor; lassen Sie es uns doch nicht heute aus

-

tragen!) 

— Herr Rommerskirchen, ich wollte heute in der 
Öffentlichkeit nur einmal das Thema erläutern, weil 
es in seiner Folgewirkung gar nicht übersehen wird. 

Nun, meine Damen und Herren, seien Sie nicht 
ungehalten: ich bin im Grunde genommen mit mei-
nen Ausführungen am Ende. Ich darf Ihnen danken, 
daß Sie mir so ruhig zugehört haben. Ich darf uns, 
den Freien Demokraten, wünschen, daß Sie in Zu-
kunft vielleicht etwas weniger als bisher mit der 
leichten Hand über unsere Anträge und Anregun-
gen hinweggehen. Die Vergangenheit hat gezeigt, 
daß wir vielleicht des öfteren etwas weit voraus 
waren, daß wir aber im Grunde genommen früher 
und klarer als Sie erkannt haben, was zweckmäßige 
und vernünftige Politik ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Prinz Konstantin von Bayern. 

Prinz von Bayern (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Hohes Haus! Es war nicht meine Absicht, die 
Debatte noch durch einen Beitrag zu verlängern. 
Aber nun hat Kollege Schultz mich ja überraschen-
derweise zu einer Art Hilfstruppe der FDP hier auf-
gewertet — in Anführungszeichen —, im Gegensatz 
zu meinem Freund Wrangel und seinen Vorstellun-
gen über Streitkräfte. 

(Abg. Ertl FDP: Das kann nur nützlich sein!) 

Darüber werden wir uns im Laufe der politischen 
Geschichte unterhalten können. Ich halte es jeden-
falls für zweckmäßig — — 

(Zuruf von der FDP.) 

— Aber, aber, lieber Freund, wollen wir jetzt in 
Wittelsbacher Heimatgeschichte machen oder in 
Verteidigungspolitik der Bundesrepublik? 

Ich darf also zum eigentlichen Thema zurück-
kehren. Ich möchte diese Frage, welche Vorstellun-
gen mich mit Ihnen verbinden und in Gegensatz zu 
Freund Wrangel stellen, sofort klären. Sie beziehen 
sich wahrscheinlich, Herr Kollege Schultz, auf einen 
Vortrag, bei dem Sie anwesend waren, den ich vor 
der Gesellschaft für Wehrkunde und Wehrtechnik 
in Bad Godesberg gehalten habe. So ist es doch. Sie 
wissen, daß solche Vorträge dem entsprechen, was 
in einem Generalstab das militärische Planungsspiel 
ist. Es waren politische Planungsvorstellungen, die 
meinerseits vorgetragen wurden. Ich bin der Mei-
nung, daß man an dieser Stelle nicht Pläne disku-
tieren, sondern Fakten vortragen sollte. 

Aber nun zur Klärung Ihrer Frage. Ich ging davon 
aus, daß ein Weniger an Integration im atlantischen 
Bündnis durch ein Mehr an Verdichtung der Ver-
teidigungsfähigkeit im europäischen Rahmen ausge-
glichen werden müßte. Wir waren uns auch darüber 
einig, daß, wenn ich von einer europäischen regio-
nalen Verteidigungsorganisation neben einer mari-
timen atlantischen amerikanischen Verteidigungs-
organisation in einem politischen Rahmen sprach, 
das hieß: eine europäische Verteidigungsorganisa-
tion in der NATO und nicht außerhalb. Soweit waren 
wir uns ja einig; nicht, daß hier ein neues Mißver-
ständnis besteht. Ich sagte dann: es bietet sich für 
ein Zurück zu einer modifizierten EVG — denn es 
kann nicht die alte Vorstellung von der EVG sein  — 
die  WEU an. 

Ich sagte, wesentlich im WEU-Vertrag ist Art. 5, 
der die Beistandspflicht „mit allen Mitteln" für jeden 
angegriffenen Partner beinhaltet, und „mit allen 
Mitteln" heißt nach meiner Auslegung auch: mit 
nuklearen Mitteln. Die Frage, die an einen fran-
zösischen WEU-Partner zu stellen wäre, hieße also 
— und so habe ich es, glaube ich, vorgetragen —: 
Bist du im Rahmen einer neuen Europäischen Ver-
teidigungsgemeinschaft der Sechs plus Sieben — das 
ist die WEU, also die Sechs plus Großbritannien — 
bereit, eine zusätzliche nukleare Garantie — ich 
sage: zusätzliche, weil sie kein Ersatz für die ameri-
kanische nukleare Garantie ist — für die konven-
tionellen Partner innerhalb einer solchen WEU-Ver-
teidigungsorganisation zu geben? 

Diese Überlegung bedeutet nicht, daß eine mög-
liche Arbeitsteilung so auszulegen ist, daß der kon-
ventionelle Partner. Bundesrepublik auf nukleare 
Träger zu verzichten hat. Warum? Weil ganz ein-
fach, Herr Schultz, ich nach meiner Vorstellung ein 
Auto zwar nicht zu besitzen brauche, aber heutzu-
tage den Führerschein haben muß, um überhaupt 
fahrfähig zu sein, und ohne einen Träger im eigenen 
Verteidigungssystem kann ich sozusagen den Fahr-
kurs für Verteidigung gar nicht machen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dorn (FDP) : Herr Kollege, wären Sie denn der 
Meinung, daß Sie unter allen Umständen einen 
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Führerschein auch dann machen müßten, wenn Sie 
niemals die Chance sähen, sich jemals ein Auto 
kaufen zu können? 

Prinz von Bayern (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
ich muß zwar sagen, daß das eine sehr schön formu-
lierte Frage ist. Aber meiner Ansicht nach stimmt 
diese Logik gar nicht; denn keiner von uns wird be-
haupten wollen — auch wenn er sich heute kein 
Auto leisten kann —, daß er nie in seinem Leben 
ein Auto besitzen wird. Es gibt zum Beispiel eine 
europäische Fahrgemeinschaft, die möglich sein kann. 

Dorn (FDP) : Darf ich aus dieser Antwort schlie-
ßen, daß Sie immer noch die Hoffnung haben, daß 
wir eines Tages über diese Atomsprengköpfe selbst 
verfügen können? 

Prinz von Bayern (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
Sie irren sich. Ich habe die Hoffnung, daß wir im 
Rahmen einer europäischen Ordnung, die wir alle 
anstreben, auch zu einer europäischen Verteidi-
gungskapazität kommen, die uns sozusagen die 
eigene Sicherheit garantiert. Das dürfte auch die 
nukleare Komponente einschließen. Die Über-
legung, die Sie mir unterstellen, ist,  wie ich jetzt 
in aller Freundschaft sagen möchte, falsch. Denn ich 
bin der Überzeugung, daß deutsche Wiedervereini-
gung europäische Vereinigung voraussetzt. Die 
gesamteuropäischen Kontakte müssen gefördert und 
dürfen im nationalen deutschen Interesse nicht be-
hindert werden. Ich bin mir im klaren, daß die 
kleinste deutsche Minibombe die embryonalen An-
sätze zu gesamteuropäischen Gesprächen zerstören 
müßte. Ist Ihre Frage damit beantwortet? — Danke! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Haase (Kellinghusen). 

Haase (Kellinghusen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich will keine langen 
Ausführungen machen und nicht über Einzelheiten 
reden, wie es Herr Kollege Ollesch eben getan hat. 
Vieles von dem, was er vorgetragen hat, ist hin-
länglich bekannt, zumindest denjenigen, die sich 
um die Dinge kümmern. 

(Abg. Schultz [Gau-Bischofsheim] : Aber 
nicht den anderen, Herr Haase!) 

Ich will mich auch nicht in den Streit um die 
Vaterschaft beim Zivilversorgungsschein einschalten. 
Das mögen diejenigen unter sich ausmachen, die 
sich unmittelbar betroffen fühlen. Erlauben Sie mir 
nur einige kurze Bemerkungen zu den Entschlie-
ßungsanträgen der  FDP — Umdruck 430 *) — und 
der CDU/CSU — Umdruck 424 **) —. 

Zu Ziffer 1 dos FDP-Entschließungsantrags! Herr 
Kollege Ollesch, wir stimmen Ihnen zu, daß hier ein 
Komplex vorhanden ist, bei dem man sagen kann: 

*) Siehe Anlage 2 
**) Siehe Anlage 4 

Es liegen gewisse Ungerechtigkeiten vor, die aus-
gebügelt werden müssen. Nur meinen wir, daß es 
nicht so einfach ist, wie es in dieser Ziffer 1 darge-
stellt wird. Es müßte ernstlich geprüft werden, wie 
sich eine Gleichstellung der Soldaten auswirkt, die 
sich im Augenblick im gleichen Dienstalter befinden 
und trotzdem ungleich behandelt werden. Die Frage 
taucht ja erst dann auf, wenn sie mit 52 oder mit 
60 Jahren pensioniert werden. Wir sind also bereit, 
diesen Absatz als Verhandlungsgrundlage im Ver-
teidigungsausschuß zu akzeptieren. 

Bitte schön, Herr Ollesch! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage. 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Haase, sind Sie 
bereit, mir zuzugeben, daß unser Antrag die Über-
prüfung nicht ausschließt? 

Haase (Kellinghusen) (SPD): Ich habe ja gesagt, 
diesen Antrag, den Sie gestellt haben, halte ich für 
berechtigt, nur ist es nicht so einfach, wie es nach 
diesem Antrag den Anschein hat, daß man durch 
einen einmaligen, einen kleinen und geringen 
Gesetzgebungsakt diese Ungerechtigkeiten aus-
bügeln könnte. Da spielen viele andere Dinge mit 
hinein. Die zwischenzeitlich erworbene Anwart-
schaft, zum Teil auch die Versorgung aus dem 
zivilen Bereich der Sozialversicherung, die Doppel-
versorgung spielen mit hinein. Das muß alles bei 
der Beratung dieses Komplexes überlegt werden. 
Wir sind bereit, das mit Ihnen zu tun. 

(Abg.Ollesch: Das genügt!) 

Zum zweiten Absatz des FDP-Antrages: Wir sind 
der Meinung, daß wir endlich einmal davon weg-
kommen sollten, zu glauben, daß wir nur durch 
eine Änderung oder Ergänzung des Laufbahnrechts 
für Unteroffiziere die anstehenden Probleme in 
ihrer Vielfalt lösen. Was wir brauchen, ist eine 
Reform des Personalrechts der Unteroffiziere, wenn 
Sie wollen, an Haupt und Gliedern. Wir müssen 
von unten her neu aufbauen. Ich verweise hierbei 
nur auf die Ausführungen, die ich am 7. Dezember 
in der Wehrdebatte für die SPD-Fraktion hier ge-
macht habe. Wir wären glücklich, wenn es gelänge, 
bezüglich dessen, was in dem Entschließungsantrag 
angesprochen ist, den wir gern dem Verteidigungs-
ausschuß, für die genannten Gebiete auch dem 
Innenausschuß überweisen möchten, bis zum Ende 
dieses Jahres endlich zu einer Lösung zu kommen. 

Persönlich gehe ich sogar über die Forderungen 
der FDP-Fraktion hinaus. Ich möchte nicht nur, daß 
wir bis zum Ende des Jahres beratungsreife Vor-
schläge der Regierung vorliegen haben, sondern ich 
möchte, daß wir diese Vorschläge so rechtzeitig be-
kommen, daß wir bis zum Ende des Jahres die 
Beratung abgeschlossen haben. 

Zum dritten Absatz, meine Herren von der FDP: 
Da spielen wir nicht mit, weil das einfach nicht geht. 
Sie können den Vierteljahresturnus nicht in einen 
Halbjahresturnus umändern, ohne eine Unzahl von 
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Schwierigkeiten herbeizuführen, die insbesondere 
bei der derzeitigen Personalsituation unlösbar sind. 
Wenn Sie die gleiche Zahl von Soldaten nicht vier-
teljährlich, sondern halbjährlich der Grundaus-
bildung zuführen wollen, müssen Sie den Umfang 
an Gerät und Personal der Ausbildungseinheiten 
verdoppeln. Wenn Sie nun gleichzeitig noch, Herr 
Kollege Schultz, die Dienstzeit von 18 auf 12 Monate 
herabsetzen wollen, wird sich ja die Anforderung 
an diese Ausbildungseinheiten erhöhen. Dann über-
legen Sie bitte: Wenn die Grundausbildung drei 
Monate beträgt und Sie mobile, funktionsfähige 
Ausbildungseinheiten haben, die nur alle sechs 
Monate Nachschub zur Ausbildung bekommen: was 
sollen die denn in den nächsten drei Monaten 
machen? Sollen die jeweils in ihrer Aufgabenstel-
lung geändert werden, oder sollen die in dieser 
Zeit, wie es im Militärischen so schön heißt, herum

-

gammeln? Das wollen wir doch sicherlich alle nicht. 
Das also zu diesem Absatz. 

Jetzt noch ganz kurz zu dem Entschließungsantrag 
der CDU/CSU-Fraktion. Wir haben ihn nicht mit 
unterzeichnet, weil wir der Meinung sind, daß es 
an sich etwas zu wenig ist, was darin steht. Die 
Frage des Zivilversorgungsscheins ist nur ein Teil-
problem der Gesamtproblematik. Wir wollen das, 
was hier geschrieben steht, bei der weiteren Be-
handlung gern unterstützen, möchten aber deutlich 
zum Ausdruck bringen, daß das nur ein Teilproblem 
in einer Vielschichtigkeit von Problemen ist, vor 
die wir gestellt sind. Genauso verhält es sich mit 
dem Bemühen um die Erhöhung der Zahl der 
längerdienenden Soldaten im Verhältnis zu den 
Wehrpflichtigen. 

Zusammenfassend zu diesem Komplex ganz kurz 
folgendes — und das möchte ich an den Herrn Mi-
nister gewendet sagen —: Herr Minister, es herrscht 
eine außerordentliche Unruhe insbesondere im Un-
teroffizierskorps der Bundeswehr. Es gibt Enttäu-
schungen, nicht erfüllte Hoffnungen, mangelnde Be-
förderungsmöglichkeiten wegen Stellenblockierung, 
obgleich Leistungsvoraussetzungen bei den einzel-
nen Soldaten seit langem gegeben sind. Dies ist 
eine Unruhe, die zum Teil politisch gefährliches 
Ausmaß annimmt. Unter Hinweis darauf und auf 
die Erfahrungen einer Vielzahl von Truppenbesu-
chen — es geht nicht nur mir so, sondern vielen 
Kollegen dieses Hohen Hauses —, bei denen wir uns 
immer bemühen, mit den unmittelbar Betroffenen das 
offene Gespräch zu führen, sehe ich mich veranlaßt, 
Sie hier aufzufordern, das Problem so schnell wie 
möglich in den Griff zu bekommen und es so schnell 
wie möglich einer parlamentarischen Lösung zuzu-
führen. 

Und ein Letztes, aus dem Bereich der Wehrgerech-
tigkeit: Es gibt nichts Schlimmeres, als jungen Men-
schen Versprechungen zu machen, die nicht gehalten 
werden können. Es gibt nichts Schlimmeres für die 
psychologische Verteidigungsbereitschaft des Vol-
kes als die Unglaubwürdigkeit derer, die unmittel-
bar mit Landesverteidigung zu tun haben. Als die 
Schuljahrumstellung in den Ländern der Bundes-
republik Zug um Zug erfolgte, wurde den Abiturien-
ten die Zusicherung gegeben, daß sich daraus für sie 
ergebende Härten in der Ableistung ihrer Wehr

-

pflicht im Verhältnis zum Beginn des ersten Stu-
diensemesters ausgeglichen werden sollten. Im 
Augenblick haben wir folgenden Tatbestand zu ver-
zeichnen: Ein nicht unbeachtlicher Teil der Abi-
turienten, die einberufungsfähig sind, werden nicht 
einberufen, weil die Plätze für sie nicht zur Verfü-
gung stehen. Sie sind also den anderen gegenüber 
schon im Vorteil. Diejenigen, die einberufen werden 
— in der Regel im unmittelbaren Anschluß an das 
Abitur —, werden zum 1. Juli einberufen, und sie 
dienen 18 Monate bis zum 31. Dezember des näch-
sten Jahres. Sie haben dann erst im Mai des darauf-
folgenden Jahres die Möglichkeit, ihr Studium auf-
zunehmen. Das zeitliche Opfer, das sie bringen müs-
sen, beläuft sich also nicht auf 18 Monate, sondern 
auf fast zwei Jahre gegenüber denen, die das Glück 
haben, nicht gefordert zu werden. Das trifft auch zu 
auf einen Teil der Nichtabiturienten, die die Absicht 
haben, im Anschluß an die Lehrzeit ein Studium an 
einer technischen Lehranstalt aufzunehmen. Auch 
dort bestehen diese Schwierigkeiten, die so lange 
vorhanden sein werden, wie die Länder den Seme-
sterbeginn nicht entsprechend der Neuregelung der 
Schulzeitbeendigung umgestellt haben in dem Sinne, 
daß das also wieder ineinanderfließt und mitein-
ander harmonisiert. 

Ich möchte Sie bitten, Herr Minister — ein ent-
sprechender Brief von mir liegt bei Ihnen im Hause 
vor —, dieses Problem sehr ernst zu prüfen, um zu 
vermeiden, daß wir den jungen Menschen gegen-
über, die ohnehin, zum Teil mit Recht, sehr unruhig 
geworden sind, auch noch unglaubwürdig werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Ernesti. 

Ernesti (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich werde unter fünf Minuten 
bleiben. Ich möchte nur zwei Bemerkungen machen: 
zum Entschließungsantrag Umdruck 424 und zur 
Dauer des Grundwehrdienstes. Meine Freunde aus 
der CDU/CSU-Fraktion und ich haben zur Kenntnis 
genommen, daß die Bundesregierung zum derzeiti-
gen Zeitpunkt bei 18 Monaten Grundwehrdienst 
bleibt. Wir akzeptieren die Gründe, die dafür ange-
führt werden; ich brauche sie im einzelnen hier nicht 
noch einmal zu erläutern. 

Zwei Gründe aber sollten wir nicht aus dem Auge 
verlieren: einmal die militärische Fähigkeit der 
Warschauer Paktstaaten zu einem Angriff und zwei-
tens die Auswirkungen einer Herabsetzung auf 
unsere Bündnispartner. Auch mir — Herr Kollege 
Schultz und Herr Kollege Ollesch — erscheint der 
Anteil von 52 % Wehrpflichtiger in einer hochtech-
nisierten Armee wesentlich zu hoch. Deswegen 
meine ich, dieses Haus muß alle Maßnahmen unter-
stützen, die den Anteil der Zeitsoldaten erhöhen. 
Ich glaube, durch das Fehl an Unterführern hat die 
Bundesregierung jahrelang einen Teil der Präsenz 
auf die Wehrpflichtigen abwälzen müssen. Wenn 
es uns gelingt, den Anteil der Zeitsoldaten wesent-
lich zu erhöhen, wird das nicht ohne Auswirkungen 
auf die Dauer des Wehrdienstes bleiben. 
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Gegenwärtig sind nach der Planungsnorm fast 

50 000 Wehrpflichtige auf Stellen eingesetzt, die 
eigentlich von Längerdienenden eingenommen wer

-

den müßten, und diese Zahl wird sich durch die 
Einschränkung des Z 2-Soldaten bald sogar auf 
77 000 erhöhen. Ich glaube, an dieser Stelle sollten 
wir einmal den Wehrpflichtigen, die jahrelang für 
einen Wehrsold von 90 DM diese verantwortungs-
volle Funktionstätigkeit ausgeübt haben, unseren 
Dank aussprechen. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Um die Voraussetzungen für die Gewinnung von 
Längerdienenden zu schaffen, hat meine Fraktion 
Ihnen einen Entschließungsantrag vorgelegt, der 
darauf abzielt, einem Zeitsoldaten nach Ablauf sei-
ner Dienstzeit die Sicherheit zu geben, die er ver-
ständlicherweise anstrebt. Innerhalb der Bundes-
wehr ist das leider nicht möglich. Der Anteil der 
Berufssoldaten, also der Soldaten mit Sicherheit auf 
Lebenszeit, kann nicht erhöht werden. Er liegt zur 
Zeit bei 11%. Die notwendige Verjüngung einer 
Armee  zwingt einfach dazu, den Status des Zeit-
soldaten in den Mittelpunkt zu rücken. 

In diesem Zusammenhang darf ich noch ein Wort 
zu der Konstruktion sagen, wonach mein Kollege 
Stahlberg nicht für einen solchen Garantieschein ge-
wesen sei. Herr Kollege Ollesch, als diese Diskus-
sion geführt wurde, gab es 2, 3%, die diesen 
Garantieschein beanspruchten. Inzwischen hat sich 
die Lage völlig geändert. Wir haben 6000 Stellen 
in der Bundeswehrverwaltung gestrichen, die nicht 
mehr zur Verfügung stehen, und wir haben einen 
wesentlich höheren Anteil derjenigen, die diese 
Sicherheit für sich in Anspruch nehmen wollen. Das 
kann also innerhalb der Bundeswehr einfach nicht 
mehr in vollem Umfang erfüllt werden. Ich meine, 
der Staatsdiener — und das ist der Zeitsoldat —, 
der in der Mitte seines beruflichen Lebensweges 
plötzlich seinen erlernten Beruf verlassen muß, hat 
einen Anspruch auf eine entsprechende Unterbrin-
gung. Mit unserem Entschließungsantrag wollen wir 
die Bundesregierung ermuntern, Verhandlungen in 
dieser Richtung aufzunehmen. Ich streite nicht über 
die Urheberrechte. Meine Aufgabe ist es hier, mitzu-
helfen, daß die Bundeswehr das Personal bekommt, 
das notwendig ist, damit sie ihren Auftrag erfüllen 
kann. 

Gestatten Sie mir noch zwei Bemerkungen. In 
der letzten Zeit wird viel vom gespaltenen Wehr-
dienst gesprochen. Ich begrüße das. Vielleicht gibt er 
uns die Möglichkeit, in einigen Bereichen dann die 
Wehrpflicht herabzusetzen, und vielleicht könnten 
dann auch beschränkt Taugliche in einer größeren 
Zahl in der Bundeswehr Verwendung finden. 

Der zweite Punkt. Das Hohe Haus sollte sich 
wirklich überlegen, ob wir nicht in Zukunft den 
gleitenden Wehrdienst, wie er in Frankreich üblich 
ist, einführen könnten. Dadurch würde die Bundes-
regierung in  die  Lage versetzt, ohne großen Zeit

-

verlust je  nach Weltlage und Freiwilligenaufkom-
men in einer Spanne von etwa 12 bis 18 Monaten 
diesen Wehrdienst festzulegen. Das würde auch dem 
flexiblen Konzept der NATO .entgegenkommen. 

Eine wesentliche Voraussetzung bleibt selbst-
verständlich, ob es uns gelingt, diesen Soldaten auf 
Zeit zu gewinnen. Unser Antrag soll dazu eine 
Hilfe sein. Ich bitte das Hohe Haus, diesen Entschlie-
ßungsantrag zu unterstützen. Im übrigen bitte ich 
namens meiner Fraktion, den Änderungsantrag Um-
druck 432 nicht an den Ausschuß zu verweisen, son-
dern ihn abzulehnen, da die Punkte im Ausschuß 
hinreichend beraten  und  geklärt worden sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Jung. 

Meine Damen und Herren, ich mache darauf auf-
merksam, ,daß es im dringenden Interesse des 
Hauses liegt, wenn wir über den Einzelplan 14 
noch heute vormittag vor der Mittagspause abstim-
men. Ich bitte deshalb die Redner, sich entsprechend 
kurz zu fassen. 

Jung (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren!! Die Reaktionen von seiten 
des Herrn von Wrangel und des Prinzen Konstantin 
auf die Ausführungen meines Kollegen Schultz  ze i-
gen mir, daß der Kollege Schultz als altgedienter 
Panzerkommandeur doch noch genau zielen und die 
Große Koalition an empfindlichen Stellen treffen 
kann. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Aber es ist ja nicht nur unser gutes Recht, sondern 
auch unsere Pflicht als Opposition, auf verschiedene 
Mängel in der Verteidigungspolitik dieser Regierung 
hinzuweisen. 

(Abg. Baron von Wrangel: Was meinen Sie 
denn?) 

Wie Herr Kollege Schultz feststellte, zeigt sich 
doch, daß dieses gezielte Punktfeuer erste Wirkun-
gen zeitigt. Schließlich kann man sich auch nicht 
auf die Dauer unseren Schlußfolgerungen, die ja 
logisch aus den Beschlüssen und Erkenntnissen der 
NATO-Rats-Ministerkonferenz, aus dem Verhalten 
unserer Partner und aus der sich abzeichnenden 
möglichen Wandlung innerhalb der NATO abge-
leitet sind, verschließen. 

Es ist auch nicht unverständlich, Herr Kollege 
von Wrangel, daß wir endlich nach der langen Phase 
des Nachdenkens und Überlegens das Ergebnis, 
nämlich eine Verteidigungskonzeption, hier disku-
tieren möchten, nach der wir alle unsere Planungen 
und unser Handeln und die erforderliche Mittel-
bereitstellung ausrichten können. Der vielzitierte 
Rüstungsplan z. B. kann doch nur dann richtig auf-
gestellt werden, wenn 'ein Konzept, eine Zielvor-
stellung davon 'da ist, welche Aufgaben zu erfüllen 
sind und welche Mittel in  unserer Lage 'hierfür 
am besten geeignet sind. 

In den Debatten des vergangenen Jahres und auch 
in den Debatten der vorvergangenen Jahre haben 
deshalb nicht nur wir,  sondern auch andere Frak-
tionen in diesem Hause eine endgültige Organisa-
tion der Gesamtverteidigung unter Einbeziehung 
auch der notwendigen Umorganisation des Vertei- 
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digungsministeriums gefordert; wobei das Organisa-
tionsgesetz, meine Kollegen von der CDU, gar nicht 
so starr ausgerichtet zu sein braucht, es gibt da 
immer Möglichkeiten, innerhalb des Organisations-
gesetzes auch die Flexibilität, die für die Zukunft 
erforderlich ist, zu gewährleisten. 

Wenn nach unserer Meinung z. B. die Mehrgleisig-
keit durch eine durchgehende Kommandostruktur 
ersetzt wird, wenn eine klare Gliederung und ein 
klarer Aufbau unter Einbeziehung von Kaderein-
heiten, die Ausschöpfung von Reservisten oder auch 
die Einbeziehung von Einheiten z. B. nach dem 
holländischen Prinzip der inneren Rotation erfolgt 
ist, dann kann man doch die Personalplanungen, die 
Waffen- und Geräteplanungen unter den notwendi-
gen militärischen, betriebswirtschaftlichen und kauf-
männischen Gesichtspunkten exakter durchführen, 
als es derzeit möglich ist. Dann kann man auch mit 
Sicherheit die Präsenzstärke verändern. Ich bin sehr 
dankbar, daß Herr Kollege Ernesti gerade jetzt 
einiges dazu gesagt hat. Denn ich bin sicher, Herr 
Kollege Ernesti, daß man die Dienstzeit reduzieren 
kann, wenn man den Dienstbetrieb umgestaltet und 
intensiviert und wenn man die Organisation ent-
sprechend ändert. Dann kann man auch mehr Ge-
brauch machen von der jetzt schon gegebenen ge-
setzlichen Möglichkeit des verkürzten Grundwehr-
dienstes, wie Sie soeben angeführt haben, zumal 
dann auch das psychologische Handicap, das wir 
derzeit durch die große Wehrungerechtigkeit haben, 
sicherlich abgebaut werden könnte. Die psycholo-
gische Verteidigungskraft würde dadurch nach unse-
rer Meinung nur gestärkt werden. Wenn aber  — 
was  wir immer wieder beklagt haben — auch auf 
dem Sektor der Verteidigungspolitik die Unbeweg-
lichkeit praktiziert wird, dann darf man sich eben 
nicht wundern, wenn die Kritik wächst; und je unbe-
weglicher ein Ziel ist — das ist jedem Soldat be-
kannt —, um so höher ist die Trefferzahl. 

Warum eigentlich liegt bis heute dem Verteidi-
gungsausschuß zur Haushaltsberatung ein an einem 
vernünftigen Verteidigungskonzept orientierter 
Rüstungsplan für die kommenden Jahre nicht vor? 
Warum eigentlich, nachdem man hört, daß am 
9. April die Regierung darüber berät? Warum fordert 
man nun von diesem Hause für verschiedene Aus-
gaben quasi einen Blankoscheck? Ich glaube nicht, 
Herr Minister, daß durch dieses Verfahren das Ver-
trauen zwischen dem Parlament und dem Ministe-
rium besonders gestärkt wird. Ich hätte es für 
richtig gehalten, wenn dem Verteidigungsausschuß 
bis zum heutigen Tage eine exakte Planung vorge-
legt worden wäre. Dann hätten wir hier viel besser 
und für die Zukunft der Bundeswehr viel bedeut-
samer diskutieren können. 

Ein Beispiel: In der Debatte im vergangenen De-
zember habe ich schon ganz klar angekündigt, daß 
wir genau wissen wollen, was z. B. für die Er-
füllung der Aufgaben der Luftwaffe geschehen muß, 
welches Flugzeug die derzeitige Flugzeuggeneration, 
das F-104-Waffensystem und die G 91, in den 70er 
Jahren ersetzen soll. Ich habe auch angekündigt, 
daß wir oppositionellen Freien Demokraten nicht 
bereit sind, irgendwelchen Phantomen nachzujagen. 

Immerhin, Herr Minister, hat die Kontroverse vom 
617. Dezember offensichtlich dazu geführt, daß zu-
mindest die Titelbegründung geändert worden ist. 
Ich habe die Hoffnung, daß dies nicht der einzige 
Erfolg gezielter Oppositionskritik bleibt. Da wir 
nicht bereit sind, die Katze im Sack zu kaufen, und 
die Vorstellungen des Ministeriums dem Verteidi-
gungsausschuß bis heute nicht vorgelegt worden 
sind, haben wir in unserem Änderungsantrag be-
antragt, die 100 Millionen DM Anlaufkosten, die 
zwangsläufig Milliardenbeträge nach sich ziehen, in 
Kap. 14 19 Tit. 965 ersatzlos zu streichen. 

Nun argumentiert man hier damit, daß die Auf-
klärungslücke — das ist der neue Begriff — gefüllt 
werden muß. Dazu möchte ich folgendes sagen. Die 
Aufklärungslücke hat bisher schon bestanden, ob-
wohl uns die Sache immer etwas anders dargestellt 
wurde. Hier darf ich daran erinnern, daß bei der Be-
schaffung und Indienststellung des Starfighters der 
damalige Verteidigungsminister Strauß von dessen 
besonderer Mehrzweckeignung sprach und dabei ins-
besondere auch die Aufklärungskapazität heraus-
stellte. 

(Abg. Stahlberg: Das ist aber zehn Jahre 
her!) 

— Herr Stahlberg, wenn wir bisher — seit zehn Jah-
ren ist das Waffensystem eingeführt — mit dieser 
Aufklärungslücke lebten, können wir wohl auch 
noch einige Zeit mit ihr weiterleben. — Herr 
Berkhan, bitte schön! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage des Abgeordneten Berkhan! 

Berkhan (SPD) : Herr Jung, können Sie mir zu-
geben, daß die Strategie der „flexible response" eine 
erhöhte Beachtung der Aufklärung erfordert, weil 
sonst nicht flexibel reagiert werden kann? 

Jung (FDP) : Ich gebe Ihnen da völlig recht, Herr 
Kollege Berkhan. Wenn Sie jetzt nicht diese 
Zwischenfrage gestellt hätten, wäre ich gleich mit 
dem nächsten Punkt darauf gekommen. Wenn die 
Aufklärungslücke erst durch eine neue Konzeption 
entsteht, z. B. durch Änderung der Aufgabenteilung, 
dann müssen wir, Herr Kollege Berkhan, denjenigen, 
der diese Aufgabe bisher schon erfüllt hat, bitten, 
sie so lange weiter zu erfüllen, bis wir mit geeig-
neten Flugzeugen in den 70er Jahren in der Lage 
sind, diese Aufgabe zu übernehmen. 

(Abg. Berkhan: Aber dann kommt es zu 
einer Bestandslücke!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage des Abgeordneten Dr. Klepsch! 

Dr. Klepsch (CDU/CSU) : Herr Kollege Jung, 
würden Sie uns einmal erklären, was Sie unter der 
Aufklärungslücke, von der Sie fortgesetzt sprechen, 
präzise und konkret verstehen? 

Jung (FDP) : Ich habe nicht von mir aus von der 
Aufklärungslücke gesprochen, sondern ich habe ge- 
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sagt, daß die Aufklärungslücke heute die Begrün-
dung für diesen Titel ist. Ich kann Ihnen sagen, Herr 
Kollege Klepsch, was ich unter der Aufklärungslücke 
verstehe. Die Aufklärungslücke, die wir in den 70er 
Jahren schließen müssen — darin besteht unsere 
Aufgabe, insbesondere was die Heeresaufklärung 
angeht —, kann mit diesem Waffensystem meines 
Erachtens nicht gefüllt werden. Hier geht es darum, 
eine Aufklärungslücke zu füllen, um gewisse Träger-
systeme zum Einsatz zu bringen. Sie werden ja 
wahrscheinlich nicht daran rütteln können, daß man 
diese „Phantom" z. B. für eine gewisse Eindringtiefe 
braucht. Das ist eben die Voraussetzung zum Ein-
satz bestimmter Trägersysteme. — Ich bin aber gern 
bereit, Herr Kollege Klepsch, Ihnen persönlich ein-
mal einige Dinge über Waffensysteme der Luftwaffe 
zu erläutern. Ich glaube, dazu bin ich ganz gut in 
der Lage. 

(Abg. van Delden: Aber das hier hat kein 
Mensch verstanden!) 

Ich möchte noch eines sagen. Wenn die Abzüge 
jetzt gerade bei der IV. ATAF erfolgen, dann haben 
sie leider, das muß ich hier einmal sagen, den pein-
lichen Beigeschmack, daß die Aufklärungslücke mög-
licherweise erzeugt wird, um auch — ich möchte den 
Ausdruck gebrauchen — bestimmte Pressionen aus-
zuüben, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

um eventuell im Rahmen des Devisenausgleichsab-
kommens doch noch ein Waffensystem zu beschaf-
fen, das bei unseren Verbündeten in den siebziger 
Jahren — also in der Zeit, wenn es bei uns zur Ein-
führung kommt — langsam ausläuft; gewissermaßen 
ein Anschlußauftrag für amerikanische Firmen. 

Machen wir uns doch nichts vor! Die hohen ameri-
kanischen Verteidigungsausgaben haben doch die 
Aufgabe, zugleich die Wettbewerbsfähigkeit der 
amerikanischen Wirtschaft auf dem Weltmarkt zu 
stärken, den amerikanischen Führungsanspruch in 
der westlichen Welt zu verteidigen und das natio-
nale Sicherheitsbedürfnis der Vereinigten Staaten 
zu befriedigen. 

Herr Verteidigungsminister Schröder hat vor kur-
zem erklärt, daß Waffen- und Ausrüstungskäufe 
nicht weiter als Funktion des Devisenausgleichs gel-
ten können. Das läßt uns hoffen! Warum soll die 
Bundesrepublik angesichts eines absinkenden tech-
nologischen Gefälles zum Ausland und den damit 
verbundenen Konsequenzen für die Rolle ihrer Wirt-
schaft auf dem Weltmarkt nicht in gleicher Weise 
ihre Verteidigungsausgaben einsetzen? Die anderen 
europäischen Länder denken ebenso im Blick auf 
ihre nationalen Belange wie auf die Zukunft Europas 
als eines dritten Wirtschaftsblocks. Sie fordern zur 
Befriedigung des gemeinsamen Sicherheitsbedürfnis-
ses auch gemeinsame Bemühungen um eine Förde-
rung der Technologie in Europa. Präsident de Gaulle 
z. B., der heute wiederholt zitiert wurde, stellt vor 
eine wirtschaftliche Integration Europas eine techno-
logische. 

Für die Entwicklung von Flugzeugwaffensystemen 
als gemeinsames Technologieprogramm bietet sich 
nur alle 8 bis 10 Jahre die Gelegenheit zum Gene

-

rationswechsel. Darum muß die nicht mehr lange 
bestehende Chance genutzt und für die Ablösung 
des Starfighter und der G 91 ein Ablösemuster — 
eventuell gemeinsam — entwickelt werden. Der für 
1975 festliegende Ablösungstermin für das Star-
fighter-Waffensystem und für die G 91 — bekannt-
lich besteht für Flugzeugwaffensysteme die übliche 
Entwicklungszeit von mindestens sieben Jahren bis 
zur Einführungsreife — läßt uns keine Zeit zum 
Zögern, wenn wir mit dem nächsten Programm nicht 
wieder eine amerikanische Technologie fördern wol-
len. 

Wir fordern deshalb im nationalen wie im euro-
päischen Interesse, die technologische Zusammen-
arbeit in Europa mit allen Mitteln zu fördern und 
die Entwicklung eines Starfighter-Nachfolgers vor-
rangig sicherzustellen und mit aller Dringlichkeit 
zu betreiben. 

Wir fordern zweitens, die vorgesehenen 2 bis 3 
Milliarden DM zur Beschaffung eines Aufklärers 
zur Schließung der vorübergehenden Lücke techno-
logisch wirksamer einzusetzen — die Zahl ist nicht 
bekannt, weil, wie gesagt, der Rüstungsplan fehlt 
und die definitiven Zahlen und auch das Muster 
bisher nicht benannt wurden, das hierfür beschafft 
werden sollte — und im Rahmen der Arbeitsteilung 
den Vereinigten Staaten zu der Verfügungsgewalt 
über Kernwaffen auch die hierfür notwendige Auf-
klärung zu überlassen. Drittens fordern wir, bei der 
Vergabe künftiger Forschungs- und Entwicklungs-
aufträge an die Industrie darauf zu achten, daß die 
betreffenden Firmen die Voraussetzungen für eine 
Kommerzialisierung des bei diesen Aufträgen für 
neue Entwicklungen abfallenden Know-hows bieten 
und Erfahrungen in der Technologie, des Manage-
ments komplexer Systeme, sammeln. Das wird zwei-
fellos auch die notwendige Fusion fördern. 

Deshalb haben wir beantragt, in Kap. 14 02 den 
Tit. 309 — Wehrtechnische Entwicklung und Erpro-
bung — um 20 Millionen DM aufzustocken, um das 
deutsche Projekt NKF vordringlich, und zwar sofort 
beginnend, zu entwickeln, damit es Mitte der 70er 
Jahre für diese Aufgaben verfügbar ist. 

Nun genügt das  allerdings nicht; denn in dieser 
Phase der Entwicklung muß ja die Kapazität der 
deutschen Luftfahrtindustrie aufrechterhalten wer-
den, um sie nach der Entwicklung und Erprobung 
dann auch für die Produktion nutzen zu können. Das 
ist nach unseren Vorstellungen so möglich: Da im 
Rahmen der Verteidigungskonzeption der FDP bei 
einer Arbeitsteilung — darüber ist hier schon wie-
derholt gesprochen worden — im Bündnis eine Stär-
kung der konventionellen Schlagkraft der Bundes-
wehr angestrebt wird, muß nach unserer Meinung 
auf die Luftbeweglichkeit des Heeres besonderer 
Wert gelegt werden. 

Den Heeresfliegern kommt also bei der Vorne-
verteidigung, wie sie von Herrn Minister Schröder 
genannt wurde, eine ganz besondere Bedeutung zu. 
Die hochtechnisierten Kerneinheiten des Heeres 
müssen sich die dritte Dimension zunutze machen, 
um den Aufbau, die Versorgung und eventuell die 
Auflösung von Verteidigungsinseln in einem 
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Jung 
schnellen Bewegungskrieg zu ermöglichen. Dem 
Hubschrauber müssen wir in diesem Fall nicht nur 
im Führungs- und Kampfeinsatz, sondern vor allem 
auch im Transporteinsatz als hochgeländegängiges 
Fahrzeug unsere besondere Aufmerksamkeit wid-
men. 

Wir haben deshalb beantragt, in Kap. 1419 
Tit. 965, aus dem wir vorhin ja 100 Millionen DM 
gestrichen haben, für die Beschaffung von mittel-
schweren Hubschraubern 100 Millionen DM einzu-
setzen. Damit erhalten wir die Kapazität der deut-
schen Luftfahrtindustrie und machen das Heer für 
die Aufgaben der Zukunft bereit, insbesondere dann, 
wenn auch noch die bisherigen Versäumnisse in be-
zug auf die Forderung nach schnelleren, gelände-
gängigeren Schützenpanzerwagen als Begleitfahr-
zeuge für die Kampfpanzer in Kürze wettgemacht 
und anstelle der ohnehin nicht verfügbaren atomaren 
Gefechtsfeldwaffen neue Streu- und Flächenfeuer-
waffen bei der Bundeswehr eingeführt werden. 

Darüber hinaus haben wir konsequenterweise — 
unserem Antrag auf Abgabe der Atomträger folgend 
— einen Änderungsantrag eingebracht, 200 Mil-
lionen DM in Tit. 350 zu streichen. 

(Zuruf von der SPD: Mahlzeit!) 

— Hier wurde schon oft gesagt — und Ihr Zwischen-
ruf „Mahlzeit" bestätigt mir, daß sich die SPD in der 
Zwischenzeit offensichtlich weit von ihren früheren 
Vorstellungen entfernt hat —, daß wir, da wir diese 
Träger nun einmal haben, diese auch behalten soll-
ten. Das ist kein überzeugendes Argument. Die so 
etwas sagen, haben offenbar noch nicht berechnet, 
was uns diese Trägersysteme pro Jahr an Unter-
haltung, Wartung, Ersatzteilen usw. kosten. 

Über das Problem, ob die nukleare Komponente 
aus politischen Gründen erhalten werden muß oder 
nicht erhalten werden kann, ist hier schon so  oft dis-
kutiert worden, daß ich diese Frage nicht mehr be-
sonders zu vertiefen brauche. 

(Abg. Berkhan: Das hat Herr Scheel bei 
Herrn Schmidt getan!) 

— Ich sage ja, ich will das nicht besonders vertiefen, 
Herr Kollege Berkhan. 

(Weitere Zurufe von der SPD.) 

Ich möchte mich hier rein auf die militärisch-prak-
tische Seite beschränken, und dazu muß ich sagen, 
daß vom militärisch-praktischen Standpunkt aus in 
unserem Bereich die nukleare Komponente absolut 
sinnlos ist. Der Nahost-Konflikt, auch Vietnam, 
haben uns dies am besten bewiesen. Große Basen, 
meine Damen und Herren, sind in wenigen Minuten 
ausgeschaltet. Diese Waffen sind eben in der Tat, 
wenn Sie das genau überlegen, nur präventiv ein-
setzbar. Deshalb ist ja bei uns auch von militärischer 
Seite die Forderung erhoben worden, die Luftwaffe 
im Spannungsfall auf kleine Plätze zu dislozieren 
und dazu eben ein geeignetes Flugzeug für die 
70er Jahre zu konzipieren mit Senkrecht- oder Kurz-
starteigenschaften. Ich will jetzt lieber den Kurz-
starteigenschaften den Vorzug geben, weil das die 
letzte militärische Forderung ist. Das bedeutet aber 
auch — und das wissen die Herren, die sich hier 

 
besonders mit diesen Fragen beschäftigen —, daß 
der nukleare Einsatz für die Flugzeuge überhaupt 
nicht möglich ist; denn die Vereinigten Staaten sind 
absolut nicht bereit, mit ihren atomaren Spreng-
köpfen aus den Bunkern herauszugehen und dadurch 
diese außer Kontrolle zu lassen. Deshalb ist eben 
die Arbeitsteilung die beste Lösung, und deswegen 
müssen wir uns für die Zukunft eindeutig auf diese 
konventionelle Verteidigungsbereitschaft einstellen. 

Sie sehen allein schon daraus — es gibt noch eine 
ganze Reihe anderer Gründe —, daß das Beharren 
auf atomaren Trägerwaffen künftig völlig bedeu-
tungslos sein wird. Stellen wir doch deshalb jetzt 
schon die Weichen — niemand hindert uns ja 
daran —, gestalten wir die Bundeswehr so um und 
rüsten sie so aus, daß die Verteidigungsbereitschaft 
wirklich glaubhaft wird; denn glaubhafte Ab-
schreckung erreichen Sie nicht durch nukleare 
Rüstung, sondern vielmehr müssen wir — ich will 
nicht mehr auf die einzelnen Dinge kommen, sie 
wurden hier schon angesprochen — den Soldaten 
psychologisch rüsten, und dazu gehört, daß der 
Soldat seine Aufgabe und seinen Auftrag für sinn-
voll hält und auch eine Chance des Überlebens für 
sich, für seine Heimat und für sein Volk sieht. Das 
aber, meine Damen und Herren, schaffen Sie nur, 
wenn Sie mehr und mehr auf unsere Vorstellungen, 
auf die Vorstellungen der Freien Demokraten, ein-
gehen. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der 
Mitte: Das war eine Rede von „hohem" 

strategischem Gehalt!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte hier nur aus-
führen, daß sich die Fraktion der Sozialdemokrati-
schen Partei nicht von ihren Vorstellungen entfernt 
hat, wie es der Herr Kollege Jung meint, sondern 
wir sind von der Breite der Ausführungen durch Sie 
eben und zuvor durch die Breite der Ausführungen 
der „Mehrzweckwaffe" Ollesch ein klein wenig 
durch den Zeitverlust erschüttert worden. Wir ver-
treten die Auffassung, daß man da manches in den 
Diskussionen des Verteidigungsausschusses hätte 
behandeln und ausführen können. 

Nur ein paar Bemerkungen. Der vortragende 
Berichterstatter, der  Kollege Dr. Althammer, ist in 
seinen Ausführungen auf die Situation im For-
schungs- und Entwicklungstitel eingegangen. Herr 
Kollege Berkhan hat das ebenfalls gestreift. Viel-
leicht sind hier noch ein paar Hinweise notwendig, 
aber die Kürze der Zeit zwingt mich zur Beschrän-
kung. Wir hatten in diesem Hause ausführlich 
Gelegenheit, anläßlich der Debatte zur Lage der 
Luft- und Raumfahrtindustrie und anläßlich der 
Debatte zur Regierungserklärung im Verteidigungs-
bereich, dieses Thema anzusprechen. Es hat sich 
lediglich die Tatsache herausgestellt, daß nach den 
Beratungen des Verteidigungsausschusses der ur-
sprüngliche Ansatz des Bundesverteidigungsmini-
steriums im Titel 309 um 30 Millionen DM aufge- 
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Richter 
stockt wurde. Der Verteidigungsausschuß war nach 
ausführlichen Diskussionen der Auffassung, daß wir 
diesem Sektor Entwicklungspolitik besondere Auf-
merksamkeit widmen müßten. Wir waren der Auf-
fassung, daß der Verteidigungsminister diesen Ent-
wicklungsbereich auch in Zukunft sorgfältig, sorg-
fältiger als in der Vergangenheit, ansprechen muß. 
Die SPD-Fraktion vertritt die Auffassung, daß ge-
rade diese Grundlagenforschung auch in den kom-
menden Jahren weiter gefördert werden muß. 

Der Haushaltsausschuß hat die Mittel in der 
Größenordnung von 30 Millionen DM gesperrt. Wir 
werden uns dieser Sperrung zunächst nicht wider-
setzen. Ich vertrete nicht ganz die Auffassung, die 
Kollege Dr. Althammer hier vertreten hat, daß das 
ein wirksames Instrument sein könnte, die Luftfahrt-
industrie zu einer Fusion zu zwingen. Der Anteil 
dieser Industrie am gesamten Kap. 14 02 ist wesent-
lich größer. Es werden allein im Forschungsbereich 
jetzt rund 400 Millionen DM an die Luftfahrtindu-
strie fließen. Ich weise hier nur darauf hin, daß wir 
uns interfraktionell auf einen Antrag geeinigt 
haben, der diese Fusion in der Luftfahrtindustrie 
beschleunigen soll. Ich halte die Grundlagenfor-
schung für so wichtig, daß wir sie nicht durch Haus-
haltsmanipulationen in irgendeiner Form einschrän-
ken sollten. Der Haushaltsausschuß sollte bald dazu 
übergehen, diese Mittel zu entsperren, um der For-
schung wieder breiten Raum zu geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Damm. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe bisher die Vorstellung 
gehabt und habe sie auch noch, daß, wenn dieses 
Haus den Primat der Politik tatsächlich beanspru-
chen und zum Beispiel bei den Herren im Vertei-
digungsministerium tatsächlich Eindruck machen 
will, es dann auch mit Sachkenntnis zu den jeweili-
gen Themen reden muß und nicht so, wie es die 
Vertreter der FDP mit ihren Anträgen und den Be-
gründungen dazu gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der FDP.) 

Meine Damen und Herren, die beiden Anträge 
der FDP, insbesondere der Änderungsantrag Um-
druck 432, fordern in einer Reihe von Punkten 
schlicht eine Umverteilung von nahezu einer Milli-
arde DM im Verteidigungshaushalt und Streichun-
gen in den verschiedensten wichtigsten Titeln dieses 
Haushalts, ohne daß wir bisher eine durchschla-
gende Begründung dafür gehört haben. 

(Zurufe von der FDP: Da haben Sie 
nicht zugehört!) 

Im Gegenteil, der erste Redner hat gesagt: Ich kann 
mich bei meiner Begründung auf das stützen, was 
mein Kollege Genscher schon vor zwei Tagen ge-
sagt hat. 

(Abg. Mischnick: Ja, wenn Sie da nicht 
zugehört haben!) 

— Das habe ich dann eigens nachgelesen. Der Kol-
lege Genscher hat in diesem Beitrag vor zwei Tagen 
gesagt: Die Frage ist längst ausdiskutiert und 
braucht hier nicht mehr im einzelnen dargelegt zu 
werden. Eine andere Begründung ist von diesen 
beiden zu der Streichung, die in den Punkten 1 und 
2 des Antrags Umdruck 432 verlangt wird, nicht 
gegeben worden. 

Ich habe dann darauf gewartet, daß Herr Jung 
zu diesem Thema nun wirklich eine konkrete Be-
gründung vorlegen würde. Statt dessen hat er uns 
hier zum Beispiel den Eindruck erwecken wollen — 
so mußte das verstanden werden —, als ob die vier 
amerikanischen F-4-Staffeln abgezogen würden, um 
überhaupt erst eine Aufklärungslücke hier entstehen 
zu lassen. — Bitte, Herr Jung! 

Jung (FDP) : Herr Kollege Damm, haben Sie nicht 
verstanden, daß ich ausdrücklich gesagt habe, daß 
das einen peinlichen Beigeschmack hat, daß ich nicht 
den Eindruck erwecken wollte, als ob das von Re-
gierungsseite irgendwie bewußt gemacht würde? 

Damm (CDU/CSU) : Sie wissen genau, Herr Jung, 
daß es sich bei den F-4-Staffeln um Jagdbomber

-

staffeln handelt. Insofern kann es also gar nicht 
einen solchen peinlichen Beigeschmack haben. — 
Bitte ! 

Jung (FDP) : Herr Kollege Damm, ich glaube, hier 
sind Sie einer falschen Information aufgesessen. Bei 
den abgezogenen RF 4 D handelt es sich um Auf-
klärungsflugzeuge der amerikanischen Luftwaffe. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Jung, die Tatsache, daß 
Sie das einfach behaupten, macht die Sache selbst 
nicht richtiger. 

(Abg. Ollesch: Sie machen es genauso! Sie 
haben mit solchen Behauptungen angefangen, 

Herr Damm!) 

Wenn man so aus der Pistole geschossen, gewis-
sermaßen mit der linken Hand eine Milliarde im 
Verteidigungshaushalt umverteilen, streichen will, 
dann hätte man die Gelegenheit der Beratungen im 
Verteidigungsausschuß und der Anwesenheit der 
entsprechenden Fachleute nützen müssen, um dort 
einzelne Forderungen dieser Art vorzutragen und 
sich dort sagen zu lassen, welche Konsequenzen ent-
sprechende Beschlüsse gegebenenfalls haben wür-
den. Tatsache ist aber, daß im Verteidigungsaus-
schuß von Ihnen weder bei den Haushaltsberatun-
gen noch etwa bei der Präsentation der Luftwaffe 
diese Forderungen zu den entsprechenden Titeln 
gestellt worden sind. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Deswegen kann man hier nicht auftreten und mehr 
oder weniger die wichtigsten Punkte der Verteidi-
gungspolitik dieser Regierung mit einem Pauschal-
antrag dieser Art aus den Angeln heben zu können 
glauben und dann noch erwarten, ernst genommen 
zu werden. 

(Zurufe von der FDP.) 
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Damm 
Meine Damen und Herren, warum besteht tat-

sächlich eine Aufklärungslücke, und warum müssen 
wir die entsprechenden Anträge der FDP ablehnen? 
Es ist gar keine Frage, daß die neue Strategie der 
NATO verlangt, daß wir in viel stärkerem Maße in 
der Lage sein müssen, schon in Spannungszeiten 
und natürlich erst recht in wirklichen Kriegszeiten 
uns über das, was beim Gegner vorgeht, ein mög-
lichst lückenloses Bild zu verschaffen. Dazu brauchen 
wir dann logischerweise die entsprechenden Auf-
klärungsträger. 

Die jetzige F 104 — das weiß natürlich auch der 
Abgeordnete Jung — ist seinerzeit als Aufklärer 
u. a. auch deshalb angeschafft worden, weil man sie 
für die damals für notwendig gehaltene Aufklärung 
als ausreichend empfand, für eine Aufklärung, die 
im Rahmen der massiven Vergeltung eine Punkt-
aufklärung war, was mit der jetzigen F 104 durchaus 
geleistet werden kann. Was aber von der künftigen 
Aufklärung gefordert werden muß, schafft die der-
zeitige F 104 als Aufklärer leider nicht. Nun fordert 
aber die FDP nicht nur schlichtweg, daß der Ansatz 
von 100 Millionen DM in Kap. 1419 Tit. 965 ge-
strichen wird, um etwa die Aufklärungslücke zu 
schließen, sondern die FDP-Mitglieder des Verteidi-
gungsausschusses wissen auch, daß mit diesen 100 
Millionen DM Anlaufkosten gleichzeitig der Beginn 
der Schließung der Substanzlücke bei den F 104 
gemeint ist. Wenn ich also diese 100 Millionen DM 
streiche, würde ich damit verhindern, daß bei den 
F-104-Geschwadern überhaupt eine Lücke geschlos-
sen werden kann, weil die Schließung der Aufklä-
rungslücke und die Schließung der Bestandslücke, 
wie Sie wissen, Herr Jung, von der Luftwaffe als 
eine Einheit gesehen werden. Sie wollen aber, wie 
Sie hier dargelegt haben, gleichzeitig die Luftfahrt-
industrie stützen und stärken. Wenn Sie aber nicht 
bereit sind, z. B. die Bestandslücke bei der F 104 
zu schließen, schaden Sie, wie Sie genau wissen, 
damit der deutschen Luftfahrtindustrie empfindlich. 
Insoweit widersprechen sich Ihre Anträge und die 
wenigen Begründungen, die Sie dazu gegeben ha-
ben. — Wenn Sie eine Frage stellen wollen, bitte! 

Jung (FDP) : Herr Kollege Damm, können Sie 
Ihre letzte Behauptung begründen, nachdem Sie bis-
her nicht wissen, welches Nachfolgemuster über-
haupt eingeführt werden soll? 

Damm (CDU/CSU) : Das kann ich sehr gut be-
gründen, weil ich wie Sie bei der Darstellung der 
Probleme der Luftwaffe im Verteidigungsausschuß 
anwesend war. Ich muß mich dabei nur deswegen 
sehr allgemein fassen, weil, wie Sie genau wissen, 
diese Darstellung als nicht für die Öffentlichkeit be-
stimmt eingestuft worden ist. 

(Abg. Berkhan: Außerdem kennt doch jeder 
von uns die drei Alternativen! Auch Herr 

Jung kennt sie!) 

— Herr Jung, Sie wissen genau, daß die Luftwaffe 
uns  den Zeitpunkt genannt hat, zu dem sie ihre 
derzeitige Kapazität nicht mehr aufrechterhalten 
kann, wenn nicht ein entsprechender Nachfluß neuer 
nachgebauter Flugzeuge kommt. Das kann sowohl 

so geschehen, daß es sich um ein einziges Muster 
handelt, als auch auf die andere Weise, daß es sich 
um zwei verschiedene Muster handelt, wovon das 
eine Flugzeuge des jetzt vorhandenen Musters frei-
machen würde, so daß diese dann als Ersatz an an-
derer Stelle verwendet werden können. 

Das ist — ich sagte es ja vorhin — so eindeutig 
und so logisch dargelegt worden. Niemand von 
Ihnen hat im Verteidigungsausschuß dem wider-
sprochen. Das ist ja mein Vorwurf an Sie. Deswe-
gen kann ich eben auch nicht billigen, daß Sie 
hier sozusagen mit der linken Hand beantragen, 
daß diese Summen für diese entsprechenden Maß-
nahmen gestrichen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Lassen Sie mich noch (ein Letztes sagen, meine Da-
men und Herren. Die Verwirklichung der Anträge 
der FDP würde bedeuten, daß wir die deutsche 
Luftwaffe in ihrer Substanz träfen. Das aber hätte 
zur Folge, meine Damen und Herren, daß wir nicht 
nur ungeheure Fehlinvestitionen in den vergange-
nen Jahren gemacht hätten, weil nämlich— — 

(Oh!  bei der FDP.) 

— Vielleicht hören Sie einmal zu, damit Sie dann 
begreifen, was ich sagen will: weil nämlich nicht nur 
die Flugzeuge nicht mehr da wären, sondern auch 
die vorhandene Infrastruktur und all das, was an 
logistischen und Versorgungseinrichtungen geschaf-
fen worden ist, dann unnütz wäre. Das ist die mate-
rielle Seite der Sache. 

Viel wichtiger ist in meinen Augen aber die mili-
tärische oder — sagen wir besser — die sicherheits-
politische Angelegenheit der Sache. Worin besteht 
sie? Sie besteht darin, daß, wenn wir eine auch 
nur einigermaßen ausreichende Abschreckungska-
pazität konventioneller Art innerhalb der NATO 
erhalten wissen wollen, wir uns dann insbesondere 
die NATO-Fähigkeit zur Reaktion in der ersten 
Minute erhalten müssen. Sie ist allein durch die 
Lutfwaffe gewährleistet. Darum darf man um unse-
rer Sicherheit willen 'nicht einer Politik folgen, die 
die Substanz der deutschen Luftwaffe schmälern 
würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, da sich noch der Herr Abgeordnete 
Schultz gemeldet hat, unterbreche ich jetzt die Sit-
zung. Um den vorgesehenen Zeitplan einigermaßen 
einhalten zu können, müssen wir um 14.30 Uhr wie-
der beginnen. 

Ich unterbreche bis 14.30 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.17 Uhr 
bis 14.31 Uhr.) 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist wie-
der eröffnet. 

Wir fahren in der Beratung des Einzelplans 14 
fort. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schultz. 
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Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte nur noch einige Bemerkungen zu dem letzten 
Akt der Beratungen vor dem Essen machen. 

Zunächst möchte ich noch etwas zu Herrn Berkhan 
sagen. Herr Berkhan, ich habe inzwischen nach-
gesehen, was Sie am 6. Dezember bezüglich der Aus-
stattung der Marine mit nuklearen Trägerwaffen 
gesagt haben.  Sie sagten damals: 

Die Abdeckung der Nordflanke durch die NATO-
Luftwaffen scheint uns ausreichend zu sein, und 
eine Ausstattung der Marine mit solchen Waf-
fen könnte psychologisch-politisch höchst nach-
teilige Folgen haben. 

Ich finde, zwischen „schädlich" und „höchst nach-
teilig" ist kein großer Unterschied. 

Dann muß ich leider noch auf die Ausführungen 
des Kollegen Damm eingehen. Das kann ja nicht 
so im Raume stehen bleiben, Kollege Damm, wie Sie 
das hier dargelegt haben. Zunächst einmal scheint 
es mir sehr unverständlich zu sein, daß man auf der 
einen Seite aufgefordert wird, langatmige Wieder-
holungen schon geäußerter Standpunkte zu unterlas-
sen, um den Gang der Beratungen nicht aufzuhalten, 
daß Sie auf der anderen Seite aber  sagen,  was wir 
hier als Antrag vorgelegt hätten, sei überhaupt nicht 
begründet und sei dazu sachlich noch falsch. Das 
letzte können Sie ruhig sagen; das kann Ihre Mei-
nung sein, daß das sachlich falsch sei. Aber Sie 
können nicht sagen, das, was in dem Antrag gefor-
dert wird, sei nicht begründet worden. Das halte 
ich für ausgesprochen unfair, wenn wir uns bemüht 
haben, das Haus nicht in noch größere Zeitschwie-
rigkeiten zu bringen. 

Zweitens ist es einfach unwahr, daß das, was wir 
in dem Antrag auf rosa Papier zur zweiten Lesung 
fordern, von uns nicht vorher im Verteidigungs-
ausschuß und im Haushaltsausschuß beantragt wor-
den wäre; das haben Sie behauptet. 

(Zuruf von der FDP: Er war nicht da!) 

Dieselben Anträge zu den Kapiteln 14 19 und 14 15 
sind auch im Verteidigungsausschuß gestellt wor-
den; ein Antrag in einer etwas globaleren Form, der 
aber sachlich ,das gleiche enthielt, wurde im Haus-
haltsausschuß gestellt. In beiden Ausschüssen sind 
die Anträge abgelehnt worden. Dagegen ist gar 
nichts einzuwenden. Aber Sie können hier nicht 
behaupten, die  Anträge seien nicht gestellt worden, 
und wir hätten Sie mit völlig neuen Dingen über-
fahren. Diese Anträge müssen hier gestellt werden, 
um deutlich zu machen, wie wir uns 'die Verteidi-
gungskonzeption vorstellen und was wir anders 
wünschen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Sonst gehen Sie nachher wieder hin und sagen: Die 
haben ja immer nur geredet, aber Anträge haben 
sie keine gestellt. Dann haben Sie wieder ein Argu-
ment, um etwas schräg darzustellen. 

Zu der „Aufklärungslücke" möchte ich Ihnen fol-
gendes sagen. Ich erinnere mich noch an die Debatte 
über den Kauf des Starfighters. Seinerzeit ist sowohl 
hier im Plenum als auch im Verteidigungsausschuß 

dieses Flugzeug quasi als ein Dreizwecke-Flugzeug 
mit Aufklärungseigenschaften angepriesen worden. 
Ich habe das geglaubt, was uns da gesagt worden 
ist. Wenn uns nun gesagt wird, was für neue Lücken 
heute .entstehen, dann ist eben das,  was uns damals 
gesagt worden ist, nicht richtig gewesen. 

Sie, Herr Kollege Damm, sagten, diese Aufklä-
rungseigenschaft des Starfighters sei nur in einer 
ganz bestimmten Richtung notwendig gewesen. Da 
muß ich fragen: was ist das für eine Rüstungspla-
nung, 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

die Aufklärung nur in einem bestimmten Bereich 
betreiben will, wenn gleichzeitig 12 Heeresdivisio-
nen aufgestellt werden sollen? — Sie wollten eine 
Zwischenfrage stellen, bitte! 

(Abg. Damm: Nein, ich habe mich zu Wort 
gemeldet!) 

— Oh, Verzeihung, dann war hier eine falsche 
Lampe aufgeleuchtet. 

Das wollte ich zu Ihren unqualifizierten Angriffen 
und Äußerungen gegenüber der Opposition sagen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Damm. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es tut mir sehr leid, daß durch 
diese Kontroverse die Beratung aufgehalten wird. 
Aber ich muß hier für mich feststellen, daß ich mich 
als ein Mitberichterstatter zum Kap. 1419 nicht 
daran erinnern kann, daß Sie den Antrag gestellt 
hätten, die 100 Millionen DM Anlaufkosten zur 
Deckung der Aufklärungslücke zu streichen bzw. die 
200 Millionen DM in Kap. 14 19 Tit. 350 zu kürzen. 
Wir haben im Gegenteil miteinander einen Entschlie-
ßungsantrag angenommen — Herr Schultz, Sie ha-
ben dem auch zugestimmt —, daß das Ministerium 
aufgefordert werde, möglichst bald Erläuterungen 
eben zu dem Titel, der die 100 Millionen DM für 
die Schließung der Substanz- und Aufklärungslücke 
enthält, vorzulegen. 

Sie wollen eine Zwischenfrage stellen. 

(Abg. Schultz [Gau-Bischofsheim] : Nein, ich 
will mich melden!) 

Vizepräsident Schoettle: Wenn Sie so weiter-
machen, werden wir heute nacht wahrscheinlich 
noch nicht einmal den Einzelplan 14 verabschiedet 
haben. 

Damm (CDU/CSU) : Zum Schluß nur noch kurz 
dies. Die vorhin hier in einer Zwischenfrage aufge-
stellte Behauptung des Kollegen Jung, es handle 
sich bei den vier jetzt in die Rotation gehenden 
Phantom-Staffeln der Amerikaner um Aufklärer, 
ist auch nach den Erkundigungen, die ich noch ein-
mal eingezogen habe, unrichtig. Es handelt sich um 
Jabos, um sogenannte Strike-Flugzeuge. 

(Beifall in der Mitte.) 
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Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Herren! Zunächst darf 
ich sagen, es ist wahrscheinlich das Recht jedes Ab-
geordneten, das auch vom Präsidenten selbstver-
ständlich zugebilligt wird, falsche Behauptungen 
auszuräumen. Herr Kollege Damm, ich erinnere mich 
noch sehr genau, wie der Kollege Jung als Ihr Mit-
berichterstatter die Streichungsanträge gsetellt hat 
und sie abgelehnt worden sind. Natürlich haben wir 
dann hinterher dem gemeinsamen Entschließungs-
antrag zugestimmt. Das ist doch ganz selbstverständ-
lich! 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Schultz, es hat keinen 
Sinn, daß wir hier die Beratungen des Ausschusses 
wiederholen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich wäre froh, wenn das unterbleiben könnte. 

(Abg. Schultz [Gau-Bischofsheim] : Wir wie

-

derholen keine Beratungen, sondern wir 
wollen wissen, wer hier was gesagt hat. 
Ich lasse mir doch hier nicht den Schneid 

abkaufen!) 

— Nein, den Schneid haben Sie immer gehabt, und 
keiner will Ihnen hier den Schneid abkaufen. Aber 
meinen Sie nicht mit mir, daß es keinen Sinn hat, hier 
über diese Dinge zu sprechen, die  in  die Einzelheiten 
gehen? Wenn es z. B. in Ihrem Antrag in Punkt 1 
heißt, ein Ansatz — Erhaltung der Flugzeuge und 
Flugkörper — solle um 200 Millionen DM gekürzt 
werden, und Sie dann im letzten Ansatz 100 Mil-
lionen DM fordern, um neue Flugzeuge zu beschaf-
fen, frage ich Sie: Wie wollen Sie denn diese Flug-
zeuge erhalten, wenn Sie die Mittel für die Erhal-
tung kürzen? Wenn Sie neue Flugzeuge zuführen, 
müssen Sie auch neues Geld haben, um die Flug-
zeuge zu erhalten. Insofern, meine ich, Herr Schultz, 
ist das wirklich nicht gründlich überlegt. 

Ein anderes Beispiel. Wenn Sie hier in Punkt 6 
die Personalausgaben für das Zivilpersonal kürzen 
wollen, so klingt das wunderbar. Aber Ihnen wie 
mir sind ja Zahlen bekannt, die einen zu einem ganz 
anderen Schluß kommen lassen. Wenn man z. B. die 
produktiven Stunden, die direkten und indirekten 
Stunden Arbeit beim Gerät, zusammenzählt, so sind 
das bei Unteroffizieren 64,3, Ausfallzeiten 35,7; beim 
Zivilpersonal 86,3, Ausfallzeiten 13,7; bei Mann-
schaften 51,3, Ausfallzeiten 48,7. Wissen Sie, das 
klingt so wunderbar, insbesondere wenn das — — 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Berkhan (SPD) : Ja, selbstverständlich. 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Abgeord-
neter Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Kollege 
Berkhan, ist Ihnen eigentlich nicht klargeworden, 
daß ich gar nicht in eine Wiederberatung dieses An-
trages eintreten will, von dem ich weiß, daß er so-
wieso abgelehnt wird? Das ist ja hinreichend klar-
geworden. Hier ist es nur um eine Kontroverse 
zwischen Herrn Damm und mir über das gegangen, 
was in der Tat vorgefallen ist. 

Berkhan (SPD) : Ich will Ihnen nur klarmachen, 
wie es zu solchen Kontroversen kommt. Wer solche 
unausgegorenen Anträge vorlegt, muß sich nicht 
wundern, wenn es zu solchen Kontroversen kommt. 

(Sehr richtig! und Beifall bei den Regie

-

rungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Jung. 

Jung (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach der Richtigstellung von Herrn Damm 
möchte auch ich eine Richtigstellung bringen. Erstens 
ist dem Hohen Hause bekannt, daß ich am 6. Dezem-
ber hier gesagt habe, und zwar habe ich mich an den 
Herrn Minister gewandt, daß wir, die Freien Demo-
kraten, die im Haushalt erkennbaren hundert Mil-
lionen DM streichen werden. Diese meine Ausfüh-
rungen haben zu der bekannten Kontroverse am 
7. Dezember abends geführt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Streichen „möch

-ten"!  — Abg. Haase [Kassel] : Sie können 
einen Antrag stellen, aber Sie können nichts 

streichen!) 

— Nein, ich habe gesagt: Wir als Freie Demokraten 
werden — — Insofern ist es unverständlich, wie der 
Kollege Damm hier behaupten kann, wir hätten nicht 
— und zwar schon sehr früh — bekannt, daß wir 
nicht damit einverstanden sind und verlangen, diese 
Lücke bei der Aufklärung zu schließen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich verlängere dadurch nur die Debatte. Ich emp-
fehle Ihnen, das Protokoll des 6. und 7. Dezember 
nachzulesen. 

(Zuruf: Das haben wir getan! — Weitere 
Zurufe.) 

— Dann werden Sie mir zustimmen, Herr Kollege 
Berkhan, daß das richtig ist. 

Zweitens wundert es mich, Herr Kollege Damm, 
daß Sie eben sagen, das seien keine Aufklärer, 
nachdem ich ausgerechnet gerade von einer dieser 
Einheiten, die in die Ration gingen, eingeladen 
wurde, diese Aufklärerversion zu besichtigen. 

(Abg. Dr. Wörner: Ich bin mitgeflogen! 
Es waren Jagdbomber!) 

— Herr Kollege Wörner, ich bin eingeladen worden, 
diese Aufklärerversion zu besichtigen, und deswegen 
habe ich diese meine Bemerkung gemacht. Wir 
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Jung 
brauchen das hier nicht zu vertiefen, wir können 
das nämlich exakt feststellen. 

Drittens, Herr Kollege Berkhan, die Streichung 
in Tit. 350 — diese 200 Millionen DM — bezieht 
sich ausschließlich auf Dinge, die mit dem Strike-
Auftrag zu tun haben. Ich glaube, ich habe das hin-
reichend und deutlich genug hier gesagt, so daß 
also kein Zweifel bestehen konnte. Ich habe gesagt, 
daß das konsequenterweise die Fortsetzung der 
Politik der FDP in bezug auf die Frage der nuklearen 
Komponente ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Bundesverteidigungsminister. 

(Abg. Windelen: Jetzt wollen wir die Sache 
mal klarstellen, Herr Minister!) 

Dr. Schröder, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde 
nicht mehr viel beitragen zu der Diskussion, die 
vorausgegangen ist und die wohl abgeschlossen ist. 
Es könnte reizvoll sein. Die vorangegangene Aus-
sprache macht es mir etwas schwerer, 'so anzufan-
gen, wie ich anfangen wollte, daß ich eigentlich die 
Fraktion der Freien Demokraten doch noch einmal 
bitten wollte, sich zu überlegen, ob sie unbedingt 
gegen diesen Haushalt stimmen muß oder stimmen 
will. Ich habe — belehrt durch einen meiner Mit-
arbeiter — gesehen, daß Sie das im vergangenen 
Jahr getan haben. Aber, meine Damen und Herren, 
es ist natürlich Ihr Recht und liegt in Ihrer freien 
Entscheidung. Ich kann vielleicht sagen, daß es 
meinem Herz etwas weh tut; denn, solange ich in 
diesem Hohen Hause stehe, werde ich mich immer 
dafür einsetzen, daß sowohl auswärtige Politik als 
auch Verteidigungs- und Sicherheitspolitik, die ein 
Ausschnitt aus der auswärtigen Politik sind, auf 
einer breiten, möglichst übereinstimmenden Basis 
behandelt werden und wir praktisch nur mitein-
ander ringen um die beste Lösung dieser Aufgaben. 
Ich glaube, daß ich darüber ja grundsätzlich auch 
mit den Freien Demokraten übereinstimme. 

Mich führt der Wunsch hierher, ein paar Bemer-
kungen zu machen, die erste Bemerkung an die 
Adresse des Herrn Abgeordneten Schultz, der etwas 
über gerechte Personalführung gesagt hat. Er hat 
völlig recht, da stimme ich mit ihm ganz überein, 
daß wir unter allen Umständen die Verpflichtung 
haben, das Äußerste dazu beizutragen, daß in einem 
so großen Personalkörper wie der Bundeswehr — 
das ist der größte Personalkörper, über den der 
Bund verfügt, wenn ich einmal so sagen darf — 
das Gefühl vorhanden ist, daß die Personalführung 
recht ist. Das ist sehr wichtig, und jede Art von 
Diskretion muß dabei gewahrt werden. Ich möchte 
den Abgeordneten Schultz ausdrücklich bitten — 
er hat gesagt, daß er in einer bestimmten Sache 
Roß und Reiter nicht nennen kann, was ich ver-
stehe —, zu überlegen, ob wir nicht doch in Unter-
haltungen miteinander die Möglichkeit finden, klar-
zustellen, daß wir tatsächlich, jedenfalls im Grund-
sätzlichen, zu dem kommen, was auch er als gerechte 
Personalführung akzeptieren würde. Soweit Punkt 1. 

Punkt 2 ist die Frage der 4. Laufbahn. Das geht 
an ein paar Sprecher der Fraktionen. Ich bin immer 
noch nicht so ganz sicher, wie es hier in diesem 
Hohen Hause in dieser Frage aussieht. Ich gucke 
ein bißchen nach links, und ich habe gehört, dort 
seien die Meinungen vielleicht geteilt; ich weiß 
nicht, wie das ist. Ich möchte nur eins sagen: ich 
werde das tun, und zwar in den allernächsten Tagen, 
was ich sozusagen ererbt habe — nicht von meinen 
Vätern, aber von meinen Vorgängern oder eher 
von meinem derzeit letzten Vorgänger —, nämlich 
dem Kabinett eine Vorlage hinsichtlich dieser be-
rühmten 4. Laufbahn machen. Wir werden sehen, 
was das Hohe Haus tun kann und tun wird, um 
das Kabinett ein bißchen zu animieren, die Gesichts-
punkte zugrunde zu legen, die das Hohe Haus hier 
zugrunde gelegt zu sehen wünscht. Ich würde jeden-
falls für jede Unterstützung dieser Art dankbar 
sein. 

Punkt 3 ist folgender: Sprecher aus den verschie-
denen Fraktionen haben die Kommission, die unter 
dem Vorsitz des Kollegen Adorno steht, ich darf 
einmal sagen, sehr gelobt. Von dieser Kommission 
versprechen wir uns in der Tat eine ganze Menge. 
Ich hoffe, daß wir in absehbarer Zeit von ihr Vor-
schläge bekommen, die tatsächlich sowohl auf der 
Ebene der Bundesregierung als auch hier Zustim-
mung und Unterstützung finden werden. Daß das 
Problem schwierig ist, weiß jeder. 

Hier ist des längeren darüber gesprochen worden, 
was nun richtig sei: sechs Wochen vor einem Wahl-
kampf mit bestimmten Vorträgen Schluß zu machen 
oder vier Wochen oder 12 Wochen vorher oder 
wann immer. Was die letzte Veranstaltung in Stutt-
gart angeht, so möchte ich sagen: das ist nur die 
Fortsetzung einer Sache gewesen, die dort bereits 
seit längerer Zeit betrieben worden ist. Das ist 
also, glaube ich, ungeachtet der Einigung über 
solche Fristen kaum zu beanstanden. 

Herr Kollege Berkhan hat von den Kriegsdienst-
verweigerern gesprochen. Vor ihm hat es schon 
ein anderer Sprecher getan. Ich bin ihm dankbar 
dafür, daß er mir die Gelegenheit gibt, folgende An-
merkung zu machen: Wir haben — eine Zahl, die 
vielleicht dem einen oder anderen, aber sicherlich 
nicht allen bekannt ist — aus rund 4 Millionen 
Gemusterten rund 39 000 Kriegsdienstverweigerer, 
also weniger als 1 %, und das ist ein Satz, mit dem 
wir irgendwie fertig werden müssen und fertig wer-
den können. Wir haben in diesem Jahr etwas zu 
verzeichnen, was der Kollege Schultz schon ange-
sprochen hat. Während wir sonst nur rund 400 ein-
gezogen hatten, die sich auf ihr Recht zur Kriegs-
dienstverweigerung beriefen, sind es diesmal, ein 
bißchen konzentriert, 800 gewesen. 800 sind noch 
keine erschreckende Zahl. Aber trotzdem werde ich 
den Anregungen, die hier gegeben worden sind, 
gerne Folge leisten und eins ganz klarstellen: so 
hoch wir das Recht der Kriegsdienstverweigerer 
einschätzen — es hat leidenschaftliche Debatten in 
diesem Hohen Hause gegeben — und sosehr wir 
wollen, daß es respektiert wird, so sind wir doch 
dagegen, daß irgendein Verband irgendeine Art von 
Mißbrauch betreibt. Das werden wir unter gar 
keinen Umständen zulassen. 
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Bundesminister Dr. Schröder 

Es ist gefragt worden, wie es eigentlich mit den 
Anteilen von Marine und Luftwaffe bei der Fusion 
von Heer und Territorialverteidigung sei. Der Herr 
Generalinspekteur hat angekündigt, daß er diese 
Sachen im Ausschuß für Verteidigung darlegen 
werde. Das wird in absehbarer Zeit geschehen. 

Einer der Sprecher — ich habe leider hier auf dem 
Zettel vor mir nicht stehen, wer es gewesen ist — 
hat  gesagt: Daß man in der nächsten Woche im Ver-
teidigungsrat über den Rüstungsplan sprechen 
wolle — wie das bekanntgeworden ist, weiß ich 
nicht; aber es ist offenbar bekannt —, das finde er 
nicht richtig; über den Rüstungsplan hätte vorher im 
Ausschuß für Verteidigung gesprochen werden sol-
len. Meine Damen und Herren, Sie werden sich nicht 
wundern, wenn ich hier ein bißchen anderer Mei-
nung bin. Daß das im Ausschuß für Verteidigung 
besprochen werden muß, ist sicher; aber es ist bes-
ser, es wird besprochen, nachdem sich der Verteidi-
gungsrat und anschließend das Kabinett darüber 
verständigt haben, als daß nur mehr oder weniger 
doch ins Blaue hinein gesprochen wird. Und dieses 
schöne Buch, das ich gerade vorgezeigt habe — 
Herr  Kollege Berkhan, der rote Strich würde mich 
nicht hindern, mit Ihnen ein bißchen mehr in die 
Details davon zu gehen —, gehört für mich zu den 
hoffnungsvollen Dokumenten, 

Und nun erlauben Sie mir, daß ich aus meinem 
Herzen keine Mördergrube mache. Ich habe die Hoff-
nung, daß es in der nächsten Woche gelingen wird — 
bekanntlich wird der Bundestag dann nicht hier sein, 
aber der Verteidigungsrat wird hoffentlich in großer 
Geschlossenheit amtieren können —, uns darauf 
zu verständigen. Dann werden wir sehen, daß wir 
alle übrigen Züge so schnell wie nur möglich tun. 

Meine Damen und Herren, der Verteidigungs-
minister muß eine Sorge haben — die ich für das 
letzte Jahr Gott sei Dank hinter mich gebracht 
habe —; das ist die, unter allen Umständen dafür 
zu sorgen, daß das Geld, mit dessen Zusage er hier 
letztlich nach Hause gehen kann, tatsächlich frist-
gemäß ausgegeben wird. Das kann er natürlich nur 
dann, wenn die Unterlagen, anhand deren es ausge-
geben werden soll, abgestempelt sind. Deswegen — 
Herr  Kollege Berkhan, Sie sehen mich gerade an, 
und deswegen geht das alles an Ihre Adresse — ein 
kleiner Hinweis an die entsprechenden Kabinetts-
mitglieder: Je schneller wir einen Stempel, sage ich 
jetzt einmal, ohne unfreundlich sein zu wollen, un-
ter diesen Rüstungsplan bekommen und je eifriger 
alle Kabinettsmitglieder dabei sein werden, desto 
schneller und sicherer wird es gehen, die Sache auch 
im Verteidigungsausschuß zu erörtern. 

Mein letzter Punkt ist das Weißbuch. Ich habe 
hier schon ein- oder zweimal ausgeführt, daß wir 
dabei ein sehr gutes Vorbild haben, daß wir auch 
eine Kommission eingesetzt haben — was Sie viel-
leicht nicht wissen —, die sich seit längerem damit 
beschäftigen soll. Aber, ob es wirklich gelingen 
wird, den Haushalt für 1969 — von dem 69er spreche 
ich jetzt — hier vor dem Hohen Hause auf der Basis 
eines Weißbuchs oder begleitet von einem Weiß-
buch vorzutragen, das weiß ich nicht. Das ist bei uns 
ein gutes Stück schwieriger als in anderen Ländern, 

und wenn Sie etwas dazu tun können, uns zu helfen, 
wird das nur gut und richtig sein und begrüßt wer-
den. 

Mein letzter Punkt ist folgender: Meine Damen 
und Herren, Sie werden durchaus erwarten, daß der 
Verteidigungsminister genauso wie Sie die ein-
schlägige Literatur zu sich nimmt. Da ist das Thema 
der Rüstungsverminderung in Europa. Ich habe ge-
lesen, daß auf dem Parteitag einer großen Partei, 
der kürzlich stattgefunden hat, unter anderem aus-
geführt worden ist, man müsse dafür sorgen, daß 
endlich die Verteidigungspolitik betrieben werde, 
die zu unserer Außenpolitik insgesamt passe. Ob 
das dort wirklich ausgeführt worden ist und was 
darauf erwidert worden ist, weiß ich nicht. Ich jeden-
falls glaube, daß bei uns Außenpolitik und Vertei-
digungspolitik Arm in Arm, oder meinetwegen 
Hand in Hand, oder wie Sie wollen, gehen; min-
destens müssen wir dazu beitragen. 

(Zuruf: „Schulter an Schulter!") 

Vizepräsident Schoettle: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

(Bundesminister Dr. Schröder: Bitte schön!) 

Berkhan (SPD) : Herr Minister, darf ich Sie fra-
gen, ob Sie bereit sind, wenn ich Ihnen ein Proto-
koll des Parteitages zuschicke, es entgegenzu-
nehmen? 

Dr. Schröder, Bundesminister der Verteidigung: 
Dafür bin ich Ihnen dankbar. Ich werde es sowieso 
bekommen; aber das Exemplar, das Sie mir schicken, 
werde ich meiner eigenen Bibliothek einverleiben 
können und dürfen. Wenn Sie dann noch so nett 
sein wollen, diese Stelle zu markieren, Herr Kollege 
Berkhan, von der ich gerade sprach, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

wäre Ihre Liebenswürdigkeit natürlich hundertpro-
zentig. 

Zum Schluß wollte ich Sie gerne noch einmal her-
ausstellen, und zwar wegen einer Bemerkung, die Sie 
nach meiner Erinnerung in dieser Debatte gemacht 
haben. Sie haben gesagt: Wenn wir im Rahmen 
größerer, übergreifender Pläne über Rüstungsver-
minderung in Europa sprechen, dann denken wir 
immer nur an gleichzeitige und gleichgewichtige 
Dinge. Das muß man in der Tat wissen und ständig 
parat haben, wenn über eine solche Sache gespro-
chen wird. Daß Sie das hier getan haben, verdient, 
wie ich glaube, eine dankbare Anmerkung. 

Meine Damen und Herren, der Verteidigungs-
minister hat Anlaß, allen, die sich an dieser Debatte 
beteiligt haben, herzlich zu danken. Ich habe die 
Hoffnung, daß Sie, bevor Sie sich hier verabschieden, 
vor allem dafür sorgen, daß wir in den nächsten 
Wochen jenen Schritt weiterkommen, den Sie selbst 
als so wünschenswert hier dargestellt haben. Inso-
fern sehe ich den nächsten Wochen hoffnungsvoll 
entgegen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Schoettle: Damit ist' die Aus-
sprache geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über den 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Um-
druck 432. Alle Anträge sind begründet. Über die 
Entschließungsanträge wird in der dritten Beratung 
abgestimmt. 

Wir stimmen also über den Änderungsantrag 
Umdruck 432 ab. Wer stimmt ihm zu? — Danke. 
Die Gegenprobe! — Das letztere ist die große Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nun über den Einzelplan 14 in der 
Fassung des Ausschusses ab. Wer dem Einzelplan 14 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Danke. Die Gegenprobe! — Der Einzelplan 14 
ist gegen die Stimmen der FDP angenommen. 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 15 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 
— Drucksache V/2715 

—Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Tamblé 

Dazu liegen keine Anträge vor. Wortmeldungen 
liegen ebenso nicht vor. 

(Abg. Dr. Tamblé: Ich gebe eine Erklärung 
zum Einzelplan 15 zu Protokoll!) *) 

— Eine Erklärung des Herrn Berichterstatters wird 
dem Protokoll beigefügt. 

(Beifall.) 

Wir stimmen über den Einzelplan 15 ab. Ich bitte 
um ein Handzeichen von denen, die zustimmen. 
— Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
Enthaltungen der Fraktion der FDP ist der Einzel-
plan 15 verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 19 

Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache V/2716 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Tamblé 

Wortmeldungen dazu liegen nicht vor. Ebenso 
keine Anträge. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Einzel-
plan 19 zustimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Danke. Die Gegenprobe !— Enthaltungen? — Der 
Einzelplan ist einstimmig verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 20 

Bundesrechnungshof 
— Drucksache V/2717 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Abelein 

Auch hier liegen keine Wortmeldungen und keine 
Anträge vor. 

*) Siehe Anlage 5 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt dem 
Einzelplan 20 zu? — Danke. Die Gegenprobe! ---
Enthaltungen? — Der Einzelplan 20 ist einstimmig 
verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
— Drucksache V/2718 

Berichterstatter: Abgeordneter Gewandt 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag auf Um-
druck 413*) vor. Das Wort wird nicht gewünscht — — 
Herr  Abgeordneter Gewandt! Ich kann jetzt keine 
unhöflichen Fragen stellen, Herr Kollege. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Uns liegen zwei 
Anträge vor, deren Begründung wir nicht kennen, 
für deren Ablehnung ich mich aussprechen möchte. 

Einmal beantragt die Fraktion der Freien Demo-
kratischen Partei die Erweiterung der Entwicklungs-
hilfe auf den Bereich des Sportes. Wir sind der Mei-
nung, daß die Bandbreite unserer Entwicklungshilfe 
heute so groß ist, daß sie alle wichtigen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Bereiche erfaßt. 
Wir können es unseren Steuerzahlern gegenüber 
schwer vertreten, wenn wir nun auch sportliche 
Aktivitäten in den Entwicklungsländern mit Steuer-
geldern finanzieren wollen. 

Der zweite Antrag zielt darauf ab, einen Sperr-
vermerk bei der Kapitalhilfe anzubringen. Wir 
möchten auch diesen Antrag ablehnen, weil bekannt-
lich die Kapitalhilfe im außerordentlichen Haushalt 
geführt wird und damit ohnehin gesperrt ist. Das 
heißt: eine Ausgabe ist nur mit Zustimmung des 
Herrn Bundesministers der Finanzen möglich. 

Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß der Titel 
Kapitalhilfe lediglich der Erfüllung eingegangener 
Verpflichtungen dient und daß wir keinerlei Spiel-
raum haben. Wir sind also nicht in der Lage, diesem 
Antrag zu folgen. Wir bitten um Ablehnung beider 
Anträge. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Kubitza hat das Wort. 

Kubitza (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Antwort auf die 
Große Anfrage der FDP zur Sportpolitik — über die 
Rolle, die die Bundesregierung dem Sport im Rah-
men der Entwicklungshilfe zuzuweisen gedenkt —
— hat gezeigt, daß man dieser Frage recht verständ-
nislos gegenübersteht. Herr Kollege Gewandt, ich 
hätte Ihnen empfohlen, wenigstens meine kurzen 
Ausführungen in der damaligen Sportdebatte nach-
zulesen — anscheinend waren Sie da nicht im Ple-
num —, um in etwa beurteilen zu können, ob auch 
wir bei unserer Entwicklungshilfe den Sport nicht so 

*) Siehe Anlage 6 
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Kubitza 
einbeziehen können, wie es z. B. das amerikanische 
Peace Corps tut. 

Die Verständnislosigkeit hat sich z. B. darin 
geäußert, daß in dieser Antwort der Sport der tech-
nischen Hilfe zugeordnet worden ist. Der Sport ist 
aber der Bildungshilfe im Rahmen der Entwicklungs-
hilfe zuzuordnen. Der Sport ist ein Bildungsfaktor 
eigener Art, der Verhaltensweisen einübt, die dann 
auch den Verhaltensweisen entsprechen, die in der 
Wirtschaft notwendig sind. 

Ich möchte Ihnen, Herr Gewandt, noch einmal 
klarmachen, worum es geht. Ich hatte damals aus-
geführt, daß die Erfahrungen der Deutschen Sport-
hochschule zeigen, daß einige Unterrichtskurse, z. B. 
in Südamerika, mit einem bis zwei deutschen Sport-
pädagogen 3000 bis 4000 Lehrer erfaßten und sich 
damit auf Hunderttausende von Schülern auswirk-
ten. Die Kosten hierfür betrugen nur ein Zehntel 
von dem, was z. B. die Entsendung von guten Fuß-
ballmannschaften kostet, haben aber eine weitaus 
größere Wirkung auf die Erziehungsbemühungen 
dieser Völker. 

(Zuruf von der SPD: Und der Zuschauer?) 

Ich nehme an, daß der Herr Minister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit diesen Antrag begrüßt, 
weil er ihm Gelegenheit gibt, sich mit dieser Auf-
gabe vertrauter zu machen, und ihn veranlaßt, diese 
Aufgabe an sich zu ziehen, die meines Wissens bis 
jetzt in geringem Umfange vom Auswärtigen Amt 
bearbeitet wird. 

Um Ihnen, Herr Minister, die Arbeit zu erleich-
tern, schlage ich vor, daß wir diesen Antrag dem 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit über-
weisen und dort die Gelegenheit wahrnehmen, uns 
mit deutschen sachkundigen Persönlichkeiten aus-
einanderzusetzen, damit wir das, was auf deutscher 
Seite erarbeitet worden ist, auch für unsere Arbeit 
nutzbar machen können. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Verehrter Herr Kol-
lege, wissen Sie, daß sich die Bundesrepublik auf 
diesem Sektor schon einmal versucht hat? Wir haben 
nämlich versucht, einem Lande, das kaum das Früh-
stück hat, das Segelfliegen beizubringen. Wissen Sie, 
welche Resonanz diese Versuche beim deutschen 
Steuerbürger gefunden haben? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Kubitza (FDP) : Herr Kollege Haase, ich würde 
eher sagen — und das kann ich Ihnen beweisen —, 
daß hier mit einem Minimum an finanziellen Mitteln 
eine optimale Wirkung zu erzielen ist. Deshalb for-
dere ich ja eine detaillierte Planung, damit eben 
solche Mißgriffe nicht mehr vorkommen. Selbstver-
ständlich muß hier differenziert werden, und dazu 
ist eben der Ausschuß aufgerufen. Der Ausschuß 
müßte also entsprechende Vorarbeit für das Ministe-
rium leisten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Kubitza, 
Sie haben gesagt, daß die Bundesregierung diesem 
Anliegen mit verhältnismäßig großer Verständnis-
losigkeit gegenüberstehe. Ich muß das zurückwei-
sen. Wir haben durchaus dafür Verständnis, aber 
wir verfügen nicht über die notwendigen Mittel, um 
alle Probleme lösen zu können. Solange auf der 
Welt in jedem Jahr 25 Millionen Menschen verhun-
gern, ist das — und ich bitte um Verständnis dafür, 
daß ich das sage — keine vordringliche Frage. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich kann den Tempera-
mentsausbruch des Herrn Bundesministers durchaus 
verstehen. Nur frage ich mich, ob der Einsatz sport-
licher Mittel nicht immer noch sinnvoller ist als die 
Abkommandierung einer Bundeswehrkapelle zu 
dem Zweck, uns mit anderen Tönen auf diesem Kon-
tinent sichtbar zu machen. 

(Abg. Köppler: Warum so musikfeindlich?) 

Ich meine, die Wertung, die Sie, Herr Minister, in 
wenigen Worten vorgenommen haben, geht völlig 
an der Sache unseres Antrags vorbei. Lassen Sie 
mich das genauso deutlich sagen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte ein Wort 
zu dem Antrag auf Umdruck 431 sagen. Der Kollege 
Gewandt hat schon gesagt, daß Sie ihn ablehnen 
werden. Ich bedauere das außerordentlich, Herr Kol-
lege Gewandt, denn wenn wir uns einmal die Stel-
lungnahme der Bundesregierung ansehen, müssen 
wir feststellen, daß Ihnen der  Parlamentarische 
Staatssekretär Jahn in der Fragestunde etwas völlig 
anderes empfohlen hat. Er hat nämlich in der Frage-
stunde auf die Frage meines Freundes Genscher 
erklärt, daß die Bundesregierung beabsichtige, dem-
nächst ein Regierungsabkommen über ein Kapital-
hilfeprojekt Yougnan II und über ein Demonstra-
tionsobjekt für Milchviehhaltung abzuschließen. 
Herr Jahn hat dann weiter  ausgeführt: 

Bei einem ungünstigen Ausgang der Berufungs-
verhandlungen in Südkorea würde sich die 
Bundesregierung allerdings veranlaßt sehen, 
ihre Entscheidung über die Freigabe von Mit-
teln im Rahmen dieser Entwicklungshilfevor-
haben noch einmal zu überprüfen. 

Ich verstehe also gar nicht, was man dann noch 
gegen den Antrag, den wir hier gestellt haben, sei-
tens der Koalitionsfraktionen vortragen kann. Das, 
was wir hier beantragen, ist eindeutig zur Unter-
stützung der Bundesregierung gedacht, damit auch 
nach außen sichtbar wird, ,daß sich die Bundesrepu- 
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Dorn 
blik Deutschland von der südkoreanischen Regie-
rung in Zukunft nicht mehr so behandeln läßt, wie 
das !in den letzten Monaten permanent geschehen 
ist. 

Meine Damen und Herren, ich meine, es würde 
dem Hause .gut anstehen, wenn diese Sperrung erst 
einmal im Haushalt ausgewiesen würde, damit deut-
lich wird, daß das Haus die Position der Regierung 
für zukünftige Verhandlungen eindeutig unterstüt-
zen wird. Denn in der Sache  der  Behandlung ,der 
entführten Südkoreaner hat es doch hier keinerlei 
unterschiedliche Auffassung gegeben, weder mit der 
Bundesregierung noch zwischen uns. Unterschied-
liche Auffassungen hat es nur in der Frage der Be-
wertung gegeben, nämlich in  der  Frage, ob inzwi-
schen alle Maßnahmen, die wir uns gewünscht 
haben, von der Bundesregierung ergriffen worden 
s ind. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Dorn (FDP) : Bitte schön! 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Kollege Dorn, 
sind Sie sich darüber im klaren, daß die Maßnah-
men unserer Entwicklungshilfe nicht immer auf die 
Verhaltensweisen jeder augenblicklich im Amt be-
findlichen Regierung angelegt sind, sondern daß 
es sich glücklicherweise fast immer um Maßnahmen 
handelt, die sehr langfristig, auf Jahrzehnte hinaus, 
angelegt sind und dem Lande als Ganzem helfen 
sollen, und sind Sie sich darüber im klaren, daß man 
bei Unterbrechung solcher langfristig angelegten 
Maßnahmen — ohne wirklich ganz, ganz ernsten 
Grund — viel Schaden anrichtet? Man darf nicht 
wegen jeder Angelegenheit, über die man sich bei 
der Entwicklungshilfe, die eine Sache ist, die  in  die 
Zukunft weist und ,die wirtschaftliche Struktur an-
derer Länder beeinflussen soll, ärgert, eine Unter-
brechung eintreten lassen. 

(Zuruf von  der  FDP: Fragezeichen!) 

Dorn (FDP) : Sehr geehrter Herr Kollege Kahn-
Ackermann, ich bin Ihnen dankbar für diese Frage. 
Aber ich muß Ihnen sagen: wenn die Bedrohung 
von Menschen, die aus der Bundesrepublik entführt 
worden sind, und die Verschärfung der Anträge der 
Staatsanwaltschaft im Berufungsverfahren keine 
ernste Angelegenheit sind, so frage ich Sie:  Was 
ist dann noch ernst zu behandeln? Es geht darum, 
eventuell Menschenleben retten zu können. Deshalb 
sollten wir hier diesen Sperrvermerk anbringen, der 
nach unserer Auffassung nicht nur politisch, sondern 
auch im Interesse der Menschen, die aus unserem 
Lande verbracht worden sind, dringend erforderlich 
ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, es 
wäre außerordentlich mißlich, wenn wir die Ent-
wicklungspolitik wieder unter ein tagespolitisches 
Motto stellten. Wir sind doch bisher der Meinung ge-
wesen, es handelt sich hier um langfristige Entwick-
lungen, die wir zu fördern haben. Aber einmal ganz 
davon abgesehen: Es handelt sich hier um einen 
Haushaltsantrag, der eine Sperre vorsieht. Diese 
Sperre ist im außerordentlichen Haushalt ohnehin 
gegeben. Wie ich erklärt habe, kann im außerordent-
lichen Haushalt nur disponiert werden, wenn der 
Finanzminister zustimmt. 

Im übrigen, verehrter Kollege Dorn, wenn die 
Bundesregierung in der einen oder anderen Ent-
scheidung zu einer Revision ihrer Haltung käme, 
dann würde der Rahmen, der hier zur Verfügung 
steht, auch kaum ausreichen, um den Verpflichtun-
gen nachzukommen, die wir eingegangen sind. 

(Zuruf: Eine Frage!) 

— Ja, bitte! 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Gewandt, sind Sie 
denn nicht der Meinung, daß zwischen unserem An- 
trag — der Anbringung einer Sperre im Haushalt — 
und der Zustimmung des Ministers ohne Zustim-
mung des Parlaments auch ein erheblicher verfas-
sungspolitischer Unterschied ist? 

Gewandt (CDU/CSU) : Ja, aber ein sachlicher 
nicht. 

(Abg. Dorn: Aber selbstverständlich doch!) 

Im übrigen bleibt es ja unbenommen, diese Frage 
in den Ausschüssen zu erörtern. 

Aber lassen Sie mich noch zum Sport etwas sagen. 
Ich glaube, es wird uns ja niemand unterstellen 
wollen, wir würden den Faktor Sport für die Bil-
dung und Entwicklung der Menschen hier in unse-
rem Lande oder außerhalb der Landesgrenzen ver-
kennen. Es ist doch nur die Frage, ob wir ange-
sichts der dringenden Bedürfnisse in den Entwick-
lungsländern gerade sportliche Aktivitäten fördern 
sollen. 

Im übrigen möchte ich eines hier ganz klar fest-
stellen. Alle Aktivitäten in einem Entwicklungsland, 
die aus eigenen Mitteln, d. h. ohne harte Währung 
geleistet werden können, die sollen wir auch den 
Entwicklungsländern überlassen, damit sie diese 
aus eigener Kraft lösen. Ich glaube, es ist nicht 
richtig, für derartige Maßnahmen harte Währung 
zur Verfügung zu stellen. Das wäre nach meiner 
Auffassung unökonomisch. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Kubitza! 

Kubitza (FDP) : Herr Kollege Gewandt, wissen 
Sie nicht, daß wir bereits seit Jahren Programme 
laufen haben und daß hiermit nichts Neues angefan-
gen wird, sondern daß es nur darum geht, wie das 
Beispiel Ghana mit den Segelflugzeugen zeigt, daß 
wir hier eine wirklich sachgerechte Planung vor-
nehmen und diese Maßnahmen nicht verkleckern? 
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Gewandt (CDU/CSU): Ich glaube, es ist wirk-
lich unmöglich, diese Sparte noch in die Förderung 
aufzunehmen. 

Ferner möchte ich feststellen: Man sollte sich nicht 
immer an den Staat wenden. Man sollte gelegent-
lich auch einmal prüfen, was private Organisatio-
nen leisten können. Es ist beispielsweise bekannt, 
daß der Deutsche Sportbund in Südamerika Athleten 
und ihre Trainer ausbildet. Das ist eine Haltung, die 
wir befürworten. Aber die Mittel des Staates und 
des Steuerzahlers müssen nach meiner Auffassung 
so rationell wie möglich eingesetzt werden, und 
zwar dort, wo die größte Not ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Deshalb meine ich, wir sollten den Sport nicht in die 
Entwicklungshilfe einbeziehen. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zuerst noch ein Wort 
zum Sport. Ich teile die Auffassung des Kollegen 
Dorn, daß es besser wäre, etwas für den Sport zu 
tun, anstatt Militärkapellen in Entwicklungsländer 
zu schicken. Ich stelle fest, daß zu der Zeit, als das 
geschehen ist, ich nicht der Minister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit gewesen bin. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Nun zu dem sehr ernsten Problem Korea. Die Bun-
desregierung hat wiederholt die Gelegenheit wahr-
genommen, in diesem Hohen Hause zu erklären, daß 
von ihr alle möglichen Wege gegangen werden, um 
den betroffenen Menschen zu helfen. Es entspricht 
nicht den Tatsachen, daß von der Staatsanwaltschaft 
verschärfte Anträge gegen Menschen gestellt worden 
sind, die vorher in der Bundesrepublik gelebt haben. 
Ich spreche nicht von anderen, sondern nur von den-
jenigen, die vorher in der Bundesrepublik gelebt 
haben. Das entspricht nicht den Tatsachen. 

Zweitens wird die Bundesrepublik Deutschland — 
und das scheint mir eine ganz entscheidende Frage 
zu sein — das Abkommen über Kapitalhilfe für das 
Wärmekraftwerk — und das ist mit den 70 Mil-
lionen DM hier gemeint — vor dem 13. April, d. h. 
vor dem Tag, an dem die Urteile verkündet werden, 
in keinem Fall unterzeichnen. Die koreanische Regie-
rung ist darüber unterrichtet. Was dann zu ge-
schehen hat, werden wir zu sehen haben. 

Im übrigen gehe ich von der Voraussetzung aus, 
daß wir die beteiligten Ausschüsse laufend über die 
Situation informieren werden. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Minister? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Bitte. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Bundesminister, wären Sie 
bereit, die Aussage, die Sie soeben gemacht haben, 
daß in der Berufungsverhandlung gegen aus der 
Bundesrepublik Entführte in Korea die Anträge 
nicht verschärft worden  sind,  einmal mit dem Aus-
wärtigen Amt abzustimmen, das uns in der vergan-
genen Woche im Auftrage der Bundesregierung die 
entgegengesetzte Auffassung vorgetragen hat? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Diese Information, die ich Ihnen 
soeben gegeben habe, verehrter Herr Kollege Dorn, 
stammt aus dem Auswärtigen Amt. Ich hoffe nicht, 
daß hier ein Mißverständnis vorliegt. Aber ich werde 
mich selbstverständlich sofort um eine Aufklärung 
bemühen. 

Wir werden also den Vertrag über dieses aus 
einer Vielzahl von Gründen wichtige Projekt in kei-
nem Fall vor dem 13. April unterzeichnen. Wir wer-
den dann zu prüfen haben, was gegebenenfalls zu 
geschehen hat. 

Sie sprechen hier in dem Antrag von 70 Millionen 
DM, Herr Kollege Dorn. Hier muß in aller Deutlich-
keit gesagt werden: Auch für den Fall, daß das Ab-
kommen unterzeichnet würde, würden im Jahre 1968 
nur 8 Millionen DM zur Debatte stehen. Falls wir die-
ses Projekt aus irgendwelchen Gründen nicht durch-
führen sollten, müßte das Geld selbstverständlich für 
andere Projekte zur Verfügung stehen, die die Bun-
desregierung bereits vor vielen Jahren zugesagt hat. 
Deshalb wäre ich sehr dankbar, wenn der Antrag 
abgelehnt würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren 
Wortmeldungen. Wir kommen zur Abstimmung, zu-
nächst über den Antrag auf Umdruck 431. Wer 
stimmt diesem Antrag zu? — Danke. Die Gegen-
probe bitte! — Enthaltungen? — Gegen die Stim-
men der FDP ist dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über Einzelplan 
23. Ich bitte um ein Handzeichen von denjenigen, 
die zustimmen wollen. — Danke. Die Gegenprobe! 
—Enthaltungen? — Der Einzelplan 23 ist gegen 
die Stimmen der FDP angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich muß noch einmal 
auf den Einzelplan 15 zurückkommen. Es ist über-
sehen worden, daß in diesem Zusammenhang ein 
Entschließungsantrag zum Haushaltsgesetz 1967 zu 
erledigen war. Der Ausschuß für Gesundheitswesen 
beantragt, den Entschließungsantrag auf Umdruck 
274, der vom 13. Juni 1967 stammt, unverändert an-
zunehmen. Ich bitte um ein Handzeichen von den-
jenigen, die dem Ausschußantrag zustimmen wollen. 
— Ich kann nicht genau sehen, wer sich an dieser Ab-
stimmung beteiligt. Vielleicht können wir darüber 
ein Einverständnis erzielen. Wer stimmt dem Aus-
schußantrag zu? — Danke. Die Gegenprobe! — Das 
erste war die. Mehrheit; der Antrag ist angenommen. 
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Wir kommen zum Einzelplan 24: 

Einzelplan 24 

Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 
— Drucksachen V/2719, zu V/2719 

Berichterstatter: Abgeordneter Windelen 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag auf Um-
druck 412*) vor, über den in der dritten Beratung 
abgestimmt wird. Soll dieser Antrag, wie es bisher 
üblich war, begründet werden? — Das Wort hat der 
Abgeordnete Graaff. 

Graaff (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf in der gebotenen Kürze den Ent-
schließungsantrag auf Umdruck 412 begründen. 

Am Schluß der letzten Legislaturperiode hat der 
damalige Bundesschatzminister angekündigt — und 
er ist damals von dem Kollegen Häussler aus der 
CDU-Fraktion unterstützt worden —, daß die Priva-
tisierung von bundeseigenen Unternehmen zu Be-
ginn der neuen Wahlperiode beschleunigt fortge-
setzt werde. Wir haben durchaus Verständnis da-
für, daß dieses Thema bei der Entwicklung der wirt-
schaftlichen Lage zunächst nicht sehr aktuell gewe-
sen ist. Wir befürchten aber andererseits, daß es 
seine Aktualität wieder unmittelbar vor den Bun-
destagswahlen bekommen könnte. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir möchten deshalb unsererseits schon heute die 
Anregung geben, erneut zu prüfen, inwieweit Mög-
lichkeiten weiterer Privatisierung für die nächste 
Zukunft gegeben sind. 

Wir möchten dabei zunächst einmal das Problem 
der VEBA untersucht haben, von der man noch im 
vorigen Bundestag annehmen konnte und mußte, 
daß der Bund an ihr eine 51%ige Beteiligung halten 
wolle. Inzwischen hat sich herausgestellt, daß diese 
Beteiligung nur noch 40% beträgt, so daß sie jetzt 
natürlich ohne weiteren Verlust für den Bund auch 
auf die Sperrminorität von 26% zurückgeführt wer-
den könnte. 

Der zweite Antrag beschäftigt sich mit dem Pro-
blem der VIAG, des Unternehmens, das im wesent-
lichen die deutsche Aluminiumproduktion repräsen-
tiert, und wir sind der Meinung, daß unser Antrag 
aus der vorigen Legislaturperiode nunmehr behan-
delt werden könnte. 

Der letzte Punkt unseres Antrags bezieht sich auf 
die Salzgitter AG und hier nur auf den Teil der 
Salzgitter AG, der nicht unmittelbar Betriebszwecken 
dient. Sie werden vielleicht wissen, daß die Salz-
gitter AG aus alter Vorzeit riesige Grundvermögen 
im Salzgitter-Raum verwaltet, die mit dem Betriebs-
zweck nicht unmittelbar zusammenhängen, und es 
scheint uns empfehlenswert zu sein, den Versuch 
zu unternehmen, auch über den Verkauf dieser indu-
striell nicht genutzten Grundstücke die Stärkung der 
Finanzstruktur dieses Unternehmens zu ermög-
lichen. 

*) Siehe Anlage 7 

Meine Damen und Herren! Wir haben Ver-
ständnis dafür, daß der Herr Bundesschatzminister 
zu diesem Zeitpunkt und vor diesem Hohen Hause 
seine eigenen Pläne nicht darlegen kann, wenn er 
nicht unnützen und vorzeitigen Spekulationen in der 
Öffentlichkeit über weitere Privatisierungspläne 
Raum geben möchte. Wir möchten deshalb heute 
und hier schon vorsorglich beantragen, unseren Ent-
schließungsantrag dem Ausschuß für den wirtschaft-
lichen Besitz des Bundes zu überweisen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Schmücker. 

Schmücker, Bundesschatzminister: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich folge der An-
regung und möchte Ihnen empfehlen, im Ausschuß 
eine weitere Beratung dieses Antrages vorzuneh-
men; denn es ist mir kaum möglich, hier im Plenum 
alle Einzelheiten, die vorher besprochen werden 
müssen, zu diskutieren. 

Darf ich ein paar Anmerkungen machen, damit 
nicht unnötige oder falsche Hoffnungen von diesem 
Antrag ausgehen. Ich bin der Meinung, daß die 
VIAG zum geeigneten Zeitpunkt privatisiert werden 
sollte. Aber gegenwärtig ist die Marktlage auf den 
Gebieten, auf denen die VIAG tätig ist, doch so 
schwierig, daß man es nicht ohne Sicherungen wa-
gen kann, die Bürger für Volksaktien für die VIAG 
zu gewinnen. Man muß noch einige, und zwar er-
hebliche Fragen vorher klären. Sie werden in den 
nächsten Tagen eine Drucksache bekommen, in der 
die Aufstockung des Kapitals bei der VIAG vor-
geschlagen wird. Es ist ausdrücklich bei dieser 
Aufstockung Vorsorge getroffen, bei einer Privati-
sierung einen vollen Rückgriff auf das gesamte Ka-
pital vornehmen zu können, eben um die Privatisie-
rung vornehmen zu können. 

Was nun die VEBA angeht, meine Damen und 
Herren, wäre es gefährlich, wenn wir heute dem 
Markt die Bestände über die Sperrminorität hinaus 
anbieten würden. Es wäre gefährlich für die Inhaber 
von VEBA-Aktien, denn sie würden dann erhebliche 
Kursverluste erleiden. Auch hier ist ein langfristiger 
Plan notwendig. Aber ich verschließe mich keines-
wegs dem Anliegen, das hier vorgetragen wird, wo-
bei natürlich diskutiert werden muß, ob bei einer 
späteren Kapitalerhöhung der VEBA der Bund im 
Besitz der Sperrminorität bleiben soll — ja oder 
nein. 

Zum letzten Punkt aber noch eine — Herr Graaff, 
darf ich es so sagen — Klarstellung oder Richtig-
stellung. Man könnte aus dem Punkt 3 Ihres An-
trages entnehmen, daß saumselig in der Veräuße-
rung von Nebenbetrieben verfahren sei, die Salz-
gitter nicht unbedingt benötigt. Ich glaube, es wäre 
unzweckmäßig, diese Nebenbetriebe und Liegen-
schaften ohne Rücksicht auf die zu erzielenden Er-
löse anzubieten. Der Bundesschatzminister ist nicht 
dazu da, das Vermögen des Bundes zu verschleu-
dern. Er muß dafür sorgen, daß das alles in einem ver-
nünftigen Markt geschieht. Leider muß ich Ihnen sa- 
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gen, daß die Nachfrage nicht so groß ist, um die 
Liegenschaften und die Nebenbetriebe in dem Aus-
maß zu veräußern, wie Sie das offenbar gerne wol-
len. Immerhin sind schon landwirtschaftliche Grund-
stücke bis zur Größenordnung von 2500 ha ver-
äußert, und weitere fünf Nebenbetriebe sind eben-
falls aus dem Zusammenhang von Salzgitter gelöst 
und andere wirtschaftliche Unternehmen verkauft 
worden. Daraus geht hervor, daß Ihr Anliegen 
durchaus von mir gesehen wird. Ich möchte auch 
hier schon erklären, daß ich mich nicht nur bereit 
erkläre, sondern auch willens bin, diese Politik fort-
zusetzen. Ich würde Ihnen aber empfehlen, wegen 
der vielen kaufmännischen und unternehmerischen 
Dinge, die dabei angesprochen werden, die Aus-
sprache darüber im Ausschuß fortzusetzen. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Junghans. 

Junghans (SPD) : Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich hätte nicht das Wort genommen, 
wenn es sich hier nicht um ein Grundsatzproblem 
über den wirtschaftlichen Besitz des Bundes han-
delte. Hier wird von der FDP wieder der Versuch 
gemacht, den wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
als eine Art Stiefkind der Bundesregierung hinzu-
stellen, als eine Art illegitimes Kind der Markt-
wirtschaft. So ist es nicht. Wir haben in der Ver-
gangenheit ja immer wieder auch von unserer 
Seite aus beklagt: Wie soll der Bund seinen struk-
turellen Aufgaben in den Regionen, wo er Be-
sitz hat — Saargebiet, Salzgitter, Kiel, Berlin, Am-
berg, um nur einige Orte zu nennen —, gerecht 
werden, wenn ihm die Mittel dadurch genommen 
werden, daß die guten Unternehmen herausge-
brochen werden? Das, was nachher skelettiert 
übrigbleibt, sind dann die strukturgefährdeten 
Unternehmen. Dagegen möchten wir uns von un-
serer Seite aus entschieden wehren. 

Eine Aufgabe, die durch die Privatisierungsde-
batte der letzten Jahre leider unterblieben ist, ist 
die gewesen, das industrielle Bundesvermögen neu 
zu ordnen. Ich hatte mir vorgestellt, daß der Bei-
trag der FDP zu diesem Problem anders ausgesehen 
hätte. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Peters? 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Kollege, sind 
Sie der Meinung, daß der Bund in Salzgitter land-
wirtschaftliche Betriebe von mehreren tausend Hek-
tar, Hühnerfarmen, Kaufhäuser 

(Zwischenruf von der FDP: Gemüseläden!) 

und weitere gewerbliche Unternehmen unterhalten 
sollte? 

Junghans (SPD) : Herr Kollege Peters, Sie wis-
sen, daß ich aus Salzgitter bin. Sie müssen mir erst 
einmal zeigen, wo der Bund ein Kaufhaus in Salz-
gitter besitzt. 

(Zuruf von der FDP: Steht draußen nicht 
dran!) 

— Es steht draußen nicht dran, aber die gehören 
Hertie und anderen Unternehmen. 

Zweitens — der Bundesschatzminister hat es hier 
schon ausgeführt — gibt es auch einige kaufmän-
nische Gesichtspunkte, die der Bund hierbei zu 
beachten hat. Es kann ja nicht darauf hinauslaufen, 
das alles, was der Bund verkauft, möglichst billig 
ist, damit Spekulanten zum Zuge kommen, die 
hier am Werke sind, auch von Ihrer Seite; ich kann 
Ihnen da einige Namen nennen. Weiter muß der 
Bund auch darauf achten, daß der Kommune und In-
dustriebetrieben, die dort ansiedeln wollen, günstig 
Grund und Boden zur Verfügung gestellt werden 
kann. Das ist ein Problem. Dieser Aufgabe kann 
sich der Bund gerade im Zonenrandgebiet nicht 
entziehen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Peters zu einer Zwischenfrage. 

Peters (FDP) : Herr Junghans, stimmen Sie mit 
mir überein, daß der Bund, als wir vor vier Jahren 
im Haushaltsausschuß einen Beschluß darüber faß-
ten und die Bundesregierung aufforderten, den 
Landbesitz abzustoßen, wesentlich mehr Geld erlöst 
hätte, als wenn er heute verkauft? 

Junghans (SPD) : Ach, Herr Peters, alle Auf-
lagen des Haushaltsausschusses von damals sind 
erfüllt worden. Auch das darf ich feststellen. Es geht 
hier um zusätzliche Verkäufe, die einige wünschen, 
und zwar mit dem Zweck, eigene Spekulationsge-
schäfte zu Lasten des Bundes vornehmen zu können. 

Meine Damen und Herren, ich wollte mich hier 
nur zu der Grundsatzfrage äußern und möchte hier 
erklären, daß wir nicht bereit sind, den Bundesbesitz, 
bevor er neu geordnet ist, skelettieren zu lassen, so 
daß der Bund nachher strukturell überhaupt nichts 
mehr damit anfangen kann. Der Bund darf sich nicht 
in den strukturschwachen Gebieten außer Obligo 
setzen und den Versuch machen, die Verantwortung 
anderen zuzuschieben. Dazu gehört auch die Frage 
der Privatisierung. 

Noch ein Wort zum Antrag überhaupt. Liebe Kol-
legen, das Wort „Reprivatisierung" ist völlig falsch. 
Diese Unternehmen waren nämlich noch nie privat. 
Auch das ist eine ideologische Nuance, die von Ihrer 
Seite immer hineinkommt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Windelen. 

Windelen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ein kurzes Wort zum Antrag 
auf Umdruck 412. Wir teilen die Auffassung der 
SPD, daß der Antrag noch nicht beschlußreif ist, da 
die Frage einer weiteren Privatisierung noch gründ-
lich geprüft werden muß. Wir sind allerdings der 
Meinung, daß die Motivierung des Kollegen Jung-
hans — daß mit den Bundesunternehmen Interven-
tionspolitik getrieben werden soll —, 

(Abg. Junghans: Strukturpolitik!) 
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nicht ohne weiteres übernommen werden kann. In-
soweit möchte ich mich von ihm distanzieren. 

Bezüglich der Ziffer 3 des Antrages — Veräuße-
rung weiterer Nebenbetriebe — sind wir im Ziel 
der Meinung der Antragsteller. Wir sind aber auch 
hier der Auffassung, daß die Einzelheiten zunächst 
geprüft werden müssen. 

Wir möchten deswegen darum bitten, den Antrag 
dem zuständigen Ausschuß zu überweisen. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Bundesschatzminister. 

Schmücker, Bundesschatzminister: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich lege Wert 
darauf, klarzustellen, daß es nicht nichtig ist, daß 
der Salzgitter-Konzern Kaufhäuser und ähnliches in 
größeren Mengen in Reserve hielte und nicht bereit 
sei, sie zu veräußern. Wir sind bereit, zu verkaufen 
und zu veräußern, aber wir sind nicht bereit zu ver-
schleudern. Das muß ich ganz deutlich sagen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie müssen natürlich das Angebot einigermaßen 
mit der Marktnachfrage in Übereinstimmung halten. 
Wir haben bisher landwirtschaftliche Grundstücke 
in der Größenordnung von 2500 ha verkauft. Borsig 
wurde an die DIAG in Berlin verkauft. Die Privati-
sierung der Versorgungsbetriebe ist durchgeführt 
worden; sie hat 3,15 Millionen DM erbracht. Die 
Aral-Aktien sind verkauft worden. Weiterhin wurde 
die Rückerstattung der Kalkwerke Regensburg und 
der Verkauf der Ruhrgas-Aktien durchgeführt. 
Außerhalb der Liegenschaften macht das einen Ge-
samterlös von  70 Millionen DM aus. Zum Verkauf 
stehen die Konservenfabrik und weiterer landwirt-
schaftlicher und forstwirtschaftlicher Besitz — zum 
Verkauf, nicht zur Verschleuderung! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Es liegen keine 
weiteren Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
des Ausschusses, den Einzelplan 24 in der Fassung 
anzunehmen, die sich aus den Ausschußberatungen 
ergeben hat. Wer stimmt diesem Antrag zu? — Ich 
bitte um ein Zeichen. — Die Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei Enthaltungen der Fraktion der 
FDP ist der Einzelplan 24 angenommen worden. 

Über das Schicksal des Entschließungsantrags wird 
in der dritten Beratung entschieden. 

Ich rufe als Einzelplan auf: 

Einzelplan 27 

Geschäftsbereich des Bundesministers für ge-
samtdeutsche Fragen 
— Drucksache V/2722 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Hermsdorf 

Dazu liegen keine Anträge vor. Wird das Wort 
gewünscht? Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
des Ausschusses, den Einzelplan 27 in der Form 
anzunehmen, die sich aus den Arbeiten des Aus-
schusses ergeben hat. Wer stimmt diesem Antrag 
zu? — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
Enthaltungen der Fraktion der FDP ist der Einzel-
plan 27 verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 28 

Geschäftsbereich des Bundesministers für An-
gelegenheiten des Bundesrates und der Län-
der 
— Drucksache V/2723 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Emde 

Anträge dazu liegen nicht vor, Wortmeldungen 
ebenfalls nicht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt dem 
Einzelplan 28 in der vorliegenden Form zu? Ich bitte 
um ein Zeichen. — Die Ggenprobe! — Das erste war 
die Mehrheit. Gegen die Stimmen der FDP ist der 
Einzelplan 28 angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 33 

Versorgung 
— Drucksache V/2727 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Hörmann 
(Freiburg) 

Dazu liegen keine Anträge vor. Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Wir stimmen ab. Wer stimmt dem Einzelplan 33 
zu? Ich bitte um ein Zeichen. — Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einzelplan 33 ist einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 08 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen 
— Drucksache V/2708 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Jürgensen 

Die Aussprache ist eröffnet. Das Wort hat die 
Frau Abgeordnete Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Die Auskünfte, die wir von dem 
Herrn Bundesfinanzminister zu verschiedenen 
Gelegenheiten insbesondere zu der zahlenmäßigen 
Auswirkung der Umsatzsteuerreform bekommen 
haben, stimmen nicht. Mindestens stimmen sie 
untereinander nicht überein, und der aufmerksame 
Beobachter ist ein bißchen neugierig, wann und wo 
sich die Unstimmigkeiten herausstellen werden. 

Tatsache ist, Herr Bundesfinanzminister, daß Sie 
in der zweiten und dritten Lesung des Umsatz-
steuergesetzes mindestens viermal beteuert haben, 
daß das Mehrwertsteuergesetz „nicht etwa ein 



8836 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 167. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. April 1968 

Frau Funcke 
Haushaltssicherungsgesetz unter der Tarnung einer 
Steuerreform" sei; „dann würde die ganze Steuer-
reform ihren Sinn verlieren". 

Tatsache ist, daß wiederholt auch von dem Herrn 
Staatssekretär Grund beteuert wurde, daß die neue 
Steuer nicht mehr bringen würde als die alte Steuer 
einschließlich Beförderungsteuer erbracht haben 
würde. Tatsache ist, daß noch in ddr dritten Lesung 
vom Herrn Bundesfinanzminister diesem Hause 
gegenüber ganz deutlich mitgeteilt wurde, daß es 
nun gar keine Reserven in dem Umsatzsteuergesetz 
mehr gebe, nachdem durch die Verbesserung bei 
den Altwarenvorräten die eingearbeitete dreiviertel 
Milliarde Reserve ausgeglichen sei. 

Meine Herren und Damen, wir wissen alle, daß 
diese Beteuerung des Herrn Finanzministers, daß 
nämlich die Umsatzsteuer keine Reservekasse für 
Haushaltslücken sei, schon einen Monat nach Ver-
kündung des Gesetzes über Bord geworfen wurde. 
Denn derselbe Finanzminister hat ja dem Kabinett 
und dem hier aus dem Urlaub herbeialarmierten 
Bundestag den Vorschlag gemacht, den Satz ab 
1. Juli 1968, d. h. ein halbes Jahr nach dem Inkraft-
tren, um 1 % anzuheben und damit eine echte 
Mehreinnahme zu erreichen. Diese Mehreinnahme 
sollte bekanntlich 1,1 Milliarden DM ausmachen zum 
Ausgleich des Haushaltes 1968. 

Nun stellt sich heraus, und deswegen komme ich 
bei der Haushaltsberatung darauf, daß bei den Ein-
nahme-Ansätzen aus der Umsatzsteuer und der Ein-
fuhrumsatzsteuer ein wesentlich höherer Betrag 
angesetzt ist, als nach allen früheren Berechnungen 
herauskommen dürfte. Das heißt also, daß für den 
Verbraucher der Übergang auf die Mehrwertsteuer 
zu einer doppelten Steuerbelastung führt, und zwar 
einmal zu der offenen Steuererhöhung jetzt ab 
1. Juli und zweitens zu jener geheimen Steuer-
erhöhung, die bereits bei einem Steuersatz von 
10% entgegen den uns gegebenen Beteuerungen 
erwächst. Lassen Sie mich dies durch eine pauschale 
Berechnung nachweisen. Dabei bin ich überzeugt, 
auch diejenigen, die die Beratung nicht in allen 
Einzelheiten verfolgt haben, werden diese Berech-
nung mit vollziehen können, denn es geht um jene 
Pauschalsummen, die in den öffentlichen Diskussio-
nen, die wir alle um die Steuer gehabt haben, immer 
wieder vorgekommen sind. 

Meine Herren und Damen, die Steuereinnahmen 
1967, d. h. im abgeschlossenen Jahr bei der alten 
kumulierten Umsatzsteuer einschließlich Umsatzaus-
gleichsteuer und einschließlich Beförderungsteuer, 
die wir ja alle dazunehmen müssen, betrugen 25,5 
Milliarden DM. Nun rechnet die Bundesregierung 
— das hat sie uns ja deutlich gesagt — mit einem 
Wirtschaftswachstum 1968 von 4,5%. Da es sich 
bei der Umsatzsteuer um eine Proportionalsteuer 
handelt, kann also auch das Steuermehraufkommen 
aus einem Wirtschaftswachstum sich nur auf 4,5 % 
belaufen. Das bedeutet 1,1 Milliarden DM mehr. 
Außerdem sollte die Erhöhung von 10 auf 11 % 
ebenfalls 1,1 Milliarden DM mehr bringen. Das 
heißt also, gemessen an dem Aufkommen von 
1967 in Höhe von 25,5 Milliarden DM müßte nach 
diesen Berechnungen und nach dem, was die Bundes

-

regierung dazu gesagt hat, ein Aufkommen von 
27,7 Milliarden DM zu erwarten sein. Hiervon sind 
dann allerdings abzuziehen jener einmalige Ausfall, 
der sich aus der Altwarenvorräteentlastung ergibt. 
Dieser einmalige Ausfall beziffert sich auf 2 Mil-
liarden DM; er ist in seiner Höhe doppelt nachweis-
bar für diejenigen, die das Ganze ein bißchen mit 
verfolgt haben. Die Altwarenvorräteentlastung war 
mit 4,8 Milliarden DM beziffert. Davon wurden 
1,3 Milliarden DM aufgefangen durch den Über-
gang von der Soll- zur Ist-Besteuerung und 1,2 Mil-
liarden durch die Umstellung von der ursprünglichen 
Form der Investitionsbehandlung zu der  Form nach 
dem neuen Gesetz mit der 8°/oigen Investitions-
steuer. Es bleiben dann noch über 2 Milliarden DM. 
Das ist auch in  der Rede des Herrn Bundesfinanz-
ministers bei der zweiten Lesung deutlich geworden. 
Er hat gesagt: Es sind 0,6 Milliarden, die wir 
zusätzlich aufbringen müssen nach Abzug aller 
Vergünstigungen auf der anderen Seite und wofür 
wir „Opfer bringen" müssen, weil das ein „produk-
tiver Aufall" ist. In der dritten Lesung sind noch 
einmal 0,7 Milliarden DM hinzugekommen und in 
der „vierten Lesung", also im September, noch 
einmal 0,7 Milliarden DM. Das macht zusammen 
2 Milliarden DM. Von dem theoretischen Aufkom-
men von 27,7 Milliarden DM mußten also 2 Milliar-
den DM als einmaliger Ausfall abgezogen werden. 
Das Aufkommen müßte 25,7 Milliarden DM betragen, 
wenn alle Berechnungen früher gestimmt haben. Die 
Bundesregierung legt uns aber jetzt einen Entwurf 
vor, bei dem mit 27,3 Milliarden DM gerechnet wird. 
Das sind 1,6 Milliarden DM mehr gegenüber allen 
früheren Berechnungen. 

Diese Berechnungen kann ich noch aus der Vor-
schau auf 1969 unterstreichen. Effektives Aufkom-
men im Jahre 1967: 25,5 Milliarden DM. Wenn wir 
auf 1969 fortschreiben, so ergibt sich zweimal eine 
Wachstumsrate um 4 1/2%, also ungefähr 2,3 Milliar-
den DM mehr. Außerdem kommt hinzu die Erhö-
hung von 10 auf 11%. Nach den Berechnungen der 
Bundesregierung macht das für ein Jahr 2,4 Milliar-
den DM aus. Zusammengerechnet müßte sich dem-
nach für 1969 ergeben 25,5 (1967) zuzüglich 2,3 Mil-
liarden Wachstum und 2,4 Milliarden Steuersatz-
erhöhung; das sind 30,5 Milliarden DM.  Die  Bundes-
regierung rechnet aber mit 33 Milliarden DM, also 
mit 2,5 Milliarden DM mehr, und das alles, ohne 
daß neue Tatsachen und effektive Zahlen bekannt 
sind. Denn die Regierung kann — das hat sie im 
Ausschuß deutlich gesagt — für ihre neuerlichen 
Berechnungen des Aufkommens der Umsatzsteuer 
nicht konkrete Erkenntnisse aus dem Aufkommen 
der ersten drei Monate 1968 gewonnen haben. Was 
im Januar aufkam, war ja noch alte Rechnung, und 
das Aufkommen von Februar und März ist völlig 
unbrauchbar für eine auch nur einigermaßen reprä-
sentative Fortschreibung, weil der Übergang von 
der Ist- zur Soll-Besteuerung mehr bringt und gleich-
zeitig die Entlastung der Altvorräte das Aufkom-
men mindert. Es kann sich also nur um Berechnun-
gen auf der Grundlage der gleichen früheren Zah-
len handeln. 

Dieses Zahlenspiel hat drei Richtpunkte. Da sind 
zunächst einmal die Berechnungen, die uns im 
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Finanzausschuß und im Plenum über die Errechnung 
des Steuersatzes von 10 % von der Regierung gege-
ben worden sind. Der zweite Richtpunkt ist das 
erwartete Wirtschaftswachstum, das die Regierung 
mit  4,5% angibt. Und der ,dritte Richtpunkt ist die 
ausgewiesene Steuererwartung. 

Nach dieser Berechnung nun die  Frage an Sie, 
Herr Minister: Entweder sind Ihre Ansätze falsch, 
nämlich um 1,6 Milliarden DM zu hoch. Dann ist 
das eine sehr gefährliche und fragwürdige Sache, 
denn dann würde unser Haushalt nicht ausgeglichen 
sein. Dann hätten Sie den Haushalt nur optisch zum 
Ausgleich gebracht, ohne daß hinter diesen Zahlen 
eine wirkliche Realität steht. Wir würden dann 
einen optisch ausgeglichenen Haushalt, aber am 
Ende des Jahres ein Defizit haben. Oder aber diese 
Haushaltsansätze stimmen. Dann kann aber ent-
weder das nicht stimmen, was Sie als Wirtschafts-
wachstum angegeben haben oder aber ,die Umsatz-
steuerreform war doch eine Reservekasse des Bun-
des. Beides wäre sehr bedenklich. Die  Regierung 
spricht von einem Wachstum von 4,5%, nach diem 
Haushaltsansatz aber müßte das Wachstum min-
destens mit 11% erwartet werden. Meine Herren 
und Damen, da fragen wir allerdings, ob hier bereits 
eine Inflationsquote eingerechnet worden ist. Oder 
aber — und das ist das Wahrscheinlichste — die 
Zahlen, die  uns bei der Beratung des Umsatzsteuer-
gesetzes gegeben wurden, waren nicht exakt — um 
es nicht schärfer zu formulieren. Wir haben guten 
Grund, zu vermuten, daß uns falsche Zahlen bei der 
Errechnung des 10 %igen Satzes gegeben worden 
sind. Denn es liegt noch undementiert gedruckt vor 
uns die Rede des Herrn Wirtschaftsministers bei 
der Eröffung der Frankfurter Messe im vergange-
nen Frühjahr, in der er sagte: Die Finanzsorgen, 
die die Regierung jetzt hat, werden erleichtert beim 
Übergang auf die Mehrwertsteuer. Das kann doch 
nach Adam Riese nichts anderes heißen, als daß 
bereits damals — und das war noch vor der zweiten 
und dritten Lesung, als uns der Herr Finanzmini-
ster sagte: „Es .gibt keine Reserven mehr in  diesem 
Gesetz" — der Finanzminister von diesen Reserven 
in aller Öffentlichkeit gesprochen hat. 

Dies scheint uns sehr bedenklich zu sein. Denn 
worauf sollen wir in diesem Hause noch glaub-
würdig Entscheidungen gründen, wenn die Zahlen, 
die uns von den Sachverständigen in den Mini-
sterien auf Grund aller ihrer Unterlagen gegeben 
werden, einer Nachprüfung selbst des eigenen Hau-
ses nicht mehr standhalten! 

Ich meine, wir alle, die wir in diesem Hause be-
sonders intensiv an der Mehrwertsteuer gearbeitet 
haben, haben ein Stück unserer parlamentari-
schen Glaubwürdigkeit an dieses Gesetz gebunden, 
und wir können es einfach nicht hinnehmen, daß 
man uns ein halbes Jahr später die Grundlagen 
unserer Entscheidungen durch eine andere Berech-
nung des Ministeriums in Frage stellt. Denn wir, 
meine Herren und Damen, müssen uns draußen 
nach der Glaubwürdigkeit unserer Entscheidung 
fragen lassen. 

Hier ist also eine ernste Frage gestellt, ganz be-
sonders, meine ich, für jene Kollegen der Mehr- 

heit in diesem Hause, die vier Monate später nach 
Verabschiedung, aber noch vor Inkrafttreten des 
Gesetzes auf Grund der Defizitangaben der Re-
gierung eine Erhöhung des Steuersatzes auf 11 010 
beschlossen haben in der Annahme, daß man diese 
1,1 Milliarden DM anders nicht gewinnen könnte. 
Gerade sie müssen jetzt mit allem Ernst fragen, 
so meine ich: Wenn man diese Reserven noch hatte, 
wie konnte man uns dann noch veranlassen, zusätz-
lich zu der geheimen Steuererhöhung auch noch eine 
offene zu wollen und zu beschließen? 

Wir haben deswegen, meine Damen und Herren, 
einen Antrag eingebracht *), in dem die Regierung 
aufgefordert wird, unverzüglich einen Gesetzent-
wurf vorzulegen, nach dem die Erhöhung der Steuer 
auf 11 % rückgängig gemacht wird, daß heißt, gar 
nicht erst in Kraft tritt. 

Wir haben viel Grund, diesen Antrag zu stellen. 
Einmal, weil in der Tat bereits bei einem Steuer-
satz von 10% nach den Ihnen gegebenen Berech-
nungen ja schon mehr einkommt und es deswegen 
einer Erhöhung des Steuersatzes gar nicht mehr 
bedarf — es sei denn, man müßte die Begründung 
nachträglich ändern —; zum zweiten aber, weil wir 
eine neue Unruhe auf dem Preissektor nicht leicht 
nehmen sollten. Wir alle haben erleben müssen — 
und aus allen Bereichen dieses Hauses kamen 
kritische Anfragen —, daß die öffentliche Hand 
allen voran, aber auch mancher andere die Ände-
rung des Umsatzsteuersystems zum Anlaß genom-
men hat, Preiserhöhungen zu fordern, die mit der 
Umsatzsteuer nur zum Teil oder gar nicht zu be-
gründen waren. Wir alle haben das beklagt. Und 
nun müssen wir mit Sicherheit damit rechnen, daß 
dasselbe sich im Juli dieses Jahres wiederholen 
wird. Denn es gibt Anlaß genug, Preiserhöhungen 
aus anderen Gründen zu fordern. Es gibt Lohn-
erhöhungen, es gibt erhöhte Nachfrage, und es gibt 
Betriebe, die aus den roten Zahlen wieder heraus-
kommen müssen, um zu existieren, und deswegen 
die völlig abgesunkenen Preise wieder angleichen 
müssen. Das sind Gründe für Preiserhöhungen, über 
deren Qualität ich nicht sprechen möchte, die aber 
mit Sicherheit gegeben sind. Für sie alle wird die 
Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes den dankbar 
begrüßten Vorwand abgeben und damit wird die 
Mehrwertsteuer erneut in Mißkredit gebracht wer-
den. Wir haben doch schon Hinweise, einerseits 
vom Industrie- und Handelstag, andererseits von 
den Verbrauchern, die mit allem Ernst auf diese 
Entwicklung hinweisen. 

Meine Herren und Damen, alle, die damals sehr 
ungern der Erhöhung zugestimmt haben — ich 
glaube, das war so ziemlich das ganze Haus —, 
und alle, die seinerzeit schon der Erhöhung wider-
sprochen haben, sollten nunmehr die Haushalts-
ansätze zum Anlaß nehmen, zu sagen: Dies ist jetzt 
nicht nötig, wir können bei den 10 % bleiben; die 
Haushaltsansätze, die die Regierung erwartet, 
machen deutlich, daß wir auch ohne Erhöhung zu 
einem Mehraufkommen, wie es die Regierung 
seinerzeit gewollt hat, kommen können. Aus dieser 
Überlegung haben wir unseren Antrag gestellt und 

*) Siehe Anlage 8 
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gleichzeitig materiell beantragt, die Steueransätze 
bei der Umsatzsteuer und der Einfuhrumsatzsteuer 
in Einzelplan 60 entsprechend zu ändern. 

Die FDP hat vor einiger Zeit eine Große Anfrage 
zur Steuerpolitik der Regierung eingebracht. Die 
Anfrage wird, wie ich unterrichtet bin, in der ersten 
Maiwoche behandelt. Ich möchte deswegen und in 
Anbetracht der begrenzten Zeit jetzt nicht die 
Steuerpolitik der Regierung zum Diskussionspunkt 
machen, sondern will mich selbst damit auf die erste 
Maiwoche vertagen. 

Einen Punkt lassen Sie mich jedoch noch kurz 
anschneiden, der mir auch wichtig zu sein scheint. 
In dem später in das Stabilitätsgesetz eingefügten 
§ 12 steht, daß wir alle zwei Jahre von der Regie-
rung einen Subventionsbericht erhalten sollten, d. h. 
einen Bericht über Finanzhilfen und Steuervergün-
stigungen. Außerdem soll nach Abs. 4 die Regie-
rung „Vorschläge" hinsichtlich der gesetzlichen oder 
sonstigen Voraussetzungen für eine frühere Beendi-
gung oder einen stufenweisen Abbau der Verpflich-
tungen machen. 

Dieser Passus stand in der ursprünglichen Regie-
rungsvorlage der alten Koalition noch nicht. Er ist 
am 31. Januar 1967 durch einen Beschluß der neuen 
Regierung eingefügt und von der Mehrheit des 
Hauses übernommen worden. Wir durften dabei 
wohl davon ausgehen, daß die Regierung wußte, 
was sie vorschlug. Doch inzwischen haben wir fest-
gestellt, daß das keineswegs der Fall ist. Als man 
uns den Subventionsbericht kürzlich vorlegte und 
begründete, mußten die Herren des Finanzministe-
riums immer wieder zugeben, daß es furchtbar 
schwer sei, diesem selbst gestellten Auftrag nachzu-
kommen. Denn man wisse gar nicht, was Finanz-
hilfen seien und wie sie sich abgrenzten, wo Steuer-
ermäßigungen anfingen und wo sie aufhörten. Sie 
erklärten, es handle sich überhaupt um eine schwie-
rige Formulierung, mit der man nichts anfangen 
könne. 

Das mag eine Angelegenheit sein, die die Koali-
tionsparteien mit ihrer eigenen Regierung aus-
handeln mögen. Wir erwarten aber, daß eine Regie-
rung, die so etwas vorschlägt, nachher wenigstens 
weiß, wie sie es ausführen soll. 

Meine Herren und Damen, es geht nicht um den 
Bericht allein, obwohl wir mehr und mehr den Ein-
druck haben, daß Sie Ihr Gewissen als Koalitions-
parteien, die Sie für die derzeitige Politik verant-
wortlich sind, zu entlasten suchen, indem Sie per-
manent Berichte und Zahlen anfordern. Aber mit 
Berichten und Zahlen macht man keine Politik. Poli-
tik macht man mit Entscheidungen. Deswegen steht 
in dieser Vorschrift auch, daß die Regierung Vor-
schläge machen soll, wie man solche Subven-
tionen, wenn sie nicht mehr nötig sind, abbaut oder 
beendet. 

Tatsächlich aber sahen diese „Vorschläge" fol-
gendermaßen aus: Hinter jedem Punkt stand irgend 
etwas als eine ganz vage Andeutung: vielleicht und 
ein bißchen und gegebenenfalls und später einmal 
usw. Ein konkreter Vorschlag liegt nicht vor. Was 
hilft uns aber dann ein solcher Bericht, wenn nicht 

auch nur die Spur einer konkreten Entscheidung 
dahinter steckt? 

Es ist nicht der einzige Fall der Entschlußlosig-
keit; wir können die Reihe beliebig erweitern. Diese 
Große Koalition und ihre Regierung neigen dazu, 
immer wieder mit Zahlen, mit neuen Begriffen, mit 
Theorien ihre politischen Ansichten rethorisch aus-
zustatten, aber es fehlt ihnen an den konkreten 
Entscheidungen. Wir hätten gern eine sehr viel 
kürzere Liste gehabt, Herr Minister, aber eine Liste, 
in der gestanden hätte, was die Regierung von die-
sen Subventionen zu beseitigen oder abzubauen be-
absichtigt. Damit hätten wir sehr viel mehr anfan-
gen können. 

Wegen der vorgeschrittenen Zeit möchte ich hier-
mit abschließen. Sicherlich werden Sie sich nicht 
wundern, wenn ich namens meiner Freunde ab-
schließend sage, daß die FDP-Fraktion den Etat des 
Bundesfinanzministers ablehnen wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister der Finanzen. 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
nicht meine Absicht, auf die gesamte finanzpoli-
tische Problematik dieses Haushalts im allgemeinen 
und in seinen wesentlichen Einzelheiten einzuge-
hen. Ich behalte mir das für die dritte Lesung vor. 
Ich möchte mit wenigen Sätzen ausschließlich auf 
das antworten, was Frau Kollegin Funcke gesagt 
hat. 

Wenn ich es humorvoll oder ironisch sagen 
würde, dann müßte ich Sie fragen, Frau Kollegin 
Funcke, ob Sie es eigentlich mitbekommen haben, 
daß die  nach Meinung der überwältigenden Mehr-
heit des  Hauses nicht brauchbaren Einsparungsvor-
schläge abgelehnt worden sind. Wenn Sie es nicht 
mitbekommen haben, dann darf ich es Ihnen hier-
mit sagen; dann haben Sie noch eine Möglichkeit, 
Ihren Antrag zurückzuziehen. Wenn Sie es aber 
wissen, daß das Haus die Einsparungsvorschläge 
der FDP — unter anderem zu Einzelplan 14 — ab-
gelehnt hat, dann ist es doch schlechterdings unmög-
lich, auf der Einnahmenseite auf 1,2 Milliarden DM 
in einem halben Jahr ersatzlos zu verzichten. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Zweitens. Auf Anforderung des Herrn Vorsitzen-
den des Finanzausschusses, des Kollegen Otto 
Schmidt, hat der Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen unter dem 28. März 1968 dem 
Finanzausschuß eine Ubersicht zugestellt. Diese 
Übersicht ist auf der Grundlage des geltenden 
Rechts erstellt worden. Aus dieser Ubersicht, die auf 
der Steuerschätzung für die Fortschreibung der mit-
telfristigen Finanzplanung aufgebaut ist, also auf 
der vom Bundeswirtschaftsministerium errechneten, 
vom Bundesfinanzministerium und der Bundesregie-
rung übernommenen Zielprojektion, ergibt sich im 
Haushaltsjahr 1968 — gegenüber der alten Steuer, 
der kumulativen Allphasen-Umsatzsteuer, ein Mi-
nus von 750 Millionen DM, im Jahr 1969 ein Plus 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 167. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. April 1968 	8839 

Bundesminister Dr. h. c. Strauß 
von 1,19, aber in der Saldierung mit dem Vorjahr 
plus 0,44, im Jahr 1970 ein Plus von 1,43, in der 
Saldierung mit den Vorjahren ein Plus von 1,87, im 
Jahr 1971 noch ein Plus von 0,67, in der Saldierung 
mit den Vorjahren plus 2,54, im Jahr 1972 ein Minus 
von 1 Milliarde, in der Saldierung mit den Vor-
jahren noch ein Plus von 1,54, im Jahr 1973 ein 
Minus von 2,5 Milliarden, in der Saldierung dann 
minus 0,96 Milliarden, und für das Jahr 1974 ein 
Minus von 2,8 Milliarden, in der Saldierung mit den 
Vorjahren — also kumulativ — ein Minus von 
3,76 Milliarden. Das heißt wenn die Zielprojektion 
erreicht wird, auf der die Steuerschätzung aufgebaut 
ist — mehr kann man zur Zeit mit gutem Gewissen 
nicht oder noch nicht unterstellen — dann wird bis 
zum Jahr 1974 einschließlich die Mehrwertsteuer 
nach geltendem Recht insgesamt 3,76 Milliarden 
weniger erbracht haben, als die Umsatzsteuer nach 
altem Recht erbracht hätte. 

(Abg. Frau Funcke meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Ich habe ja schon einen Teil ihrer Rede — — 

Vizepräsident Schoettle: Frau Abgeordnete 
Funcke wollte Sie etwas fragen. — Bitte! 

Frau Funcke (FDP) : Herr Minister, muß ich an-
nehmen, daß Sie meiner Berechnung eben nicht ge-
folgt sind, genausowenig wie das Ministerium ihr 
bei der Beratung im Finanzausschuß gefolgt ist? 
Denn wenn, wie Sie sagen, in diesem Jahr 0,7 Mil-
liarden DM weniger einkommen werden, während 
gleichzeitig eine bewußte Minderung von über 2 Mil-
liarden DM durch die Altvorräteentlastung geplant 
war, so ist doch in der Tat ein Mehr von mindestens 
1,3 oder 1,4 Milliarden über das hinaus entstanden, 
was erwartet werden konnte. 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Es dürfte Ihnen doch nicht entgangen sein, daß die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer um einen Punkt ab 
1. Juli 1968 die Voraussetzung dafür war, einen 
wesentlichen Wunsch der Wirtschaft nach stärkerer 
Entlastung der Altvorräte erfüllen zu können. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Diese beiden Beschlüsse gingen ja Hand in Hand. 
Das beschlossene Mehrwertsteuergesetz ist in der 
Konsequenz der mittelfristigen Finanzplanung aus 
triftigem Grunde geändert worden: nochmalige stär-
kere Entlastung der Altvorräte gegenüber den frü-
heren Parlamentsbeschlüssen, und zum Ausgleich 
dafür Anhebung um einen Punkt, so daß das Plus 
im Jahre 1968 nur 400 Millionen DM aus der Anhe-
bung um dieses eine Prozent ab 1. Juli 1968 erbringt. 
Sie haben einfach nichts, aber auch gar nichts, weder 
nach meinen Informationen im Ausschuß noch hier, 
dazu gesagt, warum die vom Staatssekretär des 
Finanzministeriums dem Ausschuß schriftlich zur 
Verfügung gestellte Berechnung falsch sein sollte. 

Wenn also diese Berechnung richtig ist, dann er-
bringt die Mehrwertsteuer bis zum Jahre 1974 kumu-
liert fast 4 Milliarden DM weniger, als das alte 
System erbracht hätte. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie noch 
eine Frage, Herr Minister? 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Bitte sehr! 

Frau Funcke (FDP) : Herr Minister, wäre es 
Ihnen dann auf der Grundlage der Berechnung, die 
ich eben in diesem Hause vorgetragen habe, nicht 
möglich zu sagen, an welcher Stelle meine Berech-
nung falsch war? Das waren doch sämtlich Zahlen, 
die Sie uns zur zweiten und dritten Lesung gegeben 
und die wir alle verstanden haben.  Die  Erhöhung 
der Mehrwertsteuer um einen Punkt habe ich ja in 
diese Rechnung einbezogen. 

Dr. h. C. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Sie sollten uns nachweisen, daß unsere sehr sorg-
fältig angestellte Rechnung falsch ist. 

(Abg. Frau Funcke: Das habe ich doch die 
ganze Zeit getan!) 

Sie können nicht einfach Einsparungsvorschläge 
machen, die vom Hause wegen ihrer Unbrauchbar-
keit abgelehnt werden, einen Verzicht auf Einnah-
men herbeiführen wollen und sich dann noch über 
die erhöhte Kreditfinanzierung beklagen, indem sie 
von „Schuldenberg" und „Inflationspotential" reden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der FDP.) 

Diese drei Dinge zusammengenommen sind doch 
ein Absurdum. 

Sie wissen doch ganz genau, daß der Verzicht auf 
die von uns auch nicht gewünschte Steuererhöhung 
angesichts der Unmöglichkeit, stärkere Einsparun-
gen vorzunehmen, automatisch — das Zahlenwerk 
ist gegenüber dem Zwang der Kasse dann gleich-
gültig — zu einer erhöhten Kreditfinanzierung führt, 
auch wenn sie im außerordentlichen Haushalt aus 
Gründen der Zahlenmanipulation nicht angeführt 
werden müßte. Der Bund muß ja zahlen. Er muß 
die Zuschüsse zur Rentenversicherung zahlen, er 
muß für seine rechtlichen Verpflichtungen zahlen, 
für seine politischen Verpflichtungen zahlen, er 
muß seine Investitionsaufgaben tätigen. Er kann 
nicht einfach am 1. November mit den Zahlungen 
aufhören, weil kein Geld mehr in der Kasse ist. 
Dann muß sich der Bundesfinanzminister, ganz 
gleich, was im Haushaltsplan steht, wenn er zu Aus-
gaben gezwungen ist, die Mittel auf dem Wege 
der kurz- oder mittelfristigen Finanzierung beschaf-
fen. Wir sind auch keine Fetischisten einer Steuer-
erhöhung oder etwa fanatische Anhänger einer 
höheren Steuerbelastung. Aber wir haben verant-
wortungsbewußt und gewissenhaft gehandelt, als 
wir diese nicht für demagogische Zwecke in der 
Öffentlichkeit sich eignende Maßnahme ergriffen 
haben, um die Stabilität der Finanzen wiederherzu-
stellen, die nicht durch meine Schuld in Unordnung 
geraten sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Bei dem geltenden Recht werden wir bis zum 
Jahre 1974 zusammengenommen fast 4 Milliarden 
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DM weniger einnehmen, als die alte Steuer erbracht 
hätte. Dabei ist es völlig müßig zu fragen, ob un-
sere Zielprojektion richtig ist, ob sie nach oben oder 
nach unten korrigiert werden muß; denn es handelt 
sich ja nicht darum, ob die Zielprojektion stimmt, 
sondern es handelt sich darum, wie sich bei gleicher 
Zielprojektion der Ertrag der alten Steuer und der 
Ertrag der neuen Steuer zueinander verhalten. Ich 
glaube, darüber gibt es keinen Zweifel. Wenn wir 
diese Zielprojektion, von der ich gesprochen habe, 
zugrunde legen und sie bis in das Jahr 1974 hinein 
fortschreiben, dann sind es eben nach geltendem 
Recht, das Sie noch ändern wollen, fast 4 Milliarden 
DM weniger, als die alte Steuer erbracht hätte. 

Frau Kollegin Funcke, Sie mögen sich noch sooft 
gegenüber der Presse und in der Öffentlichkeit 
oder sonstwie äußern und davon sprechen, daß ich 
mein Wort, daß die Mehrwertsteuer keine Reserve-
kasse darstelle, nicht gehalten hätte. Wenn bis zum 
Jahre 1974 4 Milliarden DM weniger herauskom-
men, dann kann ich doch wahrlich behaupten, daß 
hier keine Reservekasse vorhanden ist. Wenn wir 
beim alten System hätten bleiben können, hätte der 
Finanzminister 4 Milliarden DM mehr gehabt. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Dr. h. C. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Wenn es unvermeidbar ist, ja. 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Frau Funcke! 

Frau Funcke (FDP) : Herr Minister, ich habe 
immer noch nicht gehört, wie Sie zu meinen Zahlen 
stehen ;  aber das scheint ja offensichtlich hier nicht 
zu glücken. Darf ich fragen, ob Sie mir zustimmen, 
daß Ihre theoretischen Berechnungen aus der mittel-
fristigen Finanzplanung eine Fortschreibung aus dem 
Jahre 1964 sind und nicht einrechnen, daß wir in-
zwischen eine Rezession gehabt haben, die wir ja 
nun augenblicklich verkraften müssen, und daß die 
Tatsache, daß da selbstverständlich weniger ein-
kommt, doch mit dem Übergang nichts zu tun hat, 
sondern mit der Wirtschaftslage? 

Dr. h. C. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Das ist nicht die Frage. 

(Abg. Frau Funcke: Oh doch!) 

Die Frage, ob wir eine höhere Wachstumsrate, eine 
niedrigere Wachstumsrate oder Stagnation haben, 
ist relativ unerheblich gegenüber dem Problem: Wie 
verhält sich das Aufkommen aus der alten Steuer, 
wenn sie fortgesetzt worden wäre, 'zu dem erwar-
teten Aufkommen aus der neuen Steuer? Aber wenn 
Sie so lange gebraucht haben, Frau Kollegin Funcke, 
um nach unserer Meinung falsch zu rechnen, dann 
geben Sie uns bitte genauso viel Zeit, um richtig zu 
rechnen und Ihre Zahlen nachzuprüfen. 

(Zuruf von der FDP: Das wollen wir ja!) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Frage? 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Ich möchte ja nur kurz sprechen und hier keinen 
steuerpolitischen Dialog machen. Darüber können 
wir uns Anfang Mai unterhalten. Ich habe morgen 
noch die Absicht, zu einigen finanzpolitischen Pro-
blemen zu sprechen, aber nicht jetzt einen Dialog 
zu führen, den wir dann bei anderer Gelegenheit 
ausgiebig führen können. 

(Abg. Zoglmann: Herr Minister, eine kurze 
Frage!) 

Zoglmann (FDP) : Herr Minister, wenn wir Ihnen 
jetzt folgen und die Diskrepanz zwischen den Zah-
len, die hier vorgetragen werden, als im Augenblick 
unerklärlich unterstellen: Wie würden Sie aber die 
Aussage Ihres Kollegen Professor Schiller in Frank-
furt werten, der wörtlich gesagt hat: „Unsere Finanz-
sorgen werden geringer, wenn wir die Mehrwert-
steuer einführen."? Darf man daraus schließen, daß 
vom Herrn Wirtschaftsminister doch mit einer Art 
Reservekasse gerechnet worden ist? 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Wann? Wo? 

Zoglmann (FDP) : Bei der Eröffnung der Frank-
furter Messe, voriges Jahr im Herbst. 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Voriges Jahr im Herbst war die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer ab 1. 7. 1968 um 1 °/o schon beschlossen 
und war schon geltende Recht. Und natürlich hat die 
Einführung der Mehrwertsteuer und ihre Änderung 
für das Jahr 1968, 700 Millionen DM Mehrentlastung 
der Altvorräte einerseits, was ohne Zweifel der 
Wirtschaftsbelebung nachhaltig und mit raschem 
Erfolg gedient hat, dafür andererseits 1% höherer 
Steuersatz ab 1. 7. 1968, uns geholfen, den Aus-
gleich in der mittelfristigen Finanzplanung zu fin-
den. Außerdem, Herr Kollege Zoglmann, habe ich, 
als ich bei der Verabschiedung des Mehrwertsteuer-
gesetzes hier an dieser Stelle gesprochen habe, noch 
nicht gewußt, daß das Ergebnis der Überlegungen 
des Finanzkabinetts und des Kabinetts zu einer Er-
höhung der Mehrwertsteuer um einen Punkt führen 
wird. Ich bin von dem Entwurf ausgegangen, wie 
ihn damals das Haus verabschiedet hat, und habe 
damals behauptet, dieser Entwurf stelle keine Re-
servekasse dar. Wenn Ihr Antrag durchginge, Herr 
Kollege Zoglmann, wenn der Antrag von Frau 
Kollegin Funcke. angenommen würde, würde sich 
das Steueraufkommen, von dem ich vorher schon 
sagte, daß es all die Jahre hindurch bis zum Jahre 
1974 einschließlich fast 4 Milliarden DM weniger 
bringt, im Jahre 1968 um 1,1 Milliarden DM, im 
Jahre 1969 um 2,81 Milliarden DM, im Jahre 1970 
um 2,96 Milliarden DM und im Jahre 1971 um 
3,13 Milliarden DM verschlechtern. Das wäre also 
nur für die vier Jahre zusammengenommen ein 
Betrag von 10 Milliarden DM, auf den die Bundes-
kasse verzichten müßte, der also, wenn er nicht durch 
anderweitige Steuererhöhungen oder Beseitigung 
von Steuervorteilen oder durch Kürzungen bewältigt 
wird, zwangsläufig auf dem Wege der von Ihnen 
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Bundesminister Dr. h. c. Strauß 
schon heute als zu hoch empfundenen Kreditfinan-
zierung bewältigt werden müßte. Die Rechnung geht 
eben nicht auf. 

Ich darf Sie ferner darauf hinweisen, Frau Kollegin 
Funcke, daß wir in dem von Ihnen vorher zitierten 
Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung 
der Finanzhilfen usw. auf Seite 2 geschrieben haben: 
Der weitere Abbau von Steuerbegünstigungen soll 
möglichst in Zusammenhang mit anstehenden Steuer-
reformen, vor allem im Bereich der direkten Steuern, 
vorgenommen werden. Wenn man aus gutem 
Grunde, weil der Faktor Psychologie für die Wie-
derbelebung unserer Wirtschaft von einer größeren 
Bedeutung ist, als man sich früher einmal vorge-
stellt hat, die Parole ausgibt: Ruhe an der Steuer-
front, dann muß nach den auch von mir nicht ge-
wünschten, aber leider unvermeidlichen Steuerer-
höhungen auf einer Reihe von Gebieten nicht nur 
die Erhöhung von Steuersätzen vermieden werden. 
Dann muß vorerst jedenfalls auch der Abbau von 
Steuerbegünstigungen vermieden werden. 

Wenn ich mir die leidige Debatte um die Sub-
ventionen ins Gedächtnis zurückrufe, Frau Kollegin 
Funcke, dann komme ich allmählich zu der Auf-
fassung, daß es überhaupt keine Subventionen gibt. 
Denn jeder Kreis, der angesprochen wird, jede 
Gruppe, die sichtbare oder unsichtbare Finanzhilfen 
erhält, hat vom ideologischen Bereich bis zur prag-
matischen Beweisführung durchschlagende Gründe 
dafür, daß die sie treffende Begünstigung sichtbarer 
oder unsichtbarer Art auf keinen Fall eine Sub-
vention genannt werden dürfte. Addiert man diese 
Argumente, kommt man zu der Feststellung, daß der 
Bericht überhaupt nicht hätte erstattet werden 
dürfen, weil es nämlich überhaupt keine Subven-
tionen gibt. Es gibt schon Subventionen, wenn eine 
Gruppe über die andere redet. Wenn man hier 
addiert, dann kommen wir ungefähr auf das, was 
in diesem Bericht steht. Wenn wir aber die Gruppe 
selbst fragen, die aufgeführt ist, dann ist Ruhe auch 
im Subventionswald; es gibt keine Subventionen. 

(Heiterkeit.) 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren — ich muß 
es leider so deutlich sagen —, den Antrag der FDP 
abzulehnen, weil er unter dem Gesichtspunkt der 
finanzpolitischen Stabilität schlechterdings nicht zu 
verantworten ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kurlbaum-Bayer. 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist nicht meine Ab-
sicht, noch auf die erste Frage, die Frau Kollegin 
Funcke aufgeworfen hat, nämlich die Schätzungen 
bei der Mehrwertsteuer, einzugehen. Ich möchte Sie 
nur auf folgendes hinweisen, Frau Kollegin. Wir 
haben, wie ich festgestellt habe, heute morgen im 
Fach — wahrscheinlich infolge Ihrer Anregung im 
Ausschuß — noch einmal eine eindeutige Übersicht 
über die Schätzungen bis zum Jahre 1974 vorgefun

-

den. Ich möchte der volkswirtschaftlichen Abteilung 
nicht unterstellen, daß sie uns fingierte Zahlen zur 
Verfügung stellt. Danach müssen wir davon aus-
gehen, daß die jetzt vom Bundesfinanzminister ge-
machten Äußerungen den Tatsachen entsprechen. 

Ich gebe natürlich eines zu. Es ist sehr schwer, im 
gegenwärtigen Zeitpunkt Schätzungen überhaupt 
so  konkret zu machen wie vielleicht in der Vergan-
genheit, wo wir von einer normalen Entwicklung 
sprechen konnten, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

denn keine Steuer ist so konjunkturabhängig wie 
gerade die Umsatzsteuer bzw. Mehrwertsteuer. 

Nun aber zu dem Antrag, den Sie selbst begründet 
haben, Frau Kollegin Funcke. Es ist natürlich das 
gute Recht der Opposition, optisch wirksame An-
träge zu stellen. Ich muß Ihnen hier jedoch ganz 
offen sagen: Wir waren 16 Jahre in dieser Lage; 
aber so leicht wie bei den Anträgen, die bei diesen 
Beratungen von Ihnen eingebracht werden, haben 
wir es uns nicht gemacht, zumindest dann nicht 
mehr, als erkennbar war, daß wir nicht mehr aus 
dem vollen schöpfen konnten. In den letzten Jahren, 
schon vor den Bundestagswahlen, haben der Kollege 
Dr. Möller und unser verstorbener Freund Fritz 
Erler bei jedem Antrag, von welcher Gruppe er auch 
kam, gefragt: Wo ist die Deckung? Frau Kollegin 
Funcke, die Deckungsfrage bleibt bei Ihnen wie auch 
bei den anderen Anträgen offen. 

Der Herr Minister hat soeben schon gesagt, die 
Anhebung des Mehrwertsteuersatzes wurde unmit-
telbar angeregt durch die besondere bzw. verbes-
serte Entlastung der Altvorräte. Frau Kollegin 
Funcke, dafür war auch die FDP. Ich möchte Sie so-
gar daran erinnern, daß Ihnen die Entlastung der 
Altvorräte in der jetzigen Form nicht einmal ausrei-
chend war. Das haben Sie damals ausgesprochen. 

(Abg. Dr. h. c. Strauß: Sehr gut!) 

Nun muß ich Sie fragen: Woher sollen denn nun 
eigentlich die Mittel genommen werden? 

(Abg. Mertes: Das ist sogar uns zu 
verdanken!) 

— Herr Kollege Mertes, es kommt einem allmählich 
so vor, als ob Sie alle auch bis jetzt aus der Misere 
des Jahres 1966 noch nichts gelernt hätten. Mir 
hängt es auch zum Halse heraus, aber man muß im-
mer wieder sagen: Sie haben von der FDP mit 
Schuld an der Entwicklung durch die Versprechun-
gen und Steuergeschenke seit 1965. Herr Dr. Dahl-
grün hat zwar inzwischen gesagt, er habe einen 
Brief an den damaligen Kanzler geschrieben. Ich 
kann Ihnen als Mitglied des Finanzausschusses nur 
sagen, daß der damalige Finanzminister, Herr Dr. 
Dahlgrün, die Frage, ob Deckung für die Bewilligung 
neuer Wahlgeschenke vorhanden sei, stets bejaht 
hat. Nur unter diesem Gesichtspunkt sind dann über-
haupt die Entscheidungen gefallen. Sich heute auf 
Briefe zu berufen, die irgendwann geschrieben wor-
den sind, ist, würde ich sagen, zumindest sehr frag-
würdig. 
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Vizepräsident Schoettle: Frau Abgeordnete, 
gestatten Sie eine Frage? 

Dr. Staratzke (FDP) : Frau Kollegin, würden Sie, 
wenn schon der Herr Bundesfinanzminister nicht in 
der Lage war, uns zu bestätigen, daß es sich hier 
nicht um eine Frage der Deckung, sondern um 
falsche Zahlen handelt, so freundlich sein und uns 
erklären, daß Sie bereit sind, diese Zahlen noch 
einmal zu überprüfen? 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Das brauche ich 
doch nicht, Herr Kollege Staratzke; das hat der Herr 
Bundesfinanzminister schon gesagt. Wäre es nicht 
richtiger gewesen, Ihre Zahlen, wenn Sie glauben, 
daß sie richtiger sind, zwischen der Sitzung des 
Finanzausschusses in Berlin und der heutigen 
Plenarsitzung mit den Zahlen des Ministeriums zu 
vergleichen? 

Vizepräsident Schoettle: Frau Abgeordnete, 
gestatten Sie eine Frage des Bundesfinanzministers? 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Frau Kollegin, wären Sie vielleicht mit mir der 
Meinung, daß die Änderung von Zahlen allein für 
die Deckung des Haushalts etwa die gleiche Wir-
kung hätte, wie wenn man ein Streichholz unter ein 
Thermometer hält, um damit die Temperatur im 
Zimmer zu erhöhen? 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Ich halte das für 
einen guten Vergleich. 

Frau Kollegin Funcke, der Bundesfinanzminister 
hat schon darauf hingewiesen, daß ohne Deckung 
aus Steuermitteln nur eine Neuverschuldung bleibt. 
Aber ich glaube, darüber brauchen wir hier gar 
nicht mehr zu reden; denn das lehnt die FDP ja 
ebenfalls ab, und wahrscheinlich wird auch die Bun-
desbank in dieser Frage nicht mitmachen. 

(Zuruf von der FDP: Hoffentlich!) 

— Was heißt „hoffentlich"? Wenn Sie die Ver-
gleiche ziehen, Herr Kollege Mertes, so ist die Ver-
schuldung in der Bundesrepublik gegenüber der 
Verschuldung anderer Länder noch immer als nor-
mal zu bezeichnen. Und wenn Sie die Äußerungen 
des Finanzministers und des Kabinetts richtig 
gelesen haben, dann haben Sie gesehen, daß großer 
Wert darauf gelegt wird, bereits ab 1969 sukzessive 
aus dieser Verschuldung herauszukommen. Und in 
diese Verschuldung, Herr Kollege Mertes, sind wir 
doch — ich muß es wiederholen — mit Ihrer Schuld 
hineingekommen. 

(Widerspruch bei der FDP.) 

— Das läßt sich doch wohl nicht bestreiten. 

Vizepräsident Schoettle : Wollen Sie eine 
Frage gestatten? — Bitte, Herr Mertes! 

Mertes (FDP) : Frau Kollegin Kurlbaum-Beyer, 
ich will gar nicht auf weitere Dinge eingehen, son-
dern nur auf eines: Würden Sie mir die Frage be-
antworten, ob Sie es für richtig halten, einen Ver-
gleich zwischen den Schulden verschiedener Länder 
anzustellen, ohne dazu zu sagen, daß die Bundes-
republik sich zweimal entschuldet hat, während das 
z. B. bei der Schweiz nicht der Fall war, so daß eine 
Verschuldung der Schweiz in Höhe von gut 4 % 
etwas ganz anderes bedeutet als eine Verschuldung 
der Bundesrepublik in Höhe von 4 %? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die zwei 
Kriege haben nichts gekostet?) 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Ja eben, dann 
muß man doch auch dabei sehen, daß wir in eine 
Phase hineingekommen sind, die eine Verschuldung 
in einem bestimmten Rahmen notwendig machte, 
um wieder eine Wirtschaftsankurbelung sicherzu-
stellen. Davon hängt es ja auch im wesentlichen ab, 
welche Steuereinnahmen wir in den nächsten Jahren 
haben werden. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Kollegin, ge-
statten Sie, Herr Hermsdorf möchte Ihnen eine Frage 
stellen. 

Frau Kurlbaum-Beyer (SPD) : Nein, ich möchte 
jetzt keine Fragen mehr zulassen; denn wir sind ja 
in kolossaler Zeitnot. 

Ich möchte jetzt noch einige Bemerkungen zu dem 
Antrag direkt machen. Natürlich wäre es uns auch 
lieber, wenn wir von dieser einprozentigen Mehr-
wertsteuererhöhung gar keinen Gebrauch machen 
müßten. Aber wir müssen weitersehen, und darüber 
hat ja eben der Finanzminister schon gesprochen. 
Das Ifo-Institut sagt z. B. in seinem letzten Test 
in der These Nr. 5: 

Die Konsumentennachfrage hat sich im Februar, 
nach den Einzelhandelsumsätzen zu schließen, 
zwar wieder etwas belebt, ihr Anstieg blieb 
jedoch entsprechend der nach wie vor geringen 
Zunahme der verfügbaren Einkommen der pri-
vaten Haushalte bescheiden. Die im bisherigen 
Verlauf des Jahres bekanntgewordenen Tarif-
abschlüsse lassen auch für die nächsten Monate 
noch keine stärkere Beschleunigung des priva-
ten Verbrauchs erwarten. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der FDP, der Bundeswirtschaftsminister hat sich 
gerade in dieser Frage an die Öffentlichkeit gewandt 
und darauf aufmerksam gemacht, daß nun  Tariferhö-
hungen in einem bestimmten Rahmen vorgenommen 
werden sollten. Ich halte das auch für den besseren 
Weg, als die Erhöhung von 10 auf 11 % wieder rück-
gängig zu machen. Ich will Ihnen das auch begrün-
den. Sehen Sie, das Ifo-Institut weist z. B. in der 
Nr. 13 auch darauf hin, daß ein günstiger Verlauf 
der Einkommen aus Unternehmenstätigkeit und Ver-
mögen festzustellen ist. Es gilt daher, nunmehr auch 
die Arbeitnehmereinkommen entsprechend anzu-
heben. Das ist der Punkt eins. 
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Frau Kurlbaum-Beyer 
Punkt zwei. Liebe Frau Kollegin Funcke, Sie wis-

sen doch genauso gut wie ich — und wir haben uns 
im Ausschuß sehr oft darüber unterhalten —, daß 
die Preislisten zum 1. Juli nicht heute, sondern schon 
Ende vorigen Jahres, zumindest aber in diesen Mo-
naten gedruckt worden sind. Wenn wir jetzt hingin-
gen und eine Senkung von 11 auf 10% vornähmen, 
würde das im Prinzip oder wenigstens weitgehend 
nicht zu einer Weitergabe an den Verbraucher füh-
ren. Damit hätten wir das nicht erreicht, was Ihnen 
sicherlich bei diesem Antrag angelegen ist. 

Wir haben festgestellt — und das ist doch erfreu-
lich —, daß beim Übergang zur Mehrwertsteuer die 
befürchtete Preiswelle nicht eingetreten ist. Es ist 
besonders erfreulich festzustellen, daß die Verbrau-
cher in diesen Monaten so wachsam waren. Wir 
sehen das an den vielen Eingaben, die beim Wirt-
schaftsministerium eingegangen sind, aber auch an 
den Arbeiten, die vor allem die Verbände aufzu-
weisen hatten. Auch der Industrie- und Handelstag 
hat diese Woche in der Zeitung veröffentlicht, daß 
die erwartete Preiswelle ausgeblieben ist. Wir kön-
nen nur hoffen, daß diese Wachsamkeit auch nach 
dem 1. Juli vorhanden bleibt. 

Ich möchte als drittes folgendes sagen. Frau Kol-
legin Funcke, wir haben nach dem Gesetz noch mit 
dem Abbau der Steuern auf den Selbstverbrauch 
zu rechnen. Dafür waren Sie doch auch. Auch diesen 
Abbau hätten Sie doch am liebsten noch beschleu-
nigt. Wenn wir- das alles berücksichtigen, dann 
müssen wir auch die Steuereinnahmen dafür haben. 
Ich frage Sie: wie wollen Sie das eigentlich alles 
finanzieren? 

Ein vierter und letzter Punkt, meine Damen und 
Herren. Wir sind auch immer noch im Wort gegen-
über den Gemeinden. Es ist ja nicht nur der Kollege 
Mischnick auf der  kommunalpolitischen Ebene — in 
Frankfurt — tätig, der hier bestimmte Zugeständ-
nisse in bezug auf eine bessere Dotierung der Ge-
meinden macht, sondern wir alle. Wir haben also 
hier auch noch Beschlüsse zu fassen. Ich meine, wir 
können jetzt nicht hingehen und eine Entscheidung 
treffen, die eine Minderung der Einnahmen und 
damit eine weitere Gefährdung des  Etats bedeutet, 
die uns zusätzlich noch.  die  Möglichkeit nimmt, 
andere Maßnahmen unter Umständen durchzufüh-
ren, die wir aber nach außen hin längst versprochen 
haben. Meine Damen und Herren von der FDP, 
gerade die Gemeinden sind diejenigen, die sehr 
stark  an der Auftragsvergabe vor allem für Hoch-
und Tiefbauarbeiten beteiligt sind. Hier ist eine 
Normalisierung noch nicht eingetreten. 

Aus all diesen Gründen müssen wir diesen An-
trag ablehnen, zumal in keiner Weise sichergestellt 
ist, daß die  Senkung an den Verbraucher weiter-
gegeben wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat Frau 
Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Ich habe volles Verständnis 

dafür, daß man als Finanzminister oder auch als 
Regierungsfraktion zunächst einmal nach den Aus-
wirkungen eines solchen Antrags fragt. Aber das 
war ja nicht ,der Hauptanlaß meines Monitums. Ich 
habe vielmehr alle die Angaben, Beteuerungen und 
Berechnungen, die wir zur Umsatzsteuerberatung 
aus dem Ministerium gehört haben, einmal zusam-
mengestellt und ausgerechnet, daß sich daraus eine 
echte Diskrepanz ergibt. Diese Rechnung haben 
weder der Finanzminister noch sein Staatssekretär 
dementieren können, noch war Ihnen das möglich, 
sehr verehrte Frau Kollegin. Entweder es stimmt 
nicht die  Beteuerung — lassen wir einmal .die 1 %-
Erhöhung außer Ansatz —, daß die Umstellung keine 
Mehreinnahmen bringen sollte und würde — und 
das trifft eben in .der Tat nicht zu, denn es werden 
eindeutig Mehreinnahmen erwartet —, oder die An-
sätze stimmen nicht, oder der Hinweis auf das 
Wachstum stimmt nicht. Diese drei Dinge lassen 
sich nicht miteinander vereinbaren, und ich warte auf 
eine Erklärung dafür. 

Meine Rechnung war einfach und klar. Dabei bin 
ich nicht von eigenen Zahlen ausgegangen, Herr 
Minister, sondern von Angaben, die alle aus Ihrem 
Hause stammen; ich habe sie nur zusammengestellt. 
Daraus ergibt sich eindeutig, daß nach den uns ge-
gebenen Informationen nur 25,7 Milliarden DM auf-
kommen können, daß das tatsächliche Aufkommen 
aber mit 27,3 Milliarden DM angegeben wird. Wenn 
das so ist, wir aber als Abgeordnete landauf, landab 
in gutem Glauben gesagt haben, daß die Umsatz-
steuerumstellung keine Mehreinnahmen für den 
Staat und keine Mehrsteuern für den Bundesbürger 
— abgesehen von der Steuersatzerhöhung von 
1% — bringen würde, dann können wir angesichts 
des Mehraufkommens von 1,6 Milliarden DM über 
die Mehrsteuer aus der nachträglichen Steuersatz-
erhöhung hinaus die Steuer auch wieder senken; 
denn dann bleibt nach den früheren Berechnungen 
immer noch genug in der Kasse. 

Das ist der Grund, weswegen ich das vorgetragen 
habe, und diese Berechnungen sind weder von 
Ihnen, Frau Kollegin Kurlbaum-Beyer, noch von 
dem Herrn Finanzminister widerlegt worden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Ich sehe keine wei-
teren Wortmeldungen. Ich könnte nicht sagen, daß 
ich darüber unglücklich bin. 

(Abg. Hermsdorf: Man sieht es Ihnen an, 
Herr Präsident!) 

Der Entschließungsantrag kommt in der dritten 
Lesung zur Abstimmung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 08, zu dem im einzelnen keine Änderungs-
anträge vorliegen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Einzelplan 08 zustimmen wollen, um ein Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe! — Gegen die Stimmen 
der Fraktion der FDP ist der Einzelplan 08 mit 
großer Mehrheit angenommen. 
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Vizepräsident Schoettle 
Ich rufe auf: 

Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
— Drucksachen V/2710, zu V/2710 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Brese 
Abgeordneter Röhner 

Wünschen die Herren Berichterstatter das Wort? 
— Als Berichterstatter hat das Wort der Abgeord-
nete Röhner. 

Röhner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf als Mitberichterstatter 
für den Einzelplan 10 einige Ergänzungen zu dem 
Schriftlichen Bericht — Bundestagsdrucksache V/2710 
— anbringen und einige Hinweise und Bemerkungen 
damit verbinden. 

Der Agraretat nimmt im 80-Milliarden-Haushalt 
des Jahres 1968 nach den Etats für Verteidigung, 
Arbeit und Sozialordnung, Finanzen und Verkehr 
den fünften Platz hinsichtlich des Volumens der 
Ausgaben der einzelnen Ressorts ein. Es handelt 
sich beim Einzelplan 10 insofern um einen schwie-
rigen Haushalt, als er von der Veranschlagung bis 
zur Durchführung einer Reihe von Unsicherheits-
faktoren ausgesetzt ist. So ist es z. B. unmöglich, 
zum Zeitpunkt der Veranschlagung und auch der 
Beratung in Unkenntnis der späteren Ernteergeb-
nisse etwa die Kosten für die Marktordnungen — 
und hier insbesondere die für die Vorratshaltung 
und Ausfuhrerstattung — tatsächlich sicher und 
präzise einzustellen. 

Mit der Einführung der gemeinsamen Agrarpreise 
in der EWG wurden und werden noch neue Markt-
ordnungen verabschiedet, durch die die Entschei-
dungsbefugnis über neue Ausgaben und über die 
Höhe der Ausgaben den nationalen Instanzen ent-
zogen werden und den Gemeinschaftsorganen zu-
fallen. Das bringt für die Schätzung der Haus-
haltsansätze zusätzliche Unsicherheit. Nicht zuletzt 
ist natürlich auch die breitgefächerte Aufgaben-
seite, der große Aufgabenkatalog dieses Ressorts, 
der sich ständig auf die Gegebenheiten und Erfor-
dernisse einer in außergewöhnlichem Wandel und 
im Umbruch befindlichen Landwirtschaft einzustel-
len hat, einer zusätzlichen, einer besonderen Dyna-
mik unterworfen. 

Der Haushaltsausschuß hatte auch in diesem Jahr 
alle diese Dinge bei seinen Beratungen zum Einzel-
plan 10 zu berücksichtigen. Er hat sich bei seiner 
zum Teil sehr schwierigen Gesamtberatung bei der 
Behandlung des Einzelplans 10 nicht zuletzt auch von 
der heutigen Situation der Landwirtschaft bestim-
men lassen. Dies fand z. B. Niederschlag in Be-
schlüssen, durch die für eine Reihe von Maßnah-
men die gegenseitige Deckungsfähigkeit und die 
Verstärkung von Haushaltstiteln innerhalb einzel-
ner Kapitel zusätzlich hergestellt werden kann. Ich 
darf hier verweisen auf Kap. 10 02, Tit. 580 und 
Tit. 608, Kap. 10 03, Tit. 623, Tit. 635 und Tit. 675. 
Damit ist sicherlich eine verbesserte Einstellungs-
fähigkeit auf überraschend auftretende Marktvor

-

gänge und eine erleichterte Wirtschaftsführung mög-
lich gemacht worden. Der Haushaltsausschuß hat 
aus den gleichen Gründen zum erstenmal auch einen 
Weg gesucht, um die volle Ausschöpfung der im 
Agraretat angesetzten Mittel tatsächlich zu gewähr-
leisten. Danach können durch den Ernährungs- und 
Haushaltsausschuß in Abstimmung mit der Bundes-
regierung zukünftig Restmittel aus der Marktord-
nung nach Kap. 10 03 überstellt, also für ,,Allge-
meine Bewilligungen" verwendet werden. Ein dies-
bezüglicher, noch präzisierender Antrag der Koali-
tionsfraktionen, der eingebracht ist, wird nachher 
vom Herrn Kollegen Saxowski begründet werden. 

Zweifellos wird gerade durch diese Neuregelung 
zukünftig eine bessere Anpassungsfähigkeit und 
damit auch eine höhere Wirtschaftlichkeit des Etats 
erreicht. Die vom Parlament der Landwirtschaft zu-
gedachten Beträge können dann voll ausgeschöpft 
und notwendige neue Aufgaben auch mit Aussicht 
auf Erfolg angepackt werden. 

Ich möchte auch ein Wort zum Gesamtvolumen 
des Einzelplans 10 sagen und auch hier einige ergän-
zende Feststellungen zu meinem Schriftlichen Be-
richt treffen. Nach der mehrjährigen Finanzplanung 
sind für das laufende Jahr 5423 Millionen DM Aus-
gaben vorgesehen. Davon entfallen rund 966 Millio-
nen DM auf den außerordentlichen Haushalt. Damit 
ist die Ausgabenseite zwar gegenüber dem Jahr 
1967 um 22 % gestiegen, aber — und auf diese 
Feststellung kommt es mir an — diese Erhöhung 
reicht trotzdem nicht ganz aus, um den Anstieg der 
zwangsläufigen und unabweisbaren, EWG-beding-
ten Ausgaben aufzufangen. Die Folge ist, daß die 
Mittel für die nationale Agrarpolitik einschließlich 
der Verwaltungsaufgaben effektiv von 3529 Millio-
nen DM auf 3460 Millionen DM, also um etwa 2 % 
gekürzt werden mußten. Der Herr Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat ge-
rade auf diese Problematik, die ja eine ausweitende 
Tendenz hatte und auch noch weiterhin aufweisen 
wird, bei seiner Einbringungsrede nachdrücklich hin-
gewiesen. Es ist nicht zu verkennen — ich glaube, 
ich muß auch das kurz ansprechen, um hier viel-
leicht einen häufig anzutreffenden Irrtum zu besei-
tigen —, daß die EWG-Marktordnungsausgaben 
ausschließlich für Marktinterventionen innerhalb 
der Bundesrepublik bestimmt sind und auf diese 
Weise eine Art Preisgarantie in großem Umfang 
für die deutsche Landwirtschaft, aber auch für die 
deutsche Verbraucherschaft darstellen. 

Zu dieser Entwicklung ist zweierlei zu sagen. Ein-
mal wird die Ausweitungstendenz des Agrarhaus-
haltes anhalten. Zum anderen, soweit der Ausgleich 
dafür durch eine Kürzung der Mittel für die natio-
nale Agrarpolitik gesucht wird, entsteht natürlich 
zwangsläufig für diese möglicherweise eine zusätz-
liche Immobilität, die zu entsprechenden Wettbe-
werbsnachteilen unserer einheimischen Landwirt-
schaft, der deutschen Landwirtschaft, gegenüber den 
EWG-Partnern führen wird. Ich habe auf diese 
Problematik bereits bei der Verabschiedung des 
Haushalts 1967 hingewiesen, und ich bin dankbar, 
daß der Herr Bundesminister Höcherl in seiner Rede 
zum Grünen Bericht besonders eindringlich auch auf 
dieses Problem eingegangen ist. 
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In Anbetracht dieser Situation ist es erfreulich, 

daß es bei den Beratungen gelungen ist, zusätzliche 
130 Millionen DM als zentral beschaffte Kapital-
marktmittel für Strukturmaßnahmen bereitzustellen. 
Hinzu kommen jene 70 Millionen DM Beihilfe, die 
durch die Einbeziehung der Einfuhr- und Vorrats-
stellen in das Mehrwertsteuersystem in Höhe von 
64 Millionen DM und durch Verlagerungen bei eini-
gen Titeln im Kapitel 10 03 in Höhe von 6 Millionen 
eingesetzt werden konnten. 

Lassen Sie mich dazu auch noch ein Wort in Er-
gänzung meines Schriftlichen Berichts zur Transpa-
renz, zur besseren Durchsichtigkeit des Agrarhaus-
haltes sagen. Es erleichterte die Arbeit des Haus-
haltsausschusses bereits in diesem Jahre erheblich, 
daß Bundesminister Höcherl erstmalig eine geord-
nete Übersicht durch eine Blockbildung nach Aus-
gabegruppen im Einzelplan 10 eingeführt hat. Es 
wäre haushaltspolitisch sehr wünschenswert, wenn 
diese Gliederung ausgebaut, fortgeführt und viel-
leicht noch umfassender gemacht würde. Dabei 
sollte auch im Interesse einer besseren Übersicht 
eine klare Unterscheidung zwischen jenen Mitteln, 
die überwiegend der Landwirtschaft, und jenen 
Mitteln, die mehr der Allgemeinheit zugute kom-
men, angestrebt werden. 

Ich weiß sehr wohl, daß ein solcher ökonomischer 
Aufbau des Agrarhaushaltes äußerst problematisch 
ist und Schwierigkeiten bereitet. Ich bin aber an-
dererseits der Ansicht, daß im Interesse einer 
Haushaltsklarheit eine solche Übersicht in Fortent-
wicklung der Darstellung im Funktionenplan des 
Bundesfinanzministeriums aufgestellt werden sollte. 

Herr Präsident, ich bitte nunmehr um die Geneh-
migung, ganz kurz noch aus der Sicht der Entwick-
lung des Agrarhaushaltes einige Bemerkungen über 
die Situation und über die weitere Entwicklung 
unserer Landwirtschaft anfügen zu dürfen. Ich 
möchte das auch deshalb tun, weil bei der Agrar-
debatte am 12. März dieses Jahres alle Fraktionen 
des Hohen Hauses eine Reihe agrarpolitischer Ini-
tiativen in Form von Gesetzes- und Entschließungs-
anträgen einbrachten, die, wenn sie ganz oder teil-
weise verwirklicht werden sollen, vor allem und zu-
erst vom Haushalt her verkraftet werden müssen. 
Das wird in Anbetracht der gesamten Haushalt- und 
Finanzentwicklung sicherlich keine leichte Aufgabe 
werden. Um so mehr kommt es bei der Beratung 
dieser Anträge darauf an, optimal zukunftsträchtige 
und haushaltsmäßig realisierbare Lösungen zu fin-
den. 

Mir scheint dabei zweierlei erforderlich zu sein. 
Wir werden erstens darauf angewiesen sein, daß 
stärker als bisher Schwerpunkte und Prioritäten ge-
schaffen und eingehalten werden, auch wenn dabei 
auf das eine oder andere Liebgewordene in der bis-
herigen Agrarpolitik und in der bisherigen Agrar-
förderung verzichtet werden müßte. Nach meinem 
Dafürhalten ist es zum zweiten erforderlich, daß eine 
längerfristige Landwirtschaftsplanung vorzunehmen 
ist, etwa auch im Sinne des § 10 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft, eine längerfristige Landwirtschafts-
planung also, die eine stärkere Kontinuität der Maß

-

nahmen und deren Auswirkungen gewährleistet. 
Wir sind dem Herrn Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten sehr dankbar, daß er bei 
seiner Rede zum Grünen Plan diesbezügliche Pläne 
seines Hauses angekündigt hat. Ich bin sicher, Herr 
Bundesminister, Sie werden im Parlament eine große 
Bereitschaft finden, wenn Sie möglichst bald mit ent-
sprechenden konkreten Vorstellungen über das an-
gekündigte mittelfristige Agrarprogramm antreten 
und dieses Parlament unterrichten und einschalten. 

Aus meiner Sicht möchte ich zu diesen möglichen 
Plänen folgendes sagen. Ich halte es auch für die 
Zukunft für außerordentlich wichtig, daß insbeson-
dere die Marktpolitik — und damit meine ich die 
Preispolitik — als wichtigstes Instrument unserer 
kommenden Agrarpolitik betrachtet und herausge-
stellt wird. Unsere heutige Landwirtschaft ist ohne 
ihr Verschulden eine Generation ohne jene Markt-
erfahrung, die einfach erforderlich ist für die Um-
stellung von einer Produktions- auf eine Vermark-
tungslandwirtschaft. Sicherlich, das erfordert neue 
Einstellungen, das erfordert ein Umdenken bei allen 
Beteiligten, auch in einigen Amtsstuben und in 
einigen Verbandsbüros. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Sehr gut!) 

Das erfordert auch die Schaffung des Instrumenta-
riums, z. B. eines Strukturfondsgesetzes, das in 
diesem Hause bereits eingebracht ist als eine jener 
technischen Voraussetzungen, die geschaffen wer-
den müssen, um entsprechende Handhabungen zu 
ermöglichen. Ich bin überzeugt: unsere Landwirt-
schaft ist dann willens und bereit, für solche Maß-
nahmen auch das ihr Zumutbare aufzubringen und 
beizusteuern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Als zweiten notwendigen Schwerpunkt möchte ich 
die ländliche Strukturpolitik, und zwar im weiteren 
Sinne, ich möchte fast sagen: im weitesten Sinne, 
miteinbezogen wissen. Unsere Landwirtschaft hat 
bisher einen Strukturwandel durchgemacht wie kein 
anderer Wirtschaftsbereich in der Bundesrepublik 
in der Nachkriegszeit. Dieser Strukturwandel kann 
nur dann zum Nutzen der Gesamtwirtschaft harmo-
nisch weitergeführt werden, wenn durch die klas-
sischen agrarstrukturellen Maßnahmen die not-
wendige Grundausstattung für unsere landwirt-
schaftlichen Betriebe geschaffen und wenn zum an-
deren die Stärkung der Wirtschaftskraft im länd-
lichen Raum überhaupt von Bund und Ländern mit 
größtem Gewicht angestrebt und verfolgt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich noch einen dritten Schwerpunkt 
anfügen, der mir außerordentlich wichtig erscheint. 
Ich meine damit eine Forcierung der ländlichen 
Sozialpolitik. Die Zeit, in der bäuerlicher Grund und 
Boden oder auch die bäuerliche Großfamilie so et-
was wie eine hinreichende soziale Absicherung be-
deuteten, Ist lange vorbei. Heute ist auch im Be-
reich der Landwirtschaft ein außerordentliches sozia-
les Schutzbedürfnis vorhanden, ich möchte fast 
sagen: in gleichem Ausmaß wie in allen anderen 
Gruppen unseres Volkes. 
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Wir haben Anfänge gesetzt, z. B. durch die Schaf-

fung des Gesetzes über die Altershilfe für die Land-
wirtschaft im Jahre 1957, das heute schon für die 
Alten eine notwendige soziale Absicherung gibt und 
fortgeführt werden soll. Es wird zu gegebener Zeit 
ausgebaut werden müssen. Auch für die landwirt-
schaftliche Unfallversicherung haben wir, ohne daß 
der Gott sei Dank seit mehreren Jahren gewährte 
Bundeszuschuß bisher eine gesetzliche Verankerung 
gefunden hat, einen gewissen Besitzstand erreicht, 
den es zu halten und auszubauen gilt. 

In weiten Bereichen unserer Landwirtschaft sind 
wir aber noch bei der Krankenvorsorge — und dar-
auf kommt es mir an — ohne ausreichende Siche-
rung und ohne ausreichenden Schutz. Ich halte es 
für dringend geboten, daß eine Entscheidung dar-
über fällt — nach Möglichkeit noch in dieser Legis-
laturperiode —, wie die landwirtschaftliche Bevölke-
rung für den Krankheitsfall die notwendige, kosten-
mäßig vertretbare und in anderen Bereichen längst 
selbstverständliche Krankenvorsorge erfahren kann. 

Lassen Sie mich mit der Bemerkung abschließen, 
daß ich diese wenigen Gedanken grundsätzlicher 
Art auch in einer Haushaltsdebatte mit angeführt 
haben wollte, einmal weil zu diesen Vorstellungen 
vor kurzem in der Agrardebatte von den Koalitions-
fraktionen schon mehrere Gesetzesinitiativen ergrif-
fen worden sind, die den Haushalt in der kom-
menden Zeit vielfach betreffen werden, zum ande-
ren aber auch deshalb, weil derzeit in weiten land-
wirtschaftlichen Bereichen sichtbare Unruhe und 
zum Teil — ich denke an den mittelbäuerlichen Be-
reich — so etwas wie Existenzangst vorhanden sind, 
die wir sehen müssen und auf die wir rasch und 
nachhaltig zu reagieren haben. Diese Unruhe ist — 
das ist meine Meinung — nicht allein auf diese 
oder jene Preisentwicklung des Jahres 1967 zurück-
zuführen; sie resultiert einfach aus der Unsicher-
heit darüber: Wie wird es mit uns weitergehen? 
Wird man uns möglicherweise abschreiben in Anbe-
tracht so mancher — und ich möchte sagen: so man-
cher verantwortungsloser und sachlich unhaltbarer 
— Diskussionen und Forderungen, z. B. um Mindest-
betriebsgrößen und ähnliche Dinge? 

Ich glaube, die diesjährige Beratung des Einzel-
plans 10 im Haushaltsausschuß und die Art, wie 
dort diese Probleme haushaltsmäßig angepackt wor-
den sind, nämlich sachlich und nüchtern, ohne Emo-
tionen und Reden zum Fenster hinaus, waren ein 
Beispiel dafür, wie wir auch diese Probleme auf-
greifen und anfassen sollten, nämlich mit Nüchtern-
heit und Sachlichkeit. Ich bin überzeugt, daß dieses 
Hohe Haus in den nächsten Monaten, wenn es sich 
mit den schon erwähnten eingebrachten Vorlagen 
zu beschäftigen haben wird, jenes notwendige Ver-
ständnis aufbringen wird, das die Sache, die Pro-
blematik verlangt, das auch draußen von uns er-
wartet wird und das für eine rasche und nachhaltige 
Lösung die wichtigste Voraussetzung ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. — Sollte es tatsächlich so sein, daß 
es keine Wortmeldungen zu diesem Einzelplan gibt? 
— Herr Abgeordneter Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Einzelplan 10 hat 
zwar in diesem Jahr ein größeres Volumen als im 
Vorjahr: 5,4 Milliarden DM in diesem Jahr gegen-
über 4,7 Millarden DM im Vorjahr einschließlich 
Investitionshaushalt. Das sind 660 Millionen DM 
mehr; und das hat den Herrn Minister dazu ver-
anlaßt, in der Öffentlichkeit von einer Verstärkung 
agrarpolitischer Maßnahmen zu sprechen. Herr 
Minister, ich weiß nicht, ob Sie  sich darüber im 
klaren gewesen sind, daß Sie damit dem allge-
meinen Subventionsgerede über die Landwirtschaft 
neue Nahrung gegeben haben. Sie hätten erklären 
sollen, worauf dieses Mehr in diesem Jahr beruht. 

(Sehr richtig! bei der  FDP.) 

Es sind 560 Millionen DM Getreidepreisausgleich, 
also eine Summe, die ,der Landwirtschaft gegeben 
werden soll, weil die landwirtschaftlichen Preise 
gesenkt worden sind, es ist ein Mehr in  der Markt-
ordnung von 510 Millionen DM, und es ist ein 
Mehr von 300 Millionen DM bei der  Diesel-Rück-
vergütung, weil das Verfahren umgestellt werden 
soll und weil eine Steuervergünstigung neuerdings 
in diesem Falle etatisiert wird. Also zusammen 
1 Milliarde 370 Millionen DM gegenüber dem opti-
schen Mehr von 660 Millionen DM. Das ergibt ein 
echtes Weniger von 710 Millionen DM. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Diese 710 Millionen DM 'ergeben dann, projiziert 
auf die agrarstrukturellen Maßnahmen 400 Millio-
nen DM weniger als im Vorjahr, schoneingerechnet 
die 70 Millionen DM Zuschüsse aus dem sogenann-
ten Struve-Plan. 

Meine Damen und Herren, wir wünschen eine 
ehrliche Darstellung im Haushalt. Wir sind der 

 Meinung, daß das Kapitel „Marktordnung", das ja 
im Grunde einen durchlaufenden Posten für EWG-
Marktordnungen darstellt und anderthalb Milliarden 
ausmacht, in das Kapitel 60 06 verlagert wird 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

und dorthin kommen sollte, wo die übrigen Positio-
nen europäischer Organisationen etatisiert sind. Des 
weiteren wünschen wir, daß der Getreidepreisaus-
gleich der auf gleichen Grundlagen fußt, ebenfalls 
in dieses Kapitel verlagert wird. 

In .der letzten Zeit haben wir sowohl bei dem 
Bericht über  die  Lage der Nation als auch beim 
Grünen Bericht große und bedeutsame Worte über 
die Landwirtschaft gehört. Man hat sogar gesagt, die 
Protestaktionen und Protestveranstaltungen in  der 
Landwirtschaft hätten ,eine gewisse Berechtigung, ob-
gleich diese Proteste gegen die Agrarpolitik der 
Bundesregierung gerichtet waren. Wir müssen heute 
fragen: Was soll geschehen, was wollen Sie von 
der Bundesregierung und von der Koalition tun? 
Was wird wirklich geschehen, und,  meine Damen 
und Herren, was wird sofort geschehen? Ich sehe 
keine Soforthilfe, weder im Bereich der landwirt-
schaftlichen Erzeugerpreise noch bei 'den Hilfen, die 

 unmittelbar vom Staat gegeben werden. Die CDU-
Entschließung von Berlin, die  Sie,  etwas gemildert, 
hier als Entschließungsantrag eingebracht haben, 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 167. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. April 1968 	8847 

Peters (Poppenbüll) 
bedeutet für den Augenblick und für die nahe Zu-
kunft nichts oder wenig. Sie vermittelt nur Verspre-
chungen für die Zukunft. Das hat mein Kollege 
Mischnick schon gestern hier dargelegt. 

Vor einem halben Jahr, meine Damen und Herren, 
hätten Sie Gelegenheit gehabt, die Getreidepreise 
in der EWG zumindest um 25 DM pro Tonne zu 
erhöhen. Sie hätten die Gelegenheit gehabt, diesen 
Versuch zu machen. Das EWG-Parlament hatte ja 
mit Zweidrittelmehrheit beschlossen, diese Preis-
anhebung für 1968 durchzuführen. Unsere Kollegen 
im Ernährungsausschuß haben sich bemüht, dort eine 
Entschließung durchzubringen, in der die Regierung 
aufgefordert wurde, diesen Beschluß von Straßburg 
in Luxemburg zu vertreten. Leider sind die Kol-
legen aus den Koalitionsparteien unserem Vor-
schlag nicht gefolgt, sondern haben eine ganz all-
gemeine Fassung beschlossen, mit der die Regierung 
und der Ernährungsminister in keiner Weise fest-
gelegt wurden. 

Uns ist klar, daß die Bundesregierung diese An-
hebung in der EWG nicht wollte. Herr Minister 
Höcherl, Sie haben in Luxemburg nicht mit dem Ziel 
höherer Erzeugerpreise für die EWG verhandelt, 
sondern Sie haben sich sehr zurückgehalten und 
haben sich sehr wahrscheinlich sogar bei Möglich-
keiten der Anhebung zurückgehalten. 

Inzwischen hat es die Bauerndemonstrationen ge-
geben. Dadurch ist die CDU aufgewacht, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP.) 

Diese Demonstrationen sind nicht aus Übermut ver-
anstaltet worden, sondern sie sind erfolgt, weil wir 
im letzten Jahr eine starke Erzeugerpreissenkung 
haben hinnehmen müssen und weil die Zusagen der 
Bundesregierung nicht eingehalten werden. 

Das, was Sie jetzt in dem Papier der CDU und in 
Ihrem Entschließungsantrag sagen, ist eine Ver-
tröstung auf Anhebung der Agrarpreise im Jahre 
1969, also in anderthalb Jahren. 

(Abg. Bauknecht: Wieso denn?) 

— Herr Bauknecht, wir wären ja froh, wenn wir Sie 
dazu bringen könnten, mit uns die Regierung aufzu-
fordern, erneut in Verhandlungen über die Agrar-
preise 1968 einzutreten. 

(Abg. Bauknecht: Das haben wir schon getan!) 

Im Jahre 1968 liegt nämlich der Knoten. Wir wissen, 
wie schwierig es ist, Beschlüsse umzustoßen oder zu 
revidieren, die nun einmal gefaßt sind. Aber auch 
Partnerländer haben, wenn es um ihre nationalen 
Interessen ging, die letzten Möglichkeiten nicht un-
genutzt gelassen, erneut in Verhandlungen einzu-
treten. 

(Beifall bei der FDP.) 

In diesem Papier der CDU steht expressis verbis: 
Preisanhebung 1969. Wir sind der Meinung, daß 
man es für 1968 versuchen sollte. Wir sind uns 
darüber im klaren, daß das außerordentlich schwie-
rig sein wird. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Unmöglich!) 

— In der Politik und im Leben ist überhaupt nichts 
unmöglich, Herr Schmidt. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das hat schon einmal jemand 

gesagt! — Weitere Zurufe.) 

Nun kommt ein zweiter Komplex. 

(Zuruf von der SPD: Das war also der 
erste Komplex?! — Heiterkeit bei den 

Regierungsparteien.) 

Das ist nämlich der Komplex, in dem noch verhan-
delt werden soll: über die Milch wird verhandelt, 
und über die Rinder wird verhandelt. Der Herr Mi-
nister war ja in Brüssel. Es ist dort zu keiner end-
gültigen Regelung über die neue Marktordnung ge-
kommen. Aber es ist eine Zwischenregelung be-
schlossen worden. Wir haben den Eindruck, daß 
diese Zwischenregelung — sie weist ja auf das hin, 
was dann anschließend kommen soll, Herr Minister 
— mit 6,80 DM Interventionspreis für Butter, mit 
einer erheblichen Senkung des Preises für trockene 
Magermilch und mit einer Mengenregelung bei der 
Milcherzeugung auf der Erzeugungsbasis 1966 — 
wenn diese Elemente Bestandteile der endgültigen 
Milchmarktordnung werden — nicht zu einem Milch-
preis von 39 Pf ab Hof, sondern zu 37 Pf bis 38 Pf 
führen wird. 

Nun zu den Rindern! Wir begrüßen es, daß der 
Rinderorientierungspreis für das nächste Jahr auf 
2,72 angehoben wird. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Ja, gut. Wir hätten lieber 2,80 gesehen, Herr 
Bauknecht. 

(Abg. Bauknecht: Wir auch!) 

Es sind immerhin ja drei Mark mehr, als die eigene 
Regierung, als Ihr Minister wollte. Das wollen wir 
bei der Gelegenheit einmal feststellen. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Das Entscheidende dabei ist die Interventions-
pflicht. Bei dieser Interventionspflicht ist entschei-
dend, daß die Interventionspflicht sich möglichst 
dicht am Orientierungspreis bewegt. Der Minister 
hat in Brüssel gesagt — wenn Pressemitteilungen 
stimmen; das können Sie ja nachher hier klarstel-
len —, er werde sich in eine feste Interventions-
pflicht nicht binden lassen, zumindest nicht in die 
von 93 % zum Orientierungspreis. 

Wir sind hier bei zwei Punkten, in denen die 
Bundesregierung und die Beschlüsse der CDU kon-
trovers sind. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Herr Minister, für mich bedeutet das nicht, daß Sie 
einen Alleingang gemacht haben, so links von der 
CDU, sondern ich bin der Meinung, daß Sie sehr 
wahrscheinlich im Auftrage des Kabinetts und nach 
den Richtlinien des Bundeskanzlers gehandelt haben. 
Es ist deshalb kein „Fall Höcherl", sondern ein „Fall 
Bundeskanzler und CDU", die hier abgewichen sind. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 
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So sehen auf der einen Seite kluge Beschlüsse und 
Entschließungsanträge aus, und auf der anderen 
Seite wird dann anders gehandelt. 

(Zustimmung und Zurufe von der FDP.) 

Nun haben Sie angekündigt, daß die erste Hilfe 
die Auszahlung der 560 Millionen Getreidepreisaus-
gleich sei. Davon wollen Sie 100 Millionen zweckent-
fremden. Dann soll die Dieselvergütung für 1967 ein 
bis zwei Monate früher ausgezahlt werden, und 
dann soll der Struve-Plan mit 200 Millionen — 70 
Millionen Bundesmittel, 130 Millionen Kapitalmarkt-
mittel — die letzte Ölung zur ersten Hilfe geben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, glauben Sie doch nicht, 
daß Sie mit diesen geringen Mitteln — ich will 
keinen härteren Ausdruck dafür gebrauchen — das 
Vertrauen der Landwirtschaft herstellen! Da befin-
den Sie sich in einem völligen Irrtum. Vergleichen 
Sie doch bitte das, was Sie hier tatsächlich machen, 
mit dem, was Vorsitzende oder Führer der mittleren 
Ebene der Bauernverbände in den Protestveranstal-
tungen gefordert haben, was aber auch CDU-Bun-
destags- und -Landtagsabgeordnete von Mähdre-
schern herab gefordert haben, Herr Schmidt! Dann 
sehen Sie, wo die Diskrepanz liegt. Sie werden also 
weder bessere landwirtschaftliche Erzeugerpreise 
noch den EWG-Ausgleich bringen — beides nicht. 

Nun will ich Ihnen folgendes sagen, und damit 
komme ich auf unsere Anträge — um es in einer 
Rede gemeinsam zu machen —: Wir halten es 
erstens für vordringlich, daß die 560 Millionen DM 
Getreidepreisausgleich restlos an die Getreide-
bauern gegeben und davon nicht 100 Millionen DM 
zweckentfremdet werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir begründen das in unserem Antrag Um-
druck 407. Gleichzeitig wünschen wir aber, daß die 
Bindungsermächtigung für das nächste Jahr eben-
falls in einer Höhe von 560 Millionen DM in den 
Etat aufgenommen wird, weil wir eine Degression 
im nächsten Jahr nicht wollen, weil wir nicht den 
Abbau auf 385 Millionen DM wollen. Wir werden 
getrennte Abstimmung über diesen Antrag ver-
langen. Denn wir haben ja in der vorigen Debatte 
von den Sozialdemokraten gehört, daß sie ebenfalls 
für eine Verteilung der 560 Millionen DM nach der 
Getreidefläche sind. Wir möchten nicht, daß Sie 
unserem Antrag nicht zustimmen können, Herr 
Schmidt. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Schmidt 
[Gellersen] : Geben Sie nur Ihr ganzes 

Paket ab!) 

Weiterhin soll an dieser Stelle betont werden, 
daß der eigentliche Schaden, der durch die Getreide-
preissenkung entstanden ist, nicht 88 DM, wie die 
Bundesregierung meint, oder — nach Verteilung 
der 560 Millionen DM — 110 DM, sondern in Wirk-
lichkeit 200 DM pro Hektar beträgt. 

Punkt 2. Wir wünschen die Verteilung von 
200 Millionen DM nach der Grünlandflächennutzung, 
weil die Viehwirtschaft im Jahre 1967 durch die 

EWG-Marktordnung und im besonderen durch die 
Art, wie die Bundesregierung diese Marktordnung 
handhabt, genauso geschädigt worden ist wie die 
Getreidebauern. Deshalb stellen wir den Antrag auf 
Umdruck 408. 

Wir haben in der Grünen Debatte von Herrn 
Struve gehört, als er aus der Sitzung des Präsidiums 
des Bauernverbandes kam, daß zwar entgegen dem 
Beschluß des Bauernverbandes von den 560 Mil-
lionen 100 Millionen DM abgezweigt würden; wenn 
jedoch diese 100 Millionen DM den Grünland-
betrieben zugute kämen, sei das ja gut. Im Ernäh-
rungsausschuß haben wir dann von Herrn Struve ge-
hört, das sei nicht zu verantworten, es sei — so 
ungefähr hieß es — unsinnig. Meine Damen und 
Herren, so ist es nun einmal, wenn wir etwas vor-
schlagen und wenn die CDU etwas vorschlägt. 

Punkt 3. Wir wünschen 78 Millionen DM zur 
Senkung des Kapitaldienstes bei den tragbaren Be-
lastungen, und zwar bei allen agrarstrukturellen 
Maßnahmen, bei der Siedlung, der Aussiedlung, be-
sonderen agrarstrukturellen Maßnahmen, der Flur-
bereinigung, der Wasserwirtschaft, beim Wegebau, 
und zwar aus folgenden Gründen. Diese tragbaren 
Belastungen sind vor Jahren festgesetzt worden, 
als die Ertragslage der Landwirtschaft weit besser 
war, als sie heute ist. Durch die politischen Maß-
nahmen der Bundesregierung ist die Ertragslage 
weit schlechter geworden, und jetzt laufen die-
jenigen Betriebe, die strukturiert sind, Gefahr, als 
erste in große Schwierigkeiten zu geraten. Hier muß 
also die tragbare Belastung bei allen Maßnahmen 
im öffentlichen und im privaten Bereich neu er-
rechnet werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dazu haben wir einen Entschließungsantrag einge-
bracht. Weil wir wissen, daß es sehr lange dauert, 
bis die neuen Belastungen festgestellt sind, wollen 
wir für das Jahr 1968 ein Drittel der jetzt bestehen-
den tragbaren Belastungen vom Bund übernommen 
sehen. Sehr wahrscheinlich werden wir das gleiche 
Verfahren auch für das Jahr 1969 wählen müssen, 
weil man mit der Errechnung unter Umständen noch 
nicht fertig sein wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

(Vorsitz: Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Viertens. Wir wünschen die Übernahme der Un-
terhaltungskosten und der Zins- und Kapitalbela-
stung beim Küstenschutz durch den Bund. Hier be-
steht der Anachronismus, daß Bürger, die hinter 
den Deichen wohnen, zu dieser staatlichen Aufgabe 
nach Hektar, nach Einheitswerten, herangezogen 
werden, und zwar nicht nur die Landwirtschaft, son-
dern auch Gewerbe, Hausbesitz usw. Die Belastun-
gen sind unterschiedlich, von 10 bis 20 DM pro 
Hektar oder pro 1000 DM Einheitswert, festgesetzt 
worden. Wir sind der Meinung, daß den Küstenge

-

bieten diese Belastung abgenommen werden muß. 

Fünftens. Wir wünschen die Bereitstellung von 
15 Millionen DM Zinsverbilligungsmitteln zum be-
schleunigten Besitzwechsel. Wir glauben, daß wir 
damit, wenn wir vom 1. Juli an rechnen, 400 Millio- 
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nen DM Kapitalmarktmittel und frei aufgenommene 
Darlehen auslösen können, und zwar um auslau-
fende Höfe, um Teilhöfe und um ganze Höfe durch 
Siedlungsgesellschaften oder auch im freien Kauf 
durch andere Bauern zu übernehmen. Dazu muß 
eine Zinsverbilligung von 6 1/2% gegeben werden, 
um für die Neuerwerber eine tragbare Belastung zu 
erreichen. Wir wissen, daß die Verhältnisse in 
Nord- und Süddeutschland sehr unterschiedlich sind. 
In Süddeutschland kommt es hauptsächlich darauf 
an, auslaufende Höfe aufzukaufën und der Sozial-
sache zu begegnen. Im norddeutschen Raum kommt 
es hauptsächlich darauf an, den sich — ich möchte 
sagen — unter einer tragbaren Grenze bewegenden 
Bodenpreis auf einer Linie zwischen 7000 und 9000 
DM aufzufangen. 

Sechstens. Wir haben beantragt — ich glaube, der 
Antrag liegt Ihnen noch nicht vor —, das neu be-
schlossene Gasöl-Verbilligungsgesetz in der Weise 
zu ändern, daß die Verbilligung — die bare Ver-
gütung, wie man es jetzt nennt — nicht erst am 
1. Mai, sondern schon für den Verbrauch ab 1. Ja-
nuar 1968 wirksam wird. 

Das sind unsere Anträge. Nun, meine Damen und 
Herren, werden Sie sagen: Das Ganze kostet zusam-
men 400 Millionen DM. Gewiß! Wir haben schon in 
der ersten Lesung dargelegt, daß wir die Pos. 679 b, 
die Dieselbarvergütung für 1968, d. h. die Etatisie-
rung dieser Steuervergünstigung für ein nicht übli-
ches und sogar für ein unmögliches Verfahren hal-
ten und daß wir diese Position deshalb im Einzel-
plan 10 gestrichen sehen wollen. Wenn Sie meinen, 
die Position aus haushaltstechnischen Gründen er-
halten zu müssen, müssen Sie sie nach Kap. 60 
verlagern. Wir wünschen diese 300 Millionen DM 
für die von mir bezeichneten Maßnahmen zu ver-
wenden. 

Wir haben ebenfalls schon in der ersten Lesung 
dargelegt, daß man bei Befolgung unseres Vor-
schlags — das war vor dem Beschluß über das Gas-
öl-Verbilligungsgesetz, meine Damen und Herren —, 
Gasöl und leichtes Heizöl zu färben, zu einer Steuer-
mehreinnahme von etwa 150 Millionen DM gekom-
men wäre. Das ist eine effektive Teildeckung. 

Weiter sind wir der Meinung, daß die 125 Millio-
nen DM Mehrabschöpfungen, die durch die Nach-
schiebeliste der Bundesregierung in den Etat ge-
kommen sind, agrarpolitischen Zwecken zugeführt 
werden sollen. Damit haben wir etwa 300 Millionen 
echt etatmäßig gedeckt. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier außer-
dem beachtliche Streichungsvorschläge gemacht. Der 
Finanzminister hat zwar gesagt, es seien keine ver-
nünftigen Streichungsvorschläge, ich bin aber der 
Meinung, daß das eine völlig subjektive Beurteilung 
ist; denn was Sie für vernünftig halten, das halten 
wir zum Teil für unvernünftig, und umgekehrt. 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei der FDP.) 

Wir haben also bei der militärischen Verteidigung 
eine Streichung von 550 Millionen DM beantragt, 
bei der zivilen Verteidigung 40 Millionen DM und 
bei der militärischen Ausrüstungshilfe 90 Millionen 
DM. Das sind zusammen rund 700 Millionen DM. 

Minister Höcherl — ich muß noch einmal auf Sie 
zurückkommen, Herr Minister — hat in seiner Rede 
zum Grünen Bericht darauf hingewiesen, daß es 
sinnvoll gewesen wäre, rechtzeitig Arbeitskräfte 
aus der Landwirtschaft in der gewerblichen Wirt-
schaft einzusetzen; man hätte dann ausländische 
Arbeitskräfte eingespart. Sie selber wissen, wie 
schwierig es infolge der örtlichen und räumlichen 
Bedingungen ist, Arbeitskräfte umzusetzen. Ich will 
Ihnen einen Vorschlag aus einem anderen Bereich 
machen. Wir haben vorgeschlagen, 4000 bis 5000 
Arbeitskräfte im zivilen Sektor der Bundeswehr 
einzusparen. Das ist der erste Vorstoß in dieser 
Richtung. Wenn Sie von den 160 000 Zivilisten bei 
der Bundeswehr 30 000 einsparten, dann wäre die 
erforderliche Arbeitsleistung in diesem Sektor noch 
nicht so groß wie die, die in jeder Fabrik von jedem 
Arbeiter, auf jedem Bauernhof von den Bauern und 
in jeder Verwaltung verlangt wird. Sie würden dort 
in einigen Jahren, wenn wir bei den Kündigungs-
fristen dazu kämen, bei 30 000 Bediensteten sogar 
400 Millionen DM einsparen können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Fellermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Kollege, darf ich der 
Klarstellung wegen fragen, ob Sie zum Ausdruck 
bringen wollten, daß diese 30 000 oder 40 000 Zivil-
bediensteten bei der Bundeswehr nicht das als 
Arbeitnehmer leisten, was man gemeinhin voraus-
setzt. Denn das hat immerhin in ihrer Behauptung 
mitgeschwungen. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : „Gemeinhin an-
nimmt" habe ich nicht gesagt und nicht gemeint. Ich 
habe gesagt: die Arbeitsleistung, die in diesem 
Bereich im Verhältnis zu allen anderen Bereichen in 
der Wirtschaft erbracht wird; und das ist wahr. Dazu 
stehe ich. Ich glaube, das ist eindeutig. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der SPD: 
Das sind also nach Ihrer Meinung Fau- 

lenzer!) 

Wir sind also der Meinung, daß wir Einsparungs-
vorschläge genug gemacht haben und daß, wer hel-
fen will, meine Damen und Herren, auch helfen 
kann. Es kommt — um es noch einmal zusammen-
zufassen — erstens auf eine schnelle Verbesserung 
der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise an und zwei-
tens darauf, daß das eingehalten wird, was in bezug 
auf die EWG-Anpassung versprochen worden ist. 
Wenn man unseren Anträgen folgt, dann wird das 
erfüllt. 

Die Belastung, die bei einem Heraufziehen der 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise für den Ver-
braucher entstände — meine Damen und Herren, 
auch das soll behandelt werden —, ist nach unserer 
Meinung tragbar. Die Senkung der landwirtschaft-
lichen Erzeugerpreise durch die EWG, die bisher 
nur ein halbes Jahr lang wirksam gewesen ist, hat, 
auf das ganze Jahr bezogen, 8 % ausgemacht. Für 
den Verbraucher ist nach der Statistik nur eine Sen-
kung der Preise um 1 % eingetreten. Wenn nun die 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise auf den alten 
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Stand kämen, dann könnte diese Anhebung, auf ein 
ganzes Jahr bezogen, nicht mehr als 2 0/0 oder viel-
leicht 3% bedeuten. Wir sind der Meinung, daß das 
tragbar wäre und besser wäre als jeder andere Aus-
gleich. 

Ferner sind wir der Meinung, daß das, was wir 
vorgeschlagen haben — das habe ich eingehend be-
gründet —, für den Haushalt tragbar ist. 

Der Bundesminister hat in der Ernährungsdebatte 
noch gesagt, daß er sich bemühen wolle, im Kabinett 
durchzusetzen, daß dreimal 260 Millionen DM EWG-
Anpassungshilfe möglichst bald nachgeholt würden, 
wenn die Haushaltslage es erlaubte. Herr Minister, 
Sie werden dadurch, daß die ersparten Mittel aus 
den einzelnen Titeln in einem Globaltitel zusammen-
gefaßt werden, diese Möglichkeit sehr wahrschein-
lich schon im Haushaltsjahr 1968 haben. Kommen 
Sie nicht am Ende des Jahres mit irgendwelchen 
Vorschlägen, sondern entschließen Sie sich möglichst 
schnell zu Handlungen! 

Nun ein Letztes. Die schlechte Ertragslage in der 
Landwirtschaft hat im letzten Jahr dazu geführt, 
daß die Landwirtschaft 3 Milliarden DM weniger 
investiert hat, d. h. für 3 Milliarden DM weniger 
von Industrie, Handwerk und Handel gekauft hat. 
Wenn Sie nicht helfen, wird diese Entwicklung sehr 
wahrscheinlich verstärkt weitergehen. Damit ist das 
Problem der Agrarwirtschaft zu einem Problem un-
serer Volkswirtschaft geworden. 

(Zuruf von der SPD: War es schon immer!) 

Sie sollten jetzt nach unseren Vorschlägen schnell 
handeln. Sie tun dann auch der Gesamtwirtschaft 
und dem, was Sie konjunkturpolitisch wollen, einen 
Gefallen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Saxowski. 

Saxowski (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die FDP hat einen 
ganzen Blumenstrauß von Wünschen hier ausge-
breitet, der wieder an dem Getreidepreisausgleich 
seinen Aufhänger fand. Ich frage mich nur immer: 
Wann wurde dieser Getreidepreis in Brüssel eigent-
lich verbindlich festgelegt? Da waren Sie doch mit 
in der Regierung. 

(Lebhafte Zurufe von der FDP.) 

— Nein, das müssen Sie auch mal wissen. 

(Zuruf von der FDP: Zwei Jahre vorher!) 

— Es ist immer unangenehm, die Wahrheit zu hören, 
aber man soll die Akzente dort setzen, wo sie hin-
gehören. Es ist ja beinahe unerträglich, in diesem 
Klima Agrarpolitik zu machen. 

Bis tief in diese Koalition hinein hat ein führender 
Beamter im Ernährungsministerium die Verhand-
lungen in Brüssel mitbestimmt. Alles das wird ver-
gessen, selbst in dieser Großen Koalition. 

Aber bitte, lassen Sie uns zurückkommen auf den 
Haushalt, den wir auch sehen. Ich glaube, man sollte 
in der Agrarpolitik in Ruhe und in Stille in den 

Ausschüssen arbeiten und in diesem Jahr mit einer 
festen Konzeption an die Öffentlichkeit treten, statt 
sich dauernd in Anträgen zu ergehen, die einfach 
nicht realisierbar sind. Ich habe diese Auffassung; 
ich kann mir nicht helfen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? — Herr Abgeordneter Ertl! 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Saxowski, würden Sie 
vielleicht die Güte haben, mir zuzugeben, daß Ihre 
Fraktion noch viel früher eine Getreidepreissenkung 
wollte? 

Saxowski (SPD) : Herr Ertl, wenn wir in Europa 
arbeiten wollen — das muß man auch einmal klar 
zum Ausdruck bringen —, können wir nicht glauben, 
daß wir die Erreichung unseres Preisniveaus in 
allen Ländern anstreben können, sondern hier muß 
man einfach Kompromisse finden. Über die Höhe 
des Kompromisses hat man zu verhandeln. Das ist 
meine Auffassung. Wir haben ja auch gesagt, daß 
wir gar nicht dagegen sind, daß man auch im Preis 
regulierend arbeiten kann. Aber dann nicht von 
1969 an. Das müssen Sie auch wissen. Hierüber 
lassen wir vernünftig mit uns reden! 

(Zuruf des Abg. Dorn.) 

— Herr Dorn, man kann ja auch Fragen nicht ver-
stehen wollen. Ich habe Ihnen dauernd gesagt, daß 
es Kompromisse geben mußte, und dazu stehen wir 
auch; glauben Sie mir das. 

Meine Damen und Herren, diese zweite Beratung 
des Haushalts, den die neue Bundesregierung der 
Großen Koalition vorlegt, ist gerade auch für den 
Bereich des Ministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten gekennzeichnet durch eine ge-
wisse Knappheit der Mittel. Das wissen wir. Die 
mittelfristige Finanzplanung, die mit zum Teil har-
ten Eingriffen das Debakel der öffentlichen Finanzen 
beseitigen mußte — das ist hier ja laufend heraus-
gestellt worden —, hat auch diesen Einzelplan 10 
nicht geschont, Herr Kollege Peters. Das darf man 
nicht übersehen. Und im übrigen ist diese Entwick-
lung ja seit 1966 eingetreten. Die scheinbaren Er-
höhungen gegenüber 1967 — da gehe ich mit Ihnen 
einig — können wir teilweise, nämlich in Höhe von 
560 Millionen DM, auf den Getreidepreisausgleich 
zurückführen. Aber bitte vergessen Sie auch nicht, 
daß diese große Koalition in einer vertrauensvollen 
Zusammenarbeit eine Aufstockung der Strukturtitel 
um 200 Millionen DM vorgenommen hat. Das ver-
gißt man natürlich zu erwähnen. Hier haben Regie-
rung und Koalition zusammengearbeitet. 130 Mil-
lionen DM wurden am Kapitalmarkt aufgenommen. 
Das ist sogar ein Entgegenkommen unserer Wirt-
schaftspolitik. Wir haben die Strukturprobleme in 
den landwirtschaftlichen Räumen noch nicht über-
wunden. Das kommt dieser Konjunkturpolitik ent-
gegen. Das sollte man auch sagen. 

Sie haben weiter vergessen zu erklären, daß 
durch den Eventualhaushalt 320 Millionen DM im 
vorigen Jahr zusätzlich in die Landwirtschaft hinein- 
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geflossen sind. Das sind schon einmal 500 Millionen 
DM in einer Summe zusammengepackt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage! 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Saxowski, würden Sie 
mir zugeben, daß zunächst bei den Strukturmitteln 
erheblich gestrichen und dann der Versuch gemacht 
wurde, durch zusätzliche 200 Millionen DM ein klein 
wenig in der Öffentlichkeit den Eindruck zu er-
wecken, daß man wieder mehr gibt? 

(Abg. Peters [Poppenbüll] meldet sich zu 
,einer Zwischenfrage.) 

Saxowski (SPD) : Herr Peters, alles in einem ist 
besser. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Saxowski, ist 
Ihnen nicht klargeworden, daß ich in den Zahlen-
vergleich 1967/68 die beiden Investitionshaushalte 
mit einbegriffen habe? 

(Sehr richtig bei der FDP.) 

Saxowski (SPD) : Durchaus, durchaus. Ich meine, 
ich kann ja auch noch kopfrechnen. Mit Millionen 
kann man das auch, wenn sie hinten keine Einzel-
zahlen haben. Das ist alles klar. Daß gekürzt werden 
mußte, Herr Ertl, ist auch klar. Fragen Sie doch 
Ihren früheren Finanzminister. Sie  haben da doch 
Leute mit Erfahrung, die es vielleicht besser ge-
macht hätten. 

(Zurufe von der FDP.) 

Aber darauf wollen Sie nicht hören. 

Ich lehne es jetzt ab, mich auf dieser Ebene weiter 
zu streiten. Ich will zum Haushalt etwas sagen, weil 
wir auch noch einige Einwendungen dazu haben. 

(Abg. Ertl: Ab 1966 begann das doch!) 

— Da waren Sie doch drin. Was wollen Sie eigent-
lich? Da waren Sie doch dabei? Oder? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Ich verstehe das nicht. Da bleibt einem der Ver-
stand stehen. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Ja, ist denn das nicht wahr? 
(Zuruf von der FDP: Das merkt man! — 
Das hat aber einiges zur Voraussetzung!) 

— Herr Dorn, lassen Sie mich jetzt fortfahren. Wir 
dürfen uns ja auch wohl einmal rechtfertigen. Da 
soll man nicht immer so aufstöhnen. Wer so auf-
stöhnt, hat auch .ein bißchen Schuld. 

(Zuruf von der FDP: Verzeihen Sie der 
Opposition!) 

— Ich will hier nicht fortfahren. 

Wir wollen uns nun dem Haushalt zuwenden. Ich 
darf zunächst an die langjährigen Bemühungen dier 
Fraktion erinnern, die Aufgabenbereiche im Einzel-
plan 10, Herr Minister, funktional besser zusammen-
zufassen und transparenter zu machen. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Durchaus, das ist eine Forderung, die wir im vorigen 
Jahr auch gestellt haben. Das Ministerium ist diesem 
Ansinnen durch die Seite 29 entgegengekommen, 
indem sie da eine Untergruppierung der einzelnen 
Agrarmaßnahmen in vier Buchstabengruppen vorge-
nommen hat. Das ist schön; aber es ist nicht exakt 
genug. Bitte, geben Sie sich endlich die Mühe und 
stellen Sie die Maßnahmen in diesem Haushalt nach 
den rein agrarstrukturellen, betriebsstrukturellen, 
marktstrukturellen, sozialen und einkommenswirk-
samen Subventionen auf. Es wäre dabei ganz schön 
— bitte, das verneinen wir und verniedlichen wir 
auch nicht —, wenn noch hinzukäme, daß man sich 
die Mühe machte und auch einmal die Maßnahmen 
zusammenfaßte, die nur indirekt der Landwirtschaft 
zugute kommen. Ich denke hier an den Küsten-
schutz, an Wassermaßnahmen und alle diese Dinge. 
Wir können sie nicht als rein agrarische Maßnahmen 
ansprechen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage! 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Gestatten Sie mir 
noch eine Frage, es soll die letzte sein, Herr 
Saxowski. 

(Zuruf von der FDP: Legen Sie sich nicht 
fest, Herr Kollege!) 

Saxowski (SPD) : Ja bitte, ich kann das ver-
tragen. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Können Sie mir eine 
Einkommenssubvention aus dem Agraretat nennen? 

Saxowski (SPD): Herr Peters, die will ich ja auch 
wissen. Verstehen wir uns  da? Ich habe gesagt, daß 
man diese Aufforderung nicht als buchhalterisch 
kleinkariert auffassen soll.  Das ist hier keine Frage 
der Form dieses Haushalts; mit der Neuordnung 
dieses Haushalts, Herr Bundesminister, müssen wir 
dazu kommen, auch einmal sämtliche Maßnahmen 
dieses Haushalts zu durchforsten. Ich glaube, hier . 
ist allerhand Ballast verborgen. Das kann man 
aber nur feststellen, wenn neben dem Haushalt 
auch die Richtlinien einer Überprüfung unterzogen 
werden. Es ist durchaus zuzugestehen, daß Maß-
nahmen vorhanden sind, die vor Jahren dringend 
erforderlich waren, die aber heute Sinn und Zweck 
verfehlen, weil sie gewisse Linien hineinbringen, die 
zuungunsten der Landwirtschaft ausarten. Ich 
glaube, hier muß jedermann von einigen liebgewor-
denen Angewohnheiten herunter, sei es  in den Mini-
sterien, ,die gern ihre Töpfchen verwalten und da 
ihr Lebensinteresse finden, sei es bei Abgeordneten 
unserer oder Ihrer Couleur, die sich mit diesen 
Haushaltstiteln zum Teil identifizieren. Hier muß 
reell miteinander geredet werden. Ich glaube, daß 
dann einiges Geld in diesem Haushalt freizumachen 
ist, das dann an die strukturellen Titel überwiesen 
werden kann. 

Weiter, Herr Bundesminister. Das geht auch wie-
derum allen Ernstes an die Bundesregierung. Wir 
sehen laufend, daß auf Grund der Verpflichtungen 
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der EWG das Kapitel 10 03 über die Marktordnun-
gen .immer stärker anwächst — da muß ich der 
FDP Recht geben — zu Lasten des  Kap. 10 02, in 
dem unser nationaler agrarpolitischer Bereich heute 
noch Bewegungsfreiheit hat. 

(Beifall bei , der SPD und der FDP.) 

Und gerade diese Maßnahmen sind dringend erfor-
derlich. Wenn schon mittelfristige Finanzplanung, 
dann aber auch bitte hier zu diesem Kapitel einen 
Plafond, nach dem wir unsere Agrarpolitik aus-
richten können, damit wir nicht in  die Verlegenheit 
kommen, ,dauernd solche Anträge vor das Haus zu 
bringen. Ich glaube, das müßte bei einigem Willen 
möglich sein, zudem Sie ja auch in  den  vergange-
nen Wochen und Monaten darauf hingewiesen 
haben, daß eine neue Konzeption vorliegt. Diese 
Konzeption möchten wir erfahren. 

Ein Wort zur Gestaltung des Haushalts. Ich 
glaube, es ist sehr schön, wenn  Sie  uns Ende des 
Jahres das fertige Papier mit seinen vielen Seiten 
auf den Tisch legen. Aber wenn wir in die Haus-
haltsberatungen hineingehen, wissen wir, wie 
schwierig es ist, da eine oder zwei Millionen — ent-
schuldigen Sie diesen Ausdruck — im Volumen zum 
Gesamthaushalt in irgendeinen anderen Titel zu 
verlagern. Und wenn ich mich dann daran erinnere, 
daß wir hier im Parlament immer davon sprechen, 
daß der Haushalt die große Stunde des Parlaments 
ist,  dann bin ich am Ende meiner Kraft.  

(Beifall und Heiterkeit bei der FDP.) 

— Entschuldigen Sie bitte, hier soll man offen dar-
über reden. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP.) 

Hier wird dann um eine oder zwei Millionen tage-
lang gefeilscht, und am Ende bleibt es bei der 
Regierungsvorlage. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Sehen Sie sich doch die Verlagerung an. Ich glaube, 
es wäre hier wesentlich besser, auch im Interesse 
der Politik, wenn wir uns auch vorher, bevor die 
Veranschlagung des Haushaltes erfolgt, einmal dar-
über unterhielten, welche Schwerpunkte zu setzen 
sind, welche Maßnahmen stärker herausgestellt 
werden müssen. Denn wir alle haben viele Wunsch-
träume, aber wir können die reale Politik nur im 
Rahmen der eng begrenzten Mittel vorantreiben. 
Daher halte ich diese Vorbesprechung für unerläß-
lich. Ich möchte hoffen, daß dieser Wunsch — ich 
kann ja nur diesen Wunsch äußern — auf frucht-
baren Boden fallen wird. 

Noch eines: Die Titel, die für die EWG echte 
Marktordnungstitel darstellen, an die wir gesetzlich 
gebunden sind, wollen wir nicht in den Einzel-
plan 60 überwiesen haben. Wir möchten dafür aber 
ein Ergänzungskapitel E im Agrarhaushalt. Ich habe 
dafür meine bestimmten Gründe, und meine Freunde 
unterstützen mich in dieser Frage auch, damit wir 
einmal echt feststellen können, was gesetzlich für 
die EWG benötigt wird. 

(Zuruf: Genau! — Beifall bei der SPD 
und der FDP.) 

— Man soll kritische Anmerkungen zum Haushalt 
machen, auch wenn man in der Koalition steht. Ich 
will ja über die Einsparungen in den vergangenen 
Jahren gar nicht reden. Aber hier drängt sich doch 
der leise Verdacht auf, daß man immer bereit ist, 
diese gesetzlich gebundenen Titel etwas aufzublähen 
in der stillen Hoffnung, hierdurch nachher irgend-
welche Fehlbeträge zu decken. Das muß vermieden 
werden. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Darum hat der Haushaltsausschuß — hierfür sind 
wir Agrarpolitiker ihm äußerst dankbar — einen 
lobenswerten Beschluß gefaßt, nach dem ersparte 
Mittel aus Kap. 10 03 an Kap. 10 02 zur Verstärkung 
überwiesen werden. Das war ein guter Beschluß. 
Der Finanzminister hat diesem Beschluß zugestimmt. 
Aber wir möchten nicht, daß daraus eine reine 
Deklamation wird, die keine exakten Bindungen 
beinhaltet. Denn wir wissen, daß strukturell — sei 
es Markt, sei es Betrieb, sei es agrarisch oder 
sozial — noch vieles zu tun ist. Wir haben deswegen 
den Antrag 423 (neu) vorgelegt, in dem eine echte 
Bindung für 10 02 ausgesprochen wird. Mein Kollege 
Herr Röhner hat seinerzeit den lobenswerten Antrag 
gestellt, eine Übertragbarkeit einzuführen. Aus haus-
haltsrechtlichen Gründen war das aber nicht mög-
lich. Wir sehen das ein. Aber hier ist eine Rege-
lung, die meines Erachtens möglich ist. Wir bitten 
das Hohe Haus, dieser Regelung zuzustimmen. Ich 
sage ganz offen: sie ist noch nicht weitgehend 
genug. Aus dem Vergangenen gewitzigt geworden, 
müssen wir doch die Möglichkeit erhalten, Herr 
Minister, nicht verausgabte Haushaltsmittel in das 
nächste Rechnungsjahr übertragbar zu machen. 
Wenn ich Herrn Bundesfinanzminister Strauß rich-
tig verstanden habe, sollen im neuen Haushalts-
recht Wege gefunden werden, das zu praktizieren. 
Wir wären Ihnen sehr dankbar dafür; denn es ist 
schlecht, wenn bei Strukturtiteln am Ende des 
Jahres ersparte Mittel untergehen, weil es einfach 
so im alten Haushaltsrecht steht. Wir wollen also 
hoffen, daß es zu dieser Regelung kommt. Wir sind 
dem Finanzministerium sehr dankbar, daß es diesen 
Weg mit beschreitet. 

Nun zu den Anträgen der Kollegen von der FDP. 
Der Antrag hinsichtlich des Getreidepreises inter-
essiert uns natürlich, weil wir ja auch der Auffas-
sung waren, daß man diesen Ausgleich nur auf 
den Getreidepreis anwenden sollte. 

(Zurufe von der FDP.) 

— Nun lassen Sie mich das doch erst einmal er-
klären. Sonst werde ich überhaupt nicht fertig und 
bekomme nachher eine Mahnung vom Herrn Präsi-
denten. Das möchte ich mir nicht einhandeln. 

Dieser Ausgleich sollte also für den Getreide-
preis gelten. Wir können in dieser Frage in der 
Fraktion vollkommen frei abstimmen. Aber daß 
Sie das in ein solches Bündel von Anträgen hinein-
packen! Ich habe einmal einige schöne Worte eines 
markanten Sprechers Ihrer Fraktion in Fachzeitun-
gen gelesen. Er sprach davon, daß einmal Papiere 
im Schwange waren, die Augenwischerei bedeuten 
sollten. Sehen Sie, hier liegen Anträge von über 
300 Millionen DM. 300 Millionen! Das wollen Sie 
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aus der Dieselkraftstoffverbilligung herausneh-
men; aber wir wissen, daß bei der Durchführung 
Ihrer Anträge einfach ein Loch von 300 Millionen 
DM entsteht, weil das Geld irgendwo hergenommen 
werden muß. Die Landwirte müssen ja vorher ihre 
Steuerzahlungen zurückbekommen. Wir stimmen 
also diesem Antrag nicht zu. Dabei unterstelle ich, 
Herr Peters, daß wir uns über die Frage der Die-
selkraftstoffverbilligung im nächsten Jahr drin-
gend unterhalten müssen. Sie ist auch in meinen 
Augen keine Subvention, sondern der erste Schritt 
zur Wegnahme von Wettbewerbsverzerrungen, 

(Beifall bei der FDP) 

weil wir durch die Verbilligung auf mittleres euro-
päisches Niveau gegangen sind. Wenn ich gleiche 
Preise in einer Sechsergemeinschaft habe, ist es 
generelle, sittliche Verpflichtung, möchte ich fast 
sagen, auch die Produktionskosten und Betriebs-
kosten in Harmonisierung zu bringen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das ist hiermit geschehen. 

Hier auch eine kritische Bemerkung zum Subven-
tionsbericht. Dieser Bericht ist ja sehr schön, weil 
in ihm eine klare Aufgliederung der verschiedenen 
Arten von Subventionen zu finden ist. Bei der 
Binnenschiffahrt — und das hat nichts damit zu 
tun, daß die im Freihafen bunkern — stellt man 
das als Steuererleichterung hin, während es dem 
Landwirt im Einzelplan 10 als Einkommenssubven-
tion angekreidet wird. Da stimmt was nicht! 

(Beifall bei der FDP.) 

Da hat man irgendwie etwas verloren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP.) 

Darauf sollte man achten. Wir sind sehr dafür, 
daß wir uns im nächsten Jahr — aber bitte, in 
einem sehr sachlichen Klima — über diese Frage 
unterhalten und zu einer tragbaren Regelung 
kommen. Machen Sie es sich bitte auch nicht zu 
leicht. Es stehen viele Vorschläge im Raum. Daran 
möchte ich auch erinnern. Aber alle haben Haken 
und Erschwernisse. Darüber muß man sich auch 
echt unterhalten. Wir wollen also anstreben, da 
im nächsten Jahr eine bessere Regelung zu finden. 
Ich glaube, im Augenblick ist diese Regelung im 
Interesse der Landwirtschaft durchaus tragbar. 

Und weil wir gerade bei dem Subventionsbericht 
sind: Da sind noch so einige Positionen EWG-be-
dingt: Einfuhr- und Vorratsstelle, NATO-Reserve 
und, wie das deklariert wurde, allgemeine Ernäh-
rungsreserve auf Grund irgendwelcher Erwägungen. 
Man sollte auch, was die Einfuhr- und Vorratsstelle 
angeht, erkennen, "daß es sich dabei nicht um eine 
landwirtschaftliche Subvention handelt, sondern daß 
die Subvention allen Teilen der Bevölkerung durch 
eine geregelte Lagerhaltung zur Stützung von Prei-
sen zugute kommt. 

(Beifall bei der SPD und FDP.) 

Darüber ist zu reden, damit uns nicht immer diese 
Riesensummen um die Ohren geschlagen werden, 
die sich, wenn wir sie echt durchleuchten, auf ein 
Minimum verringern. 

Aber jetzt zum Schluß. Ich will Sie nicht mehr 
weiter langweilen. Mir klingen noch die Worte des 
Herrn Bundeskanzlers — der Herr Bundeskanzler 
ist jetzt weg — im Ohr, als er aus seinen Erfahrun-
gen im württembergischen Wahlkampf erklärt hat, 
daß die Landwirte keine Versprechungen mehr 
haben wollten; sie wollten vielmehr die Wahrheit 
und die Realitäten. Ich glaube, dieses Haus und die 
Parteien wären alle gut bedient, wenn sie daran 
dächten: Ehe man mit großen bombastischen Erklä-
rungen an die Öffentlichkeit geht, sollte man im 
Rahmen der Politik, die wir hier machen — und 
man soll sich da von außen nicht so stark beein-
drucken lassen —, über die Maßnahmen erst ein-
mal ins klare kommen, die zu treffen sind. Es ist 
endlich die Rangigkeit der Schwerpunkte in der 
Agrarpolitik im Rahmen der Finanzmasse festzu-
legen. Leider ist es so, daß zur Politik auch das 
Geld gehört. Man kann die besten Auffassungen an 
den Tag legen, aber wenn der Geldbeutel nicht ent-
sprechend offen ist, kann man mit diesen guten Vor-
stellungen nichts anfangen. Deswegen bitte ich Sie 
herzlich — und ich glaube, wir haben in der Koali-
tion gute Ansätze —, daß wir in diesem Jahr schwer-
punktmäßig die Gesetze verabschieden — das müßte 
bis Ende dieses Jahres geschehen, um diese Fragen 
aus dem Bundestagswahlfieber 1969 herauszuhal-
ten —, daß wir in diesem Jahr darangehen, mit dem 
Herrn Bundesminister, mit seiner Konzeption, unter 
Offenlegung unserer Wünsche, mit Offenlegung der 
Finanzmasse die Schwerpunkte in der Agrarpolitik 
zu setzen, wie es sich gehört. Ich glaube, dann 
kommt das Unbehagen weg, und dann kriegen wir 
auch die Unruhe draußen fort. Aber Versprechun-
gen, die nicht realisiert werden, bringen Unmut. Das 
ist ein wenig bedrückend. Bitte denken Sie daran, 
daß wir zu diesem Weg endlich kommen müssen. 
W i r sind bereit, ihn zu gehen. 

Zum Schluß bitte ich Sie noch einmal alle, dem 
Antrag 423 (neu) zuzustimmen, und im übrigen 
danke ich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, FDP und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mein Freund Saxowski hat hier den 
Umdruck 423 (neu) begründet. In der Sache bin ich 
mit ihm einig. Als Mitglied des Haushaltsausschus-
ses gibt es natürlich widerstrebende Gefühle bei die-
sem Antrag, denn das haben wir nie getan, daß wir 
Mittel von einem Kapitel in das andere Kapitel 
übertragbar machen. Wie immer, 

(Zuruf von der FDP: Großer Fehler!) 

wenn mein Freund Saxowski oder andere Vertreter 
der Landwirtschaft sprechen, sind wir ein bißchen 
überzeugt von den Argumenten und sehen, was hier 
notwendig ist. Aber bei allem Respekt in der Sache, 
bei allem Respekt vor dem verehrten Landwirt-
schaftsminister, ja selbst bei meinen freundschaft-
lichen Beziehungen zu ihm, möchte ich doch zu die-
sem Änderungsantrag einen Änderungsantrag stel- 
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len, damit wir im Rahmen des Haushaltsrechts und 
der Haushaltsgrundsätze bleiben. 

Herr Präsident, ich würde bitten, den Änderungs-
antrag 423 (neu) im letzten Absatz, wo es heißt: 
„Die Ausgaben auf Grund dieser Ermächtigung sind 
bei den einschlägigen Titeln zu buchen, deren An-
sätze" durch den Halbsatz zu erweitern: „mit Zu-
stimmung des Haushaltsausschusses". Es heißt dann: 
„deren Ansätze mit Zustimmung des Haushaltsaus-
schuses insoweit überschritten werden können." 

Herr Präsident, ich darf Ihnen diesen Änderungs-
antrag übergeben. — Ich danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Zustim-
mung des Haushaltsausschusses ist hier beantragt. 
Nun hat das Wort der Herr Abgeordnete Röhner. 

Röhner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte in gebotener Kürze 
Stellung nehmen zu den Änderungsanträgen der 
FDP, die vom Kollegen Peters begründet worden 
sind. Ich versuche, es straff darzustellen. Mit dem 
Umdruck 403 *) betreffend Kapitaldienst und Unter-
haltungskosten wurde eine Mehrausgabe in Höhe 
von 7 Millionen DM beantragt. Mit Umdruck 404 **) 
wurden eine Mehrausgabe in Höhe von 15 Millionen 
für Maßnahmen des beschleunigten Besitzwechsels 
beantragt. Mit Umdruck 405 ***) — Senkung des 
Kapitaldienstes um 30 % bei Agrarstrukturmaßnah-
men — wurde eine Mehrausgabe von 78 Millionen 
DM beantragt. Mit Umdruck 408 ****) wurde eine 
Mehrausgabe in Höhe von 200 Millionen DM — 
Verteilung an die Grünlandbetriebe — beantragt. 
Das ergibt insgesamt Mehrausgaben in Höhe von 
300 Millionen DM. Der Änderungsantrag Umdruck 
406 *****) soll für diese Mehrausgaben insofern Dek

-

kung bringen, als bei den Mitteln nach dem Gesetz 
über die Verwendung von Gasöl eine Streichung von 
300 Millionen DM angeboten wird. Die von der 
FDP beantragten zusätzlichen Mittel sollen also 
durch die Streichung der Mittel zur Verbilligung von 
Gasöl für die Landwirtschaft in Höhe von 300 Mil-
lionen DM aufgebracht werden. Dieser Deckungs-
vorschlag ist nicht durchführbar, erstens, weil das 
Gasölverwendungsgesetz inzwischen in Kraft getre-
ten ist und die daraus erwachsenden Ansprüche be-
friedigt werden müssen, und zweitens, weil bei 
einer Streichung der 300 Millionen DM auf der Aus-
gabenseite die damit korrespondierenden Einnah-
men aus der Mineralölsteuer bei Kap. 60 01 eben-
falls um 300 Millionen DM verringert werden müß-
ten. Mittel für eine anderweitige Verwendung wer-
den dadurch nicht frei. 

Dies gilt im Grundsatz auch für die mit Umdruck 
407 ******) vorgeschlagene Erhöhung der Bindungs-
ermächtigung. 

*) Siehe Anlage 10 
**) Siehe Anlage 11 

***) Siehe Anlage 12 
****) Siehe Anlage 13 

*****) Siehe Anlage 14 
******) Siehe Anlage 15 

Ich bitte deshalb, die genannten Änderungsan-
träge Umdrucke 403, 404, 405, 406 und 408 abzuleh-
nen. 

Noch eine kurze Bemerkung zum Änderungsantrag 
Umdruck 407. Do rt  heißt es unter Buchstabe a, daß 
in den Erläuterungen zu Tit. 992 im letzten Absatz 
der Betrag „374 000 000 DM" durch den Betrag 
„560 000 000 DM" ersetzt werden soll. Ich darf dazu 
folgendes feststellen. Im Finanzänderungsgesetz vom 
21. Dezember  1967 wurden die Ausgleichszahlungen 
für die Einkommensverluste aus der Getreidepreis-
senkung nach § 4 des EWG-Anpassungsgesetzes 
beschränkt, und zwar für das Jahr 1968 auf 560 Mil-
lionen DM, für 1969 auf 374 Millionen DM und für 
1970 auf 187 Millionen DM. Nach dem Kabinetts-
beschluß vom 13. Dezember 1967 werden diese Mit-
tel wie folgt verteilt — das ist bekannt; ich darf es 
aber noch einmal kurz erwähnen —: 437,5 Millionen 
Getreidefläche, 22,5 Millionen Braugerste, 100 Mil-
lionen für Betriebs-, Agrar- und Marktstruktur, hier 
wiederum durch einen Vermerk, der bei der Haus-
haltsberatung im Haushaltsausschuß einschlägig 
angebracht worden ist, aufgeteilt für die Investi-
tionsbeihilfe, für die Wasserwirtschaft und für die 
Verbesserung der Molkereistruktur. 

Ich bitte deshalb, diese Vorschläge auch im Sinne 
des Haushaltsausschusses anzunehmen und damit 
den Änderungsantrag Umdruck 407 abzulehnen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben für unsere 
Ausgabenanträge hier eindeutige Deckungsvor-
schläge unterbreitet, und für diese Anträge sind 
nicht erst seit dieser Haushaltsberatung, Herr Kol-
lege Röhner, sondern seit dem vergangenen Herbst 
von uns Argumente vorgetragen worden. Seit dieser 
Zeit haben wir in allen zuständigen Ausschüssen, 
die dafür in Frage kamen, diese Haltung eingenom-
men und auch unsere Deckungsvorschläge unter-
breitet. In der Sache ist also von unserer Fraktion 
völlig korrekt verfahren worden. 

Wir begrüßen es, daß der Kollege Saxowski an-
geboten hat, wenigstens für das nächste Jahr zu 
einer Überlegung zu kommen, ob nicht doch vieles 
von dem, was wir beantragt haben, realisiert werden 
könnte. Wir hätten es begrüßt, wenn die Kollegen 
von der SPD-Fraktion sich schon in diesem Jahr hät-
ten entschließen können, unseren Anträgen zu 
folgen. Aber nach dem, was er hier ausgeführt hat, 
haben wir wenigstens für das nächste Jahr einige 
Hoffnung. 

Nun noch ein Wort zu dem, was der Kollege 
Hermsdorf gesagt hat. Ich glaube, auf die Dauer 
gesehen ist das, was er hier vorgetragen hat, im 
Rahmen der Haushaltsberatungen einfach nicht 
durchzuhalten. Er sagte sinngemäß: „Wir sind nur 
bereit, das an Deckungsvorschlägen zu akzeptieren, 
was für den einen Haushalt, der zur Diskussion 
steht, dann an Ausgleich wieder vorgetragen werden 
kann; wir haben bisher keine Übertragung von 
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Mitteln zwischen den einzelnen Haushalten vorge-
nommen." Herr Kollege Hermsdorf, konsequent fort-
gesetzt, würde uns das in diesem Hause in eine 
äußerst peinliche Situation führen. Denn es könnte 
sein, daß, wie z. B. in diesem Jahr von unserer 
Fraktion insgesamt über 800 Millionen DM Ausga-
benkürzungen im Rahmen der verschiedenen Haus-
haltspläne vorgeschlagen worden sind, das Parla-
ment durchaus zu der Überzeugung käme, z. B. die 
550 Millionen DM im Bereich der Verteidigung, die 
wir als Kürzung vorgeschlagen haben, wie auch die 
42 Millionen DM aus der Zivilverteidigung, die wir 
als Kürzung vorgeschlagen haben, wie auch die 
90 Millionen DM, die wir als Kürzung im Bereich 
der militärischen Ausrüstungshilfe vorgeschlagen 
haben, eines Tages vielleicht zur Verstärkung der 
Positionen auf dem Sektor von Wissenschaft und 
Forschung einsetzen zu müssen, was nach unserer 
Auffassung dringend erforderlich wäre. Dann kön-
nen wir aber doch nicht sagen: „Weil das nunmehr in 
diesen Haushaltsplänen im Rahmen der Regierungs-
vorlage uns vorgelegt worden ist, ist eine solche Um-
wälzung von Haushalt zu Haushalt nicht vertret-
bar." 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

(Abg. Dorn: Bitte sehr!) 

Hermsdorf (SPD) : Herr Kollege Dorn, spüren 
Sie nicht, daß diese Bemerkungen, die Sie jetzt ma-
chen, mit meiner Bemerkung nicht das mindeste zu 
tun haben? Das, was Sie sagen, geht durchaus. Hier 
handelt es sich um eine rein haushaltsrechtliche 
Frage im laufenden Haushalt, darum, daß man im 
laufenden Haushalt nicht Mittel von einem Kapitel 
zum anderen laufend übertragen kann, wogegen das, 
was Sie sagen, ja eine politische Notwendigkeit, 
ad hoc und einmalig, ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dorn (FDP) : Ja, Herr Kollege Hermsdorf, dann 
haben Sie sich zumindest sehr mißverständlich aus-
gedrückt. 

(Abg. Hermsdorf: Das tut mir leid; das 
mache ich immer!) 

— Nein, das machen Sie gar nicht immer. Sie sind 
sonst sehr klar verständlich, wenigstens für meine 
Kollegen und mich. — Nun gut, das ist also eine 
Ausdeutung dessen, was Sie vorgetragen haben. 
Wir nehmen sie mit Befriedigung zur Kenntnis. Es 
ist gut, daß das Mißverständnis geklärt ist, weil wir 
nämlich für die Ausführung, so wie wir sie aufge-
faßt hatten, kein Verständnis gehabt hätten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesernährungsminister. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bitte um einige 
Minuten Geduld, weil ich gern auf einige agrarpoli

-

tische Bemerkungen, die hier gemacht worden sind, 
erwidern möchte. 

Zunächst darf ich mich den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Röhner zuwenden und mit Dankbar-
keit feststellen, daß sich für 1968 in der Frage der 
Haushaltsgestaltung beim Einzelplan 10 etwas ganz 
Besonderes, und ich muß wirklich sagen: Entschei-
dendes ereignet hat. Es ist ein Durchbruch erzielt 
worden, der lange angestrebt war und der sich jetzt 
zu verwirklichen scheint. Ich bin dem Haushaltsaus-
schuß sehr dankbar für dieses Entgegenkommen, das 
nunmehr eine größere Beweglichkeit gestattet und 
wirklich zum ersten Mal nicht eine starre Bindung, 
sondern die Möglichkeit gibt, während des Vollzugs 
des Haushalts Akzente zu setzen, die sich aus der 
raschen Entwicklung, die wir ja erkennen, ergeben. 
Ich möchte sagen, das ist ein Durchbruch, und ich 
darf das Hohe Haus bitten, die Bemühungen des 
Haushaltsausschusses durch seinen Beschluß zu be-
stätigen. 

Was nunmehr die Frage der Gliederung betrifft, 
die von mehreren Rednern angesprochen wurde, so 
wissen Sie genau, daß hier strenge haushaltsrecht-
liche Bestimmungen im Rahmen des noch bestehen-
den Haushaltsrechts vorliegen und daß es keines-
wegs möglich ist, das Äußerste an funktioneller 
Darstellung zu bieten. Ich habe die Hoffnung, daß 
das neu zu schaffende Haushaltsrecht eine bessere 
Gliederung nach Sachzusammenhängen und nach 
Funktionen ermöglicht. Durch die Übersicht und 
durch die Aufteilung in fünf große Blöcke wurde 
versucht, dem Anliegen, das ich mit Ihnen teile, 
Rechnung zu tragen. Wie Sie bin ich überzeugt, daß 
dies nicht ausreicht. Vielleicht ist es notwendig, noch 
einen anderen Weg zu gehen, einen Weg, der vor 
allem auch für die Öffentlichkeit bestimmt ist, weil 
es keinen Haushalt gibt, der in dieser Öffentlichkeit 
so stark angegriffen wird — und dies zu Unrecht — 
wie dieser Einzelplan 10. 

(Abg. Bauknecht: Sehr richtig!) 

Jeder Ironie möchte ich mich enthalten. Ich könnte 
darauf hinweisen — der Subventionsbericht weist es 
ja aus —, daß die übrigen keineswegs pingelig sind 
in der Annahme von Subventionen, daß sie aber — 
nach der bekannten Methode — mit dem Finger auf 
den Einzelplan 10 deuten. Deswegen werde ich eine 
Kommentierung erarbeiten und sie der Öffentlich-
keit zugänglich machen, eine Kommentierung ,in der 
die Haushaltsmittel in ihrer Funktion und in ihrer 
Zweckbestimmung ganz genau — sine ira et Stu-
dio — dargestellt werden. Das erscheint notwendig, 
um hier einmal eine objektive Gesprächsgrundlage 
zu schaffen. Im Haushalt läßt sich dies selber nicht 
so ohne weiteres durchführen, das muß in einer 
eigenen Arbeit geschehen. Ich werde mich bemühen, 
sie so schnell wie möglich vorzulegen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Darf ich mich nun der Frage nach der kommenden 
Konzeption oder Agrarpolitik zuwenden. Sie wissen, 
daß ich das Wort „Konzeption" in diesem Zusam-
menhang nicht schätze. Das ist eine Art Zauberwort, 
mit dem jeder zu operieren scheint. In Wirklichkeit 
geht es um sehr, sehr harte und  sehr nüchterne 



8856 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 167. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. April 1968 

Bundesminister Höcherl 
Dinge. Jeder weiß, daß ohne finanzielle Grundlage 
keine Konzeption entstehen kann. Zum erstenmal 
ist es jetzt möglich, mit Beweglichkeit einige neue 
Vorhaben in Angriff zu nehmen und Bewährtes 
fotzuführen. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wir werden Ihnen in wenigen Monaten eine 
Überlegung, eine Programmierung vorlegen, wie 
ich dies bereits angekündigt habe. 

Der Schwerpunkt dieser Programmierung wird 
der Familienbetrieb sein, seine Unterstützung, seine 
Förderung und seine Festigung, und zwar der 
Familienbetrieb im modernen Sinne, der in seinem 
Inhalt ständig fortgeschrieben wird und der durch-
aus nicht allein auf zwei Menschen beschränkt wer-
den darf, die den Betrieb tragen, sondern der in 
erster Linie von seinem Eigentumscharakter her ge-
sehen werden muß. Er muß des weiteren von seiner 
Funktion her gesehen werden, der Familie ein mo-
dernes Einkommen zu gewährleisten. Dies ist kein 
statischer, sondern ein dynamischer Begriff. Wir 
brauchen nur einen Rückblick auf die letzten zehn 
Jahre zu nehmen. 

Zuzüglich wird ein zweiter Schwerpunkt gesetzt 
werden für die immer größer werdende Zahl von 
Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbetrieben und länd-
lichen Heimstätten, die wir in der Landschaft 
unserer Agrarstruktur nicht missen möchten und die 
meines Erachtens in der Zukunft noch größere Be-
deutung haben werden. Wir sehen hier nicht nur 
eigentums- und gesellschaftspolitisch etwas außer-
ordentlich Wertvolles. Unsere Landwirtschaft und 
unser ganzes Land können wir uns nicht denken 
ohne die Arbeit dieser Menschen, die ein ganz be-
sonders gesundes, wichtiges und unentbehrliches 
Element darstellen. 

Die eben genannte Großzahl von Betrieben, die 
heute schon in die Millionen geht, stellt nicht nur 
in Deutschland ein Charakteristikum der Agrar-
struktur dar, sondern ist darüber hinaus ein euro-
päisches Charakteristikum. Erst vor wenigen Tagen 
konnte ich mich in Holland von den gleichen Über-
legungen überzeugen. Dort ist man derselben Mei-
nung: Nicht gigantische Zahlen, die immer zu hören 
sind, sind das Leitbild unserer Agrarpolitik, son-
dern der elastische, leistungsfähige, anpassungs-
fähige Familienbetrieb und all das, was in dem Be-
reich darum dazu gehört. 

Darüber hinaus wird man die Sozialpolitik für den 
ländlichen Bereich mit ganz modernem Inhalt ver-
sehen müssen. Kundgebungen und Demontrationen, 
die viele Gründe haben — ich will gar nicht darauf 
eingehen —, haben einen entscheidenden Kern oder 
eine Wurzel darin, daß eine gewisse Existenzangst 
herrscht, eine Existenzangst, die sich keineswegs 
auf den ländlichen Raum und Bereich beschränkt; 
sie herrscht in allen übrigen Bereichen genauso. 
Warum? Wir leben in einer Zeit unerhörtester 
Arbeitsteilung. Kein einziger ist mehr in der Lage, 
seine Existenz für sich allein zu bestreiten. Nur das 
Funktionieren des Zusammenhangs — nicht nur 
des inneren, sondern auch des äußeren Zusammen-
hangs — ist die Existenzvoraussetzung. Wir wis-
sen genau, welchen Segen und welche Ergebnisse 

wir diesem Tatbestand verdanken. Aber der Preis, 
der bezahlt werden muß, nämlich die zunehmende 
Abhängigkeit, drückt sich in der Existenzangst aus. 
Hier muß mit einer solidarischen Haftung durch eine 
Neuformulierung der Sozialpolitik im ländlichen 
Raum eingegriffen werden. 

Ich bin der Meinung, daß der Weg, den die CDU/ 
CSU mit ihrer Entschließung gegangen ist, nämlich 
in dem Altershilfebereich etwas zu unternehmen, der 
richtige Weg ist. Menschen, die keine Sorge um ihr 
Alter zu haben brauchen, agieren anders, entschei-
den sich anders. Ich glaube, daß hier mittelbar ein 
sehr bedeutsamer struktureller Beitrag geleistet 
werden kann, der zwar nicht von heute auf morgen, 
aber auf lange Sicht nicht ohne Wirkungen bleiben 
wird. 

Ich darf mich nun den munteren Erzählungen von 
Herrn Peters zuwenden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Mini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Abgeordneten Logemann? 

Logemann (FDP) : Herr Minister, können Sie 
sagen, bis wann Sie den CDU-Antrag und  die  Ent-
schließung, die besonders zur Altershilfe gefaßt 
worden ist, für realisierbar halten? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich bin der Meinung, daß wir 
stufenweise unmittelbar an seine Realisierung her-
angehen können. Das ist meine Auffassung. 

(Abg. Logemann: Ist auch Geld dafür vor
-handen?) 

— Wir werden umsetzen. 

(Abg. Logemann: Ist denn Geld für die Ent

-

schließung da?) 

Herr Kollege Logemann, ich habe Ihnen gesagt: 
in Stufen werden wir mit den vorhandenen Mitteln 
und den umzustellenden Mitteln versuchen, — und 
zwar schon in aller Kürze —, diesen Antrag, und 
zwar vor allem, soweit es den sozialpolitischen Teil 
betrifft, zu verwirklichen. 

(Abg. Logemann: Wie groß ist denn die 
erste Summe?) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Peters! 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Minister, wür-
den diese Stufen noch im Jahre 1968 liegen, oder 
würden sie sich schon auf 1969/70 verteilen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, ich verstehe 
Ihre Neugierde. Sie  kriegen eine Vorlage und 
werden dann darüber zu entscheiden haben. Das ist 
dann der richtige Zeitpunkt. 

Nun aber zunächst einmal zu Ihrem — — Ja, Herr 
Kollege Ertl!? 
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Ertl (FDP) : Herr Bundesminister, Sie werden 
sicherlich Verständnis dafür haben, ,daß die Oppo-
sition ein Interesse an dem Timing dieser Großen 
Koalition hat, vor allem auch im Hinblick auf den 
Termin der  Bundestagswahlen, weil wir annehmen, 
daß das Timing sehr genau darauf abgestimmt ist. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich kann Ihre Neugierde 
durchaus verstehen und sie begreifen. Ich werde 
Ihnen mit  einem einzigen Wort darauf antworten: 
Unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern. 

(Heiterkeit und Beifall bei dier CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Ehnes? 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, sind Sie 
mit  mir  der Auffassung, daß das Tempo, das hier 
von der FDP verlangt wird, sehr viel vom Parlament 
abhängen wird? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Dieser Auffassung bin ich 
durchaus. 

(Zurufe von der FDP.) 

Darf ich mich nun dem Bericht von Herrn Peters 
zuwenden. Es ist eine alte Methode, Herr Kollege 
Peters, hier duftende Anträge zu stellen, die sich 
dann draußen elegant verwerten lassen, mit einem 
wenig haltbaren Deckungsvorschlag, von dem dann 
in der Öffentlichkeit nichts mehr gesagt wird — nur 
um hier ein Nein zu provozieren mit dem Zweck, 
dann im Wettbewerb mit all den radikalen Stimmen, 
die wir ja kennen, eine politische Ernte einzubrin-
gen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der FDP.) 

— Welcher Ernährungsminister wäre nicht froh, 
300 Millionen DM zusätzlich zu haben — obwohl 
ich sie besser verwenden würde, als Sie das vor-
schlagen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich hätte tatsächlich viel bessere Vorschläge. Aber 
der Deckungsvorschlag, den Sie gemacht haben, der 
ist Utopie. 

(Lebhafte Zurufe von der FDP.) 

— Ich habe die 300 Millionen DM nicht. Sie werden 
mir nur vorgezaubert von Herrn Peters, um  Pro-
pagandamaterial zu schaffen. Das ist der Grund. 

(Abg. Logemann: Sie haben ja 2 Milliarden!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage deis Herrn Abgeordneten 
Logemann? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Bitte. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, darf ich fragen, 
ob Sie nicht der Auffassung sind, daß gerade unsere 
Anträge die Erfüllung des EWG-Anpassungsgesetzes 
beinhalten, das doch gerade Sie  seinerzeit mit be-
jaht haben? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Bitte? Ich habe Sie nicht 
verstanden. 

Logemann (FDP) : Darf ich fragen, ob Sie mit mir 
der Meinung sind, daß die Anträge der FDP inhalt-
lich das abdecken, was im EWG-Anpassungsgesetz 
zugesagt worden war? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich würde sagen, sehr unzu-
länglich. 

Logemann (FDP) : Sie sind also der Meinung, 
unsere Anträge müßten noch weitergehend sein? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Es geht hier nicht um das 
Volumen, sondern es geht um den Inhalt. Der In-
halt ist aber bei wohlwollender Beurteilung sehr 
mäßig. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. — 
Zurufe von der FDP.) 

Herr Kollege Peters, ich kann Ihnen nicht recht

-

geben, wenn Sie sagen, die 560 Millionen DM Ge-
treidepreisausgleich dürften nicht im Haushalt er-
scheinen. Man kann darüber streiten, wie und wo 
sie zu verbuchen sind. Aber Sie wissen doch ganz 
genau, daß wir von diesen 560 Millionen DM nicht 
nur ein Drittel bezahlen, sondern auch für den weite-
ren Ausgleich zahlen, den Italien und Luxemburg 
bekommen, so daß diese 560 Millionen durchaus 
deutsches Steuergeld enthalten. Darüber kann es 
keinen Zweifel geben. Ich habe das auch nicht des-
halb vorgetragen, um irgend etwas Großartiges vor-
zeigen zu können. Es geht hier um eine Tatsache, die 
wir dankbar zur Kenntnis nehmen sollten und die 
wir keineswegs zu unterdrücken brauchen. 

Ja, Herr Kollege! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Peters! 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Minister, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß diese 560 Millio-
nen DM auch nach Ihrem Konzept viel eher zu 
Kap. 10 03 als zu Kap. 10 02 gehören? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die Frage, ob sie in Kap. 
10 02 oder in Kap. 10 03 hineingehören, würde mir 
keine schlaflose Nacht bereiten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Ertl: Es wäre besser!) 

Was die Frage des Dieselöls betrifft, Herr Kol-
lege Peters, so bin ich sehr dankbar dafür, daß Sie 
dieses Thema angeschnitten haben und daß darüber 
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so viele wohlwollende Worte gefallen sind. Ich 
kann nur hoffen, daß das Parlament diesen wohl-
wollenden Worten sehr bald Taten folgen läßt. Wir 
haben zum erstenmal einen interessanten Fort-
schritt erzielen können. Die deutsche Landwirt-
schaft wird die Beträge ab 1. Mai im voraus bekom-
men. Sie wissen im übrigen auch genau, daß hier 
von einem Widerwillen des Finanzministers keine 
Rede sein kann. Vielmehr sieht sich die Mineralöl-
industrie zur Zeit nicht in der Lage, die Kosten auf-
zubringen, um den unmittelbaren Bezug eines ge-
färbten Kraftstoffes zu ermöglichen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage! 

Ertl (FDP) : Herr Minister, wissen Sie, daß seit 
zwei Jahren ein Antrag zur Änderung des Ver-
kehrsfinanzgesetzes vorliegt? Was haben Sie im 
Kabinett erreicht? Hat Sie das Kabinett dabei unter-
stützt? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ihr Antrag war nicht durch-
führbar. Das war der Grund, weswegen wir eine an-
dere Variation finden mußten, und die ist in der 
Zwischenzeit verwirklicht. Leider ergibt sich daraus 
auch die Notwendigkeit der Verbuchung. Der fin-
gierte Deckungsvorschlag hängt ja mit diesem Ge-
setz zusammen. Ich wäre aber sehr dankbar, wenn 
Sie so bald wie möglich eine noch modernere Form 
fänden. Gründe dafür gibt es genug. 

(Abg. Ertl: Das wäre aber eine Aufgabe 
der Regierung!) 

Ich bin davon überzeugt, daß das Finanzministerium 
durchaus bereit wäre, sich einer solchen Initiative 
anzuschließen. 

Zu dem, was Sie, Herr Kollege Peters, im einzel-
nen verlangt haben, hat Herr Kollege Röhner schon 
geantwortet. Ich will das nicht wiederholen. Ich darf 
nur noch eine Frage herausgreifen. Auch wenn Sie 
zum zweiten und zum dritten Male wiederholen, daß 
wir in Luxemburg bzw. in Brüssel bei den letzten 
Getreidepreisbeschlüssen nicht alles aufgeboten hät-
ten, wird diese Behauptung nicht richtiger. Ich wie-
derhole hier noch einmal: Wir haben gerade für 
diese Frage die ernsthaftesten und schwierigsten 
Verhandlungen angesetzt. Ich hatte bereits Gelegen-
heit, dem Hohen Hause mitzuteilen, wie die Ver-
handlungssituation war, daß nämlich kein einziger 
Partner trotz der Abstimmungen im Europäischen 
Parlament bereit war, unseren Vorstellungen zu 
folgen. Ich mußte z. B. den italienischen Kollegen 
nach Bonn bitten und habe anderthalb Tage mit ihm 
verhandeln müssen, um die bescheidene Bewegung 
da und beim Futtergetreide zu erreichen. Der fran-
zösische Partner war nur bereit, den Maispreis an-
zuheben. Die übrigen Partner waren äußerst zurück-
haltend. 

Es ist der deutschen Delegation zu verdanken, 
daß wir diese Bewegung nach vorn — 4 % oder 
3,6% bei Gerste und bei Roggen — machen konn-
ten. Ich bitte — es ist ja protokollarisch nachzu

-

weisen, und es ist x-mal gesagt worden —, diese 
Tatsachen um der Wahrheit willen doch auch von 
Ihrer Seite einmal aufzunehmen und mit dieser 
Wahrheit draußen zu operieren. Statt die Regierung 
zu etwas aufzufordern, sollten Sie mit gutem Bei-
spiel vorangehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja, bitte schön! 

Logemann (FDP) : Herr Minister, können Sie 
dem Hohen Hause sagen, wann die Bundesregie-
rung im Ministerrat in Brüssel den Antrag gestellt 
hat, die Getreidepreise entsprechend den Beschlüs-
sen des Europäischen Parlaments zu erhöhen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Gleich zu Beginn der Ver-
handlungen. 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte.) 
Und, Herr Kollege Peters, es wurde eben von ande-
rer Seite schon gesagt, daß eine Revision des Be-
schlusses für 1968 ausgeschlossen ist. Ein einfaches 
Studium des Gesetzestextes des Römischen Ver-
trages würde ausreichen, um Sie von einem solchen 
Vorschlag abzubringen. 

Noch eine Bemerkung zu unserer Haltung in der 
Frage Milch und Rindfleisch. Ich darf diese Gele-
genheit benutzen, um dem Hohen Hause eine kurze 
Information über den Stand der Verhandlungen 
zu geben. Sie wissen ganz genau, daß hier ein 
ganz entscheidender Sektor des landwirtschaft-
lichen Einkommens betroffen ist. Allein in der Ein-
kommenskala der deutschen Landwirtschaft sind es 
rund 40 bis 45 %. Einen schriftlichen Zwischenbe-
richt habe ich Ihnen bereits gegeben. Es war trotz 
aller Anstrengungen nicht möglich, eine Entschei-
dung herbeizuführen, wahrscheinlich aus poli-
tischen Gründen. Zwei Länder stehen im Wahl-
kampf, genauer gesagt, eine Wahl ist in der Zwi-
schenzeit erledigt, aber Italien hat seine Wahl am 
16. Mai durchzuführen, und es ist sehr fraglich, ob 
vor dieser Zeit eine Entscheidung herbeigeführt 
werden kann, vor allem auf dem Milchsektor. 

Was nun die Frage Rindfleisch betrifft, ist ein 
interessantes Ergebnis erzielt worden. Mit Wir-
kung vom 1. April ist der Orientierungspreis für 
Rindfleisch auf 2,72 DM festgelegt worden. Das 
war ein Ergebnis, das die deutsche Delegation er-
möglicht hat, und ich glaube, Herr Kollege Peters, 
es würde Ihnen gut anstehen, wenn Sie das auch ein-
mal zur Kenntnis nehmen wollten. 

Was die Frage Milch betrifft, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, so ist nichts leichter, 
als 39 Pfennig zu verlangen und alles andere, wie 
so etwas verwirklicht werden soll, dem lieben 
Gott anzuvertrauen. 

(Abg. Peters [Poppenbüll] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

— Herr Kollege, bitte! 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage! 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Minister, wer-
den Sie bei 93 °/o des Orientierungspreises interve-
nieren? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege Peters, in der 
Interventionsfrage stehen wir auf Grund der guten 
Erfahrungen auf dem Standpunkt, daß die frei-
willige Intervention den Vorrang haben sollte und 
nicht die zwangsläufige. Warum? Weil man mit 
der freiwilligen, so wie wir das betreiben, mit 
relativ wenig Mitteln eine interessante Stabilisie-
rung des Preises erreichen konnten. Wir kennen 
das französische Beispiel; die Franzosen haben 
zwangsweise interveniert und sitzen heute noch 
auf Vorräten von 60 000 t, ohne daß es ihnen ge-
lungen wäre, den Preis nach oben zu bewegen. 
Das ist Nummer eins. 

Zweitens müssen wir überlegen, wo diese Inter-
ventionen im wesentlichen stattfinden und ob es 
gerade unser Interesse ist, Geld, das wir reichlich 
in die EWG geben müssen, und zwar in einer ge-
wissen Richtung — Westen —, ob wir da immer 
mehr transportieren sollten oder ob wir uns nicht 
eine gewisse Beschränkung auferlegen sollten. 

Ich bin aber nicht bereit — um es Ihnen gleich 
zu sagen, Herr Kollege Peters —, die weiteren 
Verhandlungsüberlegungen jetzt hier auszubreiten. 
Das wäre zum Nachteil unserer Position. Sie werden 
es rechtzeitig hören. Schon am Tag nach den Ver-
handlungen sind Sie im Bilde. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage, Herr Kollege Wächter. 

Wächter (FDP) : Herr Minister, messen Sie Ihre 
guten Erfahrungen mit der freiwilligen Intervention 
an den Ergebnissen des letzten Sommers, und darf 
ich bei dieser Frage sofort von mir aus einschalten, 
daß Sie an sich ja schon auf Grund der Erreichung 
des Interventionspreises im Juli hätten intervenie-
ren können und daß .es nur dem schleswig-holsteini-
schen Landwirtschaftsminister Engelbrecht-Greve zu 
verdanken ist, daß Sie erst am 1. September inter-
veniert haben? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Sie kennen ganz genau, 
Herr Kollege, den Briefwechsel hierüber und wissen, 
daß wir eine andere Methode eingeschlagen haben. 
Ich glaube, das Endergebnis beweist, daß wir den 
richtigen Weg gegangen sind. Sie können nicht im 
Ernst behaupten, daß diese Intervention, die mit 
bescheidenen Mitteln angesetzt war, ohne Erfolg 
gewiesen wäre. 

Was nun die Frage der Milch betrifft, verhält es 
sich so, daß ein wesentliches finanzielles Problem, 
und zwar ein sehr bedeutsames, verstärkt durch 
Vorräte und verstärkt durch strukturelle Maß-
nahmen, vor uns liegt und daß auf der anderen 

Seite unter allen Umständen dafür gesorgt werden 
muß, daß der Milchpreis, der Richtpreis von 39 Pfen-
nig, erhalten bleibt. Ich glaube, es ist nicht zuletzt 
auch den deutschen Anstrengungen zu verdanken, 
daß die Kommission ihren Vorschlag, auf 38 Pfennig 
zurückzugehen, aufgegeben hat und in ihrem letzten 
Antrag wieder auf 39 Pfennig gegangen ist. Daraus 
mögen Sie ersehen, in welcher Richtung, mit welcher 
Absicht und mit welcher Tendenz wir verhandeln. 
Aber es ist zur Zeit nicht möglich, nähere Einzel-
heiten zu sagen. Ich habe in Holland Gelegenheit 
genommen, diese Probleme zu besprechen. Ich 
werde in Luxemburg am nächsten Montag die Be-
sprechungen mit dem luxemburgischen Kollegien in 
dier Milch-Frage fortsetzen, alles in der Hoffnung, 
das zu erreichen, was unsere deutsche Landwirt-
schaft braucht. 

Was Sie zu den 560 Millionen DM in der vierten 
oder fünften Auflage hier vorgetragen haben, 
braucht nicht mehr widerlegt zu werden. Es ist 
schon so oft behandelt und so oft widerlegt worden. 

Nun noch eine letzte Frage, die Frage der Arbeits-
kräfte. Offen gestanden, Herr Kollege Peters, habe 
ich nicht ganz verstanden, was Sie damit sagen 
wollten. Ich habe damals in der Einbringungsrede 
erklärt, es wäre interessant gewesen, nicht so viele 
Gastarbeiter hereinzunehmen, sondern vielleicht 
Kapital zu exportieren und vielleicht strukturkranke 
Bestandteile unserer Bevölkerung in den Arbeits-
prozeß einzugliedern. Ich nehme an, daß das Ihre 
Unterstützung findet. Im übrigen ist es so, daß die 
Bundesanstalt Mittel zur Verfügung stellt — wir 
sind gerade im Begriff, neue Richtlinien zu finden —, 
um eine Aktion zu starten, die im Bündel all dieser 
Maßnahmen ebenfalls eine gewisse strukturelle 
Verbesserung erwarten läßt. — Bitte schön! 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Minister, ist 
Ihnen nicht bewußt, daß Sie diese Frage auch von 
der anderen Seite angefaßt haben, daß Sie nämlich 
gesagt haben, wenn wir aus der Landwirtschaft 
rechtzeitig genug Arbeitskräfte herausgeholt hätten 
und in andere Bereiche gebracht hätten, dann hätten 
wir heute nicht die Schwierigkeit gehabt? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Nein. Herr Kollege Peters, 
das ist durch Ihre letzte Bemerkung nicht verständ-
licher geworden. 

Nun darf ich mich noch dem Herrn Kollegen 
Saxowski zuwenden. Ich bin Ihrer Meinung, Herr 
Kollege, und ich habe das schon ausgeführt, daß 
die Gliederung des Haushalts ergänzt werden muß, 
schon um einer besseren Information der Öffent-
lichkeit willen. 

Was die -Richtlinien betrifft: Wir sind ständig an 
der Fortschreibung der Richtlinien. Sie haben alle 
Möglichkeiten der Mitwirkung und der Beeinflus-
sung. Wir haben gerade in diesem Jahr eine ganze 
Reihe von Neuerungen eingeführt, die aus den 
Erfahrungen der Vergangenheit stammen. 

Vielleicht noch ein Wort zu dem Europa-Haus-
halt. Es ist eine Streitfrage, die noch keineswegs 
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entschieden ist, welche Methode die beste ist, um 
die Zahlungen an die EWG in einer Art und Weise 
zu verbuchen, die die Entstehungsgeschichte erken-
nen läßt und die Zweckbestimmung ganz deutlich 
ausweist. Es muß ein Weg gefunden werden, der 
klarmacht, daß die Leistungen, die auf dem Agrar-
sektor in Europa fällig sind, der Kaufpreis für die 
europäische Integration sind. Es muß sichtbar ge-
macht werden, daß es sich hier nicht um eine Agrar-
subvention handelt, sondern daß hier ein wichtiger 
integrationspolitischer Kaufpreis ausgewiesen wer-
den muß. Ob das im Bruttosystem oder wie in ande-
ren Ländern im Nettosystem geschehen soll, ist 
eine Frage, die ebenfalls ernsthafter Überlegungen 
bedarf. 

Ich bin der Auffassung, wir sollten einen Sonder-
haushalt hierfür anlegen, weil nicht nur der Agrar-
sektor, sondern auch der Montansektor, der Sozial-
und der Verkehrssektor mit Ausgabenverpflichtun-
gen aufwarten. Ich könnte mir vorstellen, daß ein 
gemeinsamer europäischer Haushalt die richtige 
Form wäre, und zwar schon deswegen, weil damit 
deutlich gemacht würde, worum es sich eigentlich 
handelt. — Das dazu. 

Was nun Kap. 10 03 betrifft, die Marktordnungs-
ausgaben, bitte ich Sie, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß in unserem Haushalt nur Markordnungs-
ausgaben für diejenigen Maßnahmen enthalten 
sind, die auf deutschem Boden und mit deutschen 
Waren durchgeführt werden; ein Vorgang, den 
wir im Bereich der Einfuhr- und Vorratsstellen 
haben und der jetzt auf Grund des Marktord-
nungssystems innerhalb Europas eine viel größere 
Bedeutung bekommen hat. Ich glaube nicht, daß 
der Vorwurf gegen den Ansatz von Kap. 10 03, 
den man immer wieder hören kann, in dieser Form 
berechtigt ist. 

Damit, meine Damen und Herren, möchte ich 
meine kurzen Bemerkungen schließen. Ich darf 
Ihnen zunächst herzlich danken, vor allem den 
Herren des Haushaltsausschusses und des Fach-
ausschusses, für die wohlwollende Beratung dieses 
Haushalts. Ich darf das Plenum bitten, die Beschlüsse 
der beiden Ausschüsse zu bestätigen. Das wäre 
meiner Ansicht nach eine 'sachgerechte und vernünf-
tige Antwort auf die sorgenvolle Situation der deut-
schen Landwirtschaft. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
teren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Abstimmung! Zunächst die Änderungsanträge. 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Um-
druck 403! Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein 
Handzeichen! — Gegenprobe! — Der Änderungs-
antrag ist abgelehnt. 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Um-
druck 404! Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein 
Handzeichen! — Gegenprobe! — Der Änderungs-
antrag ist abgelehnt. 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Um-
druck 405! Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein 
Handzeichen! — Gegenprobe! — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Um-
druck 406! Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein 
Handzeichen! — Gegenprobe! — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Änderungsantrag der FDP auf Umdruck 407! Wer 
zuzustimmen wünscht, bitte ein Handzeichen! — 
Gegenprobe! — Der Antrag ist abgelehnt. 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Um-
druck 408! Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein 
Handzeichen! — Gegenprobe! — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
der CDU/CSU auf Umdruck 423 (neu) ! Hierzu liegt 
ein Ergänzungsantrag des Herrn Abgeordneten 
Hermsdorf vor, unten die Worte: „mit Zustimmung 
des Haushaltsausschusses" einzufügen. Ich lasse zu-
nächst über den Antrag Umdruck 423 (neu) abstim-
men. Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein Hand-
zeichen! — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
ist einstimmig. 

Wer dem Ergänzungsantrag des Herrn Abgeord-
neten Hermsdorf, den Haushaltsausschuß zu betei-
ligen, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Herr  Kollege Fritz, ich rechne jetzt Ihr Zeichen als 
Nein-Stimme. Bei einer Nein-Stimme ist auch dieser 
Ergänzungsantrag angenommen. 

Über die vorliegenden Entschließungsanträge 
wird nach der dritten Beratung abgestimmt. 

Wer dem Einzelplan 10 in der soeben geänderten 
Fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei einer Anzahl von Gegenstimmen ist der Ein-
zelplan 10 angenommen. 

Ich gebe zur Abwechslung dem Herrn Abgeord-
neten Dorn das Wort zu einer Erklärung gemäß § 36 
der Geschäftsordnung. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zwischen dem Herrn 
Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
mir ist hier heute nachmittag eine Auseinanderset-
zung geführt worden, bei der der Minister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit erklärt hat, daß nicht 
während seiner Amtszeit, sondern während der 
Amtszeit seines Vorgängers eine Militärkapelle 
nach Somalia geschickt worden sei. Der Herr Mini-
ster hat inzwischen eingesehen, daß er sich in der 
Zeit geirrt hat und daß das doch während seiner 
Amtszeit geschehen ist. Er hat um Entschuldigung 
gebeten. Wir freuen uns darüber, daß er diese Ent-
schuldigung uns gegenüber abgegeben hat. Wir 
wollten hier nur den Tatbestand richtigstellen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, weiter geht es im Fahrplan. Wir kom-
men zum nächsten Einzelplan: 
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Einzelplan 11 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 
— Drucksachen V/2711, zu V/2711 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Götz 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Das Wort hat der Herr Bericht-
erstatter. 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bin der Meinung, 
zwei Tatsachen rechtfertigen es, daß ich in Ergän-
zung zu dem Schriftlichen Bericht auf Drucksache 
V/2711 noch ganz kurz einige Bemerkungen mache. 
Es sind dies erstens die finanzielle Größenordnung 
dieses Einzelhaushalts und seine politische Bedeu-
tung und zweitens die Tatsache, daß sich, wie wir 
oft feststellen können, die Kritik an den steigenden 
Staatsausgaben mit Vorliebe gegen die Ausgaben 
für die soziale Sicherheit richtet. 

Es kommt ein dritter Grund hinzu, und dies ist 
folgender. Der Haushaltsausschuß mußte über die 
Regierungsvorlage hinaus in diesem Einzelplan 
Mehrausgaben in einer Größenordnung von 530 Mil-
lionen DM genehmigen. Ich meine, daß dieser Be-
schluß, der dem Haushaltsausschuß keineswegs 
leichtgefallen ist, hier einer Erklärung bedarf. In 
diesem Punkte entledige ich mich eines ausdrück-
lichen Auftrages des Haushaltsausschusses. 

Zum ersten Grund einige kurze Bemerkungen. Ich 
sprach von der finanziellen Größenordnung dieses 
Einzelhaushalts. Der Einzelplan 11 ist der zweit-
größte Einzelhaushalt nach dem Verteidigungshaus-
halt im Rahmen des Gesamthaushalts des Bundes. 
Er hat in diesem Jahr ein Ausgabevolumen von 
16,6 Milliarden DM. Ich würde ihn als den Sozial-
haushalt im engeren Sinne bezeichnen, und zwar 
deswegen, weil in ihm nur die sozialen Leistungen 
enthalten sind, für die der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung die unmittelbare Verantwortung 
trägt. Die hier in diesem Einzelplan nicht nur sozial-
und gesellschaftspolitisch, sondern auch finanziell 
bedeutsamen Ausgabenblöcke liegen in Kap. 11 13, 
Sozialversicherung, mit dem ansehnlichen Betrag 
von 10,5 Milliarden DM, im Kap. 11 10, Kriegsopfer-
versorgung, mit 5,9 Milliarden DM und im Kap. 11 11, 
Arbeitslosenhilfe, mit dem Betrag von 52 Millionen 
DM. 98,2 °/o aller Ausgaben — das sind 16,3 Mil-
liarden DM — beruhen auf gesetzlichen oder auf 
vertraglichen Verpflichtungen. Aber auch die gesetz-
lich oder vertraglich nicht gebundenen Leistungen, 
wie beispielsweise die Förderung der überregiona-
len Rehabilitationseinrichtungen oder die Kapital-
abfindungen im Kriegsopferhaushalt oder die Förde-
rung der Existenzgründung in den freien Berufen, 
um nur die wichtigsten zu nennen, verdienen Beach-
tung, zwar nicht wegen ihrer finanziellen Größen-
ordnung, wohl aber, wie ich meine, wegen ihrer 
sozial-, gesellschafts- oder arbeitsmarktpolitischen 
Bedeutung. 

Das Ausgabevolumen dieses Einzelhaushalts er-
fuhr trotz der Einschnitte durch das Finanzände

-

rungsgesetz eine Ausweitung um 2,1 Milliarden DM 
oder 14,5%. Dies ist eigentlich der Gegenbeweis 
gegen die ständig zu hörende Behauptung, daß nun-
mehr in der Sozialpolitik, in der Entwicklung der 
sozialen Leistungen so etwas wie eine Stagnation 
eingetreten sei. Der Ausgabenzuwachs ist überwie-
gend auf das Ansteigen des Defizits in der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung zurückzuführen. 
Darauf werde ich noch zu sprechen kommen. 

Wie hoch ist eigentlich der. Anteil des Sozialhaus-
halts am Gesamtvolumen des Bundeshaushalts? Er 
beläuft sich für das Jahr 1968 auf 20,7% ; auch hier 
ist ein Ansteigen zu verzeichnen. Im Jahre 1967 
betrug der Anteil am Gesamthaushalt nur 18,5 %, 
ohne Berücksichtigung der Minderausgaben. Aber 
zu den Sozialleistungen des Bundes zählen ja nicht 
nur die hier im Einzelplan 11 veranschlagten Lei-
stungen. Zu den Leistungen für die soziale Sicher-
heit gehören beispielsweise ja auch die Aufwendun-
gen für den Familienlastenausgleich, die Altershilfe 
für die Landwirtschaft, Wohngeld usw. Faßt man 
alle diese Aufwendungen zusammen, dann kommt 
man für das Jahr 1968 zu einem Sozialhaushalt im 
weiteren Sinne mit einem Umfang von 21,8 Milliar-
den DM gleich 27% des gesamten Bundeshaushalts. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
nicht verwunderlich, daß in einer Phase des Über-
gangs von hohen Fortschrittsraten in der Wirtschaft 
zu geringeren Wachstumsraten die Probleme der 
sozialen Sicherheit und der Umfang des Sozialhaus-
halts immer mehr in den Mittelpunkt nicht nur der 
parlamentarischen, sondern auch der außerparlamen-
tarischen Diskussion rücken. 

Ich sprach von der Kritik, die man nicht nur an 
den gesteigerten Staatsausgaben allgemein, sondern 
insbesondere an den Ausgaben für die sozialen Lei-
stungen hören kann. Oft hört man die Bemerkung: 
Wie lange soll das noch so weitergehen? Oder: Bis 
hierher und nicht weiter! Lassen Sie mich dazu 
eine Bemerkung machen. Ich meine, wir sollten nicht 
übersehen, daß wir uns als sozialen Rechtsstaat emp-
finden und allein schon von da her im Sozialhaus-
halt besonders engagiert sein müssen. Es kommt 
meines Erachtens aber auch hinzu, daß es in einer 
dynamischen Industriegesellschaft in der Sozial-
politik einfach keine Stagnation, keinen Stillstand 
geben kann. 

Aber lassen Sie mich auch etwas anderes hinzu-
fügen. Ich meine, daß sich der soziale Fortschritt 
auch in das magische Dreieck — Vollbeschäftigung, 
Wachstum und Preisstabilität — einfügen muß. Mit 
anderen Worten, die Leistungsfähigkeit der Wirt-
schaft darf nicht überfordert werden. Unter diesem 
Aspekt hat ja auch die mittelfristige Finanzplanung 
für die weitere Entwicklung der Sozialleistungen ge-
wisse Maßstäbe gesetzt. Nun ist dieser Haushalt der 
erste zum Vollzug der mittelfristigen Finanzplanung. 
Hier möchte ich erwähnen und es nicht in Verges-
senheit geraten lassen, daß auch der Einzelplan 11 
einen sehr beachtlichen Beitrag zur Sanierung der 
Bundesfinanzen geleistet hat. Von den 15 Milliar-
den DM, die im Planungszeitraum bis Ende 1971 
eingespart werden sollen, entfallen immerhin 9,3 
Milliarden auf den Einzelplan 11, davon allein 1,3 
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Milliarden DM auf das Haushaltsjahr 1968. Das sind 
Beträge, die auf manche schockierend wirken mögen. 
Aber auch der Sozialhaushalt mußte aus Gründen, 
die nicht ständig wiederholt werden sollen, ent-
sprechend seinem Anteil an dem gesamten Bundes-
haushalt seinen Beitrag zur Konsolidierung der Bun-
desfinanzen leisten. Ich glaube, es gibt keinen ver-
antwortungsbewußten Sozialpolitiker, für den Stabi-
lität von Wirtschaft und Währung nicht oberstes 
soziales Erfordernis wäre. 

Der dritte Grund für die Ergänzung meines 
Schriftlichen Berichtes liegt in der Tatsache, daß der 
Haushaltsausschuß über die Regierungsvorlage hin-
aus Mehrausgaben in einer Größenordnung von 
530 Millionen genehmigen mußte, und zwar 400 
Millionen bei der knappschaftlichen Rentenversi-
cherung, 100 Millionen bei der Kriegsopferversor-
gung und 30 Millionen bei der Arbeitslosenhilfe. 
Dazu — das will ich ausdrücklich betonen — sah 
sich der Haushaltsausschuß auf Grund neuen Zahl-
lenmaterials, das ihm sowohl vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung als auch vom 
Bundesministerium der Finanzen vorgelegt wurde, 
gezwungen. Diese Mehrausgaben wurden von vie-
len als überraschend empfunden, von anderen als 
peinlich. Für den Haushaltsausschuß war dies eine 
harte Nuß, das will ich hier zugeben. Aber ich muß 
auch hinzufügen: es führte kein Weg daran vorbei. 

Wie kam es zu den Mehrausgaben? Ich glaube, 
daß sich gerade hier wie kaum in einem anderen 
Einzelplan konjunkturelle, strukturelle oder arbeits-
marktpolitische Veränderungen und Entwicklungen 
niederschlagen und bemerkbar machen. Die wirt-
schaftliche Rezession und die Strukturkrise im deut-
schen Steinkohlenbergbau hinterließen auch in die-
sem Einzelplan tiefe Furchen. Auf Grund der Defizit-
haftung des Bundes hat sich der Bundeszuschuß zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung von 1 Milli-
arde DM im Jahre 1959 auf mehr als 3 Milliarden 
DM im Jahre 1968 erhöht. Natürlich lassen diese 
Zahlen aufhorchen. Das ist verständlich. Der Haus-
haltsausschuß hat sich mit diesem Problem auch 
befaßt. Er wird sich mit dieser Frage auch weiter 
eingehend befassen müssen. 

Aber ich meine, es wäre falsch — und ich sage 
dies nicht ohne Grund —, die Ursache für das 
sprunghafte Ansteigen der Bundeszuschüsse etwa in 
einer Auswucherung der Sozialleistungen für die 
Bergleute zu sehen. 

(Abg. Stingl: Im Gegenteil!) 

Das ist nicht der Fall. Wie in keinem anderen Be-
reich wurden gerade bei der knappschaftlichen 
Rentenversicherung durch das Finanzänderungs-
gesetz die Leistungen an  die  Bergleute gekürzt. 
Man sollte also hier nicht Ursache und Wirkung 
verwechseln. Herr Bundesminister Katzer hat ja 
bereits bei der Kohlendebatte, im März 1966 war es, 
glaube ich, sehr deutlich auf ,die kommende Ent-
wicklung hingewiesen. Die Entwicklung des Bundes-
zuschusses steht nun einmal in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit dem Tempo und mit dem Ausmaß 
des Anpassungs- und Gesundungsprozesses im deut-
schen Steinkohlenbergbau. Und man sollte nicht 
übersehen, daß dieser Prozeß durch die wirtschaft

-

liche Rezession und ihre Auswirkungen auf die Ein-
nahmen und Ausgaben der Knappschaft noch ver-
schärft wurde. 

Natürlich hat die Bundesregierung bei der Auf-
stellung des Haushalts 1968 diesen Umständen 
Rechnung getragen. Aber die 'Entwicklung des 
Jahres 1967 hat eben nun einmal alle Berechnun-
gen und alle Schätzungen überholt. Die  Folge da-
von war, daß der Haushaltsausschuß auf Grund des 
neuen Materials, das uns vorgelegt wurde, den Zu-
schuß an  die  knappschaftliche Rentenversicherung 
von 2,7 Milliarden DM um 400 Millionen DM auf 
3,1 Milliarden DM erhöhen mußte. Meine Damen 
und Herren, 'es wäre aber falsch, zu sagen, .daß da-
durch die durch das Finanzänderungsgesetz vorge-
nommenen Einsparungen in Höhe von 400 Millionen 
DM für das Jahr 1969 nur Scheineinsparungen ge-
wesen und auf diese Weise jetzt wieder kaschiert 
worden seien. Richtig ist, .daß 'der Ansatz ohne diese 
Einsparungen nicht nur um 400 Millionen DM, son-
dern um 870 Millionen DM höher läge, als in der 
Regierungsvorlage vorgesehen. 

Natürlich spielte im Haushaltsausschuß auch die 
Frage eine Rolle: Wodurch sind denn die Schät-
zungen, die man vorgenommen hat, so schnell über-
holt worden? Dafür gibt ,es eine einfache Antwort. 
Zum einen ist die  Strukturkrise zu nennen, zum 
anderen die  allgemeine wirtschaftliche Abschwä-
chung. Beides hat sich auf die Finanzlage der Knapp-
schaft eben wesentlich ungünstiger ausgewirkt, als 
man voraussehen konnte. Beide Faktoren wirkten 
kumulativ. Sie führten auf .der einen Seite zu 
einem enormen Rückgang der Beitragseinnahm,en 
und auf der anderen Seite zu einem starken Anstei-
gen der Ausgaben, vor allem weil .die freigesetzten 
Bergleute in stärkerem Maße als angenommen 
— und dies ist auch wieder eine Folge der Arbeits-
marktlage — in die Rente und  in  die Knappschafts-
ausgleichsleistung gingen. Das wird deutlich, wenn 
ich Ihnen zwei Zahlen nenne. Noch im Jahre 1966 
entfielen bei der Ruhr- und bei der Saarknapp-
schaft auf eine Beitragseinnahme von einer Mark 
zwei D-Mark Rentenausgaben. Dieses Verhältnis 
hat sich enorm verschlechtert. In den 'ersten elf 
Monaten des vergangenen Jahres kamen bereits 
auf eine D-Mark Beitragseinnahme vier D-Mark als 
Rentenausgabe. 

Ich muß zu diesem Kapitel eine zweite Frage an-
schneiden, die auch im Haushaltsausschuß gestellt 
wurde. Es ist die Frage, ob dadurch Einsparungen 
an anderer Stelle des Bundeshaushalts möglich wer-
den. Meine Damen und Herren, die Antwort darauf 
kann nur unter Einbeziehung des Sozialplans für die 
Kohle und des Bergbaugesetzes, das meines Wissens 
zur Zeit im sozialpolitischen Ausschuß beraten wird, 
gegeben werden. Zu einem wenn auch nicht über-
großen Teil werden die Mehrausgaben in der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung, die durch die ver-
mehrten Rentenausgaben bedingt sind, im Rahmen 
des Sozialplans zu Einsparungen führen. Aber der 
Umfang läßt sich heute natürlich noch nicht quanti-
fizieren. 

Ich sprach davon, daß sich der Haushaltsausschuß 
noch mit dem Problem der Knappschaft wird beschäf- 
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tigen müssen. Im Entwurf des Finanzänderungs-
gesetzes hatte die Bundesregierung eine Beschrän-
kung der Defizithaftung des Bundes vorgesehen 
gehabt. Der Sozialpolitische und der Haushaltsaus-
schuß haben diesen Vorschlag nicht übernommen. 
Sie waren der Meinung, daß diese Frage im Rahmen 
des Dritten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes, 
spätestens aber im Zusammenhang mit dem neuen 
Organisationsgesetz für die Bundesknappschaft ge-
löst werden sollte. Ich bin der Meinung, daß dies 
nun wirklich baldmöglichst geschehen muß. Es muß 
ein Weg zu einer befriedigenden Lösung gefunden 
werden. Über eine Heranziehung des Wanderungs-
gewinns der Rentenversicherungen kann man spre-
chen. Diese Heranziehung des Wanderungsgewinns 
bietet sich aus mancherlei Gründen an. Aber ich 
glaube, man muß auch hier im Blick auf die Finanz-
lage der Rentenversicherungen die Grenzen sehen, 
und man darf nicht nur den falschen Schuldner zur 
Kasse bitten. 

100 Millionen DM müssen im Kriegsopferhaushalt 
dazugelegt werden. Dort ist die Sache eine andere. 
Die zusätzliche Genehmigung von 100 Millionen DM 
war erforderlich auf Grund einer Sondererhebung 
bei den Landesversorgungsämtern vom 1. Oktober 
1967, deren Auswertung erst Ende Dezember vor-
genommen werden konnte. Erst zu diesem Zeitpunkt 
lagen Zahlen vor über die Berechtigten in den 
Gruppen Schadensausgleich, Berufsschadensaus-
gleich und Ausgleichsrenten. 

Ich glaube, die Ursachen für die Erhöhung der An-
sätze in dem Kapitel 11 11, Arbeitslosenhilfe, nicht 
weiter begründen zu brauchen. Sie sind im wesent-
lichen darauf zurückzuführen, daß die Zahl der 
Empfänger der originären Arbeitslosenhilfe in die-
sem Jahr nur in geringem Umfang abnehmen wird, 
weil es sich hier um einen schwer vermittelbaren 
Personenkreis handelt. 

Lassen Sie mich noch ganz kurz zu zwei anderen 
Ansätzen Stellung nehmen. Zu dem einen deswegen, 
weil hier ein Abänderungsantrag der Koalition vor-
liegt. Im Regierungsentwurf war im Kapitel 11 02 
von der Regierung ein neuer Titel 585 vorgesehen 
mit der Zweckbestimmung: Förderung von gesell-
schaftspolitischen Maßnahmen für ältere Menschen. 
Ich darf daran erinnern, daß sich dieses Hohe Haus 
bei vielen Gelegenheiten mit den Problemen unserer 
älteren Mitbürger beschäftigt hat. Im Februar 1964 
lag dem Hohen Hause eine Große Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion vor, auch ein Antrag der SPD 
zu diesem Problem, und dieses Haus hat sich mit der 
Situation der alten Menschen beschäftigt. Hier han-
delt es sich um ein sozial- und ein gesellschaftspoli-
tisches Problem, das immer drängender wird. Der 
Anteil der älteren Menchen an der Gesamtbevölke-
rung steigt. Es ist nicht damit getan, daß wir 
durch die Sozialreform den älteren Menschen eine 
größere finanzielle Selbständigkeit gegeben haben. 
Ich glaube, es müssen auch alle Möglichkeiten aus-
geschöpft werden, um ihnen das Gefühl zu nehmen, 
allein dazustehen, sozial deklassiert zu sein, nicht 
auf dem richtigen Platz zu sein. 

Die Bundesregierung wollte mit diesem Titel und 
dem Ansatz von 6 Millionen DM eine eigene Initia

-

tive entwickeln, und zwar auf dem Gebiet der Alten-
begegnungsstätten, der Altentagesstätten, der Alten-
werkstätten usw. Ich will das nicht im einzelnen 
hier weiter ausbreiten. Es wird dazu dann wohl 
noch einiges bei der Begründung des Abänderungs-
antrages gesagt werden. Es ist richtig, daß auf die-
sem Gebiet die Verbände der freien Wohlfahrts-
pflege, die Gemeinden, die Länder vieles tun und 
vieles beispielhaft tun. Das ist richtig. Aber ebenso 
richtig ist, daß ihre Finanzkraft doch recht verschie-
den und ihre Initiative sehr unterschiedlich ist. Die 
Bundesregierung wollte hier mit den 6 Millionen 
DM, ähnlich wie bei der Rehabilitation, eine Start-
hilfe geben, eine Initialzündung, sich an Einrich-
tungen, die Modellcharakter haben und von über-
regionaler Bedeutung sind, beteiligen. Der Haus-
haltsausschuß hat durchaus den Wert und die 
Bedeutung dieser Aktivität des Bundes anerkannt. 
Das kam schon dadurch zum Ausdruck, daß wir 
uns im Haushaltsausschuß überlegt haben, eventuell 
einen Leertitel einzufügen. Das kam dadurch zum 
Ausdruck, daß wir die Mittel genehmigt haben für 
einen Beirat, der sich mit den Problemen der älteren 
Menschen beschäftigen soll. Wenn wir aber trotz-
dem den Titel abgelehnt haben, so eigentlich nur 
aus der Überlegung, daß die Abgrenzung zu den 
Aktivitäten der Länder und der Gemeinden noch 
nicht klar ist, und zum anderen, weil wir der Auf-
fassung waren, daß der Bund nicht vor der Finanz-
reform freiwillig auf dem Gebiet der Alterssiche-
rung neue Ausgaben und neue Belastungen über-
nehmen sollte. Wir haben also diese Frage ledig-
lich zurückgestellt. 

Zum Schluß noch eine kurze Bemerkung zu dem 
Problem der Rehabilitation: Es sollte auch einmal 
darauf hingewiesen werden, daß gerade auf diesem 
Gebiet mit der finanziellen Unterstützung des Bun-
des in den letzten Jahren Vorbildliches geleistet 
wurde. Auch hier hatten wir Jahr für Jahr nur 
einen Ansatz von 5 Millionen, und es konnte 
Erstaunliches damit geleistet werden. Wir haben in 
den letzten Jahren bis Ende 1967 mit einem Auf-
wand von nur 10,2 Millionen DM elf Einrichtungen 
gefördert, darunter beispielsweise das Stöcker-
Werk in Heidelberg, das eine beispielhafte Einrich-
tung ist, die ihresgleichen in ganz Europa sucht. 

Der Haushaltsausschuß hat den Ansatz um 
300 000 DM erhöht. Das ist nicht viel, aber immer-
hin erfreulich. Aber der Berichterstatter möchte hier 
Gelegenheit nehmen, darauf hinzuweisen, daß wir 
für die Zukunft eine stärkere Konzentration bei der 
Bewirtschaftung der für die Rehabilitation vor-
gesehenen Mittel und eine bessere Koordinierung 
mit anderen Finanzhilfen erwarten. Ich glaube, 
Herr Bundesminister, Sie stimmen mir zu, wenn ich 
sage, daß das Bewilligungsverfahren noch etwas zu 
langwierig und zu umständlich ist und daß dadurch 
zu fördernde Maßnahmen nicht recht vom Fleck 
kommen. Wir beklagen auch, daß es dann lästige 
Haushaltsreste gibt. Vielleicht sollten auch die 
Richtlinien etwas elastischer gestaltet und das 
Bewilligungsverfahren vereinfacht werden. 

Damit bin ich am Ende meiner ergänzenden 
Bemerkungen zum Schriftlichen Bericht. Die große 
Debatte über aktuelle Probleme der Sozialpolitik 
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wurde eigentlich schon im Zusammenhang mit der 
mittelfristigen Finanzplanung anläßlich der Bera-
tung des Finanzänderungsgesetzes vorweggenom-
men. Ich möchte hier und heute noch einmal beto-
nen, daß das Finanzänderungsgesetz nicht nur 
eine erhebliche Entlastung für den Bundeshaushalt, 
sondern zugleich auch weitreichende Entscheidun-
gen auf den Gebieten der Rentenversicherung, der 
Krankenversicherung der Rentner, des Mutter-
schutzes, des Finanzausgleichs der Unfallversiche-
rung und der knappschaftlichen Rentenversicherung 
gebracht hat. Es war eine finanz- und sozialpoli-
tisch ausgewogene Konzeption, die die Bundes-
regierung vorgelegt hatte und die auf der Er-
kenntnis beruhte, daß Wirtschafts- und Sozial-
politik keine voneinander unabhängigen Einzel-
disziplinen sind, sondern ineinander verwobene 
Komplexe, deren Problematik nur durch eine opti-
male Relativität der Entscheidungen gelöst werden 
kann. Gerade im Bereich dieses Einzelplans wird 
sich immer wieder zeigen, wie sehr das wirtschaft-
liche Wachstum auf den Sozialhaushalt im weite-
sten Sinne einschließlich der Träger der Sozial-
versicherung einwirkt und wie sehr davon die 
Solidität der Finanzierung unseres Sozialaufwandes 
bestimmt wird. Wir sollten bei unseren Entschei-
dungen vielleicht noch in einem größeren Maße 
als bisher diese Abhängigkeiten erkennen und sie 
unseren Beschlüssen zugrunde legen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das, was der Herr 
Berichterstatter in Ergänzung zu dem Bericht ge-
sagt hat, bestätigt die Befürchtung der Freien De-
mokraten anläßlich der Beratung des Finanzände-
rungsgesetzes, daß die Vorausschauen über die 
Entwicklungen der Rentenversicherung a) nicht 
richtig waren und b) sehr schnell einer Korrektur 
bedürfen. Ich werde dazu noch einiges sagen. 

Ich habe nicht die Absicht, hier die einzelnen 
Titel des Haushalts zu behandeln, sondern möchte 
nur etwas ausführlicher auf eine Frage eingehen, 
die nach unserer Überzeugung, Herr Bundesarbeits-
minister, gerade in einer Zeit, wo Sie auf Grund 
der vorhandenen Mittel nicht in der Lage sind, 
große Sprünge zu machen, vielleicht doch stärker 
als bisher angepackt werden sollte. Ich denke an 
die Problematik, die daraus entsteht, daß sich 
unsere Industrienation immer mehr zu einer Ange-
stelltengesellschaft entwickelt. 

Es ist doch ein unbestreibarer Tatbestand, daß 
die Zahl der Angestellten immer mehr wächst. Ne-
ben den Beamten und den freien Berufen sind die 
Angestellten die einzige Berufsgruppe, die zah-
lenmäßig zunimmt, und zwar im Verhältnis zu die-
sen beiden anderen besonders stark. Diesen Tat-
bestand haben wir zwar erkannt, aber wir haben 

bisher noch keine Form gefunden, die z. B. der 
neuen verantwortlichen Position von denjenigen 
gerecht wird, die heute in den Betrieben zu Herren 
von komplizierten maschinellen Systemen und da-
mit Verwalter von hohen Kapitalinvestitionen ge-
worden sind. 

Wir müssen feststellen, daß viele dieser Arbeits-
kräfte als Arbeiter eingestuft sind, daß der Be-
rufsgruppenkatalog auf diese Dinge bis zur Stunde 
keine Rücksicht genommen hat, daß hier neue ver-
antwortungsbewußte, verantwortungsbereite Per-
sonenkreise und Berufsgruppen entstanden sind, die 
mit ihren neuen Führungsaufgaben noch nicht 
richtig in unser Wirtschaftssystem eingegliedert 
sind. Ich weiß, das da verschiedene Bemühungen im 
Gange waren; aber bis zur Stunde sind wir in die-
ser Hinsicht nicht weitergekommen. 

Wir haben allerdings nach den letzten Entschei-
dungen, die hier gefallen sind, das Gefühl, daß doch 
die Tendenz zu einer Einheitsarbeitnehmergesell-
schaft, also die Tendenz, Arbeiter und Angestellte 
in einen Topf zu werfen, durchaus vorhanden ist. 
Wir Freien Demokraten sind hier anderer Auffas-
sung. Ich weiß, daß die Auffassung darüber in den 
Koalitionsfraktionen nicht einheitlich ist. Aber es 
wäre doch notwendig, hier einmal deutlich zu 
machen, daß die Angestellten eine in ihrer Bedeu-
tung ständig wachsende Gruppe sind und daß das 
auch in der Gesetzgebung Ausdruck finden müßte. 

Es wäre nach unserer Überzeugung eine Aufgabe 
des Arbeitsministeriums, dafür zu sorgen, daß der 
Berufsgruppenkatalog der tatsächlichen Entwicklung 
angepaßt wird, daß aus den vielen Untersuchungen, 
die angestellt worden sind, auch einmal entspre-
chende Konsequenzen gezogen werden. Bis zur 
Stunde ist das nicht geschehen. 

Wie könnte diese Überlegung aussehen? Es wird 
von keiner Seite bestritten, weder von den Gewerk-
schaften noch von der Wissenschaft, daß die im 
Arbeitsrecht und im Sozialrecht heute geltenden 
Begriffe „Arbeiter" und „Angestellte" nicht mehr 
der modernen arbeitstechnischen Entwicklung ent-
sprechen. Diese Entwicklung muß nach unserer Über-
zeugung auch bei der Unterscheidung von Arbeitern 
und Angestellten innerhalb der Wirtschaft eine ent-
sprechende Veränderung nach sich ziehen; nicht nur 
in der Gesetzgebung, nicht nur im Arbeitsrecht; 
denken wir auch daran — das ist gestern angespro-
chen worden —, daß der Minderheitenschutz hier 
beidseitige Bedeutung bekommen wird. Die heutigen 
Unterscheidungsmerkmale, das ist wohl unbestritten, 
stammen zum großen Teil aus dem vorigen Jahr-
hundert oder der Zeit um die Jahrhundertwende; 
sie sind beim besten Willen nicht mehr zeitgemäß. 

Wir sollten uns vor diesen Schwierigkeiten nicht 
scheuen, wir sollten nicht davor kapitulieren, daß 
gewisse Abgrenzungsschwierigkeiten entstehen. Sie 
sollten versuchen, Herr Bundesarbeitsminister, end-
lich einmal einen konkreten Vorschlag zu machen, 
wie diese Fragen gelöst werden können. 

(Abg. Killat: Machen Sie doch einmal einen 
Vorschlag!) 
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— Herr Kollege Killat, Sie sagen: „Machen Sie einen 
Vorschlag!" Das ist so eine komische Auffassung 
von Ihnen. Sie meinen, wenn Sie in der Regierung 
sitzen, sei die Opposition dafür zuständig, die Vor-
schläge zu machen, die die Regierung machen sollte. 
So kann es doch nicht sein. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Natürlich sind wir bereit, mitzudenken, natürlich 
sind wir bereit, wenn Vorschläge kommen, darüber 
zu diskutieren, ob sie richtig sind. Sie können doch 
aber nicht von einer Oppositionspartei erwarten, 
daß sie ohne die Hilfsmittel, die die Regierung hat 
— das wissen Sie aus Ihrer eigenen Erfahrung —, 
hier die entsprechenden Vorschläge, gerade in einem 
so komplizierten Bereich, zu machen. 

(Abg. Killat: Aber etwas präziser dürfen 
Sie sich hier doch ausdrücken!) 

— Aber lieber Herr Kollege Killat, Sie wissen doch 
genauso wie ich — ich wiederhole, was ich gesagt 
habe —, daß es heute Funktionen gibt, die von Be-
schäftigten ausgeübt werden, welche nach wie vor 
nach dem Berufsgruppenkatalog Arbeiter sind, in 
ihren Funktionen aber praktisch Angestellten gleich-
kommen. Soll ich hier die Funktionen aufzählen? 
Das ist doch beim besten Willen 'nicht nötig. Daß 
es so ist, ist so unbestritten, daß wir das nicht im 
einzelnen aufzuzählen brauchen. 

Wir sind der Meinung, daß bei den Einteilungs-
kriterien in erster Linie von der Verantwortung, 
die der einzelne zu tragen hat, ausgegangen werden 
sollte, daß also die Verantwortlichkeit, die dem 
einzelnen Arbeitnehmer damit zugekommen ist, bei 
der Umgestaltung ein wesentlicher Gesichtspunkt 
sein sollte, neue Gruppierungen in die Gruppe der 
Angestellten einzubeziehen. 

(Abg. Killat: Wollen Sie einen Katalog für 
Verantwortliche und für Nichtverantwort

-

liche?) 

— Aber Herr Killat, das ist doch nun wirklich ein 
bißchen zu primitiv. Sie müssen mir doch zugeben, 
daß es innerhalb jedes Betriebes unter den Arbeit-
nehmern Angestellte und Arbeiter gibt, die in ver-
antwortlicherer Position sind, und andere gibt, die 
Zuarbeit leisten und nicht in gleicher verantwort-
licher Position stehen. Das ableugnen zu wollen, 
geht doch nun wirklich zu weit. Ich habe keine Lust, 
auf eine solche Bemerkung überhaupt näher ein-
zugehen. 

Meine Damen und Herren, in diesen Zusammen-
hang gehört auch das Problem, das wir immer wie-
der bei der Diskussion über die Versicherungs-
pflichtgrenzen haben, nämlich die Frage: Ist es heute 
noch richtig, daß wir den Arbeitgeberbeitrag ge-
sondert ausweisen und deshalb bei Angestellten 
noch eine unterschiedliche Regelung haben? Natür-
lich wird eine solche Veränderung des Arbeitgeber-
beitrags als echter Bestandteil von Lohn und Gehalt 
für den Arbeitnehmer keinerlei Veränderung brin-
gen. Wir haben dazu einen Entschließungsantrag 
eingebracht, den ich hier gleich mit begründen will. 
Wir sind der Meinung, wer es wirklich ernst meint, 

daß der Angestellte, der über der Versicherungs

-

pflichtgrenze liegt, sozial gleichgestellt wird — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das gibt es nicht 
mehr!) 

— Natürlich gibt es das noch, in der Kranken-
versicherung. Wenn man diese sozialpolitische Ver-
pflichtung sieht, ist es doch das Einfachste, den 
Arbeitgeberbeitrag generell zu einem echten Be-
standteil von Lohn und Gehalt zu machen. 

Sie hätten die Gelegenheit gehabt, das Problem 
weitgehend zu lösen, wenn Sie damals unserem 
Antrag zugestimmt hätten, den Arbeitgeberbeitrag 
grundsätzlich allen zu zahlen ohne Rücksicht darauf, 
ob sie versicherungspflichtig sind oder nicht. Leider 
haben Sie, meine Damen und Herren von  den 

 Koalitionsfraktionen, diesen Antrag abgelehnt. Das 
läßt den Verdacht aufkommen, daß nicht die Frage 
der sozialen Schutzbedürftigkeit im Vordergrund 
stand, sondern das Heranschaffen neuer Versiche-
rungspflichtiger. Das ist der Ausgangspunkt Ihrer 
Überlegungen gewesen, nicht der Schutz des Ange-
stellten. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der SPD: 
Haben Sie schon einmal etwas von Solida

-

rität gehört?) 

— Natürlich habe ich davon gehört. Aber Solidarität 
kann doch nicht dazu führen, daß man alle Grup-
pen um der Solidarität willen unter ein Joch zwingt 
und ihnen keinen Spielraum mehr für eigenver-
antwortliches Handeln läßt. Darum geht es doch 
bei diesen ganzen Überlegungen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Killat (SPD) : Herr Kollege Mischnick, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß selbst beispielsweise die ärzt-
lichen und zahnärztlichen Versorgungswerke nur 
dann funktionsfähig sind, wenn man für diese Ver-
sorgungswerke eine Pflichtversicherung schafft, so 
wie es in den entsprechenden Gesetzen vorgeschrie-
ben ist? 

Mischnick (FPD) : Herr Kollege Killat, die For-
men, in welcher Art und Weise ich die einzelnen 
Gruppierungen in Versorgungswerke bringe, kann 
ich doch durchaus unterschiedlich gestalten. Was Sie 
mit der Zwangsversicherung aller machen, ist doch 
nichts anderes, als sie dem gleichen Gesetz bis zum 
Ende ihres Arbeitslebens zu unterwerfen und ihnen 
keinen Spielraum zu geben. Das unterscheidet uns 
eben. Wir wollen ihnen einen Spielraum geben, Sie 
wollen ihnen keinen Spielraum geben. Deshalb sind 
Sie Sozialdemokraten und wir Freie Demokraten, 
das ist eben der Unterschied. 

(Beifall bei der FDP.) 

Killat (SPD) : Herr Kollege Mischnick, finden Sie 
es nicht etwas peinlich, daß Sie die Versicherungs-
pflicht in der Sozialversicherung als Zwangsver-
sicherung bezeichnen, aber die gleiche Versiche-
rungspflicht bei den Versorgungswerken der Ärzte-
schaft und der Zahnärzteschaft, von denen ich hier 
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sprach nicht als Zwangsversicherung bezeichnen wol-
len. 

Mischnick (FDP) : Herr Kollege Killat, ich erkläre 
noch einmal: Uns kommt es darauf an, daß die 
Altersversorgungswerke — ich verwende einmal 
diesen Sammelbegriff — Möglichkeiten der indivi-
duellen Gestaltung haben. Wenn man sie alle in 
die Rentenversicherung hineinbringt, ist das in die-
ser Form nicht möglich. Dagegen wehren wir uns. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Killat: Das 
wird doch gesetzlich fixiert! — Zuruf von 
der SPD: Das stimmt doch gar nicht! — 

Weitere Zurufe.) 

— Natürlich ist das so. Herr Kollege Killat, wir 
haben darüber schon oft debattiert. Sie können 
unseren Gedankengängen aus Ihrer grundsätzlich 
anderen Einstellung nicht folgen. Ich nehme Ihnen 
das nicht übel. Aber es hat keinen Zweck, daß wir 
hier immer dieselbe Frage diskutieren. Ich möchte 
deshalb weitergehen. — Bitte, Herr Kollege Ruf! 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick, wollen 
Sie nicht, daß das System der gesetzlichen Renten-
versicherung in finanzieller Beziehung gut funktio-
niert, und sind Sie dann nicht der Meinung, daß wir 
die Pflicht haben, dafür zu sorgen, daß das Ver-
hältnis von Beitragszahlern zu Leistungsempfängern 
wenigstens einigermaßen konstant bleibt? 

Mischnick (FDP) : Herr Kollege Ruf, ich habe die 
Absicht, genau zu diesen Problemen noch ein paar 
Bemerkungen zu machen. Sie haben natürlich recht. 
Wir wollen alle, daß eine gesunde finanzielle Basis 
für unsere Rentenversicherungsträger vorhanden ist. 
Nur habe ich das  Gefühl — nicht nur ich, sondern 
meine politischen Freunde mit —, daß wir das 
bisher trotz aller Finanzplanung noch nicht erreicht 
haben. Denn wenn man einmal die gesamten finanz-
politischen Auswirkungen der Finanzplanung an-
sieht und auch den Zuschuß aus dem Haushalt, dann 
kommt man zu ,der interessanten Feststellung, daß 
schon innerhalb der Rentenversicherung doch eine 
sehr unterschiedliche Behandlung erfolgt. Wenn ich 
es recht sehe, sind praktisch die Angestellten 
zwangsweise zu den finanziellen Nothelfern dieser 
Regierung gemacht worden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Denn viele Dinge sind doch dadurch ausgeglichen 
worden, daß man die Angestellten besonders zur 
Kasse gebeten hat. 

(Abg. Stingl: Wieso?) 

— Herr Kollege Stingl, ich wußte, daß das kam; 
deshalb habe ich die nächsten Punkte darauf ab-
gestellt. — Das geschah z. B. dadurch, daß Sie über 
die Zwangsversicherung bis 1971 für alle Angestell-
ten, soweit sie sich nicht jetzt befreien lassen — ich 
füge das hinzu —, sich aber für die Zukunft nicht 
mehr befreien lassen können, etwa 3 Milliarden 
an Beiträgen erwarten. Dann haben S ie weiter, wenn 
ich die Zahlen hier  richtig stehen habe, 1,9 Milliar-
den DM — ich bin bereit, mich um hundert Millionen 

zu streiten — dadurch in dieser Zeit als Zusatzaus-
nahmen, weil Sie nicht mehr die Möglichkeit der 
Rückzahlung bei Heirat belassen haben, und Sie 
erwarten, 'daß daraus Beitragszahlungen entstehen, 
damit die notwendigen 15 Jahre erfüllt werden. Das 
sind die beiden Positionen, mit denen Sie  haupt-
sächlich hoffen, bis 1971 über  die  Runden zu kom-
men. Das sind aber genau Positionen, die insbeson-
dere bei den Angestelltenhaushalten zu Buche 
schlagen. Darum geht 'es uns, wenn ich hier diese 
Frage anspreche. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick, haben 
Sie nicht übersehen, .daß wir  die  Beiträge erhöht 
haben für 1968, 1969 und 1970 und daß das ,den 
Hauptposten für die Sanierung ausmacht? 

Mischnick (FDP) : Aber, lieber Kollege Ruf, glau-
ben Sie, daß ich mir die Beitragserhöhung entgehen 
lasse? Darauf komme ich noch. 

Der zweite Punkt, den Sie geschaffen haben, näm-
lich die Beteiligung der Rentner an der Kranken-
versicherung, ist beidseitig etwa gleichmäßig bela-
stend, aber es hat sich gezeigt, daß durch Strei-
chungen 'in anderen Bereichen das Zur-Kasse-Bitten 
über die Ersatzkassen mit 180 Millionen 1968 
— durch Streichung anderer Mittel, die bisher als 
Zuschuß ,an ,die Kassen geflossen sind — ebenfalls 
besonders bei den Angestellten zu Buche schlägt. 
Deshalb ja die Beitragserhöhung, ,die in ,der näch-
sten Zeit kommt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Frage des Herrn Kollegen Russe? 

Russe (Bochum) (CDU/CSU) : Herr Kollege Misch-
nick, würden Sie die Güte haben, dieselben Ausfüh-
rungen, die Sie hier jetzt für die Angestellten 
machen, einmal überzublenden auf die Arbeiter, und 
diesbezüglich Ihre Äußerungen zu ergänzen? 

Mischnick (FDP) : Lieber Herr Kollege Russe, ich 
habe vorhin schongesagt, ,daß ich die Absicht habe, 
heute speziell über die Angestellten zu sprechen. 
Wenn Sie heute noch einen Arbeitervortrag hören 
wollen, können wir das noch machen. Aber ich 
dachte, .aus zeitökonomischen Gründen machen wir 
das bei der nächsten Beratung. Ich bin  aber gern 
bereit, mit Ihnen das privat zu machen. 

Nun zu der Frage der Beiträge. Herr Kollege Ruf, 
Sie  haben 'die Frage ,der Beiträge angesprochen. 
Aber hier müssen Sie doch auch wiederum zugeben, 
daß insbesondere bei den Angestellten — indem 
man die Beitragsbemessungsgrenze von 1400 nicht 
auf 1500, sondern gleich auf 1600 hinaufgesetzt 
hat — eine zusätzliche Belastung ,entstanden ist. 
Damit ist ja ,der Höchstbeitrag auf 240 DM gestie-
gen; er hätte an sich nur bis 215 DM ,steigen müs-
sen. 

Hochinteressant ist für uns — und das ist auch 
eine Frage, die wir an den Bundesarbeitsminister 
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gerichtet haben; wir haben ja an sich nicht sehr viel 
Glück mit unseren Kleinen Anfragen, manche dauern 
Wochen, manche sogar Monate, bis sie beantwortet 
werden; in diesem Falle haben wir nach sieben-
monatigem Rechnen folgendes mitgeteilt bekom-
men —, daß dieser Höchstbeitrag von 240 DM bis 
1971 auf 306 DM steigt — so war die ursprüngliche 
Berechnung —, im Finanzänderungsgesetz auf 323 
DM, und nach der letzten Mitteilung des Herrn Bun-
desarbeitsministers müssen wir damit rechnen, wenn 
die Löhne bis 1971 nur um 3 % steigen, daß dann 
die Beiträge sogar auf 337 DM ansteigen müssen. 
Das bedeutet in vier Jahren eine Beitragssteigerung 
von 70 %. Das ist immerhin ein Betrag, von dem 
man sagen muß: hier ist eine besondere zusätzliche 
Belastung der Angestellten festzustellen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich stehe auf dem Standpunkt, daß eine solche 
Beitragssteigerung von 70% bei einer Lohnerhö-
hung von durchschnittlich 3% nach den Auskünften, 
die wir bekommen haben — bei einer Lohnerhöhung 
von 5 % ist sie, ich will es schnell ausrechnen, etwas 
geringer, nämlich 60% —, natürlich für einen Ange-
stelltenhaushalt kein Pappenstiel ist. Es ist kein 
Pappenstiel in dieser Zeit, allein in diesem Bereich 
so belastet zu werden, zumal die Krankenkassen-
beiträge, von denen ich gesprochen habe, noch hin-
zukommen. 

(Abg. Glombig: Die Arbeiter müssen doch 
auch zahlen! Oder ist das keine Belastung? 
— Abg. Stingl: Das stimmt alles nur, wenn 
der Angestellte keine Lohnerhöhung be- 
kommt! Sie müssen doch die Relation zu 

seinem Einkommen sehen!) 

— Sehr verehrter Kollege Stingl, es stimmt nicht, 
daß er keine Lohnerhöhung bekommt, sondern ich 
habe ausdrücklich von einer 3%igen Lohnerhöhung 
gesprochen. 

(Abg. Stingl: Das sind Wiederholungen, 
Herr Mischnick; darüber haben wir uns un- 

längst lang und breit unterhalten!) 

— Herr Kollege Stingl, wenn heute, gestern und 
vorgestern nur ganz neue Dinge gesagt worden 
wären, hätten Sie fast alle Reden Ihrer Kollegen 
streichen müssen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, ich habe schon gesagt, 
daß unser Antrag leider abgelehnt worden ist, näm-
lich der Antrag, daß man den Arbeitgeberbeitrag 
grundsätzlich auch für diejenigen zahlen sollte, die 
über der Versicherungspflichtgrenze liegen. Viel-
leicht sind Sie jetzt so weit, daß Sie als Koalition 
diesen Antrag einbringen. Wir sind gern bereit, ihm 
zuzustimmen, wenn Sie ihm schon nicht zustimmen 
wollten, solange wir ihn als Opposition eingebracht 
haben. Die vorhandenen Finanzierungslücken, die 
ja durch diese Beitragserhöhungen geschlossen wer-
den sollen, sind nach unserer Auffassung dadurch 
eben nicht bis 1971 zu schließen. 

Es ist doch hochinteresant, daß wenige Tage nach 
der Debatte über das Finanzänderungsgesetz — und 
deshalb müssen wir noch einmal darüber reden, 

ob es Ihnen paßt oder nicht, Herr Kollege Stingl — 
von  den Rentenversicherungsträgern zum Ausdruck 
gebracht worden ist, daß sie im Unterschied zum 
Arbeitsministerium einen Fehlbetrag in Höhe von 
rund 8,5 Milliarden DM errechnet hätten. Es ist doch 
für uns interessant, einmal zu hören: Sind die Be-
rechnungen der Rentenversicherungsträger für die-
sen Planungszeitraum mit einem Deffizit von 8,5 
Milliarden DM richtig, oder ist — mit allen Fehler-
quellen, die darin stecken — die Zahl richtig, von 
der man beim Finanzänderungsgesetz ausgegangen 
ist? Dazu würden wir gern von Ihnen, Herr Bundes-
arbeitsminister, etwas hören. Wenn es nicht möglich 
ist, die Zahlen sofort oder in absehbarer Zeit oder —
wie heißt das? — unverzüglich, ohne schuldhaftes 
Verzögern, mitzuteilen, möchten wir Sie bitten, uns 
zu sagen, wie eine Lösung des Problems, das durch 
das behauptete Defizit entstanden ist, gefunden 
werden kann. 

Ich komme zu einem weiteren Punkt. Herr Kollege 
Götz hat davon gesprochen, daß in der Knappschaft 
eine besonders schwierige Situatio n\  entstanden sei 
und daß hier in den Jahren 1967 und 1968 rund 
700 Millionen DM an zusätzlichen Ausgaben auf uns 
zukämen, wenn man von dem Basisjahr ausgehe. 
Sie haben eine Begründung dafür gegeben: kon-
junkturelle Veränderungen, Schwierigkeiten, die in-
zwischen entstanden sind und die man nicht voraus-
sehen konnte usw. Der Haushaltsausschuß hat dazu 
ja einen sehr interessanten Beschluß gefaßt. Ich darf 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten daraus 
zitieren: 

Nach Ansicht des Haushaltsausschusses sind 
diese Zahlen ein erneuter Anlaß zu einer um-
fassenden Überprüfung der Finanzierung der 
knappschaftlichen Rentenversicherung im Rah-
men der Beratung des Dritten Rentenversiche-
rungsänderungsgesetzes. 

So weit, so gut. Was kann das aber bedeuten? —
Das kann doch entweder nur heißen, daß ein wei-
terer Eingriff in das Leistungsrecht erfolgt, damit die 
Ausgaben gesenkt werden, oder aber es heißt, daß 
man, wenn man das andere nicht tun will, erneut 
versucht, mit den anderen Rentenversicherungen, 
der der Arbeiter und der Angestellten, einen Aus-
gleich zu finden. Das heißt aber letzten Endes — 
und jetzt sind wir wieder bei den Angestellten —, 
daß die Angestelltenversicherung herangezogen wer-
den muß; denn die Arbeiterrentenversicherung kann 
das auf keinen Fall ausgleichen. Also kommt es wie-
derum zu einer Benachteiligung der Angestellten, 
wenn man diesen Weg gehen will. Dagegen wehren 
wir uns. 

Auch hier wäre es notwendig, daß wir klare Aus-
kunft darüber erhalten, wie man sich das in Zukunft 
denkt, daß wir Vorschläge dazu bekommen, wie das 
Finanzänderungsgesetz in diesen Punkten so geän-
dert werden kann, daß wir mit einiger Beruhigung — 
mit voller können wir sowieso nicht sagen — in die 
nächsten zwei, drei Jahre hineingehen können. 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang möchte ich auch gleich den zweiten Entschlie-
ßungsantrag begründen, nämlich die Frage der Vor- 
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lage eines Berichts über die Kriegsopferversorgung. 
Kollege Götz hat darauf hingewiesen, daß eine Kor-
rektur um 100 Millionen notwendig sei, weil die 
Schätzungen nicht richtig waren. Das ist für uns 
keine Begründung, nun etwa zu sagen: weil die 
Ausgaben sowieso 100 Millionen DM höher sind, 
nachdem die ursprünglichen Vorschriften des Ge-
setzes gegen unseren Willen herausgestrichen wor-
den sind, braucht nun kein Bericht darüber zu er-
folgen, wie es zum 31. Dezember 1968 mit der Ent-
wicklung der Kriegsopferrenten aussieht. Unser Ent-
schließungsantrag besagt, daß wir den Bericht haben 
wollen. Ob wir daraus praktische Konsequenzen 
ziehen wollen, hängt natürlich mit von der Haus-
haltslage ab. Aber es muß dem Parlament doch 
wenigstens gesagt werden, wie es in diesem Sektor 
aussieht, der keine automatische Dynamik kennt und 
deshalb gegenüber allen anderen Bereichen benach-
teiligt ist. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
ein paar Bemerkungen zu den vorgesehenen Über-
legungen für die Altersvorsorge der Selbständigen 
machen. Wie uns bekanntgeworden ist, besteht die 
Absicht, die Selbständigen möglichst alle in die all-
gemeine Rentenversicherung einzubeziehen. Wenn 
diese Absicht verwirklicht werden sollte, würde das 
ja bedeuten, daß wir praktisch zu dieser zwar zwei-
geteilten — zwei Arten —, aber doch insgesamt Ein-
heitsversicherung kämen. Wir halten das nicht für 
richtig. Wir würden es für besser halten, wenn man 
dafür sorgte, daß die berufsständischen Versor-
gungswerke in der Frage der „Altlast" genauso ge-
stellt werden, wie es bei der Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten geschieht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dieser Weg würde nach unserer Überzeugung — 
auch auf Dauer gesehen — für den Bundeshaushalt 
eine geringere finanzielle Belastung bedeuten, als 
wenn man hier einfach eine Einbeziehung in das 
bestehende Rentenversicherungssystem vornimmt. 

Wir haben das Gefühl, daß man mit den verschie-
denen Maßnahmen, die hier über das Finanzände-
rungsgesetz beschlossen worden sind, und durch 
das, was man an Überlegungen hört, der differen-
zierten Leistungsgesellschaft, die wir nun heute ein-
mal haben, nicht gerecht wird, sondern daß man 
eher bemüht ist, bestehende, aber in vielen Berei-
chen einer Überholung bedürftige Zustände zu 
zementieren und damit zu erreichen, daß praktisch 
alle in ein bestimmtes Schema hineingezwungen 
werden. Das ist aber genau das Gegenteil von dem, 
was man in einer offenen Gesellschaft des 20. Jahr-
hunderts braucht. Deshalb die Notwendigkeit, hier 
von Grund auf zu überprüfen: Haben wir nicht 
andere Möglichkeiten, Leistungsfähigkeit, Leistungs-
willen der Menschen zu entwickeln, statt sie durch 
zwangsweise Einbeziehung in Sicherungseinrichtun-
gen und Festhalten daran bis zum Ende des Arbeits-
lebens in ihrer Entscheidungsmöglichkeit zu hem-
men? Wir wollen, daß die Entscheidungsfreiheit und 
die Entscheidungsfähigkeit des einzelnen gestärkt 
werden. 

Wir haben die Sorge, daß Ihre Politik genau auf 
das Gegenteil abzielt. Daß diese Sorge nicht unbe

-

rechtigt ist, hat das Finanzänderungsgesetz gezeigt. 
Sie müssen jetzt praktisch finanziell vollstrecken, 
was durch die nicht erfüllbaren Versprechungen der 
Rentenreform von 1957 an Belastungen gekommen 
ist. Das verstehen wir. Aber dann soll man den Mut 
haben und zugeben: Was die Ausgangsposition für 
die Änderung der Rentenversicherung 1957 war, hat 
sich bis heute nicht als so tragfähig erwiesen, wie 
man es gehofft hatte. 

(Abg. Killat: Viel besser sogar, Herr Kol

-

lege, nach der versicherungstechnischen 
Bilanz!) 

— Also wenn Sie es als viel besser ansehen, Herr 
Kollege Killat, dann haben Sie eben ein ganz ande-
res Verhältnis zu den Zahlen, als ich es habe; ich 
sehe sie nämlich nüchtern und nicht durch eine Brille, 
wie ich sie gerne haben will. 

(Beifall bei der FDP. — Erneuter Zuruf des 
Abg. Killat.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zwischenfrage 
von Herrn Ruf. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Kollege, darf ich Sie fragen, 
ob Ihnen bekannt ist, daß das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung bei der Erstellung der 
Rechnungsgrundlagen für die Rentenreform im Jahre 
1957 erklärt hat, daß wir am Ende des ersten 
Deckungsabschnittes, nämlich Ende 1966, die Beiträge 
um 2,25 % erhöhen müssen, daß wir die Beiträge 
aber erst jetzt, zum 1. Januar 1968, erhöhen mußten? 

Mischnick (FDP) : Lieber Kollege Ruf, natürlich 
ist mir bekannt, daß der Beitrag zunächst um 
2 1/2 % erhöht werden sollte. Wir haben aber jetzt 
schon festgelegt, daß er bis auf 17' 0/o, d. h. um 3 °/o, 
erhöht werden muß, also schon höher als das, was 
damals vorausgesagt wurde. 

Zweitens ist bei der Voraussage natürlich nicht 
voraussehbar gewesen, daß wir zwei, drei Jahre mit 
Beitragseinnahmen von einer beachtlich hohen Zahl 
von Gastarbeitern haben würden, denen selbstver-
ständlich eines Tages teilweise Leistungen gegen-
überstehen werden. Das ist ein Tatbestand, der nicht 
wegzuleugnen ist. Daher sind die Schwierigkeiten 
in der Rentenversicherung erst um zwei bis drei 
Jahre später sichtbar geworden. Das ist der ganze 
Grund, sonst gar nichts. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick, sind Sie 
bereit, zuzugeben, daß die finanziellen Sorgen, die 
wir nicht bestreiten wollen, nicht so sehr mit der 
Rentenformel des Jahres 1957, sondern mit dem vor 
uns stehenden Rentenberg etwas zu tun haben? 

Mischnick (FDP) : Lieber Herr Kollege Ruf, natür-
lich hat es sowohl mit der Rentenformel wie mit 
dem Rentenberg wie auch mit der wirtschaftlichen 
Entwicklung zu tun. Das bedeutet doch aber nur, daß 
Sie mir recht geben müssen, wenn ich sage, daß 
die Ausgangsbasis für die gesamte Entwicklung 
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eben zu optimistisch gesehen war. Mehr sagen wir 
doch gar nicht. Das sollten Sie endlich einsehen. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Killat: Wollen 
Sie die Renten kürzen, oder was sonst?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich zum Abschluß feststellen: 

(Abg. Killat: Darauf müssen Sie eine 
Antwort geben, Herr Kollege!) 

Wenn Sie unseren Änderungsanträgen zum Finanz-
änderungsgesetz gefolgt wären, dann wäre ein Teil 
dieser Fragen tatsächlich auf die Dauer lösbar 
gewesen. Dazu haben Sie leider nein gesagt. Wir 
werden jedenfalls aus unserer Auffassung heraus 
immer wieder versuchen, Sie davon zu überzeugen, 
daß es besser ist, auch in diesem Bereich schon 
heute nüchtern zu sagen, was morgen finanziell 
möglich ist, statt höhere Erwartungen entstehen zu 
lassen, als wir gemeinsam eines Tages durch unsere 
Beschlüsse erfüllen können. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr.  Mommer: Das Wort hat 
der Herr Bundesarbeitsminister. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Nach dieser Rede, Herr Kollege 
Mischnick, kann ich mich in meinen Äußerungen 
und Antworten relativ kurz fassen. Ich glaube, ich 
komme damit auch den Intentionen und der Ge-
schäftslage des Hauses entgegen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Als Sie zu sprechen anfingen, Herr Kollege Misch-
nick, war ich sehr glücklich. Ich war geradezu gelöst 
und dachte: Donnerwetter, endlich mal eine neue 
Rede! Ich hatte Ihre alte gerade nachgelesen und 
mich innerlich darauf eingestellt. Sie fingen von 
Angestellten und von den Problemen an, um die 
ich mich — das wissen Sie — weiß Gott wie einer 
bemüht habe, mit unserem Arbeitsförderungsgesetz 
und der Förderung der Mobilität in unserer Gesell-
schaft. Ich dachte: Das ist doch genau die Diskussion, 
die wir gern haben möchten. 

Dann war ich enttäuscht. Dann habe ich nämlich 
gemerkt, daß Sie als Partei, Herr Kollege Mischnick, 
etwas plump die Fänge aushielten nach einher be-
stimmten Gruppe hin, nämlich nach den Angestellten 
hin. Das ärgert einen dann etwas. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der FDP.) 

Ich sage Ihnen, Herr Kollege Mischnick: Der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung wird für die 
Angestellten — er kommt selbst aus diesem Be-
reich, wie Sie sehr wohl wissen — sein Wort zu 
sagen haben. Aber er hat nicht nur die Angestellten 
zu sehen, sondern er hat auch die Arbeiter in un-
serem Volk und die gesamte arbeitende Bevöl-
kerung zu sehen, und er kann seine Politik nicht 
nur auf eine Gruppe, auf eine Schicht unseres Volkes 
abstimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Deshalb lassen Sie mich sagen, Herr Kollege 
Mischnick — ich kann das nur noch einmal wieder-
holen —: Ich bin Ihnen dankbar für den ersten 
Aufriß, und ich bin auch mit Ihnen der Meinung — 
ich wäre glücklich, wenn das in diesem Hause 
künftig noch stärker geschehen könnte — , daß wir 
über diese Fragen diskutieren müssen. Das ist nicht 
nur eine Frage der Angestellten, sondern das ist 
weitgehend auch eine Frage des Aufstiegs der 
Arbeiter zu den Angestellten. 

(Abg. Mischnick: Ja, natürlich!) 

— Dann müssen wir doch — das ist doch ganz 
genau der Sinn der Zwischenfrage des Kollegen 
Russe gewesen — von hier aus diese breitere Auf-
baubasis schaffen, und das tun wir mit unserem 
Arbeitsförderungsgesetz, glaube ich, schon in be-
achtlicher Weise. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Was den Wegfall der Versicherungspflichtgrenze 
und das angeht, Herr Kollege Mischnick, was Sie 
zu den Angestellten gesagt haben, so kann ich mich 
nur wundern, wenn die Angestelltengewerkschaften 
die Tatsache, daß Sie — angeblich im Sinne der 
Angestellten — dieses Schreckgespenst wieder ein-
mal an die Wand gemalt haben, lebhaft begrüßt 
haben. Das scheint mir ein Widerspruch zu sein. 

Ich möchte im Zusammenhang mit unserer letzten 
Diskussion, die wir bei der ersten Beratung des 
Finanzänderungsgesetzes gehabt haben, ein Zweites 
sagen. Auch da ist von Ihnen, Herr Kollege Misch-
nick, immer wieder gesagt worden: mit der gesetz-
lichen Rentenversicherung engen wir den Spielraum 
des einzelnen ein. Sie pflegen dann die Vokabel 
„Zwangsversicherung" zu gebrauchen, die ich aus 
denselben Gründen ablehne, die Herr Killat vorhin 
auch schon genannt hat. Sie behaupten einfach: es 
gibt hier keinen Spielraum. Wahr ist — und wenn 
Sie sich die Statistiken der Lebensversicherungs-
gesellschaften ansehen, können Sie das unschwer 
feststellen — , daß unsere Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten doch eine Grundsicherung 
für unsere Bevölkerung ist, bei der noch genügend 
Spielraum für die persönliche Aufstockung bleibt, 
was ja auch laufend geschieht. Sie konstruieren per-
manent einen Widerspruch, den ich nicht anerkennen 
kann und nicht anerkennen will, einen Widerspruch 
zwischen unserer gesetzlichen Rentenversicherung 
mit ihrer Dynamik und der privaten Lebensversiche-
rung. Sie haben das heute nicht so deutlich gesagt, 
aber Sie haben das in der letzten Rede sehr deutlich 
angesprochen. Sie haben quasi von der Sozialisie-
rung des Lohnes gesprochen und gesagt: Wenn wir 
diese Politik betreiben, bleibt kein Raum für eigen-
tumspolitische Maßnahmen des einzelnen. 

Herr Kollege Mischnick, darf ich Ihnen einmal fol-
gende Zahlen nennen? — Das 312-DM-Gesetz, das 
wir in den Anfängen gegen den besonderen Wider-
stand der Freien Demokraten haben durchsetzen 
müssen, hat sich wie folgt ausgewirkt. Im Jahre 
1951 haben 50 000 Arbeitnehmer von der Möglich-
keit dieses Gesetzes Gebrauch gemacht, und zwar 
mit einem durchschnittlichen Betrag von 300 DM 
und mit einem Gesamtbetrag von 15 Millionen DM. 
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Wenn Sie es wünschen, schicke ich Ihnen das gern 
zu; ich will wegen der Kürze der Zeit nur die End-
zahlen nennen. Im Jahre 1966 waren es bereits 
3,2 Millionen Arbeitnehmer mit einem Durch-
schnittsbetrag von 280 DM, wobei der insgesamt 
angelegte Betrag 900 Millionen DM ausmachte. Das 
widerspricht doch ganz eindeutig Ihre These, unsere 
Politik der sozialen Sicherung stünde der Politik 
der breiten Eigentumsstreuung diametral entgegen. 
Hier sind die Zahlen, die genau das Gegenteil be-
weisen. 

Sie haben dann, Herr Kollege Mischnick — das 
muß ich jetzt doch noch mit zwei Sätzen sagen —, 
etwas gemacht, was nicht ganz fair ist und was an 
sich unserem Verhältnis zueinander auch nicht ent-
spricht, das wir bisher gehabt haben. Sie haben 
gesagt, ich hätte sieben Monate gebraucht, bis die 
Kleine Anfrage der FDP beantwortet worden sei. 
Das ist zunächst einmal nur zum Teil richtig, denn 
die Kleine Anfrage habe ich in dem Teil 1 sofort 
beantwortet, und zu dem Teil 2 — der Eventual-
rechnung — habe ich hier im Hause gesagt: Da sind 
wir dran; wir sind aber in unserem Hause durch die 
personelle Beengung bei den gewaltigen Anforde-
rungen, die durch das Finanzänderungsgesetz an 
uns  gestellt wurden, einfach nicht in  der Lage, das 
alles auf einmal zu machen; sobald das eine fertig 
ist, lasse ich das andere ausrechnen. Dann hat der 
Herr Kollege Spitzmüller gesagt: einverstanden. Es 
ist also nicht ganz fair, wenn Sie jetzt den Eindruck 
zu erwecken versuchen, als befänden wir uns im 
Verzug. 

(Zuruf von der FDP: Auf dieses „jetzt" 
bezogen, sieben Monate!) 

Jetzt kommt der zweite Punkt, und jetzt kommt 
etwas, was ich wiederum nicht ganz fair finde. Ich 
lese den FDK-Tagesdienst vom 1. April. Kaum habe 
ich die Zahlen veröffentlicht, so, wie Sie es ge-
wünscht haben — ich will das jetzt nicht vertiefen; 
das würde zu weit führen —, mit allen den Kautelen 
und all den Einschränkungen, die man wissen muß, 
wenn man diese Zahlen veröffentlicht, damit kein 
falscher Eindruck in der Öffentlichkeit erweckt wird, 
geht trotzdem der FDK-Tagesdienst hin und sagt: 
Wenn der  Entgeltanstieg — Sie haben das jetzt 
hier noch einmal wiederholt — jährlich nur 3 % 
beträgt, dann ist im Jahre 1971 an Stelle des be-
schlossenen Beitragssatzes von 17 % ein Beitragssatz 
in Höhe von 18,7% erforderlich. Herr Kollege Misch-
nick, ich muß ehrlich gestehen, daß mich das aufs 
tiefste enttäuscht, daß man von mir verlangt, Ihnen 
exakte , saubere Zahlen in verschiedenen Größen-
ordnungen zu geben — und das tue ich als Mit-
glied der Regierung —, und daß man just die nie-
drigste Größenordnung herausnimmt, sie der Öffent-
lichkeit bekanntgibt und damit in der Öffentlichkeit 
ein ganz falsches Bild erweckt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau! — Zuruf 
von der SPD: Das ist systematisch, metho

-

disch!) 

— Ich meine, das entspricht an sich nicht dem Stil, 
den wir bisher gehabt haben. Ich will das jetzt nicht 
überbewerten. Ich möchte nur meinen, der Eindruck 

in der Öffentlichkeit — und deshalb sage ich das 
hier — muß richtiggestellt werden. Es handelt sich 
um Zahlen, die Sie gewünscht haben. Wir haben 
eine 3%ige, wir haben eine 5%ige, wir haben eine 
7%ige Rechnung. Dabei sehen die Dinge ganz 
anders aus. 

(Abg. Mischnick: Das habe ich gesagt!) 

Man muß sie miteinander vergleichen und kann nicht 
einzelne Punkte herausziehen. Dann wird die Dis-
kussion etwas schwierig. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Schmidt (Kempten)? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Bitte schön! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, wür-
den Sie mir darin zustimmen, daß bei der augen-
blicklichen Entwicklung und auch bei den Beobach-
tungen, die der Haushaltsausschuß niedergelegt hat, 
der Zuwachs von 3 % noch der wahrscheinlichste ist, 
also diese Zahl wahrscheinlich die realste für die Zu-
kunft ist? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Nein, Herr Kollege Schmidt, da kann ich 
Ihnen überhaupt nicht zustimmen. Wenn Sie gestern 
der Debatte und den Ausführungen des Herrn Wirt-
schaftsministers gefolgt sind, dann werden Sie da-
von ausgehen müssen, daß diese Zahl von 3 % für 
1968 sicherlich nicht die gültige Richtzahl sein kann, 
sondern die, die die Bundesregierung angenommen 
hat. 

Herr Kollege Mischnick, Sie haben mich nach Zah-
len für die weitere Entwicklung gefragt. Ich habe 
diese Tabellen hier. Ich hatte an sich auch vor, diese 
Tabellen, die sich gerade auf das Verhältnis der An-
gestelltenversicherung zur Arbeiterrentenversiche-
rung beziehen, zu erläutern. Es  ist unmöglich, Herr 
Kollege Mischnick, einfach zu sagen: Hier werden die 
Angestellten belastet. Die Zahl der Arbeiter, die in 
die Angestelltenversicherung hineinkommen, trägt 
ja mit. Die Bergleute, die ausgeschieden sind und 
dann als Angestellte tätig sind, sind heute Mitglied 
der Angestelltenversicherung. 

(Abg. Stingl: Und die Rentner bleiben!) 

Das muß man, glaube ich, miteinander sehen. 

Ich verzichte jetzt mit Ihrem Einverständnis 
darauf, die Zahlen hier zu verlesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schade!) 

Ich werde sie dem Sozialpolitischen Ausschuß, Herr 
Kollege Schellenberg, für die Beratung des Dritten 
Rentenversicherungsänderungsgesetzes — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zu Protokoll 
geben!) 

— Nein, ich werde sie dem Ausschuß für die Be-
ratung des Dritten Rentenversicherungsänderungs-
gesetzes zuleiten. 
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Lassen Sie mich noch eine letzte Bemerkung 
machen. Dann werde ich also mein Wort einhal-
ten, mit zehn Minuten auszukommen. Es geschieht 
mit Blick auf das, was in der Öffentlichkeit hin und 
wieder dargestellt wird. Es ist eine Bemerkung 
zur Knappschaft. Der Berichterstatter hat dankens-
werterweise schon darauf hingewiesen, daß ich zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung — das war 
noch während der Kleinen Koalition, Herr Kollege 
Mischnick — am 16. März 1966 hier gesagt habe — 
vielleicht darf ich mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten kurz zitieren —: 

Der Zuschuß, den der Bund gibt, beträgt heute 
— 16. März 1966 

2,2 Milliarden DM jährlich, er wird nach vorsich-
tiger Schätzung im Jahre 1970 auf 4,5 bis 
5 Milliarden DM anwachsen. 

Ich sage das deshalb hier, damit später nach 
einem oder zwei Jahren, nicht wieder Ur-
sache und Wirkung verwechselt werden, damit 
man sich klar ist, daß die sozialen Maßnah-
men, die wir dann zu bezahlen haben, ihre 
Ursache in dem wirtschaftlichen Umstrukturie-
rungsprozeß haben, über den wir in dieser 
Stunde diskutieren. 

Das habe ich vor zwei Jahren hier gesagt. Ich 
lege großen Wert darauf, das festzustellen. Da-
mals hat das Hohe Haus — einschließlich der 
FDP — diesen Regelungen die Zustimmung gege-
ben. Dann kann man aber heute nicht den Versuch 
machen, sich davon zu distanzieren. 

Herr Kollege Mischnick, Sie haben so etwas auf 
die Prognosen abgehoben, daß die mittelfristige 
Finanzplanung nicht mehr in Reih und Glied ist und 
damit auch natürlich die Grundlagen, in denen wir 
übereinstimmten, korrigiert werden müssen. Dar-
über hat es doch nie einen Zweifel gegeben. Wir 
haben das immer gesagt; das ist doch ganz selbst-
verständlich, und wir sind ja dazu verpflichtet, 
weil wir wissen, daß das Leben natürlich andere 
Wege als Gesetzesformeln geht und wir deshalb 
jährlich diese Anpassungen vornehmen müssen. 

Ich darf zum Abschluß sagen, ich wehre mich ge-
gen diese etwas verschleierten Formulierungen, die 
von Ihrer Seite immer gebraucht werden. Das 
sozialpolitische Kleid ist zu weit, heißt es da. Sa-
gen Sie doch ann bitte, was Sie wollen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wollen Sie die Renten senken oder nicht? Sagen 
Sie uns das doch sauber und klar. Dann können wir 
miteinander diskutieren, aber doch nicht mit sol-
chen Vokabeln wie: Das sozialpolitische Kleid ist 
zu weit geschneidert usw. 

(Zuruf von der FDP: Diese Unterstellung 
ist jetzt aber äußerst „fair"! — Weitere 

Zurufe.) 
— Meine Damen und Herren von der FDP, darf ich 
noch einmal daran erinnern: d ieses Geschäft der 
Unkenrufe betreiben Sie ja nicht erst seit heute, 
sondern Sie  betreiben es mit Fleiß seit 1957. 

(Abg. Mischnick: Und wir haben leider Recht 
behalten.) 

— Ich will Ihnen gleich sagen, wie Recht sie behal-
ten haben. 

(Abg. Dorn: Jetzt kommt eine „Ist-das

-

denn-nichts"-Rede!) 

— Nein, das ist die Antwort auf das, was Herr Kol-
lege Mischnick hier gesagt hat. Dann mögen Sie 
beurteilen, was das für eine Rede ist. Worauf ich 
jetzt antworte, ist das, was Herr Mischnick mir vor-
her vorgelegt hat. 

Meine Herren von der FDP, im Jahre 1957 hat Ihr 
Franktionskollege Dr. Jentzsch am 21. Januar bei 
der Beratung der Rentenreformgesetze — Sie kön-
nen das im Protokoll nachlesen —gesagt: 

Denn auch Ihnen ist dabei doch klargeworden, 
daß die  Erhöhung der Beiträge schon in den 
ersten 10 Jahren stattfinden wird. Ich kann 
Ihnen die Garantie geben, daß das, wenn nicht 
in diesem, dann aber bestimmt im nächsten 
Jahre schon notwendig sein wird. 

Der Kollege Atzenroth hat  in  dieser Aussprache 
hinzugefügt, daß es bei der vorgeschlagenen Bei-
tragserhöhung überhaupt zu Kapitalbildungen kom-
men werde, müsse ernsthaft bezweifelt werden. 

Wie ist denn die Entwicklung gewesen? Wir 
haben den Beitragssatz von 14% nicht nur ein Jahr, 
sondern ganze elf Jahre beibehalten, natürlich aus 
den Gründen, die Sie selbst angedeutet haben. Wir 
haben außerdem ein Vermögen von mehr als 27 
Milliarden DM angesammelt, das am Ende des letz-
ten Jahres immerhin noch 24 Milliarden DM betrug. 

Lassen Sie mich deshalb zum Abschluß sagen: 
Diese Unkenrufe, die den Eindruck 'erwecken sol-
len, als könnten wir mit dem sozialpolitischen 
System in unüberwindliche Schwierigkeiten 
— Schwierigkeiten haben wir selbstverständlich — 
kommen, sind angesichts der Tatsache dieser Rück-
lagen nicht zu halten. 

Ich wäre versucht, das eine oder andere noch 
hinzuzufügen. Ich will das nicht tun, sondern nur 
sagen: Wenn wir über die Fragen, Herr Kollege 
Mischnick, diskutieren, dann ergibt sich in der Tat, 
wie Sie  sagen, einmal die Problematik der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung, zum anderen auch 
die Problematik .der sehr unterschiedlichen Entwick-
lungen in der Rentenversicherung der Arbeiter 
einerseits und der Rentenversicherung der Ange-
stellten andererseits. Das wird uns noch zu manchen 
Überlegungen Anlaß geben müssen. 

Lassen Sie mich einen letzten Satz anfügen. Es 
liegt dem Flohen Hause ein Antrag vor, der darauf 
abzielt, ein Sozialbudget zu erstellen. Das entspricht 
exakt meinen Intentionen. Ich beabsichtige, in abseh-
barer Zeit dem Hohen Hause ein erstes Sozialbudget 
mit detaillierten Zahlen vorzulegen, das unter an-
derem allerdings noch mit  den zu erstellenden Vor-
stellungen über die mittelfristige Finanzplanung bis 
zum Jahre 1972 abzustimmen sein wird. Ich glaube, 
wir werden dann erstmals ein Instrument bekom-
men, das unis die Zusammenhänge unseres ganzen 
Systems der sozialen Sicherung klar 'erkennen läßt 
und die möglichen und realisierbaren Wege zu ge-
sellschaftspolitsichen Lösungen aufzeigt. Ich hoffe, 
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daß das schon in der zweiten Hälfte dieses Jahres 
geschehen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, ich hatte heute morgen bei der Frage-
stunde Anlaß, zu beanstanden, daß das Ressort von 
Herrn Bundesminister Katzer beim Aufruf der 
Fragen nicht vertreten war. Herr Minister Katzer hat 
sich bei mir entschuldigt und mir erklärt, wie durch 
Verkettung von Umständen diese Situation entstan-
den ist. Jetzt bin ich aber besonders darüber erfreut, 
daß Herr Minister Katzer, nachdem er, wie man mir 
sagte, mit 24 Seiten Notizen zu dieser Beratung ge-
kommen ist, sie mit Rücksicht auf die Geschäftslage 
beiseite gelegt hat und dann mit einer guten Viertel-
stunde ausgekommen ist. Ich danke ihm hierfür im 
Namen des Hauses. 

(Beifall.) 

Ich hoffe, daß wir auch in der weiteren Debatte hier 
mit den angegebenen Redezeiten auskommen. Herr 
Seidel hat zugunsten von Herrn Schellenberg auf 
das Wort verzichtet. Herr Schellenberg tritt sicher 
auch in die Redezeit von Herrn Seidel ein. Herr 
Seidel hatte 10 Minuten angegeben. 

(Heiterkeit.) 

Herr Schellenberg hat das Wort. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Was die soziale Sicherung be-
trifft, Herr Kollege Mischnick, so haben Sie im 
wesentlichen eine verspätete Rede zum Finanzände-
rungsgesetz gehalten. 

(Zuruf von der Mitte: Eben!) 

Diese Entscheidungen sind politisch gefallen. Und 
wenn Sie vom „Joch der Angestellten" sprechen: 
Warten Sie den 30. Juni ab und sehen Sie dann, 
wie viel Angestellte, denen wir ja die Möglichkeit 
zur Befreiung von der Pflichtversicherung in größe-
rem Umfang gegeben haben, sich befreien ließen 
und wie viele sich unter das „Joch" der Sozialver-
sicherung begeben! 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Abg. Killat: 
Freiwillig!) 

Herr Kollege Mischnick, in Ihren Ausführungen 
haben Sie mit Zahlen operiert, die einfach irrefüh-
rend sind. Sie haben von der Beitragsentwicklung 
der Höchstbeiträge gesprochen. Wir haben im 
Finanzänderungsgesetz die Beitragsgestaltung fest-
gelegt. Wir haben uns zu der Notwendigkeit einer 
Beitragserhöhung bekannt, und wir haben die Bei-
träge von 14% über 15 %, 16 % bis auf 17% er-
höht. So kommen Sie auf 21 %. Was Sie da von 
Ihren 70 % reden, ist einfach eine Irreführung, weil 
Sie nicht die Lohnentwicklung, die Beitragsbemes-
sungsgrenze berücksichtigt haben. Das ist dabei der 
entscheidende Punkt. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Irreführung!) 

Im übrigen, Herr Kollege Mischnick, wenn Sie 
von den Angestellten und ihren sozialen Rechten 

sprechen: Ich glaube, da hat das Finanzänderungs-
gesetz eine sehr wichtige positive Entscheidung für 
die Angestellten gebracht, indem es ihnen nämlich 
zum Arbeitgeberanteil für die Rentenversicherung 
verholfen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dann haben Sie noch einige kritische Worte zur 
Alterssicherung der Selbständigen gesagt. Sie wer-
den sicher Gelegenheit haben, sich das allerneueste 
Zahlenmaterial zu beschaffen, das die Selbständigen 
selbst zusammengestellt haben. Ich spreche gar nicht 
von dem Erhebungsmaterial, das der Bundesarbeits-
minister in früherer Zeit beschafft hat. Dieses Zah-
lenmaterial der Selbständigen schließt mit einem 
Bekenntnis von über 70% der Selbständigen zur 
Pflichtversicherung in der Rentenversicherung ab. 

(Abg. Killat: Hört! Hört!) 

Die Hauptgemeinschaft des deutschen Einzelhandels 
hat in diesen Wochen eigene Befragungen der Ein-
zelhändler zu Ende geführt. Aus der Einkommens-
gruppe der Einzelhändler mit einem Umsatz bis zu 
einer halben Million jährlich haben sich 82 41/4 für 
eine Pflichtversicherung ausgesprochen. Der Gesamt-
durchschnitt liegt weit über 70 %. 

(Zuruf von der FDP.) 

Deshalb gehen Sie, Herr Kollege Mischnick, mit 
Ihren Äußerungen an der Sache, an dem wirklichen 
Bedürfnis der Menschen vorbei! Ihre Tendenz, Herr 
Kollege Mischnick, läuft darauf hinaus — seit jeher 
ist das gewissermaßen die Weltanschauung der 
Liberalen —, den Kreis der Versicherten möglichst 
klein zu halten. Dann ist die finanzielle Basis relativ 
schlecht und schwach. 

(Abg. Killat: Oller Hut!) 

Herr Kollege Mischnick, zu allen finanzpolitischen 
Problemen haben Sie auch in Ihrem bekanntgewor-
denen Mischnick-Plan nicht ein Wort gesagt. Das 
steht noch aus. Dazu sind Sie aber verpflichtet, 
wenn Sie ernst genommen werden wollen. 

Herr Kollege Mischnick, ich habe heute auch Ihre 
Vorstellung, die Vorstellungen der FDP zur weite-
ren Gestaltung der Sozialleistungen vermißt. Sie 
haben ja Ihre vielfältigen Kleinen Anfragen an die 
Bundesregierung gerichtet und eingehendes Mate-
rial erhalten. Ich darf wohl unterstellen, daß das 
nicht nur Material für Presseberichte sein soll und 
für sozialpolitische Seminare, sondern daß daraus 
hier politische Konsequenzen gezogen werden 
müssen. 

Herr Kollege Mischnick, ich möchte an Sie und 
Ihre Kollegen nur eine einzige Frage richten: Wol-
len Sie an der bruttolohnbezogenen Rente fest-
halten oder wollen Sie das nicht? Wenn Sie darauf 
hier eine Antwort geben könnten, dann wäre das 
sehr wichtig. Ich habe bei der Vielfalt Ihrer Fragen 
zu meinem Bedauern vermißt, daß Sie nicht die 
Frage an die Bundesregierung gerichtet haben: Wie 
würde es denn aussehen, wenn man so eine „kleine 
Änderung" im Rentensystem vornähme, indem 
man die Renten statt nach Bruttolohndynamik nach 
Nettolohndynamik gestaltete? Das hätte doch sehr 
nahegelegen. Sie haben so viele Fragen an die 
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Bundesregierung gestellt, warum nicht diese? Ich 
möchte sie hier für die weitere öffentliche Diskus-
sion beantworten: Das würde dazu führen, daß von 
1968 bis 1972 das Rentenniveau sich um 16,7 Mil-
liarden DM senken würde, und das wollen wir 
nicht. Deshalb sind wir für die bruttolohnbezogene 
Rente. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Mischnick, alle diese Meinungs-
äußerungen hinsichtlich der finanziellen Sicherung 
der Rentenversicherung sind sicher, das unterstelle 
ich Ihnen gern, von einer tiefen Verantwortung für 
die soziale Sicherung getragen. Das will ich Ihnen 
unterstellen. Aber ich darf hier für meine Fraktion 
erklären: Die Finanzen der Rentenversicherung sind 
ungeachtet der Probleme der Rezession und des 
Altersaufbaues unseres Volkes solide fundiert. Vom 
Höhepunkt der wirtschaftlichen Entwicklung bis 
jetzt ist das Vermögen der Rentenversicherung von 
27,2 Milliarden auf 24,8 Milliarden DM zurück-
gegangen. Wir haben das bewußt in Kauf genom-
men. Wir haben nämlich im Jahre 1967 nicht die 
Beiträge erhöht. Wir haben politisch die Auffassung 
vertreten, daß 'es notwendig und ratsam sei, alles 
zu tun, um die Massenkaufkraft möglichst zu stär-
ken, zu sichern, zu erhalten. Wir haben deshalb im 
Jahre 1967 auf eine Beitragserhöhung verzichtet 
und damit bewußt den Prozeß einer gewissen Ab-
schmelzung des Vermögens in Kauf genommen. 

Wir haben — das darf ich für die Regierungs-
parteien gemeinsam sagen — bei der mittelfristigen 
Finanzplanung genau kalkuliert. Herr Kollege 
Mischnick, wenn Sie meinen, mit dem Ergebnis von 
noch nicht vier Monaten könnten Sie Aussagen für 
eine Finanzplanung von vier Jahren treffen, dann 
sind Sie außerordentlich voreilig. Wir halten an dem 
fest, was der Ausschuß für Sozialpolitik hier beim 
Finanzänderungsgesetz mit zu Protokoll des Ple-
nums gegeben hat, nämlich daß im Zusammenhang 
mit der mittelfristigen Finanzplanung die Brutto-
lohndynamik gesichert ist und mit ihr eine Er-
höhung der einzelnen Rente bis 1971 von 29,8 %. 
Wir Sozialdemokraten haben gemeinsam mit un-
serem Koalitionspartner die Initiative ergriffen, um 
die soziale Sicherung vorausschauend zu planen. 
Das ist der Sinn unseres Antrages, zu dem mein 
Kollege Rohde noch einige Bemerkungen machen 
wird. 

Wir sind dabei, die Rentenversicherung nicht nur 
mittelfristig, sondern langfristig zu planen. Das 
wissen doch Ihre Kollegen aus dem Sozialpolitischen 
Ausschuß. Die Arbeiten sind im Gange, und zwar 
mit einer außerordentlichen Sorgfalt. Gemeinsam 
haben wir bewußt erst die mittelfristige Finanz-
planung vorgeschaltet. Dann haben wir die Pro-
bleme des Bergbaus mit ihren Auswirkungen auf 
die Sozialversicherung gestaltet. Jetzt gehen wir an 
die Gestaltung jenes Gesetzes, das langfristig die 
,soziale Sicherung finanziell gewährleisten wird. Im 
Hinblick auf den Altersaufbau unseres Volkes gehen 
wir mit großer Sorgfal vor; denn wir sind uns selbst-
verständlich der Verantwortung nicht nur gegen-
über denen bewußt, die Rentner sind, sondern auch 
gegenüber denjenigen, die als Arbeitende durch 

Beiträge und Steuern die Sozialleistungen finanzie-
ren. Das ist unser Leitmotiv, und als Sozialdemokrat 
kann ich hinzufügen — und darin stimmen wir 
hoffenlich alle überein —: für uns gehören Wirt-
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik zusammen. Das 
eine bedingt das andere. Ohne wirtschaftlichen Auf-
schwung gibt es keine soziale Sicherheit, aber ohne 
Vertrauen zur sozialen Sicherheit gibt es auch 
keinen wirtschaftlichen Aufschwung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Gleissner. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zu einer nicht unwesent-
lichen und für den Arbeitnehmer recht interessanten 
Frage, nämlich dem Zusammenhang zwischen einer 
modernen Regionalpolitik, der Sicherung des Ar-
beitsplatzes und der Beschäftigung von Gastarbei-
tern möchte ich ein paar kurze Bemerkungen 
machen. 

Ich bin dazu veranlaßt einerseits durch die wieder-
holten Debatten in diesem Haus und in der Öffent-
lichkeit über die Interdependenz von Agrarpolitik 
und Regionalpolitik angesichts von Hunderttausen-
den landwirtschaftlicher Zu- und Nebenerwerbsbe-
triebe, andererseits durch die Erklärung des Präsi-
denten der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, Sabel, daß beabsichtigt 
sei und vorbereitet werden müsse, eine größere Zahl 
von Gastarbeitern in diesem Jahr erneut anzuwer-
ben und hereinzunehmen. 

Die Frage der Arbeitsplatzsicherung gewinnt 
ebenso an Bedeutung wie die Frage einer aktiven 
Regionalpolitik. Der Bund stellt nämlich ebenso wie 
die Länder umfangreiche Mittel zur Verfügung und 
schafft in vielfacher Hinsicht Erleichterungen, um die 
Wirtschaft anzukurbeln. Der Bund macht neue, nur 
schwer tragbare Schulden, um der Arbeitslosigkeit 
entgegenzuwirken, in erster Linie natürlich in sol-
chen regionalen Bereichen, in denen wir Kurzarbeit 
oder Arbeitslosigkeit haben. 

Gleichzeitig aber werden, um für die vom Bund 
finanzierten Arbeiten die nötigen Arbeitskräfte zu 
bekommen, Gastarbeiter neu eingestellt und neu 
angeworben mit der Folge, daß Oberkapazitäten 
künstlich geschaffen und am Leben erhalten werden, 
gerade in den Räumen, von denen wir wissen, daß 
sie konjunkturell noch überhitzt sind. Auf einzelne 
Fragen, etwa das Problem, daß große Teile des Loh-
nes heimgeschickt werden, will ich nicht eingehen. 
Wenn man das darlegen würde, müßte man die 
Frage stellen: Was bleibt hier für die Allgemein-
heit? Für Teile der Großindustrie mag manches ein-
facher und recht rentabel sein. Für die Allgemeinheit 
aber sieht das anders aus. 

(Abg. Ruf:  Was wären wir ohne 
Gastarbeiter!) 

Man bekämpft also, so kann man sagen, die Ar-
beitslosigkeit, gleichzeitig aber, ich wiederhole es, 
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schafft man Arbeitslose, indem man Gastarbeiter 
heranzieht, und es entsteht dann der Widerspruch: 

(Abg. Killat: Das ist ja greulich!) 

Der Bund wendet Summen auf zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit — Herr Kollege, das muß gesagt 
werden —, sorgt aber gleichzeitig dafür, daß dieses 
Geld nicht im Inland, in der Hauptsache zur Siche-
rung der Arbeitsplätze und einer modernen Regio-
nalpolitik — bei der wir auf einige Versäumnisse 
hinzuweisen haben —, verbleibt. 

Ohne Zweifel haben unsere staatlichen Maßnah-
men der Wirtschaftsankurbelung etc. doch vor 
allem den Zweck, ich unterstreiche es, den Arbeits-
platz zu sichern. Die Furcht vor der Arbeitslosigkeit, 
die mancherorts herrscht, liegt unter anderem be-
gründet in der Art und in dem Tempo der Wirt-
schaftsepoche in den letzten 15 Jahren. Diese Wirt-
schaftsepoche, die hinter uns liegt, hatte die Auf-
gabe, das zurückgelassene Ruinenfeld wiederaufzu-
bauen und das wirtschaftliche Leben wieder in Gang 
zu bringen. Dieser Wiederaufbau erforderte Arbeit 
über den normalen Konsum und über den normalen 
Bedarf hinaus. Die Abwertung der Währung und die 
damit verbundene Streichung der Schulden ermög-
lichten von der finanziellen Seite her diesen raschen 
Aufbau und sogar die Schaffung von Überkapazitä-
ten über den normalen Bedarf hinaus. Dadurch war 
es auch möglich — ich sage es nicht vorwurfsvoll 
und gar nicht zu kritisch —, daß Löhne und Sozial-
leistungen in einem Maße erhöht werden konnten, 
wie es bei normalem Ablauf der Wirtschaft nur 
schwer oder nur viel langsamer möglich gewesen 
wäre. In einem entsprechenden Maße stiegen, abge-
sehen von den landwirtschaftlichen Erzeugerpreisen 
und den Preisen in wenigen anderen Gruppen, fast 
alle übrigen Preise. 

Nunmehr aber — und das ist der entscheidende 
Punkt — sind der Geldumlauf und der öffentliche 
und private Schuldenstand wieder — das haben wir 
dieser Tage gehört oder wenigstens andeutungs-
weise gehört — so erhöht, daß öffentliche und pri-
vate Lasten sich nicht mehr ohne Schaden für die 
öffentliche und private Wirtschaft erhöhen lassen. 

Wenn jetzt der Staat trotzdem mit öffentlichen 
Geldern und einer weiteren Verschuldung ein-
springt, so tut er dies in erster Linie, um die Ar-
beitsplätze zu sichern, und zwar in den finanziell 
und strukturell schwachen Gebieten, und nicht, um 
die in der Zeit des Wiederaufbaues entstandenen 
Überkapazitäten noch eine Zeitlang durchzuschlep-
pen oder gar neue zu schaffen und die Ballungsge-
biete noch weiter auszudehnen. 

Das Problem der Beschäftigung kann daher — und 
ich habe diese Einfügung für wichtig, für grundsätz-
lich gehalten — nicht ohne Einbeziehung der Gast-
arbeiter gesehen werden. Am gleichen Stichtag, z. B. 
am 31. März 1967, an dem die Zahl der Arbeitslosen 
575 000 betrug, waren 1 054 640 Gastarbeiter in der 
Bundesrepublik beschäftigt. Die Gesamtbeschäftig-
tenzahl wird in der deutschen Statistik seit 1964 
leider nicht mehr erhoben, und die Errechnung aus 
dem Mikrozensus dürfte nicht völlig verläßlich sein. 
Unter Zugrundelegung einer Beschäftigtenzahl von 

etwa annähernd 22 Millionen hat die Gastarbeiter-
quote mit etwa 5,5 IA, zeitweise fast 6 %, doppelt 
so hoch gelegen wie die Arbeitslosenquote. Ich 
sage das, ohne diese Zahlen — zu weitgehend — 
gegeneinander aufrechnen zu wollen. 

Meine Damen und Herren, die Zielsetzungen, die 
wir uns gegeben haben — „Vollbeschäftigung" so-
wie „Sicherung des Arbeitsplatzes", wie es zur Zeit 
auf den Plakaten steht, aber auch eine „aktive 
Regionalpolitik" —, werden bei konstanter Zahl der 
Gastarbeiter — wenn man dieses Faktum ausklam-
mert — in Zukunft nicht mehr zu erreichen sein. 
Nach dem Abschluß eines mehr als 15 Jahre dauern-
den hektischen Auf- und Ausbaus der Industrie muß 
sich die Bundesrepublik auf bescheidenere Zuwachs-
raten einrichten, wie sie auch für die Produktion an-
derer hochindustrialisierter Staaten typisch gewor-
den sind. Das bedeutet aber, daß in einer Reihe von 
Branchen weniger Beschäftigte als bisher ausreichen 
werden, um die gefragten Güter zu erzeugen, wobei 
ich hier nicht auf die Folgen moderner Rationalisie-
rung oder auf die Auswirkungen von Dumpingim-
porten eingehen will. 

Diese Feststellungen geben die wachsende Ein-
sicht wieder — darauf kam es mir an —, daß die 
Zielsetzungen „Vollbeschäftigung" und „Sicherung 
des Arbeitsplatzes" auch bei uns in Zukunft nicht 
mehr zu realisieren sein werden, wenn man an 
Fragen wie der Überkapazität der Bauwirtschaft u. a., 
insbesondere aber an der Frage der Gastarbeiter 
weiterhin vorbeigeht. Dies muß einmal deutlich 
gesagt werden — bei aller Rücksicht auf EWG und 
Nachbarländer und bei allem Takt, der uns in die-
ser Frage geboten ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Horten. 

Horten (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Sinne unserer Debatte in 
der vorigen Woche über die Änderung der Ge-
schäftsordnung hatte ich an sich vor, hier noch 
eine zusätzliche Bemerkung zu dem Etat des Bun-
desarbeitsministeriums zu machen. Nachdem aber 
die angekündigten beiden Sätze unseres verehrten 
Kollegen Gleissner etwas ausgeufert sind, möchte 
ich im Interesse der Geschäftslage auf diese Be-
merkungen verzichten und sie schriftlich dem Pro-
tokoll beifügen. *) 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Rohde. 

Rohde (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich halte es für angemessen, in dieser 
Haushaltsberatung einige Anmerkungen zur Me-
thodik der Sozialpolitik zu machen. In der öffent-
lichen Diskussion und auch in den Debatten dieses 
Hauses ist in jüngster Zeit die Frage nach einer 

*) Siehe Anlage 29 
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Rohde 

vorausschauenden und koordinierenden Sozial-
politik aufgeworfen worden. Sie hat zunehmend Ge-
wicht erhalten. Diese Diskussion geht von der 
Überlegung aus, daß ein leistungsfähiges System 
sozialer Sicherheit eine dauernde Aufgabe eines 
modernen Industriestaates ist und deshalb vor-
ausschauende Politik auch für eine stetige und 
finanziell gesicherte Entwicklung sorgen muß. 

Diese Gedankengänge beschäftigen heute nicht 
nur die Politik und die Sozialwissenschaft. Auch die 
Menschen draußen im Lande — diese Erfahrung 
haben wir alle gemacht — sind zukunftsbewußter 
geworden. Sie beschäftigt nicht nur der heutige 
Stand der sozialen Leistungen. Sie fragen auch, 
wie die soziale Sicherung sich in Zukunft darstellen 
wird, wie ihre finanziellen Grundlagen sein werden 
und wie dafür gesorgt wird, daß den finanziellen 
Beiträgen, die insbesondere von den Beitragszah-
lern der Sozialversicherung heute für die Daseins-
vorsorge erbracht werden, ein gesichertes Lei-
stungsrecht von morgen gegenübersteht. Diese Fra-
gen, meine Damen und Herren, müssen ernst ge-
nommen werden. Sozialpolitik muß, um sie zu be-
antworten, langfristig angelegt sein und darf sich 
nicht in kurzfristigen Maßnahmen erschöpfen. 

Eine Anmerkung möchte ich in diesem Zusam-
menhang zu dem Diskussionsbeitrag des Kollegen 
Mischnick machen: Daß Sozialplanung in unserem 
Lande jahrelang nicht durchgesetzt werden konnte 
und daß auch bei der Beratung des Finanzänderungs-
gesetzes im vergangenen Jahr nicht von der 
Orientierungshilfe eines Sozialbudgets ausgegangen 
werden konnte, hat klar erkennbare Gründe. Auch 
die FDP muß sich daran erinnern lassen, daß in 
unserem Lande Konservative und Liberale jahrelang 
Widerstand gegen Sozialplanung geleistet haben, 
daß Planung und Vorausschau in der Politik gerade-
zu verketzert worden sind, 

(Abg. Killat: Sehr wahr!) 

unter Ideologieverdacht gestellt und nicht als Instru-
mente rationaler Politik verstanden wurden. Wir 
wollen Sozialbudgets, wir wollen Vorausschau in 
der Sozialpolitik durchsetzen, weil wir langfristig 
Sicherheit wollen, vor allem im Bereich der Alters-
sicherung, und, Herr Kollege Mischnick, weil wir 
wegkommen wollen von der Prophetie der Düster-
nis, die diese Debatten durchzieht. 

Heute liegt Ihnen für die diesjährigen Haushalts-
beratungen ein Entschließungsantrag vor, durch den 
die Vorstellung von einer vorausschauenden So-
zialpolitik methodisch konkretisiert werden soll. Die 
Koalitionsparteien ersuchen darin die Bundesregie-
rung, im Rahmen einer mittelfristigen volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung jährlich eine Voraus-
schau über die Gesamtheit der sozialen Aufwen-
dungen und ihre Aufbringung vorzulegen. Diese 
mittelfristige Vorausschau, Herr Bundesarbeits-
minister,  soll eine Ständige Aufgabe sein. Sie soll 
jeweils einen Zeitraum von vier Jahren umfassen, 
und ihre Darstellung soll alljährlich im Sozialbericht 
erfolgen. 

Das politische Begehren, das in diesem Antrage 
der Koalitionsparteien zum Ausdruck kommt, ist 

auch wissenschaftlich abgesichert. Sie erinnern sich 
sicherlich an den Bericht der Sozialenquete-Kommis-
sion, die der Regierung und der Gesetzgebung drin-
gend empfohlen hat, sich um die Erstellung von 
Sozialbudgets als Hilfsmittel der Sozialplanung und 
der Sozialpolitik zu bemühen. Die Professoren haben 
uns allerdings gleichzeitig mit dieser Empfehlung 
zwei Hinweise gegeben, die ich an dieser Stelle auf-
nehmen und unterstreichen möchte. 

Erstens: Das Sozialbudget kann nicht als ein 
schematisch zu handhabender Plan verstanden wer-
den, kann nicht ein zum Selbstzweck erhobenes fis-
kalisches Rechenwerk Sozialbudgets sollen 
Orientierungshilfen für die Politik geben, sollen 
besseren Überblick über den vielgestaltigen Bereich 
der sozialen Leistungen schaffen und Alternativen 
an die Hand geben. Sie können der  Politik die Ent-
scheidung nicht abnehmen, sondern sie sollen der 
Politik helfen, die notwendigen Entscheidungen an 
gesicherten Zukunftsdaten zu orientieren. 

Der zweite Hinweis der Professoren ist nach 
meiner Meinung ebenso ernst zu nehmen: Das 
Sozialbudget darf nicht — so  haben sie zu ver-
stehen gegeben — eine isolierte Kostenrechnung 
des Sozialaufwandes sein, mit der, losgelöst vom 
wirtschaftlichen Prozeß, politische Spekulationen 
angestellt werden. Die mittelfristige sozialpolitische 
Vorausschau, die wir im Auge haben, muß im 
Rahmen einer volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
erfolgen, d. h. sie muß auf dem Hintergrund der 
wachsenden Leistungsfähigkeit der industriellen 
Gesellschaft gesehen werden. Das will der von uns 
vorgelegte Antrag erreichen. Das ist nicht nur eine 
methodische Frage, sondern gleichzeitig kommt 
damit zum Ausdruck, daß wir auf diese Weise den 
wirtschaftlichen Fortschritt mit dem sozialen Fort-
schritt verbinden wollen. 

Ein Sozialbudget ist also kein Selbstzweck, son-
dern ein Hilfsmittel moderner Gesellschaftspolitik, 
die isolierte politische Betrachtungsweisen und enge 
Fachreservate überwinden und die verschiedenen 
innenpolitischen Bereiche — insbesondere die Wirt-
schafts-, Sozial- und Finanzpolitik — miteinander 
verbinden muß. In einer Zeit, in dersich mittel-
fristige Wirtschaftspolitik und Finanzplanung im-
mer mehr durchsetzen, kann Sozialpolitik nicht mehr 
im Stile sporadischer und  unsystematischer Eingriffe 
betrieben werden. Das ist der Sinn des Antrags auf 
Umdruck 395. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Herr Bundes-
arbeitsminister hat davon gesprochen, daß die „fdk" 
unfair über seine Antwort berichtet hat. Da dieser 
fdk-Artikel als Erklärung den Namen meines Kol-
legen Spitzmüller enthält, der heute nicht hier sein 
kann, fühle ich mich verpflichtet, die Punkte hier 
vorzulesen, um das ganz klarzustellen, was in der 
fdk steht. Es lautet wörtlich: 
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Mischnick 
Die FDP-Bundestagsfraktion hat nach nunmehr 
sieben Monaten die endgültige Antwort auf 
ihre Kleine Anfrage ... erhalten, wie die Bei-
tragsentwicklung für die Rentenversicherungen 
der Arbeiter und Angestellten sich gestalten 
wird, wenn anstelle der in der mittelfristigen 
Finanzplanung angenommenen durchschnitt-
lichen Lohn- und Gehaltssteigerungen von 5 % 
nur mit 3 % oder evtl. mit 7 % pro Jahr zu 
rechnen sei. Mit diesen Zahlen sollte nach An-
sicht der FDP ein besserer Überblick über mög-
liche Entwicklungen und Konsequenzen gege-
ben werden, als es bei der einfachen Annahme 
der Bundesregierung der Fall ist. 

Die von Bundesarbeitsminister Katzer unter 
Drucksache ... als Ergänzung zu Drucksache 
... jetzt vorgelegte Antwort ist in ihren Er-
gebnissen — wie der Abgeordnete Kurt Spitz-
müller als Vorsitzender des Arbeitskreises . . . 
erklärte — in mancherlei Hinsicht bemerkens-
wert. 

Folgende vier Punkte sind interessant: 

Jetzt kommen die vier Punkte: 

1. Wenn der Entgeltanstieg jährlich nur 3 % be-
trägt, ist im Jahre 1971 an Stelle des beschlosse-
nen Beitragssatzes von 17 % ein Beitragssatz 
in Höhe von 18,7% erforderlich. 

Das ist hier vorgelesen worden. Nicht erwähnt wor-
den ist: 

2. Ein 4%iger Unterschied in den Lohnzuwachs-
raten macht eine Veränderung der Beitragsein-
nahmen im Jahre 1971 von 2127 Millionen Mark 
in der Rentenversicherung aus. 

3. Unter der gleichen Annahme (7 % Lohnsteige-
rung statt 3 %) würde auch der Bundeszuschuß 
um 726 Millionen Mark höher ausfallen müssen. 

4. Auf eine scheinbare Widersprüchlichkeit sei 
schließlich aufmerksam gemacht: Wenn der 
Lohn langsamer als angenommen steigt, wach-
sen die Höchstbeiträge wegen der höheren Bei-
tragssätze schneller als im Falle hoher Lohn-
und Gehaltssteigerungen. Der monatliche 
Höchstbeitrag würde im Jahre 1971 bei einer 
3%igen Lohnsteigerung 337 Mark betragen, im 
Falle einer 7%igen Steigerung 308 Mark. 

Wo hier eine Unfairneß vorliegen soll, vermag ich 
beim besten Willen nicht zu erkennen. Hier ist klipp 
und klar jede Möglichkeit genannt, auch die 7 %ige 
Steigerung mit dem niedrigeren Beitragssatz. Ich 
verwahre mich dagegen, daß man hier Unfairneß 
unterstellt, statt den gesamten Wortlaut so, wie er 
hier steht, vorzutragen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Nun ein Wort zu den Zahlen, die hier genannt 
worden sind. Herr Kollege Schellenberg, Sie haben 
gesagt, daß die 70 %, von denen ich gesprochen habe, 
natürlich in Relation gesetzt werden müßten. Ja-
wohl! Diese Relation will ich gerne herstellen. 
Denn nach der mittelfristigen Finanzplanung ist in 
der gleichen Zeit, selbst wenn ich eine 5 %ige Lohn

-

steigerung unterstelle, bestenfalls mit einem Mehr 
an Lohn und Gehalt von 22 % — das ist schon auf-
gerundet — zu rechnen. Gehe ich aber auf diese 
Zahl ein und nehme ich als Grundlage den Betrag, 
der in der Finanzplanung ursprünglich genannt war, 
so ist der Höchstbeitrag zu der Rentenversicherung 
1971 306 DM. 306 DM im Jahre 1971 sind haar-
scharf — rechnen Sie es bitte nach — 56,1 % mehr. 
Gehe ich von der Überlegung aus, wie wir es nach 
dem Finanzänderungsgesetz beschlossen haben, 
nämlich von 323 DM, so ist die Steigerung haarscharf 
64,8%. Kommt aber nur die 3%ige Lohnerhöhung 
zustande, sind es 70 % mehr, während die Löhne 
und Gehälter dann eben nicht um 22 % steigen, 
sondern um höchstens 13 %. Das sind die Zahlen; 
damit müssen Sie sich abfinden. Wenn Sie das nicht 
wollen, tut es mir leid. 

(Abg. Dorn: Das große Einmaleins! — Abg. 
Stingl: Sie müssen es doch in der Relation 
sehen! — Weitere Zurufe von den Regie

-

rungsparteien.) 
— Meine Damen und Herren, Herr Kollege Stingl 
sagt wiederum: „Sie müssen es doch in der Relation 
sehen." Sie haben recht, Sie müssen es dann in der 
Relation der Lohn- und Gehaltssteigerung in diesem 
Zeitraum sehen: 13 % Lohn- und Gehaltssteigerun-
gen bei 3 % jährlich zu 70% Beitragssteigerung 
oder 22 % Lohn- und Gehaltssteigerung zu im gün-
stigsten Fall — ich wiederhole es — 56,1 % Beitrags-
steigerung. Sie, Herr Kollege Stingl, haben von die-
ser Stelle aus auf die Frage meines Kollegen Spitz-
müller, ob Sie nicht auch der Meinung seien, daß die 
Beitragserhöhung von 14% auf schließlich 17 % 
keine Rentenverbesserung bringe, schlicht gesagt: 
„Das ist keine Frage, sondern das ist eine Tatsache." 
Und weil es eine Tatsache ist, deshalb entsteht die 
Diskrepanz zwischen Lohn- und Gehaltssteigerung 
und Beitragssteigerung. Das ist mathematisch ein-
wandfrei. Wenn Sie es nicht glauben wollen, tut es 
mir leid. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, zum Abschluß dazu 
noch eine Bemerkung. Hier ist bereits gesagt wor-
den, wie schwierig doch das Problem der Lohnbe-
lastungen sei. In dem Aktionsprogramm des Mittel-
standskreises der CDU/CSU — veröffentlicht in der 
„Handwerks-Zeitung" vom 5. April — lese ich unter 
Punkt 4: 

Die Lohnbezogenheit bei den Sozialabgaben ist 
abzubauen, sie führt zu einer Benachteiligung 
der arbeitsintensiven Unternehmen und ist im 
Zuge der Konzentration und der Rationalisie-
rung der Unternehmen für die Zukunft auch 
volkswirtschaftlich nicht mehr tragbar. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 
Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren der 
Koalition, ich wäre dankbar, wenn Sie diese For-
derung, die Sozialabgaben abzubauen, mit der For-
derung der Mehrheit der Koalition, sie weiter 
steigen zu lassen, um die Ansprüche aus der Renten-
versicherung erfüllen zu können, unter einen Hut 
brächten. Da nützen alle Ihre Fragen an die Oppo-
sition nichts. Hier müssen Sie Farbe bekennen. 

(Beifall bei der FDP.) 
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Vizepräsident Dr.  Mommer: Das Wort hat 
der Herr Bundesarbeitsminister. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Keine Sorge, ich möchte den guten Eindruck von 
vorhin nicht verschlechtern. Ich wollte nur Herrn 
Kollegen Mischnick sagen, daß ich dadurch, daß 
ich mich vorhin so kurz gefaßt habe, mir erspart 
habe, das Ganze vorzulesen. 

(Abg. Mischnick: Aber dadurch entstand ein 
falscher Eindruck!) 

— Jawohl, und ich will Ihnen sagen, worauf sich 
mein falscher Eindruck bezieht. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Mischnick.) 

Es ist hier in den vier Punkten — 

(Zurufe von der FDP. — Gegenruf von der 
SPD: Lassen Sie ihn doch mal was sagen!) 

— Es dauert länger, Herr Kollege. — In den vier 
Punkten, Herr Kollege Mischnick, ist alleine im 
ersten Punkt ein Beitragssatz von 18,7 % genannt. 
In den drei anderen Punkten ist kein Beitragssatz 
genannt, sondern die Bezugszahlen. Das empfinde 
ich als unfair, weil dann in der ganzen Presse nur 
diese eine — — 

(Zurufe und Unruhe bei der FDP.) 

— Jawohl, da ist die eine Zahl genannt worden, 
18,7. Fair wäre es gewesen, wenn man dann auch 
die anderen Prozentsätze genannt hätte, 17,4 und 
16,2, wie es in meinem Bericht steht. Das war das, 
was ich zum Ausdruck bringen wollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, es liegen keine Wortmeldungen mehr 
vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU und der SPD auf Umdruck 394 (neu). 
Der Antrag ist begründet? — 

(Zuruf von der Mitte: Nein, Frau Schroeder!) 

— Frau Schroeder hat das Wort zur Begründung 
des Antrags. 

Frau Schroeder (Detmold) (CDU/CSU) : Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich darf den Antrag der CDU/CSU-
Fraktion und der SPD-Fraktion auf Umdruck 
394 *) kurz begründen. Die Bundesregierung hatte 
im Kap. 1102 Tit. 585 einen Betrag von 6 Mil-
lionen DM zur Förderung von gesellschaftspoli-
tischen Maßnahmen für die älteren Menschen ein-
gesetzt. Der Herr Berichterstatter hatte dies bereits 
erwähnt, und er hat auch von den Erwägungen ge-
sprochen, die im Haushaltsausschuß dazu geführt 
haben, diesen Betrag zu streichen. Wir bitten Sie, 
diesen Ansatz wieder herzustellen und in den Er- 

*) Siehe Anlage 16 

läuterungen, die den Aufgabenkatalog hierzu ent

-

halten, die Regierungsvorlage wieder herzustellen. 
Worum geht es? Wir stehen in bezug auf unsere 

ältere Generation vor einer neuen Situation. Nicht 
nur die Zahl der alten Menschen hat zugenommen, 
sie stehen auch in ihrem Alter einer stärker verwan-
delten Umwelt gegenüber als je eine Generation 
zuvor. Sie sind nicht mehr so in die Familien inte-
griert, und sie stehen besonders in den großen Städ-
ten immer in der Gefahr einer Isolierung. Ich meine, 
daß alle Stellen die Pflicht haben, in dieser Situation 
zu helfen, damit diese Menschen den ihnen zustehen-
den Platz in unserer Gesellschaft einnehmen können 
und damit ihnen an ihrem Lebensabend die Gebor-
genheit gegeben werden kann, die sie verdienen. 

Dazu genügt die materielle Sicherung, so wichtig 
diese auch ist, allein nicht mehr. Wir bitten Sie auch 
sehr darum, diese Aufgaben nicht mehr zurückzu-
stellen, sondern sie sofort in Angriff zu nehmen und 
hierzu die Möglichkeiten zu schaffen. Wir meinen, 
daß auch die Einrichtung eines Leertitels nicht mehr 
genügt. Es hat sich ja herausgestellt, daß man hier 
ganz ohne Mittel nicht wirksam weiterkommt. Der 
Herr Berichterstatter hat mit vollem Recht an die 
Debatte erinnert, die wir hier schon einmal geführt 
haben. Daraufhin sind die Vorschläge, die hier ge-
macht worden sind, aufgegriffen worden, und es ist 
versucht worden, sie weiterzutreiben. Das ist aber 
eben ganz ohne Mittel, das liegt ja auf der Hand, 
nicht möglich. 

Lassen Sie mich im Hinblick auf die Bedenken, die 
im Haushaltsausschuß und auch im Bundesrat laut-
geworden sind, noch einmal betonen: Dieser Betrag 
soll nicht etwa dazu dienen, Aufgaben von den Län-
dern, den Gemeinden und den freien Verbänden auf 
den Bund zu ziehen. Dazu ist er auch gar nicht groß 
genug. Hier sollen vielmehr in einer neuen Situation 
neue Wege erprobt werden, Modelleinrichtungen 
gefördert werden, Anregungen gegeben werden. 
Kurz, es soll etwas in Gang gesetzt werden, damit 
diese Aufgabe in den Ländern, den Gemeinden und 
den Verbänden um so leichter und besser weiterge-
führt werden kann. 

Deshalb ist auch die Sorge nicht berechtigt, dieser 
Betrag könne in den nächsten Jahren zu stark an-
wachsen. Der Bund soll sich hier auf die ganz spe-
ziellen Aufgaben der Starthilfe beschränken. Ich 
denke z. B. an die Einrichtung von Altenwerkstätten, 
überhaupt das Problem des sogenannten Pensions-
schocks und die Bemühungen, den alten Menschen 
auch eine sinnvolle Betätigung zu geben, wenn sie 
diese wünschen, sowie eine wirkungsvolle Vorberei-
tung auf das Alter. Es müssen auch einmal überört-
liche zentrale Feststellungen auf Bundesebene ge-
troffen werden, Situationen durchleuchtet werden 
und statistisches Material ausgewertet werden kön-
nen. Bei all diesen zentralen Aufgaben, die nur der 
Bund lösen kann, soll dieser nicht sehr hohe Betrag 
helfen. 

Wir haben einen Deckungsvorschlag unter Punkt 2 
des Antrags Umdruck 394 gemacht. Ich bitte Sie, 
diesem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordneter Könen (Düsseldorf). 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem der Herr Berichterstat-
ter in hervorragender Weise gesprochen hat und 
Frau Kollegin Schroeder in ebenso hervorragender 
Weise diesen Antrag begründet hat, wobei der Herr 
Berichterstatter nur zu einem anderen Schluß kam, 
nämlich zu dem Schluß: Wir wollen es streichen, 
kann ich es sehr kurz machen. Mir schwirren noch 
die Hunderte von Millionen im Kopf herum, über 
die wir vor anderthalb Stunden gesprochen haben. 
Jetzt geht es um 6 Millionen. Ich schließe mich den 
Ausführungen der Frau Kollegin Schroeder voll-
inhaltlich an. 

Ich möchte ängstliche Gemüter darauf hinweisen, 
daß der Ausschuß für Sozialpolitik auf Vorschlag des 
Kollegen Rohde beschlossen hat, den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung um Vorlage der not-
wendig werdenden Richtlinien für die Zuwendung 
der Mittel vor ihrer Veröffentlichung zu bitten, so 
daß auch die Sorge hinsichtlich der Zusammenarbeit 
der Ressorts hinfällig ist. Das strahlt natürlich auch 
in die Länder usw. aus. 

Meine Damen und Herren, ich habe einen Wunsch: 
daß sich auch die Mitglieder des Haushaltsausschus-
ses dazu bekennen, hier ja zu sagen. Eines möchte 
ich dazu aber noch sagen. Nachdem ich mich schon 
jahrelang darüber ärgere, wenn Regierungen bei 
uns — mehrere Regierungen, auch die jetzige — 
sagen: Laßt uns die Finanzreform abwarten, sollte es 
der Haushaltsausschuß nicht zur Übung machen, es 
genauso zu tun. 

Nun zu Herrn Kollegen Gleissner. Ist er da? 
(Zurufe: Nein!) 

— Schade. Ich wollte gerade die Tatsache, daß ich 
hier oben stehe, noch dazu mißbrauchen, ihm etwas 
zu sagen. Ich habe nicht ganz begriffen, warum er 
das gesagt hat, was er gesagt hat. Aber es war sehr 
vieles falsch. Man müßte ihn fragen: Sind Sie gegen 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der EWG? 
Man müßte ihn außerdem fragen, ob er nicht weiß, 
daß bei Vollbeschäftigung die Inanspruchnahme ein-
heimischer Arbeiter für ganz bestimmte Arbeiten 
sehr schwierig wird und daß man dafür seine soge-
nannten Gastarbeiter, die ich „ausländische Arbeit-
nehmer" nenne, braucht. Die hat man übrigens auch 
früher, vor vielen Jahrzehnten schon, gebraucht. Im 
übrigen ist es sozialpolitisch gar nicht so, wie er 
das glaubt. Sicher zahlen die Leute Beiträge und 
haben später Forderungen. Aber sie schaffen hier 
Werte. Sie schicken Geld nach Hause, sie lassen aber 
auch welches hier. Wenn wir diese sogenannten 
Gastarbeiter nicht gehabt hätten, wäre manche 
Straße dreckiger geblieben, als sie heute ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, jetzt kommen wir zur Abstimmung, 
zunächst über den Änderungsantrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD auf Umdruck 394 (neu) 
Ziffer 1. Die Ziffer 2 bezieht sich auf den Einzel- 

plan 60. Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, 
gebe das Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Gegen einige Gegenstimmen und bei weni-
gen Enthaltungen angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 11. Wer dem Haushalt des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung zustimmen will, 
gebe das Zeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Gegen die Stimmen der FPD-
Fraktion angenommen. 

Ich rufe Einzelplan 12 auf: 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr 
— Drucksache V/2712 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Haehser 

Zusammen mit diesem Einzelplan rufe ich den 
Zusatzpunkt auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über eine Bundesanstalt für das Transport-
und Tarifwesen 
— Drucksache V/2815 — 

Ich frage, ob das Wort in der allgemeinen Aus-
sprache gewünscht wird. — In der allgemeinen 
Aussprache hat Herr Haehser das Wort. 

Haehser (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Dennoch wird man zu 
einem Einzelplan sprechen können, und man braucht 
sich, hoffe ich, nicht dafür zu entschuldigen, wenn 
man sich strikt an diesen Einzelplan hält; im Grunde 
genommen steht der zur Debatte. 

Der Einzelplan 12 — der Haushalt des Bundes-
ministers für Verkehr — gibt Aufschluß über die 
Bedeutung, die die Regierung und das Parlament 
den Aufgaben zumessen, die im Bereich des Ver-
kehrsressorts zu lösen sind. Mit 8185 Millionen DM 
ist es der drittgrößte Einzelplan nach dem Haushalt 
der Verteidigung und nach dem soeben behandelten 
Sozialhaushalt. 

Die vergleichbaren Ausgabenansätze stiegen 
gegenüber dem Rechnungsjahr 1967 um 738 Mil-
lionen DM oder um rund 10 %. Mit diesem Aus-
gabevolumen sind die verschiedenartigsten Ver-
kehrseinrichtungen zu bedienen, auch solche, die 
untereinander in scharfer Konkurrenz stehen; denn 
bekanntlich ressortieren im Einzelplan 12 die Bun-
desbahn ebenso wie die Bundesbeteiligung an der 
Deutschen Lufthansa, die Bundeswasserstraßen, die 
Bundesstraßen und Autobahnen und auch die Hilfen 
für die Seeschiffahrt. Der Bundesverkehrsminister 
kann zwar nicht die Interessen aller Verkehrsträger 
unter einen Hut bringen, aber er kann koordinieren 
und Prioritäten feststellen. Beides tut er, beides 
gelingt ihm weitgehend, und dafür verdient er mei-
nes Erachtens ein Kompliment. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte etwa in 
der Reihenfolge der Bedeutung der Ausgabenblöcke 
einige Betrachtungen anstellen und komme selbst-
verständlich zunächst zu der Problematik des 
Straßenbaus. 
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Seit Jahren ist dieses Hohe Haus durch das Stra-

ßenbaufinanzierungsgesetz gehalten, 50% des Auf-
kommens der Mineralölsteuer für den Straßenbau 
zur Verfügung zu stellen. Dieser gesetzlichen Ver-
pflichtung sind wir indessen in unserer bisherigen 
Haushaltsgestaltung nie nachgekommen. In den Vor-
jahren wurden vielmehr jeweils feste Sockelbeträge 
dem Straßenbau gegeben, die nie auch nur an-
nähernd die geforderten 50% der Zweckbindung er-
reichten. Im Rechnungsjahr 1968 hingegen ist erst-
malig das Prinzip der Zweckbindung durchgesetzt. 
Das möchte ich ausdrücklich feststellen und begrüßen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Müller

-

Hermann: Mit einem Dank auch an den 
Finanzminister!) 

— Ist er da? Dann werde ich es tun. Er ist nicht da. 
Würden Sie es ausrichten? 

(Beifall bei der SPD.) 

Von dem zweckgebundenen Aufkommen werden 
zwar durch das Finanzänderungsgesetz bestimmte 
Festbeträge für allgemeine Deckungsmittel abgezo-
gen. Diese Festbeträge werden während der Lauf-
zeit der mittelfristigen Finanzplanung aber immer 
geringer. Für 1968 beträgt der Abzug noch 320 Mil-
lionen DM, während wir im Jahre 1971 den Abzug 
auf 20 Millionen DM zurückgeführt haben werden. 
Damit ist nach menschlichem Ermessen ab 1972 die 
im Gesetz vorgeschriebene Zweckbindung sicherge-
stellt und damit auch — ich muß das betonen — 
eine langjährige Forderung der sozialdemokrati-
schen Bundestagsfraktion erfüllt. Nun bedeutet 
Zweckbindung natürlich nicht nur Zweckbindung an 
wachsende Aufkommen. Mindereinnahmen bei der 
Mineralölsteuer müssen zwangsläufig dazu führen, 
daß auch dem Straßenbau weniger Mittel zur Ver-
fügung stehen. Das liegt im Prinzip der Zweckbin-
dung. 

Damit komme ich zur Steuerschätzung dieses Jah-
res. Sie liegt jetzt bei 9,6 Milliarden DM und damit 
um 200 Millionen DM niedriger, als es die ursprüng-
liche Regierungsvorlage vorgesehen hat. Das be-
deutet — dennoch macht es keine Sorgen, ich werde 
das begründen —, daß für den Straßenbau 100 Mil-
lionen DM weniger zur Verfügung stehen gegen-
über dem ursprünglichen Ansatz. Ich sage, man muß 
sich dennoch keine Sorgen machen. Der Haushalts-
ausschuß hat nämlich in seinen Beratungen auf die 
Kürzungen des Straßenbauplans ausdrücklich ver-
zichtet. Er hat festgestellt, daß gegebenenfalls bei 
der Bewirtschaftung der Gelder darauf geachtet wer-
den muß, daß der Betrag, den der zweckgebundene 
Teil der Mineralölsteuer erbringt, kassenmäßig nicht 
überschritten werden darf. 

Aber es gibt einen zweiten Grund, weswegen wir 
uns wenig oder gar keine Sorgen machen müssen. 
Dieser Grund ist uns von den Schätzungen des Auf-
kommens der Mineralölindustrie geliefert worden. 
Diese schätzt das Aufkommen wesentlich optimisti-
scher als das Bundesministerium der Finanzen. Die 
Mineralölindustrie, die sich selten oder doch in Feh-
lergrenzen geirrt hat, die nicht von Bedeutung sind, 
rechnet mit einem Aufkommen, das für die Zweck-
bindung in Frage kommt, in Höhe von 9,150 Milliar

-

den DM. 50 % davon würden, wenn man die Mittel 
für die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in 
den Gemeinden abzieht, 4,165 Milliarden DM aus-
machen. Wenn man auch noch berücksichtigt, daß 
die Berechnung der Industrie auf dem Umsatz eines 
ganzen Kalenderjahres basiert, während der Haus-
halt von der Fälligkeit der Steuer ausgehen muß, 
kann man als sicher annehmen: Wir werden die 
Mittel, die der Straßenbauplan vorsieht, voll durch 
die Einnahmen erreichen, die die Mineralölsteuer 
erbringt. 

Ich erlaube mir, obwohl wir keinen Antrag stel-
len, die Anregung an das Finanzministerium, sich 
zukünftig doch auch vielleicht mehr als bisher bei 
der Fixierung der Steuerschätzung der Unterlagen 
zu bedienen, die die Mineralindustrie für diesen 
Bereich liefert. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, meine Damen 
und Herren, obwohl Sie es sicher schon wissen, daß 
der Ansatz aus dem Drei-Pfennig-Zuschlag zur 
Mineralölsteuer für die Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse in den Gemeinden durch den Haus-
haltsausschuß um 50 Millionen DM gegenüber der 
Regierungsvorlage heraufgesetzt worden ist. Damit 
stehen 750 Millionen DM zur Verfügung. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist noch 
zu wenig!) 

Im übrigen — auch das wird sicher begrüßt werden 
können — müssen die Baumaßnahmen, die zukünf-
tig aus dem Drei-Pfennig-Zuschlag gefördert werden, 
ab dem nächsten Haushaltsjahr für jeden sichtbar 
als Anlage zum Einzelplan 12 aufgeführt werden. 

Zum großen Ausgabeposten Deutsche Bundesbahn 
möchte ich hier nur wenige Bemerkungen machen, 
weil ich mich gerade auf den Einzelplan beziehe und 
selbstverständlich keine große allgemeine Verkehrs-
debatte heraufbeschwören möchte. Mit dem Ansatz 
für die Deutsche Bundesbahn in Höhe von 2,765 Mil-
liarden DM bleiben wir in dem Rahmen, den die 
mittelfristige Finanzplanung gesteckt hat. Aber wir 
bleiben mit 138 Millionen DM unter dem Volumen 
des Entwurfs des Wirtschaftsplanes der Deutschen 
Bundesbahn. Der Haushaltsausschuß hat seinerseits 
auch diesen Betrag ungedeckt gelassen, so daß die 
Bundesbahn ihren Wirtschaftsplan für diese Summe 
durch Geldmarktmittel vorfinanzieren muß. 

Für die Deutsche Bundesbahn ist im übrigen der 
Fortgang der Beratungen des verkehrspolitischen 
Programms von allergrößter Bedeutung — vor allen 
Dingen auch das, was dabei herauskommt. Dieses 
verkehrspolitische Programm kann die Weichen für 
eine bessere Entwicklung dieses bedeutenden Ver-
kehrsunternehmens stellen, während Verzögerun-
gen oder Verwässerungen oder gar gänzliche Ver-
änderungen der Programmvorschläge dazu führen 
könnten, daß für den Bereich der Deutschen Bundes-
bahn eines Tages auf uns Lasten zukommen, die 
über das Leistungsvermögen des Bundeshalts hin-
ausgehen können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Erlauben Sie mir noch, auf einige wenige Themen 
des Einzelplans 12 hinzuweisen, darauf, daß wir 
die Finanzierungshilfen für die Seeschiffahrt im 
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Rechnungsjahr 1968 fortsetzen. Unter Einbeziehung 
der Mittel, die der ERP-Haushalt vorsieht, stehen 
dafür rund 100 Millionen DM zur Verfügung. Damit 
wird der sogenannte „Blaue Plan", der durch eine 
Anregung des Kollegen Hans Stefan Seifriz — jetzt 
Vorsitzender des Verkehrspolitischen Ausschusses — 
zustande kam, fortgesetzt. 

Natürlich komme ich auch nicht umhin, ein paar 
Bemerkungen über die Bundeswasserstraßen zu 
machen. 40 % der vorgesehenen Investitionen für 
diesen Bereich im Jahre 1968 werden durch Kredite 
finanziert. Die SPD hält diese Finanzierungsmethode 
natürlich nicht grundsätzlich für falsch, zumal sie 
in der mittelrfistigen Finanzplanung vorgesehen ist. 
Aber es darf in diesem Zusammenhang auf Be-
lastungen für künftige Haushaltsjahre hingewiesen 
werden. 

Auch einen anderen Zusammenhang möchte ich 
anhand ,eines Beispiels ganz deutlich machen. Wäh-
rend einiger Tage des Dezember 1967 und des 
Januar 1968 war die kanalisierte Mosel nicht be-
fahrbar; sie hatte Hochwasser. In diesen wenigen 
Tagen verlagerte die Ruhrkohle im Dezember 1.967 
17 200 t und im Jahre 1968 20 100 t auf die Bundes-
bahntransporte. Damit will ich sagen: Mit Kanal-
baufinanzierungen finanzieren wir natürlich Kon-
kurrenzverkehrswege für das Unternehmen Deutsche 
Bundesbahn. Das muß man auch sehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Man muß auch etwas anderes sehen. In abseh-
barer Zeit beginnen wir mit dem Bau des Elbe-
Seiten-Kanals. Er hilft unserem Seehafen Hamburg. 

(Abg. Rawe: Nicht!) 

— Soll ihm helfen. Wollen wir hoffen, daß das ein-
trifft. Wir bauen gleichzeitig den Rhein-Main-Donau-
Kanal weiter. Er fördert die Konkurrenzhäfen unse-
res Seehafens Hamburg, nämlich die Rheinmün-
dungsHäfen. 

(Abg. Hermsdorf: Sie haben Herrn Kollegen 
Müller-Hermann noch nicht gefragt, was er 

zu Bremen sagt.) 
— Er schaut mich so freundlich an, ich will ihn nicht 
fragen, Herr Kollege Hermsdorf. 

Dieser Rhein-Main-Donau-Kanal — ich will es 
wiederholen, damit es festgehalten wird, weil ich 
das für wichtig halte — fördert die Wettbewerbs-
fähigkeit gegenüber unseren eigenen Seehäfen, ob-
wohl eine gewisse Bevorzugung ohnehin schon ge-
geben ist. Diese Wasserstraße Rhein-Main-Donau 
geht von den ausländischen Rheinmündungshäfen 
quer durch die Bundesrepublik Deutschland und 
schafft eine Straße in den Südosten Europas. Ich 
habe Verständnis dafür, daß die Rhein-Main-Donau 
AG dieses große Projekt als „Europakanal" feiert. 

Aber ich möchte doch darauf hinweisen, daß es 
mit der Inangriffnahme oder der Fortsetzung des 
Baus von Wasserstraßen nicht getan  ist.  Man muß 
ehrlicherweise auch die Problematik aufzeigen, die 
damit verbunden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der Mitte: Das hätte man schon 

früher tun sollen!) 

Damit es kein böses Blut bei den bayerischen 
Freunden oder bei den Leuten im Einzugsgebiet 
des Elbeseitenkanals gibt 

(Zurufe von der Mitte: Das haben die in 
Nord und Süd schon eingesehen! — Jetzt 
dauert es wieder zehn Minuten länger!) 

— da sind zum Teil Ihre Kollegen schuld —, will 
ich doch feststellen, daß wir der Meinung sind: wir 
sollten loyal zu den Verträgen stehen, die abge-
schlossen worden sind, auch wenn sie zum Teil An-
fang der zwanziger Jahre abgeschlossen worden 
sind. 

Ein drittletzter Hinweis. Für die Strukturentwick-
lung darf man von Kanalbaumaßnahmen nicht unbe-
dingt Wunder erwarten. Das sage ich auch und 
gerade zu meinem Vaterland Rheinland-Pfalz 

(Heiterkeit) 

und zum Nachbarland meines Vaterlandes, dem 
Saarland. Dort gibt es ja Kanalbauprojekte, die in 
die Milliarden gehen. Ich möchte hinzufügen, meine 
Damen und Herren, daß man mit den Geldern, die 
neue Wasserstraßen kosten, Strukturverbesserungen 
finanzieren kann. Ob man das durch den Bau der 
Wasserstraßen erreicht, muß in Frage gestellt wer-
den. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will mit der Feststellung abschließen, daß die 
sozialdemokratische Fraktion des Deutschen Bundes-
tages das Verkehrsressort in guten und auch star-
ken Händen weiß. Ich will dieser Feststellung hinzu-
fügen, daß wir dem Bundesverkehrsminister und 
der Regierung dafür dankbar sind, daß sie uns in 
der relativ kurzen Amtszeit eine verkehrspolitische 
Gesamtschau vorgelegt haben und Wege aufgezeigt 
haben, wie man den Verkehr in Deutschland besser 
gestalten kann. Dafür darf man danken, und man 
darf Glück für den weiteren Weg dieses Programms 
wünschen. 

(Beifall bei der SDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, unsere Marathonsitzungen haben zu 
einer Mangellage bei unseren Schriftführern ge-
führt. Ich habe Herrn Kollegen Bühler gebeten, ein-
zuspringen. 

(Beifall.) 

Das Wort hat Herr Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Sie führten vorhin an, 
Herr Präsident, daß der Antrag der FDP-Fraktion 
über den Gesetzentwurf zur Errichtung einer Bun-
desanstalt für Transport- und Tarifwesen noch zur 
Abstimmung steht. Ich möchte zu dem Antrag keine 
Begründung geben, sondern möchte bitten, ihn an 
die Ausschüsse zu überweisen, ohne daß das hier 
noch zum Gegenstand der Debatte gemacht wird, 
weil das lediglich unsere Zeit sehr in Anspruch 
nehmen würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Wenn Sie mir bei meinen anderen Ausführungen 
auch so zustimmten, wäre das sehr erfreulich. 

(Heiterkeit. — Zurufe von der SPD: Wenn 
sie kurz sind! — Vorschußlorbeeren geben 

wir nicht!) 

— Ja, ich weiß. 

(Abg. Rawe: Sagen Sie bitte dazu, an 
welche Ausschüsse der Antrag überwiesen 

werden soll!) 

— an den Verkehrsausschuß und den Wirtschafts-
ausschuß. 

(Abg. Rawe: Eigentlich müßten Sie den Post- 
ausschuß dazunehmen!) 

— Die Post ist natürlich auch angesprochen; es 
steht ihr frei, ihr Gutachten, wie es heute üblich ist, 
von sich aus dem Postausschuß abzugeben. Aber wir 
möchten ihn hier nicht als mitberatend besonders 
anführen. 

Wenn auch heute nicht das Regierungsprogramm 
für die Neuordnung des Verkehrs zur Debatte stehe 
und wir darüber noch in der zweiten und dritten 
Lesung ja wohl sehr eingehend reden werden, so 
darf ich aber doch auf die in der Eingangsrede des 
Herrn Bundeskanzlers angeführten Bemerkungen zu-
rückkommen, weil das hiermit irgendwie im Zu-
sammenhang steht. Der Herr Bundeskanzler richtete 
zum Thema Verkehrspolitik einen kleinen .Appell 
an dieses Haus. Er sieht mit einiger Sorge, wie sich 
dieses Problem entwickelt hat. Man kann sicherlich 
sagen, daß diese Entwicklung nicht auf die Opposi-
tion, sondern auf das Nichtmiteinanderschwingen 
der Koalition zurückzuführen ist. Aber das müssen 
Sie beide ja miteinander aushandeln. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Keine Sorge!) 

Er hat auch gesagt, er meine, daß sich da eine 
Lösung ermöglichen ließe, daß man sich zu einer 
Lösung zusammenfinden werde, damit das erreicht 
werde, was unbedingt erreicht werden müsse. Wenn 
dann allerdings der Herr Bundeskanzler — und das 
ist natürlich die Frage an Sie, Herr Minister — sagt , 
daß die Sanierung und Modernisierung der Bundes 
bahn eine gewisse Entlastung unserer sonstiger 
Verkehrswege und — nun kommt es — vor allem 
ein Einfrieren der Zuschüsse des Bundes auf dem 
bisherigen Niveau erfordert, so daß wir nicht in 
einigen Jahren mit einer Verdoppelung dieser Zu. 
schösse an die Bundesbahn zu rechnen haben, dann 
möchte ich wissen, ob der Herr Bundeskanzler die 
Sanierung der Bundesbahn damit erreichen will, daf 
wir bei der bisherigen jährlichen Bezuschussung vo: 
3 Milliarden DM verbleiben, oder ob Ihre Auffas-
sung noch richtig ist, daß man die Zuschüsse al 
solche überhaupt fortbringen will. 

Ich meine, das ist doch ein erheblicher Unter-
schied, ob ich jedes Jahr noch 3 Milliarden DM zu-
zahle. Das dürfte sicherlich keine Sanierung der 
Bundesbahn sein. Hinsichtlich der Zielsetzung, das 
haben wir damals schon erklärt, sind wir uns einig. 

s) Siehe Anlage 29 

Die Bundesbahn muß saniert werden. Das wird aber 
mit einem jährlichen Minus von 3 Milliarden DM 
sicherlich nicht erreicht. 

Nun lassen Sie mich einiges zu dem sagen, was 
hier insbesondere ansteht. Wir haben in den letzten 
Wochen seit Anfang März eine ganze Anzahl von 
Anhörverfahren durchgeführt. Hierbei hat auch der 
Herr Erste Präsident der Deutschen Bundesbahn 
erklärt, daß in dem, was hier vorgelegt worden ist, 
keine Sanierung der Bundesbahn gefunden werden 
kann. Das ist immerhin ein bedeutsames Wort des 
Ersten Präsidenten. Nachdem man dieses ganze 
Paket in die Welt gesetzt hat mit der Begründung, 
daß die Bundesbahn saniert werden soll, bin ich ei-
gentlich der Meinung, daß hier Widersprüche offen-
liegen, die erst einmal geklärt werden sollten, bevor 
dieses Programm überhaupt endgültig verabschie-
det werden kann. 

Ein Zweites. In dem Programm der Regierung 
steht, daß dann, wenn man einige Verkehrsunter-
nehmer im Zuge dieser Maßnahmen gegen den 
Straßenverkehr aus dem Gewerbe herausbringe, 
diese Unternehmer dann einen Ersatz in der Fläche 
finden sollten. Abgesehen davon, Herr Minister, 
daß ja die Fläche sowieso heute schon durch den 
Werknahverkehr und den Güternahverkehr über-
besetzt ist — man weiß, wie schwierig die Situation 
für diese Unternehmer ist —, hat aber nun zusätz-
lich die Deutsche Bundesbahn erklärt, daß sie in der 
Fläche bleibe. Das heißt also, wenn die Bundesbahn 
sich nicht aus der Fläche zurückzieht, bleibt für die 
anderen Verkehrsunternehmer aber auch keine Mög-
lichkeit zu einer gewerblichen Betätigung mehr 
übrig. 

Ein dritter Punkt erscheint mir auch außerordent-
lich bedeutsam: das Problem der Regionalkonzes-
sion. Die soll ja nun mit den besonderen Maß-
nahmen durchgeführt werden. Die Bundesbahn hat 
durch ihren Ersten Präsidenten erhebliche Kritik an 
der Regionalkonzession geübt. Man hat diesen Vor-
schlag nicht akzeptiert und stellt damit von dieser 
Seite her die Durchführung des Programms völlig 
in Frage. 

Inzwischen haben wir die Anhörverfahren durch-
geführt, die doch Erkenntnisse gebracht haben, die 
der bisherigen Auffassung der Regierung entgegen-
stehen. Ich will sie nicht im einzelnen anführen, 
darf aber auf die Stellungnahmen der doch wohl 
unparteiischen Organisation des Deutschen Indu-
strie- und Handelstages, aber auch des Bundes-
verbandes der Deutschen Industrie und andere hin-
weisen. Ich wäre Ihnen dankbar, Herr Minister, 
wenn Sie das entgegen Ihrer damaligen Einbrin-
gungsrede nun nicht so mit einer Handbewegung, 
so mit einem Schlenker auf die „Interessenvertreter" 
abtun würden. Ich meine, Interessenvertreter, die 
nicht ernstgenommen werden, sollte man im Bundes-
tag eigentlich gar 'nicht hören, und wenn man schon 
Interessenvertreter hört, sollte man sich überlegen, 
was sie gesagt haben, und sollte daraus die Kon-
sequenzen ziehen. 

(Beifall bei der FDP.) 
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Es gibt noch eine Sache, die sich nicht so einspielen 

sollte. Während der Erörterung und während der 
Anhörung wurde uns ein Gutachten vorgelegt, das 
von Ihnen, Herr Minister, im Januar in Auftrag 
gegeben und vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung in Berlin Anfang März erstattet worden 
ist. Das wurde uns während der Anhörungsverfahren 
in einem Auszug zugeleitet, wobei in den Erläute-
rungen, die uns gleichzeitig gegeben wurden, noch 
Bemerkungen des Herrn Bundesbahnpräsidenten 
Oeftering eingeschleust wurden. Ich muß Ihnen 
offen sagen, daß ich es außerordentlich begrüßt 
hätte, wenn uns das Gutachten als solches i n  vollem 
Umfang vorgelegt worden wäre. Dann hätte man 
nämlich einmal feststellen können, was in dem Gut-
achten steht und was nachher vom Ministerium noch 
veröffentlicht worden ist. Auf die Dinge im einzel-
nen will ich nicht eingehen; aber wenn  die  Mög-
lichkeit besteht, sollte das noch nachgereicht werden. 

All die Dinge, die ich soeben hier angeführt habe, 
ergeben doch wohl, daß wir die Sanierung der 
Bundesbahn, die wir doch alle wollen — das möchte 
ich ausdrücklich betonen, damit da nicht wieder ein 
falscher Schlenker hereinkommt —, nicht mit den 
Maßnahmen gegen den Straßenverkehr und mit den 
Vorschlägen, die hier gemacht worden sind, errei-
chen können, sondern daß man noch einmal das 
ganze Problem durchdenken und prüfen sollte, ob 
man es so durchführen kann. Denn wenn jetzt etwas 
verabschiedet wird, wirkt das mindestens auf ein 
Jahrzehnt hinaus, und auch nach den Gutachten, 
die uns erstattet worden sind, ist das Problem zu 
ernst, als daß man das einfach so kurzerhand ver-
abschieden könnte, was sich natürlich mit der über-
absoluten Mehrheit sehr leicht machen ließe. — Herr 
Stoltenberg, Sie kommen noch dran; ich bleibe auch 
gern bis 11 Uhr hier, um mir das alles sehr ein-
gehend anzuhören. 

Ein zweites Problem: die Straßenbaumittel. Wir 
haben soeben eine Zusammenstellung gehört. Aus 
dem Vortrag des Kollegen Haehser hat sich erge-
ben, zum erstenmal habe man erreicht, daß das 
ausgeglichen sei, was im Straßenfinanzierungs-
gesetz zugesagt sei, nämlich 50%. Nach dem, was 
mir bis heute aus den Ausschußvorlagen bekannt 
ist, kann Ich Ihnen da nicht zustimmen, sondern 
muß das bezweifeln. Denn das Gesamtaufkommen 
wird auf 9,8 Milliarden DM vorausgeschätzt. Davon 
geht das Aufkommen an Heizöl ab, ebenfalls die 
Verbesserung für die Gemeindewege, und dann 
bleiben, wenn ich die zusätzlichen 50 Millionen DM 
für die Gemeindewege hinzunehme, 8,2 Milliar-
den .Wenn ich davon die Hälfte nehme, müssen 
4,1 Milliarden angesetzt werden. Gekürzt ist aber 
um 320 Millionen DM. 

(Abg. Haehser: Das habe ich gesagt, 
Herr Kollege!) 

— Ja. Die sind aber heraus; und die sollen dann — 
das haben Sie aber nicht gesagt; bitte verbessern 
Sie mich, wenn es nicht stimmt —, durch Öffa-Mittel 
ersetzt werden. Das werden sie ja; insofern käme 
man glatt. Aber daß diese Öffa-Mittel dann der 

privaten Wirtschaft draußen fehlen, das ist ja wohl 
eine klare Sache. 

(Abg. Hermsdorf: Das glauben Sie ja selber 
nicht, Herr Dr. Imle! — Abg. Fellermaier: 
Schauen Sie doch den Kreditmarkt an! Das 

können Sie doch hier nicht erzählen!) 

— Selbst wenn ich Ihnen da zustimme, steht jeden-
falls fest, daß das Mineralölsteueraufkommen mit 
50 °/o, wie es hier festgesetzt ist, nicht erreicht wird 
und daß man einen Ausweg sucht. 

(Abg. Haehser: Gehen Sie davon aus, daß 
es so ist, wie ich vorgetragen habe!) 

Wenn ich das ausrechne, komme ich auf eine Ge-
samtkürzung um 4,8 %. 

Das wird also nicht erreicht. 

Lassen Sie mich noch ein Weiteres sagen. Gleich 
wie die Dinge hier liegen, möge die Regierung 
Überlegungen anstellen — das ist an sich zur Zeit 
nicht unsere Aufgabe, Herr Minister —, wie weitere 
Straßenbaumittel frei gemacht werden können, ohne 
daß das Aufkommen aus der Mineralölsteuer als 
solches gekürzt wird. 

Dann haben wir eine weitere Bitte: dafür zu sor-
gen, daß bei den Zuweisungen an  die Gemeinden für 
den Gemeindewegebau, die jetzt mit 750 Millionen 
DM angesetzt werden, die Länder nicht hergehen 
und die Zuweisungen kürzen, wenn die Gemeinden 
selbst in etwa in die Lage versetzt werden sollten, 
aus eigenen Mitteln das aufzubringen. Wir meinen, 
auch da sollte man korrekt sein und die Länder ver-
anlassen, nicht Einsparungen vorzunehmen, so daß 
die betreffenden Mittel dann den Gemeinden bei 
der Durchführung ihrer Aufgaben fehlen. 

(Abg. Rawe: Das ist richtig!) 

Weil wir die Gesamtkonzeption, die für die kom-
menden Jahre richtungweisend sein soll, nicht akzep-
tieren können, werden Sie, Herr Minister, zwar kein 
Verständnis dafür haben, aber doch hinnehmen müs-
sen, daß wir Ihren Etat ablehnen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Rawe. 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Liebe Kol-
legen — so möchte ich zu dieser späten Abendstunde 
fast sagen; pardon, die Damen selbstverständlich 
auch —, ich bedauere, daß sich die Diskussion hier 
noch so lange hinzieht. Ich will es ganz kurz zu 
machen versuchen. 

Unsere Fraktion stimmt dem Haushalt des Bun-
desministers für Verkehr zu. Wir haben das auch 
im Haushaltsausschuß getan. Ich möchte fast sagen: 
wir haben im Haushaltsausschuß den Einzelplan 12 
mit schöner Einmütigkeit verabschiedet. Das muß 
natürlich nicht bedeuten, daß es nicht auch in diesem 
Haushalt Positionen gibt, die hier einer gewissen 
Erläuterung bedürfen oder hier und dort auch An-
laß zur Kritik bieten. Sie brauchen keine Sorgen zu 
haben: ich habe nicht vor, hier eine Nachvollziehung 
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der verkehrspolitischen Debatte zu machen; ich 
werde mich wirklich auf Einzelpositionen des Einzel-
plans 12 beschränken. 

Bevor ich das aber tue, will ich, damit uns diese 
schöne abendliche Stimmung nicht verlorengeht, 
auch ein freundliches Wort des Dankes an den Bun-
desminister für Verkehr sagen, nämlich dafür, daß 
er sich bei den Stellenanforderungen wirklich ein 
hohes Maß an Beschchränkung auferlegt hat. Er hat 
uns Stellenmehranforderungen nur für solche Stel-
len vorgelegt, die infolge Erweiterung der tech-
nischen Anlagen, wie z. B. im Flugsicherungsdienst 
usw., notwendig waren. Das, was ich zu der Be-
schränkung in der Anforderung von Personal hier 
sage, gilt für alle Kapitel des Einzelplans 12. Dafür, 
Herr Minister, herzlichen Dank! 

(Beifall.) 

Nun aber konkret zu einzelnen Positionen. Zu-
nächst zu Kap. 12 02 Tit. 510 — Sondervermögen 
Deutsche Bundesbahn. Meine Damen und Herren, 
Sie wissen aus den Haushaltsberatungen der letzten 
Jahre, daß uns gerade diese Position immer erheb-
liches Kopfzerbrechen und auch ganz erhebliche 
Sorgen bereitet hat. Ich freue mich, Herr Imle, daß 
im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung we-
nigstens ein Rahmen gesteckt worden ist, der dann 
nach Möglichkeit bis 1972 nicht überschritten wer-
den soll. Ich bin mit Ihnen der Meinung, es müßte 
uns gelingen, von diesen hohen Beträgen herunter-
zukommen. Ich stimme mit Ihnen auch darin über-
ein, daß die Maßnahmen, die bis jetzt im Verkehrs-
politischen Programm vorgeschlagen sind, diesem 
Ziel wenig dienen. Ich jedenfalls glaube nicht, daß 
sie dieses Ziel erreichen werden. 

Aber wenn wir schon dabei sind, zu prüfen, wie 
man der Deutschen Bundesbahn helfen kann, dann 
sollten wir ehrlicherweise auch anerkennen, daß 
im Tit. 510 bei der Kontenbereinigung ein Fort-
schritt gemacht worden ist. Wir sollten dem Bundes-
minister für Verkehr danken, daß er diese Frage 
angepackt hat. 

Ich gestatte mir gleichwohl, ihm die Frage vor-
zulegen, ob er nicht prüfen will, den Kapitaldienst 
für die Anleihen der Deutschen Bundesbahn in den 
Einzelplan 32 zu übernehmen. Da gehören sie 
eigentlich hin. Denn die Kosten, die hier auf-
gewendet werden müssen, sind schließlich dadurch 
entstanden, daß der Bund die Deutsche Bundesbahn 
auf den Kapitalmarkt verwiesen hat, um Leistungen 
abzudecken, die eigentlich, wie das inzwischen 
auch anerkannt worden ist, der Bund hätte über-
nehmen müssen und die er heute auch übernimmt. 
Herr Bundesminister für Verkehr, vielleicht wäre 
dies ein erster Schritt, zu einer Umschuldung der 
Deutschen Bundesbahn zu kommen. 

Ich sage das nicht etwa mit Rücksicht nur auf die 
Finanzlage, sondern ich sage das auch etwas mit 
Rücksicht auf die Mitarbeiter der Deutschen Bundes-
bahn; denn es ist weiß Gott keine angenehme 
Sache, in der Öffentlichkeit immer als Bediensteter 
eines Pleitegeierunternehmens dazustehen, das nur 
mit Hilfe von Bundeszuwendungen, d. h. mit Hilfe 
von Steuermitteln, überleben kann. Die defizitäre 

Lage der Deutschen Bundesbahn ist ja nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen, daß der Bund als Eigen-
tümer ihr die betriebsfremden Lasten nicht recht-
zeitig abgenommen hat. 

Herr Bundesminister für Verkehr, seien Sie mir 
nicht böse, wenn ich mich deswegen auch gegen 
einige Bemerkungen wende, die Ihnen bei der Ein-
bringung Ihres Verkehrspolitischen Programms, ich 
möchte sagen: herausgerutscht sind; denn sie standen 
nicht in der ursprünglichen Rede, die Sie verteilt 
haben, sie sind aber sehr wohl im Protokoll nachzu-
lesen. Ich meine Äußerungen, die draußen in der 
Öffentlichkeit den Eindruck erweckt haben, als ob 
die Deutsche Bundesbahn von einem vertrottelten 
Beamtenapparat geführt würde, der gar nicht in 
der Lage sei, sich modernen Gegebenheiten anzu-
passen. Ich darf Ihnen aus eigener Anschauung 
sagen, daß der Ausbildungsstand der Mitarbeiter 
der Deutschen Bundesbahn sich durchaus mit dem 
der Mitarbeiter in anderen öffentlichen Betrieben 
und Verwaltungen messen kann und daß die Mit-
arbeiter der Deutschen Bundesbahn sehr wohl in 
der Lage sind, mit ihrem Unternehmen eine mo-
derne Verkehrsleistung zu erbringen. Wir müssen 
sie dazu nur in die Lage versetzen. Wir müssen 
ihnen dazu auch die notwendigen Chancen ein-
räumen. Ich glaube aber, daß Sie es so gar nicht 
gemeint haben. Ich sagte schon: ich vermute, das 
ist Ihnen nur herausgerutscht. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Herren, auch 
noch eine Anregung zu geben, die eigentlich besser 
zu Kap. 12 10 gesagt werden könnte, die aber eng 
mit dem Problem der Deutschen Bundesbahn zu-
sammenhängt. Ich meine, die Bundesregierung 
sollte auch einmal prüfen, ob sie nicht einen wesent-
lichen Beitrag zur Sicherung des Verkehrs an den 
höhengleichen Kreuzungen der Schiene mit der 
Straße dadurch erbringen kann, daß sie hier zu 
einer anderen Kostenverteilung kommt. Ich sage 
auch das nicht mit Rücksicht auf die Deutsche Bun-
desbahn, sondern mit Rücksicht auf die Verkehrs-
teilnehmer. Wir alle wissen, daß die Beseitigung 
vieler höhengleicher Kreuzungen sich deshalb über 
Jahre hin verzögert, weil die Deutsche Bundesbahn 
nicht in der Lage ist, ihren Anteil zu den Baukosten 
zu erbringen. Deshalb wäre es sicherlich auch im 
Sinne einer besseren Verkehrssicherung, wenn uns 
die Bundesregierung einen Vorschlag für eine an-
dere Kostenregelung unterbreiten könnte. Damit 
aber genug zum Problem der Deutschen Bundesbahn. 

Ich darf mich jetzt dem Kap. 12 03 zuwenden und 
auch hier einige kritische Bemerkungen anbringen. 
Ich unterstütze das, was der Berichterstatter gesagt 
hat. Herr Kollege Haehser, ich werde nicht in den 
Fehler verfallen, jetzt auch noch gegen den Nord-
Süd-Kanal oder gegen den Rhein-Main-Donau-Kanal 
zu polemisieren. 

(Zuruf des Abg. Schoettle.) 

— Wir sind uns darüber einig, das Ding ist gelaufen. 
Wir haben es im Haushaltsausschuß, Herr Präsident, 
noch abzubiegen versucht. Aber Sie wissen, wie 
schön wir Schiffbruch erlitten haben. Verträge sind 
nun einmal zu halten. Daran ist nichts zu ändern. 
Wenn ich diese Ausführungen hier mache, dann 
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auch nur deswegen, weil hier einmal deutlich ge-
warnt werden muß, daß wir noch weitere solche 
Programme in Angriff nehmen, ohne uns auch voll 
darüber klar zu sein, wie wir sie finanzieren sollen. 

Ich will Ihnen einmal einige Zahlen nennen. Wenn 
Sie sich die Wasserbaumaßnahmen der nächsten 
Jahre ansehen, so müssen Sie mit Erschrecken fest-
stellen, daß der Bund die mit dem Haushaltssiche-
rungsgesetz von 1965 eingeleitete Kreditfinanzie-
rung der Wasserbauvorhaben munter weiter vor-
nimmt in der Weise, daß fast alle Maßnahmen — 
Herr  Haehser hat 40 % genannt — zu 50%mit 
Hilfe von Kreditmitteln finanziert werden. Nach 
einer überschlägigen Berechnung macht das für den 
Bund bis zum Jahre 1971 eine Belastung von gut 
500 Millionen DM aus. Von 1972 an bringen diese 
Maßnahmen eine Belastung von rund 80 bis 90 Mil-
lionen DM mit sich. 

Das ist an sich schon eine besondere Schwierig-
keit, denn im Rahmen der mittelfristigen Finanz-
planung steht — soweit ich das übersehen kann, 
Herr Bundesminister für Verkehr — nur ein Pla-
fond von rund 150 Millionen DM für die Wasser-
baumaßnahmen jährlich zur Verfügung. Ich be-
fürchte, daß bei der jetzt vorgesehenen Größen-
ordnung bis zu den achtziger Jahren ein Betrag in 
Höhe von etwa 7 Milliarden DM herauskommt, daß 
wir unter Umständen Kanalbaumaßnahmen begin-
nen und sie gar nicht zu Ende führen können. Das 
würde ich in der Tat als volkswirtschaftlich außer-
ordentlich bedenklich ansehen, zumal wir berück-
sichtigen müssen, daß Teilabschnitte, die für sich 
keinen eigenen Verkehrswert haben, uns gar nichts 
nützen. 

Bei diesen 7 Milliarden DM liegt die besondere 
Gefährlichkeit aber auch noch darin, daß wir es im 
Rahmen der Finanzreform, Herr Bundesminister für 
Verkehr, durchaus erleben können, daß wir nicht 
nur unseren bisherigen Anteil von 4,7 Milliarden 
DM, sondern den gesamten Anteil tragen müssen, 
wenn das im Rahmen der Finanzreform geändert 
werden sollte. Wir sollten uns das einmal sehr deut-
lich vor Augen führen. Denn ansonsten müßten Sie 
uns deutlich machen, wie Sie durch Verschiebung in 
Ihrem Haushalt auf die Dauer diese Belastungen 
verkraften wollen. Das wird Ihnen außerordentlich 
schwerfallen. — Meine Bitte geht also dahin, hier 
deutlich zu machen, daß wir es uns einfach nicht lei-
sten können, weitere Projekte in Angriff zu nehmen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich müßte dazu vielleicht noch weitere Ausführun-
gen machen. Ich will mir das aber heute abend 
schenken. Ich will nur sehr deutlich sagen, daß ich 
aus dem Grunde den Antrag unseres Kollegen 
Lemmrich, den er hier noch einbringen will, sehr 
begrüße. Er will die Bundesregierung auffordern, das 
im Verkehrspolitischen Programm angekündigte Ver-
kehrswegeprogramm schon sehr bald vorzulegen, da-
mit wir anhand dieses Programms auch die Prioritä-
ten deutlich erkennen können, die Sie setzen wollen. 

Ich will mir auch schenken, noch darauf hinzuwei-
sen, wie sehr Kanalbauten — neue Kanalbauten, 
Herr Ramms; Sie merken schon, ich polemisiere 

nicht weiter — — Mir wäre es ja viel lieber, Herr 
Ramms, wir könnten uns darauf einigen zu sagen: 
die jetzt in Angriff genommenen Neubauten führen 
wir fort, und wir sorgen dafür, daß wir mit dem 
Geld, das wir zur Verfügung haben, die bestehenden 
Kanäle entsprechend ausbauen und sie in den Stand 
setzen, daß sie den Verkehr auch richtig bewältigen 
können. Denn tun wir mehr, dann müßte ich auch 
noch eine Rechnung aufmachen, wie sehr wir damit 
tatsächlich die Konkurrenzsituation nicht nur der 
Straße, sondern auch der Schiene verschlechtern. 

Drei oder vier Zahlen! Allein die Moselkanalisie-
rung macht für die Deutsche Bundesbahn einen 
Frachtausfall von jährlich 35 bis 50 Millionen DM 
aus. Für den Rhein-Main-Donau-Kanal schätzt man 
den Ausfall auf 25 Millionen. Für den Elbe-Seiten-
Kanal schätzt man ihn auf 120 Millionen. Der von 
uns hoffentlich zu verhindernde Rhein-Pfalz-Kanal 
würde auch noch einen weiteren Ausfall von 40 Mil-
lionen mit sich bringen. 

(Abg. Dr. Aigner: Und die mobilisierte 
Zuwachsrate?!) 

— Ach wissen Sie, über die Zuwachsraten würde 
ich nur sehr behutsam reden. Denn sehen Sie, das, 
was dabei herauskäme, müßte man dann an Hand 
der Wegekosten deutlich machen, die hier auch noch 
zu berücksichtigen sind. Dazu könnte ich Ihnen eine 
Rechnung aufmachen, meine Damen und Herren, die 
Sie wahrscheinlich bald veranlassen würde, meinen 
Argumenten zuzustimmen. 

(Abg. Baier: Heute nicht mehr!) 

— Ich will das heute aber in der Tat nicht mehr 
tun, Herr Kollege Baier, denn das würde zu weit 
führen. 

Lassen Sie mich ein letztes Problem aufgreifen. 
In Kap. 10 a haben wir bei Tit. 600 — Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden — den Regierungsansatz von 700 Mil-
lionen DM auf 750 Millionen DM erhöht, weil wir 
der Auffassung sind, daß dieses Aufkommen sicher-
lich erreicht werden kann. 

(V o r s i t z : Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Ich stimme Ihnen, Herr Müller-Hermann, darin zu, 
daß dieser Ansatz von 750 Millionen DM wahr-
scheinlich noch viel zu gering ist. 

Aber, Herr Bundesminister für Verkehr, im ver-
gangenen Jahr hatten wir bei diesem Titel einen 
Betrag von 660 Millionen DM ausgebracht. In der 
Zwischenzeit liegen mir die ersten groben Ergeb-
nisse über die Verteilung dieser 660 Millionen DM 
für das Jahr 1967 vor. Hier muß ich allerdings sa-
gen, daß ich davon wenig befriedigt bin. Denn es 
hat sich dabei herausgestellt, daß das Mehraufkom-
men von 660 Millionen DM etwa zur Hälfte in den 
Landkreisen, kreisangehörigen Städten und Gemein-
den erbracht worden ist. Leider ist es aber so, daß 
nach den mir bisher vorliegenden Berechnungen nur 
etwa ein Fünftel des zur Verfügung stehenden Be-
trages für die Verbesserung der Verkehrsverhält-
nisse in den Landkreisen und Landgemeinden ver-
wendet worden ist. Diese Verteilung, Herr Bundes- 
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minister für Verkehr, kann meines Erachtens nicht 
beibehalten werden. Ich bin zwar durchaus damit 
einverstanden, daß die Ballungsräume entsprechend 
gefördert werden. Aber ich bin auch der Meinung, 
daß wir die Landkreise nicht vernachlässigen dür-
fen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will das einmal deutlich machen. Von dem 
Betrag fließen 40% zunächst in die Ballungsgebiete 
zur Verbesserung des Personennahverkehrs. Von 
den weiteren 60% — das sind 396 Millionen DM —, 
die zur Verbesserung des Straßenbaues Verwen-
dung finden sollen, sind in der Tat nur 131,2 Millio-
nen DM in die Landkreise geflossen. Ich bin der 
Meinung, das ist entschieden zuwenig. Denn wir 
haben auch draußen auf dem Lande durchaus noch 
die Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden zu ver-
bessern. Es hilft uns gar nichts, wenn wir auf freier 
Strecke flott fahren können, in den kleinen Gemein-
den aber dauernd in Engpässe geraten und sich 
Verkehrsverstopfungen ergeben. 

Ich wäre Ihnen, Herr Bundesminister für Ver-
kehr, dankbar — vielleicht darf ich diese Anregung 
geben —, wenn Sie uns gleichzeitig mit der Bericht-
erstattung auf den Antrag des Kollegen Lemmrich 
hin eine Änderung der Richtlinien für die Bundes-
zuwendungen zur Verbesserung der Verkehrsver-
hältnisse in den Gemeinden vorlegten, etwa in der 
Weise, daß Sie einen Schlüssel ausbringen, der 
sicherstellt, daß die Landkreise und kreisangehöri-
gen Gemeinden in dem Maße mitbedacht werden, 
wie sie dieses Steueraufkommen mit erbringen. 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihre Geduld 
sehr lange in Anspruch genommen. Ich bin aber der 
Auffassung, daß ich mich im Gegensatz zu vielen 
anderen Rednern der letzten Tage wenigstens dar-
auf beschränkt habe, hier nun tatsächlich zum Ein-
zelplan 12 zu sprechen. Ich glaube, Sie werden mir 
das verzeihen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Ramms. 

(Zuruf des Abg. Fellermaier.) 

Ramms (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Haben Sie keine Sorge, 
Herr Kollege Fellermaier, daß bei mir eine kurze 
Rede so lange dauert wie beim Kollegen Rawe. Ich 
habe mich unterwegs einmal gefragt, wie lange dann 
eine lange Rede beim Kollegen Rawe dauert. 

Vorhin ist das Wort „polemisieren" gefallen. Das 
sollte hier einmal richtiggestellt werden. Sowohl 
der Berichterstatter als auch der Kollege Rawe 
haben über den Kanalbau gesprochen und haben 
gesagt, wir züchteten uns damit eine gefährliche 
Konkurrenz für die anderen Verkehrträger. Meine 
Kollegen, haben Sie sich einmal überlegt, was über-
haupt an Ansätzen für den Wasserstraßenbau im 
Verkehrshaushalt steckt? Binnenwasserstraßen und 
Seewasserstraßen haben in den letzten Jahren ins-
gesamt einen Prozentsatz zwischen 4,5 und 6 gehabt. 
Wenn Sie hier einmal aufteilen 60 : 40, so liegen für 

den Ausbau der Binnenwasserstraßen im Verkehrs-
haushalt ganze 2,5 bis maximal 3,6% drin. Das 
nehmen Sie einmal auf das Volumen des Gesamt-
haushaltes; und den Prozentsatz mögen Sie sich 
dann selber ausrechnen. Wenn Sie aber hier von 
vornherein schon sagen, daß von den 7 Milliarden 
doch letztlich die ganzen 7 Milliarden auf den Bund 
zukommen, so darf ich Ihnen sagen: Sie gefährden 
die Verträge, die von Ihrem Verkehrsminister See-
bohm und von Herrn Dahlgrün mit den Ländern 
abgeschlossen wurden, wonach der Bund zwei Drit-
tel des Ausbaus trägt und die Länder ein Drittel 
tragen. Die Länder werden Ihnen sicherlich sagen 
— sie haben ja schon darauf hingewiesen —, daß 
sie auch das eine Drittel von uns noch übernehmen 
werden, ob das im Rahmen der Finanzreform ist 
oder nicht. 

(Abg. Rawe: Sie haben doch mitgekriegt, 
daß ich ausdrücklich gesagt habe: Verträge 

sind zu halten!) 

— Ja, Verträge sind zu halten, aber nicht nur vom 
Bund im Hinblick auf den Nord-Süd-Kanal und im 
Hinblick auf den Ausbau des Rhein-Main-Donau-
Kanals, sondern auch von den Ländern im Hinblick 
auf die Verträge, die Seebohm und Dahlgrün seiner-
zeit mit den Ländern abgeschlossen haben. 

(Zuruf von der Mitte: Bloß wenn wir eine 
Finanzreform machen, wird es anders!) 

Und zur Richtigstellung möchte ich Ihnen mal eins 
sagen. Die ganzen Kanäle, die Sie angesprochen 
haben, ob sie Mosel, ob Rhein-Main-Donau- oder 
Nord-Süd-Kanal, sind keine Forderungen der Bin-
nenschiffahrt gewesen, sondern eine Forderung der 
Wirtschaft, der Industrie, bzw. es waren politische 
Forderungen. Ich erinnere an die Verhandlungen 
zwischen dem Bundeskanzler Adenauer und Frank-
reich. Aus diesen Verhandlungen heraus ist der 
Bau des Mosel-Kanals gekommen. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Der ist zunächst mit 380 Millionen veranschlagt wor-
den, von denen wir 127 Millionen tragen sollten, 
und liegt im Endeffekt in der Abrechnung bei 
850 Millionen, von denen wir 380 Millionen tragen. 
Das ist die Folge eines politischen Ausbaus der 
Mosel gewesen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? — Bitte, Herr Rawe! 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Ramms, stimmen Sie 
denn mit mir wenigstens darin überein, daß wir uns 
künftig bei solchen Kanalbauten danach richten soll-
ten, ob sie auch volkswirtschaftlich sinnvoll sind? 

Ramms (FDP) : Ich komme gleich darauf zurück, 
wenn ich Ihnen eine Berechnung mache, die Sie sich 
wahrscheinlich bisher nicht vorgelegt haben. Sie 
müssen nämlich wissen, daß die Kanäle neben ihrer 
wasserwirtschaftlichen Bedeutung ja auch standort-
bildend für unsere Industrie sind. Ich darf Ihnen nur 
einmal Zahlen vom Ausbau der Mittelweser nennen. 
Die Mittelweser hat in ihrem Ausbau 207 Millionen 
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DM gekostet, davon 50 Millionen bereits vor der 
Währungsreform. Nach dem Ausbau der Mittelweser 
wurden von unserer Industrie insgesamt 882 Mil-
lionen investiert und von der öffentlichen Hand 
193 Millionen DM, so daß hieraus die Bedeutung 
des Baus der Wasserstraße für unsere Wirtschaft 
zu ersehen ist. 

Darüber hinaus kommt auch für unsere Industrie 
die wasserwirtschaftliche Bedeutung dazu. Allein 
aus dem Rhein-Herne-Kanal werden jährlich 1,6 Mil-
liarden Kubikmeter als Gebrauchswasser entnom-
men zu einem Preis, der bei einem Vierzigstel des 
sonstigen Kubikmeterpreises liegt. 

(Hört! Hört! bei der SDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Ramms, stimmen Sie 
denn auch mit der Bemerkung des Kollegen Haehser 
überein, daß durch den weiteren Ausbau des Rhein-
Main-Donau-Kanals die Standortbedingungen der 
Häfen Rotterdam und Antwerpen sicherlich weiter 
verbessert würden? 

Ramms (FDP) : Darf ich Ihnen sagen, daß das an 
der Geschicklichkeit der einzelnen Firmen liegt, über 
welchen Hafen sie verladen, ob via Rotterdam, via 
Bremen oder via Hamburg. Selbstverständlich kann 
eine gewisse Benachteiligung entstehen, aber ich 
bin der festen Überzeugung, daß auch direkte Sen-
dungen aus dem östlichen Raum dann nach Hamburg 
gehen werden, da dann nach der Fertigstellung des 
Nord-Süd-Kanals Hamburg auch auf dem direkten 
Wasserwege zu erreichen ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schlager? 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Kollege, teilen Sie 
mit mir die Auffassung, daß dieser Rhein-Main-
Donau-Kanal nicht nur für die Häfen der Nieder-
lande und Belgiens von großer Bedeutung sein wird, 
sondern auch von großem Vorteil für die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung des Rhein-Ruhr-Raums 
sein kann? 

(Zuruf von der FDP: Natürlich!) 

Ramms (FDP) : Ich habe vorhin von der stand-
ortbildenden Kraft der Kanäle gesprochen. Ich 
glaube, da ist das mit einbezogen, so daß ich hier 
auf diese Frage nicht näher einzugehen brauche. 

Aber wenn Sie Zwischenfragen stellen, müssen 
Sie sich darüber im klaren sein, daß aus einer vor

-

gehabten kurzen Rede auch eine längere werden 
kann. 

Meine Damen und Herren, wir haben insgesamt 
auf dem Boden unserer Bundesrepublik rund 4000 km 
Wasserstraßen. Wir transportieren auf diesen rund 

4000 km 214 Millionen t. Die Zahl, die ich Ihnen 
jetzt nenne, mag Ihnen zu denken geben. Die 
deutsche Binnenschiffahrt schlägt bei dem Transport 
auf den 4000 km Wassesrtraßen ganze 660 Millionen 
DM um. Wenn Sie das ausrechnen, 660 Millionen zu 
214 Millionen, kommen Sie auf einen Preis für die 
deutsche Wirtschaft, der bei rd. 3 DM pro Tonne 
liegt. 

Die Deutsche Bundesbahn schlägt auf 30 000 km 
Strecke 320 Millionen t um und hat insgesamt aus 
Personenverkehr und Güterverkehr eine Einnahme 
von rund 8,8 Milliarden DM. Jetzt will ich einmal 
wohlwollend 50 : 50 rechnen: 50% der Einnahme 
geht auf den Güterverkehr, 50 % der Einnahme geht 
auf den Personenverkehr. Da bleibt für den Güter-
verkehr eine Einnahme von 4,4 Milliarden DM übrig. 
Das ergibt bei 320 Millionen t einen Preis von rd. 
14 DM pro Tonne. 

Jetzt rechnen Sie sich bitte den Vorteil für die 
deutsche Wirtschaft aus, wenn sie bloß 3 DM statt 
14 DM zahlen müßte. Ich glaube, auch das müssen 
Sie beim Bau von Kanälen mit in Rechnung ziehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte den Entschließungsantrag Umdruck 385 
(neu) *) begründen. 

Im Verkehrspolitischen Programm der Bundes-
regierung ist ein Bundesverkehrswegeprogramm in 
Aussicht gestellt. Die Koordinierung des Baus und 
die Finanzierung der Verkehrswege ist ein sehr 
dringendes Problem, wie die Ausführungen der bei-
den Haushaltskollegen Haehser und Rawe deutlich 
gemacht haben. Ich möchte allerdings nicht die 
Schwierigkeiten dieses Unterfangens unterschätzen, 
die unter anderem auch darin liegen, daß der Bund 
nur bei den Bundeswasserstraßen über eine eigene 
Verwaltung verfügt. 

Unser Antrag soll sicherstellen, daß dieser Bun-
destag noch dieses Verkehrswegeprogramm behan-
deln kann. Möglicherweise stellt dieser Antrag auch 
eine Unterstützung des Herrn Bundesministers für 
Verkehr gegenüber den Straßenbauauftragsverwal-
tungen der Länder und gegenüber der Deutschen 
Bundesbahn dar. Wir würden bitten, daß dieser An-
trag bei der dritten Lesung dem Verkehrsausschuß 
überwiesen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesverkehrsminister. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
kann nicht meine Aufgabe sein, jetzt zu den vielen 
verkehrspolitischen Themen, die angeschnitten wor- 

*) Siehe Anlage 17 
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den sind, im einzelnen Stellung zu nehmen. Wir 
haben sie zu einem guten Teil vor ein paar Wochen 
hier behandelt, als wir uns ausführlich mit der 
Verkehrspolitik befaßten. Ich hoffe, daß wir bald 
wieder Gelegenheit haben, wenn die jetzt in den 
Ausschüssen liegenden Gesetzentwürfe in das Ple-
num zurückkehren, uns mit diesen Problemen aus-
giebig zu beschäftigen. 

Gestatten Sie mir bitte, daß ich anläßlich der Be-
ratung des Verkehrshaushalts ein paar Sätze vor-
weg sage. 

Alle Zahlen, die jetzt im Haushaltsansatz stehen 
und über die beraten wird, sind falsch — ich möchte 
das ausdrücklich sagen —, wenn der Deutsche Bun-
destag nicht bald wirkungsvolle Beschlüsse zur Ver-
kehrspolitik faßt, und zwar nicht nur falsch in der 
Größenordnung von wenigen Millionen, sondern 
falsch in einer Größenordnung von einer halben 
Milliarde allein für das Jahr 1968. 

Diese Zahlen sind mit Sicherheit auch dann falsch, 
wenn an die Stelle von erforderlichen und wirkungs-
vollen Maßnahmen — ich beziehe mich jetzt nicht 
auf bestimmte Vorschläge — andere gesetzt werden, 
die diese Wirkungen in der Praxis nicht erreichen. 
Auch dann sind diese Zahlen falsch. Ich habe die 
Hoffnung, und ich möchte bitten, daß wir gemein-
sam den Versuch machen, diese für die Gesamthaus-
haltsgebarung so wichtige Entscheidung so bald 
wie möglich zu treffen. 

Gestatten Sie mir eine zweite Anmerkung! Auf 
Umdruck 385 (neu) wird gefordert, daß das Ver-
kehrswegeprogramm bis zum 1. Oktober erstellt 
wird. Ich bin an und für sich für die Unterstreichung 
dieses Programms, das ja zu der Regierungsvorlage 
gehört, sehr dankbar. Ich bitte Sie nur um Verständ-
nis, wenn ich hier in aller Offenheit sage: Dies ist 
bis zum 1. Oktober dieses Jahres nicht zu machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Machen Sie 
einen Vorschlag!) 

Es geht hier nicht nur darum, eine Landkarte an die 
Wand zu hängen und darauf Bleistiftstriche zu ma-
chen, sondern dies ist ein Programm, das allein für 
den Straßenbau nach unseren Berechnungen, wenn 
man vom Mineralölsteueraufkommen ausgeht, in 
den Jahren 1971 bis 1985 die Infrastruktur und das 
Gesicht unseres Landes etwa für das Jahr 2000 vor-
sehen muß. Das muß jetzt geplant werden. Das kann 
man aber nicht nur im Planungsbüro machen, son-
dern dazu sind Strukturuntersuchungen mit Hilfe 
von Strukturpolitikern erforderlich. Dazu sind Ab-
stimmungen mit den Ländern notwendig. Dazu sind 
Abstimmungen mit unseren Nachbarstaaten nötig; 
denn diese Wege hören an unseren nationalen Gren-
zen nicht auf. Dafür aber hat der Bundesminister für 
Verkehr nicht genügend Personal. Ich habe eine aus-
gezeichnete Abteilung Straßenbau mit erstklassigen 
Mitarbeitern, die fleißig arbeiten. Aber wenn ich 
ihnen die Erstellung dieses Programms bis zum 
1. Oktober zumutete, würde ich dem Bundestag dann 
etwas vorlegen, was ich nicht vertreten kann, und 
wir alle gemeinsam wären nicht sicher vor Fehlent-
scheidungen und Fehlinvestitionen, die in Milliar-
dengröße gehen. Ich bitte deshalb um Verständnis, 

wenn ich sage: Im Prinzip bin ich dankbar für die 
Unterstreichung dieses Programms, aber bitte, legen 
Sie die Exekutive hier nicht auf ein Datum fest, das 
mit Gewißheit nicht zu halten ist! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dafür geben wir 
es ja an den Verkehrsausschuß!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Hermsdorf (SPD) : Herr Bundesverkehrsminister, 
könnten Sie uns hier sagen, in welcher Richtung das 
Datum auf diesem Entschließungantrag geändert 
werden könnte? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das geht an den 
Ausschuß!) 

 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Ich habe 
vorgeschlagen und habe das das letzte Mal auch be-
gründet: Wir legen ein Verkehrswegeprogramm 
vor. Ich bin überzeugt davon, daß uns das im Jahre 
1969 gelingen wird. Ich habe den Ehrgeiz, das vor 
dem Auseinandergehen des Plenums im Sommer 
nächsten Jahres noch vorzulegen. Ein exaktes Da-
tum kann ich leider nicht nennen, weil eine ganze 
Reihe von Unbekannten darinsteckt. In einer Vielfalt 
von wissenschaftlichen Büros, Universitäten und 
Forschungsstätten wird allein an der Vorbereitung 
für das gearbeitet, was sich nachher in der Form 
einiger weniger Striche auf der Landkarte zeigen 
wird. Gestatten Sie mir ein paar Bemerkungen zu 
einem anderen Thema. Herr Dr. Imle, Sie haben eine 
Bundesanstalt gefordert. Ich möchte keine langen 
Ausführungen dazu machen, sondern nur dieses 
sagen: Wir müssen im Augenblick eingreifen, um 
Ordnung in unser Verkehrswesen zu bringen, wir 
brauchen aber keine neuen Behörden und keine 
neuen Bürokratien; denn wir wollen am Ende ein 
sich selbst liberal ordnendes Verkehrswesen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dazu müssen wir jetzt nicht neue Bundesanstalten 
errichten, die nachher Lenkungsaufgaben haben, die 
ich gern durch die Verkehrspolitik für überflüssig 
erklären möchte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Erlauben Sie 
eine Zwischenfrage? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Bitte sehr, 
Herr Dr. Imle! 

Dr. Imle (FDP) : Herr Minister, in Ihrem eigenen 
Programm sind doch einige dieser Punkte enthalten, 
die wir in der Bundesanstalt zusammengefaßt haben. 
Wir haben das nur auf alle Verkehrsträger erweitert. 
An mehr ist nicht gedacht. Es ist keineswegs daran 
gedacht — wenn Sie mir darin zustimmen wür-
den —, eine neue Bürokratie aufzubauen, sondern 
man könnte das mit den bisherigen Kräften errei-
chen; denn wir haben ja so etwas. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Herr Dr. 
Imle, sehen Sie, das ist eben die Liberalität, die ich 
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gern haben möchte und die die Verkehrsträger 
nicht haben wollen. Ich möchte eine Entwicklung, 
bei der wir am Ende nicht mehr durch Eingriffe und 
Einschaltung des Staates sogar Tarife festsetzen, 
vielmehr sollen die Beteiligten diese Tarife draußen 
auf dem Markt selber vereinbaren. Danach streben 
Sie am Ende ja auch mit Ihrer Bundesanstalt. Wir 
müssen jetzt durch diesen Schwall von Schwierig-
keiten hindurch. Am Ende aber müssen wir auf 
solche Anstalten verzichten und dürfen nicht noch 
neue Einrichtungen gründen. 

Sie haben zitiert, der Bundeskanzler habe von 
einem Einfrieren der Leistungen bei der Deutschen 
Bundesbahn gesprochen. Ich muß sagen: Dies ist 
eine sehr exakte Formulierung, die Sie da mit 
Anführungsstrichen zitiert haben. Ich habe im Zu-
sammenhang mit diesen Maßnahmen, die jetzt ein-
geleitet worden sind, nie von einer Sanierung der 
Deutschen Bundesbahn gesprochen. Ich darf das hier 
noch einmal sehr deutlich sagen. Es geht in der 
ersten Etappe darum, zu verhindern, daß die Anfor-
derungen der Deutschen Bundesbahn an die öffent-
liche Hand in den nächsten Jahren um mehrere 
Milliarden steigen. Das zu verhindern, ist das erste 
Ziel der Verkehrspolitik. Zweitens geht es darum, 
mit zusätzlichen Maßnahmen, die auf der Hand lie-
gen — es sind schon einige hier erwogen worden: 
Umschuldung der Deutschen Bundesbahn, Abnahme 
des Kapitaldienstes, das sind allein 800 Millionen 
DM im Jahr —, und mit anderen Maßnahmen, die 
bewußt jetzt noch nicht getroffen worden sind, dann 
in Richtung auf eine verhältnismäßige Sanierung 
der Deutschen Bundesbahn zuzulaufen. Das kann 
man allerdings erst dann anpacken, wenn man 
Gewißheit hat, daß durch andere Maßnahmen das 
weitere Wachstum des Defizits und der Anforderun-
gen an die öffentliche Hand vermieden worden sind. 

Sie haben gesagt, die Existenz des mittelständi-
schen Unternehmers sei in Gefahr, denn wo solle 
der sich in der Fläche bedienen; die Bundesbahn 
wolle sich nicht aus der Fläche zurückziehen. 

Die Bundesbahn zieht sich aus 6500 km Bahnnetz 
zurück, damit sehr erheblich aus der Fläche. Da muß 
beispielsweise durch den Straßengüterverkehr Er-
satz geleitet werden und auf einer ganzen Reihe 
anderer Gebiete. 

Über Regionalkonzessionen haben wir uns das 
letztemal hier unterhalten. Eine Bemerkung kann 
ich mir nicht verkneifen. Sie haben gesagt: Wenn 
wir Offa-Mittel nähmen, würden wir damit der 
Wirtschaft Geld vorenthalten. Herr Kollege Dr. Imle, 
wissen Sie, ich bin ja kein studierter Nationlökonom. 
Ich begreife das immer so: Wenn wir Öffa-Mittel 
aufnehmen, nehmen wir Mittel, die über Aufträge, 
die wir vergeben, in die Kassen der Wirtschaft 
fließen. Das ist gerade umgekehrt, als Sie meinen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die 300 Millionen DM, die wir meinetwegen über 
Offa-Mittel hereinnehmen, fließen direkt in die 
Kassen beispielsweise des Baugewerbes. 

Ramms (FDP) : Herr Minister, gilt das gleiche 
auch für die Mittel, die für den Kanalbau auf

-

genommen werden, obgleich sie durch den Herrn 
Berichterstatter Haehser kritisiert worden sind? 

Leber,  Bundesminister für Verkehr: Das gilt auch 
dafür. Auch sie fließen in die Wirtschaft, werden 
nicht der Wirtschaft vorenthalten. Ich habe gar nicht 
gehört, daß Herr Kollege Haehser das bestritten hat. 
Das kann er auch nicht. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie mehr Geld 
für den Straßenbau fordern, wird der Bundes-
verkehrsminister nicht widersprechen, sondern da 
sind wir völlig einer Meinung. 

Eine kleine Anmerkung muß ich noch machen. 
Herr Kollege Rawe hat hier gesagt, ich hätte von 
einem vertrottelten Beamtenapparat gesprochen. 

(Abg. Müser: Der Eindruck sei erweckt 
worden!) 

— Entschuldigen Sie, wenn Sie sagen, Sie hätten 
den Eindruck gehabt — 

(Abg. Rawe: Ich habe gesagt, die Öffent

-

lichkeit hätte durchaus den Eindruck haben 
können!) 

— Ich habe noch niemanden gehört. Sie  sind dann 
für mich die Öffenlichkeit, wenn Sie das hier gesagt 
haben. 

(Heiterkeit. — Abg. Rawe: Oh nein, Sie 
können das nachlesen!) 

— Wer das daraus entnehmen könnte. Ich möchte 
sagen, ich habe eben sicherheitshalber noch einmal 
das Protokoll angesehen. Das Wort hätte ich auch 
nicht in den Mund genommen. Ich wäre dankbar, 
wenn wir gemeinsam das Wort aus den Protokollen 
streichen könnten. 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Bundesminister für Ver-
kehr, Sie interpretieren jetzt. Ich habe das nicht 
gesagt. Ich habe gesagt, 'es hätte durchaus der Ein-
druck entstehen können. Ich habe es ja auch aus-
drücklich so formuliert, ich hätte den Eindruck ge-
habt, das sei Ihnen vermutlich in dieser Art so 
herausgerutscht. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Nein, ich 
stehe zu dem, was ich gesagt habe. Ich habe gesagt: 
In der Deutschen Bundesbahn muß sich eine ganze 
Menge ändern. Hier wird kein Apparat mehr ver-
waltet wie früher, sondern hier muß man wirtschaft-
lich tätig werden. Dazu stehe ich auch. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Ich habe noch hinzugefügt: Ich habe in der Haupt-
verwaltung der Deutschen Bundesbahn mit den 
höheren Beamten darüber gesprochen und ihnen 
gesagt, wie ich mir beispielsweise die Rolle eines 
Ministerialrats in der Leitung eines solchen Unter-
nehmens vorstelle. Ich habe das mit dem Prokuristen 
in einer großen Firma verglichen und hinzugefügt: 
Der muß künftig nicht nur von 9 Uhr bis 16.30 Uhr 
nachmittags ein Amt verwalten, sondern muß vor 
dem Frühstück und nach Feierabend, erst recht wäh- 
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rend seiner Dienstzeit darüber nachdenken, wie 
seine Firma Geld verdient. 

Das ist das, was ich gesagt habe. Das halte ich für 
angemessen. 

(Beifall rechts und links. — Abg. Könen 
[Düsseldorf]:: Das habe ich selbst gehört!) 

Auf eine andere Weise sanieren wir die Eisenbahn 
nicht. 

Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Brück! 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Herr Minister, darf ich 
Sie einmal fragen: Sollten wir uns nicht verständi-
gen, weil Sie und wir gemeinsam große und schwie-
rige Aufgaben speziell in Richtung Bundesbahn zu 
erledigen haben, daß wir die Sache nicht durch 
Äußerungen — das waren nicht die einzigen, die 
von Ihnen gefallen sind — noch schwieriger machen, 
als sie vielleicht ist? Ich wäre Ihnen dankbar, Herr 
Minister, wenn wir uns verständigen könnten. Die 
Leute, die in die Ministerien nach hier gekommen 
sind, sind hier alle etwas geworden. Demnach müs-
sen sie auch etwas können. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Wir brau-
chen darüber nicht laut zu diskutieren. Nur, wir ha-
ben nicht nur die Möglichkeit, Komplimente an 
höhere Bedienstete bei der Deutschen Bundesbahn 
zu machen und dafür vielleicht ein paar Blumen 
einzusammeln, sondern die wichtige Aufgabe, uns 
mit allen Fakten auseinanderzusetzen, die dieses 
Unternehmen daran hindern, am Ende wirtschaftlich 
auf eigenen Füßen zu stehen. Und da ist beim Per-
sonalkörper der Deutschen Bundesbahn wirklich 
über einiges nachzudenken. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das würde ich zugeben, wenn ich Eisenbahner wäre. 

Im übrigen weiß ich, daß das bei den Eisenbah-
nern richtig verstanden wird. Ich habe ja mit ihnen 
oft über diese Dinge gesprochen, und zwar nicht 
hinter deren Rücken irgendwo anders, auch nicht 
hinter deren Rücken hier im Bundestag. Was ich 
hier gesagt habe, habe ich auch vorher ihnen gesagt 
und mich mit ihnen auch auseinandergesetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Ich meine das ernst. Ich müßte mich — das sage 
ich auch hier — mit der Eisenbahn auseinanderset-
zen, auch wenn das, was zu tun wäre, einigen höhe-
ren Beamten bei der Deutschen Bundesbahn nicht 
gefallen würde. Auch das müßte geschehen. Sie 
hatten ja auch eine Zeitlang Zeit, darüber nachzu-
denken, was man alles tun könnte, und Vorschläge 
zu machen, wie man das Unternehmen wirtschaft-
licher gestaltet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber wir brauchen die Diskussion hier wirklich 
nicht fortzusetzen. Wir sind hier nicht in einer 
Gewerkschaftsversammlung mit Eisenbahnern. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Minister, wenn es so ist, 
wie Sie es sagen, dann müßten Sie eigentlich mit 
den Vorschlägen unseres Kollegen Müller-Hermann 
sehr übereinstimmen, der immer wieder gefordert 
hat, daß man der Unternehmensführung Deutsche 
Bundesbahn mehr Freiheit und mehr Verantwortung 
einräumen sollte, damit sie ihr Unternehmen so 
führen kann, wie sie es wünschen. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Hier geht 
es nicht um die Führung des Unternehmens der 
Deutschen Bundesbahn — das wird durch vier 
Herren repräsentiert —, sondern um den ganzen 
Mittelkörper, der einen erheblichen Einfluß auf die 
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens hat. Ich weiß, 
welche Rolle gerade in der Bandbreite bei einem 
großen Wirtschaftsunternehmen liegt. 

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zum 
Thema Ballungsgebiete. Was hier von Herrn Kol-
legen Rawe auseinandergerechnet worden ist, ist 
richtig. Ursprünglich war es auch politisch ein Vor-
haben das zuerst der Hilfe für die Gemeinden in 
den Ballungsgebieten dienen sollte. Dann sind im 
Bundesrat die Richtlinien erarbeitet worden, und 
wir haben uns dahin verständigt, daß für alle Ge-
meinden etwas getan werden solle. Aber 660 Mil-
lionnen DM reichen nicht aus, um Untergrundbahnen 
in Ballungsgebieten zu bauen und gleichzeitig in 
jeder Landgemeinde auch das noch zu erledigen, 
was zugegebenermaßen auch dort dringlich ist. 

Im übrigen kann ich Ihnen, wenn Sie von Land-
gemeinden ,sprechen, nur sagen — ich weiß, das kann 
auch falsch verstanden werden, nicht von Ihnen —: 
Ich fliege in letzter Zeit bei der Besichtigung von 
Straßenverkehrsvorhaben manchmal übers Land. 
Ich sehe herrliche Straßen, die nicht genutzt wer-
den und durch Wälder und Felder führen. Ich 
wünschte mir, diese Straßen wären alle in den Ge-
meinden statt dort irgendwo im freien Feld, wo hier 
und da mal ein Fahrzeug fährt. Auch darüber muß 
einmal nachgedacht werden, wenn über Verkehrs-
probleme auf dem Lande gesprochen wird. 

Das war es, was ich in aller Kürze zu sagen hatte. 
Im übrigen bedanke ich mich dafür, daß Sie meinen 
Haushalt annehmen wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte um Entschuldigung, ich bin 
nicht ganz sicher, ob ich mit dem, was ich sage, in 
der Geschäftslage richtig liege. Über Entschließungs-
anträge wird in der dritten Lesung abgestimmt. 
Nach dem, was der Herr Bundesverkehrsminister 
zum Umdruck 385 ausgeführt hat, bin ich der An-
sicht — nachdem wir in diesem Hohen Hause auch 
Entschließungsanträge sehr ernst nehmen —, daß 
wir diesen Umdruck 385 ergänzen sollten. Ich stelle 
deshalb den Ergänzungsantrag, die Worte „bis zum 
1. Oktober 1968" durch die Worte „noch in dieser 
Legislaturperiode" zu ersetzen. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das ist ein 
Änderungsantrag zum Entschließungsantrag, Herr 
Kollege Hermsdorf? 

(Abg. Hermsdorf: Jawohl!) 

Damit es nicht vergessen wird, lasse ich darüber 
gleich abstimmen. Wer diesem Änderungsantrag — 
„noch in dieser Legislaturperiode" — zustimmen 
will, gebe bitte ein Zeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Das erste ist die Mehrheit. Der Ände-
rungsantrag ist angenommen. Über den so geänder-
ten Entschließungsantrag wird dann in der dritten 
Lesung abgestimmt. 

Wir kommen jetzt zur Aubstimmung über den 
Einzelplan 12 — Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr —. Wer diesem Einzelplan zuzu-
stimmen wünscht, gebe bitte ein Zeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei einer Anzahl Gegen-
stimmen ist dieser Einzelplan 12 angenommen. 

Es ist vorgeschlagen, den von der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über eine 
Bundesanstalt für das Transport- und Tarifwesen an 
den Ausschuß für Verkehr — federführend — und 
an den Wirtschaftsausschuß — mitberatend — zu 
überweisen. Ist das Haus einverstanden? — Kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Einzelplan 25 auf: 

Einzelplan 25 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 
— Drucksache V/2720 — 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Krappe 

Die anderen Einzelpläne davor sind erledigt. 

Ich frage, ob die Frau Berichterstatterin das Wort 
wünscht. — Die Frau Berichterstatterin verzichtet. 
Ich bedanke mich. 

Der Herr Abgeordnete Wurbs *) gibt seine Rede 
zu Protokoll. — Ich bedanke mich; das hört man 
gern. 

(Beifall.) 

Wird zu diesem Einzelplan noch das Wort ge-
wünscht? — Keine Wortmeldungen. 

Wer dem Einzelplan 25 zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte ein Zeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei einer Anzahl von Gegenstimmen ist 
auch der Einzelplan 25 angenommen. 

Ich rufe den Einzelplan 29 auf: 

Einzelplan 29 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 
— Drucksache V/2724 — 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Krappe 

Die Berichterstatterin verzichtet. Ich bedanke mich. 

Es liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP vor. Wird dazu das Wort gewünscht? — Das 

*) Siehe Anlage 31 

Wort wird nicht gewünscht. Ich lasse über den 
Änderungsantrag Umdruck 418 *) der Fraktion der 
FDP abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte ein Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Dieser Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wird sonst das Wort gewünscht? — Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer dem Einzelantrag 29 — 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie 
und Jugend — zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein 
Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Einzelplan 29 ist gegen eine Anzahl Stimmen ange-
nommen. 

Ich rufe den Einzelplan 31 auf: 

Einzelplan 31 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 
— Drucksachen V/2725, zu 2725 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Althammer 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das Wort 
wünscht. — Der Herr Berichterstatter verzichtet. Ich 
bedanke mich. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort ge-
wünscht? — Kei — — 

(Abg. Moersch meldet sich zu Wort. — 
Zuruf von den Regierungsparteien.) 

— Das Wort bleibt mir im Halse stecken. Aber der 
Herr Abgeordnete Moersch hat das Recht und er hat 
das Wort. 

Moersch (FPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich wußte, daß ich mir den Unwillen des 
Hauses zuziehe, aber das Merkwürdige ist, daß die-
jenigen, die  so  lange warten mußten, dafür noch be-
schimpft werden, daß sie so lange gewartet haben, 
während die anderen die Situation ausgenutzt 
haben. 

(Zuruf von der SPD: Wir hatten gar keine 
Wahl, als zu warten!) 

Meine Damen und Herren, weshalb wir von der FDP 
ums Wort  gebeten haben, isst, daß ich glaube, daß 
man eine Ablehnung eines so wichtigen Haushalts 
hier zu begründen hat. Ich möchte Ihnen gleich an-
kündigen, daß wir den Entschließungsantrag auf 
Umdruck 414 **) zurückziehen und als gesonderten 
Antrag wieder einbringen, damit sich dann Gelegen-
heit zu einer Debatte über die Frage des Stiftungs-
rechts und über andere wichtige Themen ergibt. Ich 
möchte auf zwei Punkte hinweisen und mich darauf 
beschränken. Dieser Etat ist erfreulich gewachsen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Er liegt nun nahezu bei 2 Milliarden DM. Insgesamt 
gibt der Bund für den Bereich der Wissenschaft 
nahezu 3 Milliarden DM aus, wenn wir die Ver-
teidigungsforschung mit hineinnehmen. 

(Sehr gut! und Bravo-Rufe bei der CDU/CSU.) 

*) Siehe Anlage 18 
**) Siehe Anlage 19 
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Moersch 
Wir glauben aber, Herr Dr. Hammans, daß Ihre 
begeisterte Zustimmung dadurch gedämpft werden 
muß, daß wir die Frage zu stellen haben, ob hier 
die Effektivität dieser Ausgaben gewährleistet ist, 
ob diese Ausgaben einem Gesamtkonzept der Bun-
desregierung in der Forschungspolitik und Wissen-
schaftsförderung überhaupt unterliegen. 

Wir haben hier unsere Zweifel, und das ist bei 
einer so großen Summe ein Zweifel, über den das 
Haus nicht hinweggehen kann. Wir sind z. B. der 
Ansicht — ich will es nur stichwortartig sagen —, 
daß nicht Ankündigungen des Bundeskanzlers über 
allgemeine Hochschulreform uns etwas nützen, son-
dern konkrete Vorstellungen der Bundesregierung 
über die Form der Hochschule, über die Zuordnung 
der nicht hochschulgebundenen Institute an die Hoch-
schulen und anderes mehr. Wir möchten aber ganz 
besonders darauf hinweisen, daß wir einen erheb-
lichen Mangel bei der Vergabe dieser Mittel darin 
sehen — insgesamt —, daß es an der Erfolgskon-
trolle fehlt, daß die Frage der Schutzrechte und 
Patente in dieser Bundesregierung kaum behandelt 
wird, daß unserer Wirtschaft und unserem Staat 
sehr viele Erkenntnisse, die hier in der Entwicklung 
und in der angewandten Forschung gewonnen wer-
den, die wir mit sehr vielen Millionen unterstützen, 
nicht in der genügenden Weise zugute kommen, weil 
die Bewilligungsbedingungen hier keine klaren 
Vorschriften enthalten etwa über die Nutzung 
solcher Ergebnisse, die durch staatliche Förderung 
entstanden sind. 

Ich halte es für dringend notwendig, daß bis zur 
Vorlage des nächsten Haushalts die Bundesregie-
rung eindeutig erklärt, in welcher Art sie eine 
Erfolgskontrolle einführen will, vor allem, wie es 
mit der Verwertung der Schutzrechte und Patente 
steht. Ich verweise auf amerikanische Beispiele, auf 
die Lizenzverträge, die in solchen Fällen dort ge-
schlossen werden müssen. Ich wünsche auch, daß 
die Reichshaushaltsordnung und die Bewilligungs-
bedingungen ergänzt werden und daß nicht die all-
gemeine Veröffentlichung in solchen Fällen aus-
reicht, wo es sich um wirtschaftsnahe Forschungs-
ergebnisse handelt. Ich glaube, wir sind das unserer 
Vergabe einfach schuldig bei diesen hohen Sum-
men, und ich möchte darauf hinweisen, daß wir jetzt 
in Gebiete hineingehen, wo das besonders dringlich 
ist, etwa bei der Datenverarbeitung. Ich möchte nur 
daran erinnern, daß mancher Optimismus, der auch 
vom Minister hier schon vorgetragen worden ist, 
nach meiner Kenntnis der Dinge sich jedenfalls in 
jüngster Zeit, was unsere Entwicklungsmöglich-
keiten betrifft, nicht erhärtet hat, weil ich glaube, 
daß diese Gesamtkonzeption in der Datenverarbei-
tung nicht vorhanden ist, die man braucht, um wirk-
lich erfolgreich auf diesem Gebiet arbeiten zu 
können. 

Es sind also unsere Hauptbedenken die, daß wir 
diesen Haushalt zwar erfreulich ausgeweitet haben, 
daß aber das Ergebnis, das wir insgesamt davon 
haben möchten, uns vorläufig nicht befriedigen 
kann, weil es an der Effektivität und der Effektivi-
tätskontrolle jedenfalls so lange fehlt, solange wir 
nicht gegenteilige Berichte hier vorliegen haben. 

Und ein Weiteres glaube ich: Wenn wir ins-
gesamt etwa 600 Millionen DM für den Ausbau 
und Neubau von Hochschulen in Deutschland aus-
geben, dann halte ich es für ganz unsinnig, daß wir 
vom Bund aus auf die Hochschulreform und auf die 
Studienreform nicht mehr Einfluß nehmen, als das 
bisher geschieht. Ich halte es nicht für zulässig, daß 
Gelder an Hochschulen gegeben werden, um dort 
Strukturen zu befestigen, die wir alle — auch nach 
den Erklärungen dieser Regierung — überwinden 
möchten. Ich glaube, die Regierung hat die Pflicht, 
diese Gelder unter der Bedingung auszugeben, daß 
wirklich ein modernes Hochschul- und Bildungs-
wesen gefördert wird. Und ich glaube, das kann sie 
nur, wenn sie ihr eigenes Konzept zu diesen Fragen 
vorlegt und das nicht der Ländergemeinschaft über-
läßt. Solange die Bundesregierung dieses Konzept 
nicht in diesem Hause vorgetragen hat, sind wir 
leider nicht in der Lage, hier zuzustimmen. Das ist 
nicht allein eine Sache des Wissenschaftsministers, 
das ist eine Sache des Wissenschaftskabinetts. Aber 
hier behandeln wir nun den Etat, bei dem es um 
diese großen Summen geht. Wir bitten deshalb das 
Hohe Haus, mit wacher Kritik an diese Fragen her-
anzugehen. Die Oppositionspartei, die FDP, muß 
den Einzelplan 31 ablehnen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für wissenschaftliche For-
schung. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fragen, die der Herr Kollege 
Moersch hier zu dieser späten Stunde in einem 
kurzen Beitrag aufgeworfen hat, sind zweifellos be-
deutsamer Art. Sie machen eine sehr eingehende 
Behandlung in diesem Hause notwendig. Ich darf 
darauf verweisen, daß wir in den Debatten der 
letzten Monate mehrfach Gelegenheit hatten, ein-
zelne dieser Punkte ausführlicher zu erörtern. Wir 
werden das sicher auch in Zukunft weiter tun müs-
sen. Ich bitte deshalb um Nachsicht, wenn es nicht 
möglich ist, alle Stichworte — es sind zum Teil sehr 
bedeutsame Stichworte — 

(Zuruf von der Mitte: So bedeutsam waren 
sie nun auch wieder nicht!) 

jetzt hier zu behandeln. 

Ich möchte nur drei Bemerkungen machen. Ich 
glaube nicht, daß man sagen kann, die Bundesre-
gierung habe kein Konzept der Forschungspolitik. 
Ich verweise etwa auf die Darlegungen im For-
schungsbericht II. Das Konzept der Forschungspoli-
tik besteht einmal in großen Programmen im natur-
wissenschaftlich-technischen Bereich, den wir defi-
niert haben. Wir haben Programme vorgelegt, die, 
wie ich glaube, in der sachkundigen Öffentlichkeit 
im Grundsatz Anerkennung gefunden haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das Konzept besteht zweitens — auf einer anderen 
verfassungsrechtlichen Grundlage — in unserer Mit-
wirkung am Ausbau der Hochschulen. Hier wollen 
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Bundesminister Dr. Stoltenberg 
wir gerade mit der Finanzverfassung die bisher nicht 
sehr feste Rechtsbasis erweitern. Das ist auch die 
rechtliche Grundlage dafür, daß wir der Forderung 
stärker entsprechen können, noch mehr als bisher 
auf die Entwicklung unserer Hochschulen einzu-
wirken. Hier muß man — ich brauche das im Deut-
schen Bundestag nicht zu betonen — die Rechts-
grundlagen schaffen, wenn man sachliche Forderun-
gen erstellen und erfüllen will. 

Bei dem dritten Thema, das Sie kurz behandelt 
haben, geht es um die Fragen der Erfolgskontrolle, 
der Lizenzen, der Patente und der Bewilligungsbe-
dingungen. Ich glaube, daß diese Dinge eine ein-
gehende Behandlung wert sind. Wir haben in ein-
zelnen wichtigen naturwissenschaftlich-technischen 
Bereichen durchaus eine Erfolgskontrolle, etwa im 
deutschen Atomprogramm. Wir haben da sehr wir-
kungsvolle Methoden der Planung und Erfolgskon-
trolle entwickelt. Es gibt andere Sektoren, auf denen 
wir uns noch zu bemühen haben und wo eine kri-
tische Diskussion nur förderlich sein kann. 

Auch bei den anderen Stichworten, etwa der 
Frage der Bedingungen, die an die öffentlichen For-
schungs- und Entwicklungsaufträge zu stellen sind, 
handelt es sich um ein legitimes Thema. Ich bin 
gern bereit, diese Frage hier im Bundestag und im 
Ausschuß im einzelnen weiter zu erörtern, glaube 
aber, der Geschäftslage des Hauses zu entsprechen, 
wenn ich mich auf diese kurze Antwort beschränke. 
— Bitte, Herr Kollege Moersch. 

Moersch (FDP) : Da ich hier keine Debatte führen 
wollte, möchte ich Sie nur bitten, uns einen Termin 
zu nennen, bis zu dem Sie uns sagen können, wie 
der Interministerielle Ausschuß etwa über die Frage 
der Bewilligungsbedingungen in der Reichshaus-
haltsordnung befunden hat. Da muß man endlich 
einmal einen Termin setzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ich will Ihnen folgendes 
sagen: Wir sind bereit, in etwa sechs oder acht 
Wochen im Ausschuß eine Diskussion über die 
Frage der Erfolgskontrolle zu führen. Zur Frage 
der Bewilligungsbedingungen kann ich nicht allein 
Stellung nehmen, weil bekanntlich der Bundesfinanz-
minister federführend ist. Hier mache ich ein gewis-
ses Fragezeichen. Ich bin aber auch zu dieser Dis-
kussion bereit. Im übrigen glaube ich, daß wir doch 
mit dem Haushalt, der jetzt zur Entscheidung 
ansteht, ganz entscheidende Fortschritte in der For-
schungspolitik der Bundesregierung erzielen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß trotz der 
vorgerückten Stunde dem Kollegen Moersch doch 
ganz kurz widersprochen werden muß. 

Zunächst einmal, Herr Kollege Moersch, gibt es 
wohl kaum ein anderes Gebiet, auf dem trotz kaum 

vorhandener gesetzlicher Grundlagen von Anfang 
an so erfolgreich versucht worden ist, längerfristige 
Programme durchzuführen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Das Gebiet der Atomforschung war der erste Be-
reich, in dem überhaupt die Bundeszuständigkeit 
hergestellt wurde, und hier haben wir bereits mit 
Programmen begonnen. 

Das zweite große Gebiet, auf dem die Arbeiten 
jetzt angelaufen sind, ist die Weltraumforschung. 
Auch dort haben wir ganz klare Programme aus-
gearbeitet. 

Wenn Sie nach der Gesamtkonzeption fragen, 
so kann man auch darauf verweisen, daß auf dem 
dritten großen Gebiet, dem der Hochschulen, bei der 
gegebenen Verfassungslage immerhin erreicht wor-
den ist, daß über den Wissenschaftsrat ganz klare 
Leitlinien gesetzt worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte Ihnen, Herr Kollege Moersch, nur 
eines sagen. Sicherlich haben Sie im Hinblick auf 
die vorgerückte Zeit nur Stichworte genannt. Trotz-
dem bin ich der Meinung, daß das, was Sie zur 
Begründung der Ablehnung des Einzelplans für 
Wissenschaft und Forschung angeführt haben, unter 
keinen Umständen ausreicht, diese Ablehnung zu 
begründen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Dr. Althammer, 
was würden Sie eigentlich noch für eine Begründung 
brauchen als die, daß über mindestens die Hälfte 
dieses Etats von 1,92 Milliarden DM dem Bundestag 
nicht klargemacht werden kann, ob diese Gelder 
bei dem zur Verfügung stehenden Apparat und bei 
den Vergabevorschriften wirklich effektiv ausgege-
ben werden können? Reicht das nicht als Begrün-
dung der Ablehnung aus? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Moersch, wenn Sie persönlich vielleicht nicht die 
ausreichende Klarheit haben mögen, so müssen Sie 
aber auf jeden Fall doch zugestehen, daß man an-
gesichts der Fülle des Materials, das in der letzten 
Zeit vorgelegt worden ist — Forschungsberichte I 
und II und sonstige Ausarbeitungen — nicht sagen 
kann, es sei hier keine Klarheit vorhanden. Sicher-
lich, der Herr Minister selber hat ja gesagt, es gibt 
eine ganze Reihe von Punkten, wo noch Verbesse-
rungen möglich sind. Aber ich meine, Herr Kollege 
Moersch, der Einzelplan 31 und das, was auf diesem 
Gebiet erreicht worden ist, könnte auch der Oppo-
sition durchaus Anlaß geben, einmal von ihrer 
grundsätzlichen Haltung eine Ausnahme zu machen 
und eine andere Haltung einzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte noch einen letzten Gedanken anfügen. 
Ich war sehr beeindruckt davon, daß der Herr Bun- 
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desfinanzminister vor wenigen Tagen erklärt hat, 
trotz der äußerst schwierigen Finanzsituation, die 
sich jetzt schon für die nächsten Jahre, mindestens 
für das nächste Jahr 1969, abzeichne, sei er des festen 
Willens, gerade auf diesem Gebiet noch mehr zu tun. 
Ich möchte sagen: mehr zu tun über das hinaus, was 
in der mittelfristigen Finanzplanung ohnehin schon 
vorgesehen ist. Wenn es uns überhaupt gelingt, über 
das hinaus, was in der mittelfristigen Finanzplanung 
vorgesehen ist, noch den investiven Teil der Aus-
gaben anzuheben, dann auf diesem Gebiet. Das, 
meine ich, müßte eine Sache sein, an der uns allen 
gelegen sein sollte. Ich muß noch einmal sagen: ich 
bedauere es, daß die Opposition beim Einzelplan 31 
diese Haltung einnimmt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
teren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlos-
sen. Abstimmung über Einzelplan 31! Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Bei einer Reihe von Gegenstim-
men ist dieser Einzelplan angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 32 
Bundesschuld 

— Drucksache V/2726 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Windelen 

Ich frage, ob der Herr Berichterstatter das Wort 
wünscht. — Der Berichterstatter verzichtet. Ich er-
öffne die Aussprache. Wird das Wort gewünscht? — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Die Aussprache ist 
geschlossen. Wer dem Einzelplan 32 — Bundes-
schuld — zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Einzelplan 32 ist angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 35 
Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 
— Drucksache V/2728 

Berichterstatter: Abgeordneter' Wellmann 

Der Herr Berichterstatter verzichtet. Wird sonst 
das Wort gewünscht? — Keine Wortmeldung. Wer 
dem Einzelplan 35 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei 2 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen 
ist der Einzelplan 35 angenommen. 

Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — ist er-
ledigt. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 60 
Allgemeine Finanzverwaltung 

— Drucksache V/2730 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Windelen 

Abgeordnete Frau Krappe 

Ich frage zunächst die Berichterstatter, ob sie das 
Wort wünschen. — Die Berichterstatter verzichten. 

Zu diesem Einzelplan liegen Änderungs- und Ent-
schließungsanträge vor. — Der Umdruck 435 *) der 
Abgeordneten Schlager und Genossen ist zurück-
gezogen. 

Umdruck 390 **) Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP. Wird der Antrag begründet? — Keine 
Wortmeldungen. Abstimmung! Wer diesem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein 
Handzeichen. — Ja, aber, meine Herren, das ist Ihr 
Antrag. 

(Heiterkeit. — Abg. Rösing: Der ist ja 
praktisch erledigt!) 

Meine Herren, Sie brauchen deshalb nicht zuzustim-
men. Also nochmals: Umdruck 390, Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP. Wer zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und der SPD Umdruck 394 (neu) ***) . Wird dieser 
Antrag begründet? — Keine Wortmeldungen. 
Ziffer 1 ist erledigt. Wer Ziffer 2 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Bei einer Reihe von Gegenstimmen 
ist Ziffer 2 dieses Änderungsantrags angenommen. 

Auf Umdruck 384 ****) liegt ein Änderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Althammer, Stücklen, Wagner 
und Genossen vor. — Das Wort hat Herr Dr. Alt-
hammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nur ein paar 
Sätze zu diesem Antrag sagen. Wir wollen mit 
diesem Änderungsantrag die Regierungsvorlage 
wiederherstellen. Die Regierungsvorlage basiert auf 
einer Übereinkunft sämtlicher Länder. In dieser 
Übereinkunft ist der Schlüssel ausgehandelt worden. 
Dabei sind verschiedene Komponenten zugrunde 
gelegt worden, u. a. die Tatsache, daß es noch meh-
rere Zuschüsse an steuerschwache Länder gibt, an 
denen Bayern nicht beteiligt ist. Man darf also die 
Beteiligungsquote nicht isoliert sehen. Schließlich 
ist bei dieser Beteiligungsquote der Finanzausgleich 
der Länder untereinander zugrunde gelegt. 

Diese ganzen Vereinbarungen der Länder unter-
einander und der Länder mit dem Bund waren eine 
Grundlage für die Annahme der Änderungsgesetze, 
die wir verabschiedet haben, durch den Bundesrat. 
Es wäre der Sache dienlich — vor allem auch beim 
zweiten Durchgang des Haushalts durch den Bun-
desrat —, wenn hier die Regierungsvorlage auf 
Grund der Vereinbarungen der Länder wiederher-
gestellt werden könnte. 

Deshalb meine herzliche Bitte, die Regierungs-
vorlage wiederherzustellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Windelen. 

*) Siehe Anlage 20 
**) Siehe Anlage 21 

***) Siehe Anlage 16 
****) Siehe Anlage 22 
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Windelen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich muß Sie leider bitten, den 
Änderungsantrag abzulehnen. Ich habe volles Ver-
ständnis für den Antrag des Kollegen Dr. Altham-
mer. Er ist davon ausgegangen, daß zwischen den 
Ländern eine Einigung in dieser Weise erfolgt sei. 
Diese Einigung bestand aber zum Zeitpunkt der Be-
schlußfassung im Haushaltsausschuß nicht mehr. Es 
ist deswegen ein Kompromiß gesucht worden, der 
in der Vorlage des Haushaltsausschusses enthalten 
ist. Ein Abweichen von diesem Kompromiß würde 
wahrscheinlich noch größere Uneinigkeit zur Folge 
haben. 

Deswegen bitte ich Sie, dem Änderungsantrag 
Ihre Zustimmung nicht zu geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir stimmen 
ab über den Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Althammer, Stücklen, Wagner und Genossen auf 
Umdruck 384. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Der 
Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Zur Begründung der Entschließungsanträge Um-
drucke 426 *) und 437 **) hat das Wort der Herr Ab-
geordnete Schlager. 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dieses Hohe Haus und die Bun-
desregierung sind sich in dem Ziele einig, daß die 
Strukturanpassungsprobleme in den Steinkohlen-
bergbaugebieten so rasch wie möglich bewältigt 
werden müssen. Auch wir aus den kohlenrevier-
fernen Gebieten stehen voll und ganz hinter dieser 
Aufgabe. Deshalb haben wir gestern dem Kohlean-
passungsgesetz auch zugestimmt, obwohl wir die 
finanziellen Auswirkungen nicht kennen. Wir wis-
sen nicht, wie weit die Inanspruchnahme aus den 
Bürgschaften gehen wird. Wir wissen noch nicht, 
wieweit die Steuervergünstigungen dieses Gesetzes 
ausgenützt werden und wieweit dadurch Steueraus-
fälle entstehen werden. Angesichts der sonstigen 
großen Lasten, die aus der Kohlesanierung und den 
sie flankierenden sozialen Maßnahmen sowie aus 
den Investitionskosten für die Infrastruktur an Saar 
und Ruhr entstehen können ,ist es nur natürlich, daß 
sich in den anderen strukturschwachen Gebieten zu-
nehmend eine Unruhe breit macht. Es sind die Be-
reiche, die ohnehin seit Jahrzehnten hinten daran 
sind in der wirtschaftlichen Entwicklung der Bundes-
republik, die immer leben müssen mit den höchsten 
Treibstoffpreisen, mit den höchsten Energiekosten 
und den längsten Transportwegen. Wir dürfen also 
die Unruhe im flachen Land nicht leicht nehmen, 
gerade dort, wo wir — auch im flachen Land — eine 
hohe Arbeitslosigkeit haben. 

Ich darf Ihnen kurz einige neue Zahlen sagen. 

(Zurufe von der SPD.) 

*) Siehe Anlage 23 
**) Siehe Anlage 24 

Während wir beispielsweise im Bereich des Ruhr-
arbeitsamtes Bochum eine Arbeitslosenquote von 
4'0/o mit über 11 500 Arbeitslosen haben, müssen 
wir leider beklagen, daß z. B. der Arbeitsamtsbezirk 
Schwandorf eine Arbeitslosenquote jetzt noch von 
40,9% mit einer Gesamtarbeitslosenzahl von über 
15 300 Arbeitslosen hat. So könnte ich die erschreck-
lichen Zahlen über die Arbeitslosen hier beliebig 
fortführen. 

(Zurufe und Unruhe.) 

Gerade dieses Gebiet Schwandorf und die Gebiete 
Deggendorf, Passau, Landshut sind Gebiete, die auch 
auf Grund ihrer besonderen strukturellen Schwächen 
einen Anspruch darauf haben, etwa wie die Saar 
und die Ruhr nun durch besondere zusätzliche Maß-
nahmen des Bundes — natürlich in Koordinierung 
und Zusammenarbeit mit den Ländern — gefördert 
zu werden. 

Ich glaube, hier gibt es auch zwischen uns, ob wir 
nun von der Ruhr oder aus Bayern oder aus Schles-
wig-Holstein kommen, keine sachliche Meinungs-
verschiedenheit. Diese Probleme, wie wir sie im 
flachen Land haben, in Bayern, haben wir auch im 
Binnenland, haben wir auch in den Zonenrandge-
bieten, etwa in Schleswig-Holstein. Wir tun daher 
gut daran, an unserer Zielvorstellung festzuhalten, 
die Lebensbedingungen und damit die Wettbewerbs-
verhältnisse in allen Räumen in der Bundesrepublik 
einander anzugleichen. 

Diese Zielvorstellungen entsprechen auch den 
Entschließungsanträgen der beiden Koalitionsfrak-
tionen, die sie anläßlich der Strukturdebatte am 
19. Januar in diesem Hause eingereicht haben. Die-
sen Entschließungsanträgen entspricht es vom Zweck 
und vom Sinn her, daß wir Sie nun bitten, in dritter 
Lesung unserem Entschließungsantrag zuzustimmen, 
die Bundesregierung zu ersuchen, zu prüfen, ob in 
die Zuschüsse für den Ausbau der Infrastruktur an 
Ruhr und Saar auch das Zonenrandgebiet und die 
Bundesausbaugebiete einbezogen werden können. 
Das würde konsequent die Befolgung unserer bei-
den Entschließungsanträge vom 19. Januar bedeu-
ten. 

Noch ein kurzes Wort 

(Zurufe von der SPD) 

zu dem zweiten Entschließungsantrag, dem Antrag 
Umdruck 426. Die Zielsetzung dieses Antrags ergibt 
sich ganz klar aus der Formulierung. Die Ent-
schließung selber macht — allerdings nur beispiel-
haft — die Ursachen für die Krisenanfälligkeit deut-
lich. Ebenso deutet sie nur beispielhaft die Lösungs-
möglichkeiten für die Bewältigung der Probleme 
dieser besonderen, strukturschwachen Gebiete an. 
— Ich mache es ganz kurz, meine verehrten Kolle-
gen, Herr Hermsdorf. 

Der Hintergrund dieses Antrags sind die Überle-
gungen, die wir gemeinsam in der CSU-Landes-
gruppe angestellt haben mit dem Parlamentarischen 
Staatssekretär des Herrn Bundeswirtschaftsmini-
sters, Dr. Arndt, und dem Herrn  Staatssekretär im 
bayerischen Wirtschaftsministerium, Herrn Staats-
sekretär Sackmann, Überlegungen, wie insbesondere 
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mehreren Gebieten, vor allem auch in Bayern, ge-
holfen werden kann, wo sich die regionalen und 
sektoralen Schwierigkeiten in einem ganz erheb-
lichen Maße häufen. Hier handelt es sich, was 
Bayern anlangt, um ein Gebiet des Oberpfälzi-
schen und Bayerischen Waldes, nördlich von Passau. 
Solche Gebiet haben wir aber auch im hessischen 
Raum, im niedersächsischen Raum und im Raume 
Schleswig-Holstein. Uns geht es hier wirklich um 
die Förderung dieser besonders strukturschwachen 
Gebiete. 

Die Antragsteller sind sich im klaren darüber, daß 
angesichts der Finanzschwierigkeiten, in denen sich 
der Bund befindet, die zusätzlichen Förderungsmög-
lichkeiten natürlich beschränkt sind. Der Begriff 
„Strukturpolitik" oder „-programm" — wie wir es 
auch immer nennen — bleibt ein Zauberwort, wenn 
die nötigen Mittel fehlen. Deshalb, Herr Kollege 
Hermsdorf, haben wir uns ja auch am 19. Januar 
nur sehr vorsichtig zu der Frage geäußert, inwie-
weit wir für zusätzliche Strukturförderungspro-
gramme zusätzliche Finanzquellen erschließen kön-
nen. Auf diesem Standpunkt stehen wir auch heute 
noch. Da nun aber Länder wie Bayern und Nord-
rhein-Westfalen gegenwärtig dabei sind, ihre bis-
herige Strukturpolitik zu überprüfen und mittel- und 
langfristige Strukturprogramme aufzustellen — wir 
kennen ja die kühnen Kühnschen Vorstellungen hin-
sichtlich der Finanzierung durch den Bund —, ist es 
natürlich auch für den Bund an der Zeit, seine eige-
nen Vorstellungen hier zu entwickeln. Deshalb 
unser Antrag. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, es doch kurz 
gemacht zu haben. Ich bitte Sie, unseren beiden Ent-
schließungsanträgen in dritter Lesung zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Fritsch. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Den Ent-
schließungsanträgen auf den Umdrucken 426 und 437 
pflichten wir bei. Es erscheint zweckmäßig, in Er-
gänzung der auf diesen Umdrucken erhobenen For-
derungen festzustellen, daß diese Forderungen 
wiederum eine Ergänzung der in der Debatte über 
sektorale und regionale Strukturpolitik am 19. Ja-
nuar 1968 von uns erhobenen Forderungen sind. 
Damals haben wir, insbesondere die Kollegen Jung-
hans, Dr. Stammberger und Zebisch, gefordert, rund 
1 Milliarde DM für jene Problemgebiete bereit

-

zustellen, die unserer besonderen Förderung be-
dürfen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang den 
Antrag, den wir am 19. Janaur dieses Jahres ge-
stellt haben, hier noch einmal wiederholen. Die 
Absätze 1 und 2 dieses Antrages lauten: 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, die wirt-
schaftliche Förderung der Steinkohlenbergbau-
gebiete und des Zonenrandgebiets entsprechend 
der überragenden Bedeutung dieser Problem-
gebiete zu verstärken. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, zur 
Mitfinanzierung von Strukturprogrammen für 
diese Gebiete einen Betrag von einer Milliarde 
DM vorzusehen. Die Mittel sollen schwerpunkt-
mäßig zur Schaffung neuer Arbeitsplätze und 
die damit in Verbindung stehenden Infra-
struktur-Maßnahmen vor allem dort eingesetzt 
werden, wo sich größere Arbeitsmöglichkeiten 
infolge struktureller Veränderung abzeichnen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
sind der Auffassung, daß den Vorstellungen, wie sie 
in den Anträgen auf den Umdrucken 426 und 437 
gemeinsam zum Ausdruck kommen, und den berech-
tigten Wünschen dieser Gebiete dann entsprochen 
werden kann, wenn wir die haushaltsmäßigen Vor-
aussetzungen dafür schaffen und wenn diesem An-
trag der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
entsprochen wird. 

Dabei scheint es, glaube ich, sinnvoll zu sein, hier 
einmal festzustellen, daß von dieser Milliarde, von 
der in dem Antrag die Rede ist, vermutlich 200 Mil-
lionen DM auf die Problemgebiete Bayerns ent-
fallen würden, also ein Betrag, der einen entschei-
denden Beitrag zur wirtschaftlichen Sanierung dieser 
Bereiche leisten und eine Besserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen in jenen Landstrichen 
Bayerns herbeiführen wird, die heute noch — ich 
gestatte mir, einige Tatbestände aufzuzählen — das 
Gesicht dieses Landes kennzeichnen. 

Herr Kollege Schlager hat vorhin die Arbeits-
losenzahlen in diesem Gebiet angeführt. Lassen Sie 
mich in aller Kürze einige Tatbestände anfügen, und 
zwar zunächst — ich habe das bereits am 19. Ja-
nuar getan — den Hinweis auf die Zahl der Pendler 
aus diesem Gebiet, die allein in Niederbayern 13 000 
beträgt. Diese verringern zwar die Arbeitslosen-
zahlen in den Abgabegebieten, erhöhen sie aber 
bei Eintritt der ungünstigen Witterung wieder im 
selben Ausmaß. Wir haben das in diesem Jahr ge-
sehen. Denken Sie auch daran, daß 44,7% der Er-
werbstätigen im Landkreis Kötzting und in vielen 
anderen Landkreisen, wenn auch um einige Prozent 
darunter, arbeitslos gewesen sind. Das sind Prozent-
sätze, die weit über dem liegen, was andere Pro-
blemgebiete der Bundesrepublik aufzuweisen haben. 
Und das jedes Jahr erneut und in einem Ausmaß, 
daß die Bevölkerung dieser Gebiete nicht nur in 
arbeitsmarktpolitischer Hinsicht, sondern auch weit-
hin — ich komme nachher noch darauf zu sprechen  — 
in  sozialen Bereichen davon betroffen ist. Ich darf 
vielleicht hieran erinnern — Sie gestatten mir, das 
auszuführen —; denn es sind Bereiche unserer 
Bundesrepublik, die ,es verdienen, daß man sich 
ihrer annimmt, auch zu noch so später Stunde an-
nimmt. 

Sie haben mit Recht meine Sorge geteilt, als es 
sich um Kriegsopfer und Heimkehrer gedreht hat. 
Gestatten Sie, daß ich nun das Wort für jenen Teil 
der Bevölkerung nehme, der nicht nur struktur-
mäßig und im sektoralen Bereich benachteiligt ist, 
sondern in dem auch der Anteil der Kriegsopfer und 
der Heimatvertriebenen größer ist als in anderen Be-
reichen der Bundesrepublik, die also unter der dop-
pelten Last, einmal der Strukturschwäche, zum ande- 
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ren aber auch ihres Schicksales, das sie nicht zu 
vertreten haben, zu leiden haben. 

In diesem Gebiet — um vielleicht nur noch eine 
Zahl mit anzufügen fehlen derzeit rund 10 Mil-
lionen DM, um den Althausbesitz in den Randgebie-
ten zu sanieren. Ich darf noch einmal daran erinnern 
— es ist am 19. Januar davon gesprochen worden, 
daß in Niederbayern diese Bereiche einer Förde-
rung bedürfen — daß kein Meter Autobahn vor-
handen ist. Ich darf daran erinnern — und das be-
trifft den Bereich der sektoralen Strukturpolitik —, 
daß ganze Wirtschaftszweige, z. B. Granit und Holz, 
unter einer erheblichen Rezession zu leiden haben. 
Ich darf daran erinnern, daß auch unsere Gemeinden 
und Städte, die in all diesen Jahren versucht haben, 
den Nachholbedarf zu ergänzen, sich in größten 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten befinden. 

Ich meine also, daß es möglich sein muß, auf Grund 
gemeinsam hier entwickelter Vorstellungen, die die 
Umdrucke 426 und 437 ausweisen, zu Ergebnissen 
zu kommen, die in konstruktiver Weise dem Land 
an der Grenze, den Problemgebieten, insbesondere 
in Bayern, helfen. Ich bin sicher, daß bei dieser Hilfe 
auch die Hilfe des aus Bayern stammenden Bundes-
finanzministers hinzukommt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Porsch. 

Porsch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf namens der Freien Demokra-
tischen Partei erklären, daß wir den Entschließungs-
anträgen auf den Umdrucken 437 und 426 zustim-
men. Nachdem wir neulich gesagt haben, daß für 
das Zonenrandgebiet und für das Grenzland der 
Worte genug gefallen seien und nun Taten folgen 
müßten, habe ich mir erlaubt, meine Rede zu Proto-
koll zu geben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
teren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Abstimmung über den Einzelplan 60. Wer zuzu-
stimmen wünscht, gebe bitte ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Einzelplan 
ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe das Haushaltsgesetz 1968 in zweiter Le-
sung auf. Hier gibt es einige Änderungsanträge, ich 
folge aber der allgemeinen Übung und eröffne zu-
nächst die allgemeine Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich werde sehr kurz sein; ich verweise 
auf meinen Schriftlichen Bericht und im übrigen auf 
den Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und 
der CDU/CSU auf Umdruck 434 *), der für die §§ 7 
und 8 gegenüber den Beschlüssen des Haushaltsaus- 

*) Siehe Anlage 25 

schusses die Regierungsvorlage wiederherstellen 
will. 

Ich brauche nicht auf die Geschichte dieses Ände-
rungsantrages einzugehen. Er ist im Grunde ge-
nommen das Resultat einer Überlegung, die zwi-
schen beiden Koalitionsparteien angestellt wurde 
und die ein Mißverständnis korrigieren soll, das 
im Haushaltsausschuß entstanden ist, weil durch die 
Beschlüsse des Haushaltsausschusses gewisse Über-
schneidungen in den Kompetenzen, einmal aus dem 
Haushaltsgesetz, das ein Jahresgesetz ist, und zum 
anderen aus dem Stabilitätsgesetz, das ein allgemei-
nes Instrument der Konjunkturpolitik der Bundes-
regierung ist, aufgetreten sind. 

Ich würde dem Hause empfehlen, diesem Ände-
rungsantrag der beiden Parteien zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
§ 1, — § 2, — § 3, — § 4, — § 5, — § 6. — Soweit sind 
keine Änderungen beantragt. Wer zuzustimmen 
wünsche, gebe bitte ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Bei einer Anzahl Gegenstimmen ange-
nommen. 

Der Änderungsantrag Umdruck 434 zu § 7 ist so-
eben begründet worden. Wer diesem Änderungs-
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Bei einer Anzahl 
Gegenstimmen ist dieser Änderungsantrag ange-
nommen. 

§ 7 in der so geänderten Fassung! Wer zuzustim-
men wünscht, gebe bitte ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — § 7 ist in der so geän-
derten Fassung angenommen. 

Jetzt kommt der § 8. Über den Änderungsantrag 
434 Ziffer 2 ist schon abgestimmt. Wer § 8 in der so 
geänderten Fassung zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Das sind die gleichen Mehrheitsverhält-
nisse. § 8 ist in der so geänderten Fassung angenom-
men. 

,§ 9, — § 10. — Es liegen keine Änderungsanträge 
vor. Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  Paragraphen sind angenommen. 

Jetzt kommt der § 11. Dazu liegen zwei gleich

-

lautende Änderungsanträge auf den Umdrucken 
397 *) und 411 **) vor. Wer möchte begründen? — 
Bitte sehr, Herr Spillecke. 

Spillecke (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Große Koalition funktioniert nicht 
immer. Das kann man an den beiden Anträgen Um-
druck 397 und Umdruck 411 erkennen. Sie laufen 
parallel. Sie haben nicht nur den gleichen Sinn-
gehalt, sondern sind sogar wortwörtlich überein-
stimmend. 

(Abg. Moersch: Vom gleichen Verfasser!) 

*) Siehe Anlage 26 
**) Siehe Anlage 27 
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— Lieber Herr Kollege, daran können Sie sehen, 
daß sich die beiden Koalitionsfraktionen manchmal 
in ihrem Denken unabhängig voneinander so sehr 
ähneln und kongruent sind, daß das uns selbst über-
rascht. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Meine Damen und Herren, ich will mich kurz fas-
sen. Die Zeit ist weit fortgeschritten. Dennoch bleibt 
mir nichts anderes übrig, als einige begründende 
Worte zu diesen beiden Änderungsanträgen vorzu-
tragen. 

Der Haushaltsausschuß hatte es bei seinen Bera-
tungen über den Entwurf des Haushaltsgesetzes 1968 
abgelehnt, den § 11 des Haushaltsgesetzes um eine 
Vorschrift zu ergänzen, die wiederum Hebungen und 
sonstige Stellenbewertungen nach dem in den näch-
sten Monaten zu verabschiedenden Zweiten Besol-
dungsneuregelungsgesetzes im Laufe des Rech-
nungsjahres 1968 ermöglichen würde. In dem Schrift-
lichen Bericht  des  Kollegen Schoettle auf Drucksache 
V/2731 wird als Begründung angegeben, der Aus-
schuß habe bewußt dem Ziel einer ordnungsge-
mäßen, daher auch zeitgerechten Haushaltsplanung 
den Vorrang vor einer im Laufe des Haushaltsjahres 
vorzunehmenden Bereinigung von Unebenheiten im 
Rahmen der Harmonisierung eingeräumt. Der Aus-
schuß geht darüber hinaus auch von der Annahme 
aus, er könne künftig gerechter in den Personal-
entscheidungen urteilen, wenn er unter geringerem 
Zeitdruck allein auf Grund der bewährten Übersich-
ten und Erläuterungen zu den Personaltiteln des 
Entwurfs des Haushaltsplans berät. 

Sie alle, meine Damen und Herren, können wahr-
scheinlich die Unruhe in der Beamtenschaft ver-
stehen, die dadurch entstanden ist, daß einerseits 
in der mittelfristigen Finanzplanung für 1968 Perso-
nalverstärkungsmittel für eine Verbesserung des 
Besoldungsgefüges um 4 % eingesetzt waren und die 
Bundesregierung mehrfach erklärte, daß auch aus 
konjunkturpolitischen Gründen Lohn- und Gehalts-
anhebungen in dieser Größenordnung wünschens-
wert seien, daß andererseits aber durch die Ver-
handlungen mit den Ländern auf deren Betreiben 
hin der ursprünglich vorgesehene Inkrafttretungs-
termin um ein halbes Jahr auf den 1. Juli verschoben 
werden mußte. Die Beamtenschaft, die auf Grund 
aller sachkundigen Äußerungen über die Besol-
dungsentwicklung seit 1957 zu Recht davon ausgeht, 
daß trotz aller Bemühungen ihr Besoldungsrück-
stand noch nicht aufgeholt wurde, kann schwerlich 
Verständnis dafür aufbringen, daß das strittige 
Thema des Finanzausgleichs zwischen Bund und 
Ländern auf ihrem Rücken ausgetragen wird. 

Absolut unverständlich würde es aber jedem 
Sachkundigen bleiben, wenn aus formalen Über-
legungen auch die von Bundesregierung und Parla-
ment zu beschließenden Hebungen und sonstige 
Stellenbewertungen in der zweiten Stufe der  Be-
soldungsharmonisierung nicht sofort nach Inkraft-
treten des Gesetzes, sondern erst im nächsten Haus-
haltsjahr vorgenommen würden. 

Namens der SPD-Bundestagsfraktion und der Kol-
leginnen und Kollegen der CDU/CSU-Fraktion — 

eis sind dort 43 Kolleginnen und Kollegen, die unse-
ren Antrag Umdruck 411 befürworten — bitte ich 
Sie, beiden Anträgen, also den Umdrucken 397 und 
411, zuzustimmen. In beiden Anträgen wird gefor-
dert, daß der Haushaltsausschuß ermächtigt werden 
soll, auf Antrag des Bundesministeras der Finanzen 
Planstellen nach Maßgabe des Zweiten Gesetzes 
zur Neuregelung des Besoldungsrechts umzuwan-
deln. Die von mir und von den Antragstellern der 
CDU/CSU-Fraktion befürwortete Ergänzung des 
§ 11 entspricht im übrigen auch der ursprünglichen 
Regierungsvorlage. 

Meine Damen und Herren, wenn wir beiden 
Änderungsanträgen zustimmten, würden wir dem 
Haushaltsausschuß die notwendige Ermessensfrei-
heit geben, und wir alle, so meine ich, hätten uns im 
Hinblick auf die Öffentlichkeit und Beamtenschaft 
viel, viel nachträglichen Ärger erspart. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Rawe! 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich meine, wir hätten eigentlich den 
Haushaltsausschuß loben sollen, daß er von sich aus 
auf eine Ermächtigung verzichtet hat. Wenn aber 
das Hohe Haus hier es anders beschließen will, so 
habe ich den Eindruck — ich darf das vielleicht auch 
für die Kollegen der Fraktionen der SPD und der 
FDP mit sagen —, daß wir uns einem solchen An-
liegen nicht verschließen werden. Aber, Herr Schmitt-
Vockenhausen, Sie nicken gerade so zustimmend, 
wir würden Ihnen dann auch sehr dankbar sein, 
wenn Sie unserem Anliegen, nun endlich  den  Art. 75 
vernünftig ordnen zu wollen, dann mit dem gleichen 
Wohlwollen entgegenkämen. Dann wären wir wie-
der sehr schnell einig. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie wissen, 
wenn wir die Harmonisierung erreicht 

haben, wollen wir sie auch sichern!) 

— Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn wir das in 
einem Zuge parallel miteinander machten. Ich 
glaube, dann kommen wir bestimmt weiter. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Aber wir 
müssen sie auch erreichen!) 

Herr Präsident, gestatten Sie mir eine kleine Be-
merkung, die ich an sich zu § 11 Abs. 2 machen 
wollte. Ich werde sie aber zu. Protokoll geben *), um 
Ihre Zeit nicht länger in Anspruch zu nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Dr. Emde! 

Dr. Emde (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich mache es kurz wie immer. Wir 
können diesem veränderten § 11, wie er vom Haus- 

*) Siehe Anlage 35 
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Dr. Emde 
haltsausschuß beschlossen ist, nicht zustimmen. Wir 
sind der Meinung, daß eine überdrehte Personalpoli-
tik der Bundesregierung nicht dadurch abgefangen 
werden kann, daß man freiwerdende Fünftelstellen 
einspart. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. 

Abstimmung über die beiden Änderungsanträge 
auf den Umdrucken 397 und 411. Wer zuzustimmen 
wünscht, bitte ein Handzeichen! — Gegenprobe! — 
Wenn Sie den Änderungsantrag bei dieser Abstim-
mungslage nicht zurückziehen — — Die Abstim-
mung muß wiederholt werden. Wer für diese beiden 
Änderungsanträge ist, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Gegenprobe! — Jetzt hat es sich wieder ein 
bißchen geändert. Das eiste war die Mehrheit; die 
Änderungsanträge sind angenommen. 

Wir stimmen ab über § 11 in der so geänderten 
Fassung. Wer zuzustimmen wünscht, bitte ein Hand-
zeichen! — Gegenprobe! — Bei einer Anzahl von 
Gegenstimmen angenommen. 

§§ 12 bis 22! Keine Änderungsanträge. Wer zuzu-
stimmen wünscht, bitte ein Handzeichen! — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Diese Paragraphen sind 
angenommen. 

Zu § 23 liegt ein Änderungsantrag auf Um-
druck 383 *) vor. Ich habe hier zwei Wortmeldungen. 
— Herr Abgeordneter Westphal, wollten Sie 
begründen? — Bitte sehr! 

Westphal (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dies ist ein Änderungsantrag der Mit-
glieder des Hauhaltsausschusses. Es geht darum, 
das Volumen für die Bürgschaften im Gesetz zu 
erhöhen, und zwar von 16,4 Milliarden DM um 
1,7 Milliarden DM auf 18,1 Milliarden DM. Das ist 
eine Auswirkung des Kohleanpassungsgesetzes, das 
wir gestern hier verabschiedet und beschlossen 
haben. 

Nun wissen Sie sicher, daß im Kohlegesetz ein 
Rahmen für Bürgschaften von 2 Milliarden DM steht. 
Es wird dabei eine Erhöhung um nur 1,7 Milliarden 
DM verlangt. Das möchte ich in einem Satz erklä-
ren. Der Grund dafür ist einfach der, daß in dem 
alten Rahmen von 16,4 Milliarden DM schon 
300 Millionen DM für den gleichen Zweck vor-
gesehen waren, so daß wir nur noch 1,7 Milliarden 
DM hinzufügen müßten. Es geht nicht um eine 
Änderung des Volumens, sondern um eine Ände-
rung des Rahmens für Bürgschaften, die zur Ver-
fügung stehen. 

*) Siehe Anlage 28 

Im übrigen ist der Haushaltsausschuß der Mei-
nung, daß Wirtschafts- und Finanzminister, die 
beide zusammenfassend zuständig sind, die Bürg-
schaften, die auf diesem Gebiet vergeben werden, 
sehr, sehr gründlich prüfen müssen, bevor sie ver-
geben werden. Ich bitte um Annahme dieses 
Antrages. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Rawe, wollen Sie auch noch sprechen? 

(Abg. Rawe: Nein!) 

— Keine Wortmeldungen. 

Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. —  Ge-
genprobe! — Bei einer Anzahl Gegenstimmen ist 
dieser Änderungsantrag auf Umdruck 338 ange-
nommen. 

Ich stelle den so geänderten § 23 zur Abstimmung. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit gleichem Stimmenverhältnis angenommen. 

Nun kommen die §i§ 24 bis 31 — ohne Änderungs-
antrag —, Einleitung und Überschrift. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Diese Bestimmun-
gen sind angenommen. 

Damit ist der Haushalt 1968 in zweiter Lesung be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, zur Geschäftslage fol-
gendes. Ich danke dem Haus, das es so lange gedul-
dig mitgearbeitet hat. Wir können morgen vormittag 
um 10 Uhr nach der Fragestunde mit der allgemeinen 
Aussprache in dritter Lesung beginnen. Ich schätze, 
daß wir nicht länger als — sagen wir einmal — drei 
Stunden dazu brauchen. Ich habe, da ich nicht mit 
aller Gewalt einen Beschluß des Ältestenrates durch-
setzen kann, wenn es einer Reihe von Kollegen aus 
vielleicht guten Gründen nicht gefällt, angeordnet, 
daß die Präsenzlisten wieder nach der alten Weise 
aufgelegt werden. Es braucht sich also morgen vor-
mittag um 9 Uhr in der Fragestunde niemand nach 
§ 4 des seitherigen Diätengesetzes besonders anzu-
strengen. 

(Beifall und Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Schluß. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Freitag, den 5. April 1968, 9 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.31 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Frau Albertz 5. 4. 
Dr. Artzinger * 5. 4. 
Dr.-Ing. Dr. h. c. Balke 5. 4. 
Bauer (Wasserburg) 5. 4. 
Berendsen 6. 4. 
Beuster 4. 4. 
Borm 5. 4. 
Dr. Brenck 5. 4. 
Corterier * 5. 4. 
Cramer 5. 4. 
Deringer * 5. 4. 
Dichgans * 4. 4. 
Draeger *** 7. 4. 
Dr. Eckhardt 5.4. 
Frau Dr. Elsner 6. 4. 
Flämig *** 7. 4. 
Dr. Frey 30. 6. 
Geldner 5. 4. 
Haage (München) 5.4. 
Hahn (Bielefeld) * 6. 4. 
Hamacher 6. 4. 
Frau Herklotz 5.4. 
Hirsch 5. 4. 
Frau Dr. Hubert 1. 7. 
Illerhaus * 4. 4. 
Dr. Jaeger  7. 4. 
Jahn (Marburg) 4. 4. 
Frau Klee ** 5.4. 
Klinker * 5.4. 
Dr. Kreutzmann 5. 4. 
Kriedemann * 5. 4. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 5. 4. 
Kulawig * 4. 4. 
Kunze 1.6. 
Lemmer 6. 4. 
Lenz (Brühl) 31.5. 
Lenze (Attendorn) *** 7. 4. 
Dr. Löhr * 5. 4. 
Lücke 5.4. 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 4. 4. 
Mauk * 5.4. 
Frau Meermann 5. 4. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 5. 4. 
Metzger * 5.4. 
Michels 4.4. 
Müller (Aachen-Land) * 5. 4. 
Riedel (Frankfurt) * 5. 4. 
Dr. Rinderspacher ** 5. 4. 
Scheel 5. 4. 
Dr. Süsterhenn 5. 4. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Europäi-
schen Parlaments 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Beraten-
den Versammlung des Europarats 

*** Für  die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Starke (Franken) * 5. 4. 
Stein (Honrath) 5. 4. 
Steinhoff 15. 5. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 6. 4. 
Dr. Wahl 5. 4. 
Wienand 5. 4. 

Anlage 2 	 Umdruck 430 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung - Drucksachen V/2150, V/2714 
und zu V/2714 - 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, bald-
möglichst einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des § 70 Soldatenversorgungsgesetz vorzulegen, 
durch den die unterschiedliche Behandlung von 
Berufssoldaten, die bereits am 8. Mai 1945 Be-
rufssoldat waren und anderen, die damals Wehr-
dienst geleistet haben, bei der Berechnung der 
ruhegehaltsfähigen Zeiten beseitigt wird. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Ar-
beiten an einer Änderung des Laufbahnrechts 
der Unteroffiziere so zu beschleunigen, daß sie 
bis Ende des Jahres 1968 einen entsprechenden 
Gesetzentwurf vorlegen kann. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, von dem 
bisher vierteljährlichen Turnus der Einberufung 
von Wehrpflichtigen zugunsten eines halbjähr-
lichen Turnus abzugehen. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen 
eigenen Plan zur Schaffung eines europäischen 
Sicherheitssystems vorzulegen, der u. a. auch die 
Schaffung einer atomwaffenfreien Zone in Mittel-
europa anstrebt. 

5. Die Bundesregierung wird aufgefordert, unter 
den nuklearen und nichtnuklearen Partnerstaa-
ten in der NATO eine Aufgabenteilung zwischen 
der konventionellen und atomaren Verteidigung 
gemäß dem Prinzip der „flexiblen Antwort" zu 
verwirklichen. Dadurch würden die vorhandenen 
Finanzmittel so sinnvoll wie möglich eingesetzt 
werden. 

6. Darum wird die Bundesregierung aufgefordert, 
die Ausstattung der Bundeswehr mit atomaren 
Trägerwaffen aufzugeben und sich um eine Ver-
stärkung der konventionellen Kampfkraft zu be-
mühen. 

7. Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine Be-
schaffung der kostspieligen und schwer zu war- 
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tenden Phantom-Maschinen weder als Übergangs-
flugzeuge noch endgültig als Nachfolgemuster 
der Starfighter für die Bundesluftwaffe in Erwä-
gung zu ziehen. 

8. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die ver-
fügbaren finanziellen und technischen Kräfte auf 
die Entwicklung eines kurz- oder senkrechtstar-
tenden Flugzeuges an Stelle eines Nachfolge-
musters für den Starfighter zu konstruieren. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 432 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1968 

hier : Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung — Drucksachen V/2150 Anlage, 
V/2714 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Ansatz in Kapitel 1419 Titel 350 (Erhaltung 
der Flugzeuge, Flugkörper usw.) wird um 200 
Mio DM gekürzt. 

2. Der Ansatz in Kapitel 1419 Titel 965 (Beschaffung 
von Flugzeugen und Flugkörpern) wird um 100 
Mio DM (Anlaufkosten zur Deckung der Auf-
klärungslücke) gekürzt. 

3. Der Ansatz in Kapitel 1415 Titel 851 (Beschaf-
fung von Fahrzeugen für die Streitkräfte ein-
schließlich des Zubehörs) wird um 70 Mio DM 
gekürzt. 

4. Der Ansatz in Kapitel 1412 Titel 827 (Baumaß-
nahmen außerhalb der Bundesrepublik ein-
schließlich Grunderwerb) wird um 54,8 Mio DM 
gekürzt. 

5. Die Personalausgaben in Kapitel 1404 (Bundes-
wehrverwaltung und Personalausgaben für das 
Zivilpersonal bei den Kommandobehörden, 
Truppen usw.) werden insgesamt um 50 Mio DM 
gekürzt. 

6. Die Ausgaben im außerordentlichen Haushalt 
Kapital A 1412 (Unterbringung) werden insge-
samt um 100 Mio DM gekürzt. 

7. Im Einzelplan 14 sind die Ausgaben für wehr-
pflichtige Soldaten um 420 Mio DM zu kürzen, 
die Ausgaben für Wehrübungen von Reservisten 
um 314 Mio DM zu erhöhen. (Minderausgaben 
106 Mio DM.) 

8. Von den unter Ziffer 1-7 ersparten Beträgen 
werden verwandt: 

a) 20 Mio DM zur Erhöhung der Position Kapitel 
1402 Titel 309 (Entwicklung und Erprobung 

a) Wehrtechnische Entwicklung und Erpro-
bung 

b) Sonstige militärische Entwicklung und 
Erprobung) 

auf 850 Mio DM, 

b) 100 Mio DM im Kapitel 1419 (Flugzeuge, 
Flugkörper und flugtechnische Geräte) zur 
Beschaffung von mittelschweren Hubschrau-
bern. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 424 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU zur dritten Beratung des Entwurfs des Haus-
haltsgesetzes 1968 

hier : Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung — Drucksachen V/2150 Anlage, 
V/2714 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, durch ent-
sprechende Maßnahmen sicherzustellen, daß der 
Anteil der Zeit-Soldaten in der Bundeswehr ver-
größert wird. Es muß erreicht werden, daß die 
Stellen, die nur aufgrund des Fehls an län-
gerdienenden Soldaten von Wehrpflichtigen ein-
genommen sind, tatsächlich von Soldaten auf Zeit 
besetzt werden. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in der 
Bundesverwaltung sicherzustellen und mit den 
Landesregierungen und kommunalen Spitzenver-
bänden mit dem Ziel zu verhandeln, daß Soldaten 
auf Zeit anteilmäßig nach entsprechender Aus-
bildung und Prüfung vorrangig in den öffent-
lichen Dienst übernommen werden (Zivilversor-
gungsschein). 

Bonn, den 3. April 1968 

Dr. Barzel und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 431 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
— Drucksachen V/2150 und V/2718 — 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Ansatz in Kapitel A 2302 Titel 570 wird in 
Höhe von 70 Mio DM qualifiziert gesperrt. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 413 

Entschließungsantrag der Abgeordneten Ku-
bitza, Freiherr von Gemmingen und der Fraktion 
der FDP zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1968 

hie r : Einzelplan 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
— Drucksachen V/2150 Anlage und V/2718 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

eine datillierte Planung für die sportliche Entwick-
lungshilfe vorzulegen. 

Bonn, den 3. April 1968 

Kubitza 
Freiherr von Gemmingen 
Mischnick und Fraktion 

Anlage 7 	 Umdruck 412 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 24 

Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2731 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, die Privati-
sierung der VIAG — Vereinigte Industrieunter-
nehmen AG — durchzuführen und dem Bundes-
tag einen Zwischenbericht bis zum 30. Juni 1968 
zu geben. Der Ausgabenmodus der Volksaktien 
soll dem der Teilprivatisierung der VEBA ent-
sprechen. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Re-
privatisierung der VEBA fortzusetzen. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, die Salzgitter 
AG, Salzgitter, zu veranlassen, die nicht un-
mittelbar dem Betriebswerk dienenden Neben-
betriebe zu verkaufen. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 391 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1968 (Haushaltsgesetz 1968) 

hier: Einzelplan 08 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen 
— Drucksachen V/2150, V/2708 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, unverzüglich 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die vorgese-
hene Mehrwertsteuererhöhung zum 1. 7. 1968 rück-
gängig macht. 

Bonn, den 2. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 9 	 Umdruck 423 (neu) 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, 
CDU/CSU zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1968 

hier: Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2710 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kapitel 10 02 wird folgender neuer Titel eingefügt: 

„Tit. 993 Maßnahmen zur Verbesserung der 
Leistungs- und Wettbewerbsfähig-
keit der Landwirtschaft — DM 

Ausgaben können in Höhe der Ein-
sparungen bei Kap. 10 03 geleistet 
werden. 

Die Mittel dürfen zur Verstärkung 
anderer Ansätze dieses Kapitels 
verwendet werden. Die Ausgaben 
auf Grund dieser Ermächtigung 
sind bei den einschlägigen Titeln 
zu buchen, deren Ansätze insoweit 
überschritten werden können." 

Bonn, den 3. April 1968 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
Dr. Barzel und Fraktion 
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Anlage 10 	 Umdruck 403 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1968 

hier: Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2710 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 10 02 Tit. 619 — Zuschüsse zur Förderung 
besonderer Vorhaben auf dem Gebiet der Wasser-
wirtschaft und der Landeskultur im Küstengebiet — 
wird folgender Untertitel 619 c) eingefügt: 

„c) Übernahme des Kapitaldienstes 
und der Unterhaltungskosten an 
Deichen und Küstenschutzwer-
ken. 7 000 000 DM" 

Bonn, den 2. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 404 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1968 

hier: Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Er

-

nährung, Landwirtschaft und Forsten 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2710 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 10 02 Tit. 673 — Zuschüsse zur Verbilli-
gung von Zinsen für Darlehen zur Förderung vor-
dringlicher altrar- und ernährungswirtschaftlicher 
Maßnahmen — wird folgender Untertitel 673 e) ein-
gefügt: 

„e) Zinsverbilligungsmittel für 
400 000 000 DM zentral verbil-
ligter Kapitalmarktmittel und 
Darlehen (ab 1. Juli 1968) zum 
beschleunigten Besitzwechsel 
von auslaufenden Höfen, Teil-
flächen und landwirtschaft

-

lichen Betrieben. 	 15 000 000 DM 

Zu Tit. 673 e) 

Die Zinsverbilligung beträgt 6 1/2 %." 

Bonn, den 2. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 12 	 Umdruck 405 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1968 

hier: Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Er

-

nährung, Landwirtschaft und Forsten 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2710 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 10 02 wird folgender neuer Tit. 674 ein-
gefügt: 

„Tit. 674 Maßnahmen zur Senkung 
im Kapitaldienst der trag-
baren Belastung für alle 
agrarstrukturellen Maß-
nahmen (Siedlung, Flur-
bereinigung, besondere 
agrarstrukturelle Maß-
nahmen und Förderung 
wasserwirtschaftlicher 
und kulturtechnischer 
Maßnahmen sowie We-
gebau) um 30 % der bis-
herigen Leistung. 78 000 000 DM" 

Bonn, den 2. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 13 	 Umdruck 408 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier:  Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2710 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 10 02 wird folgender neuer Tit. 993 ein-
gefügt: 

„Tit. 993: Maßnahmen im Zuge 
der EWG-Marktordnung 
für Rindfleisch 200 000 000 DM 

Zu Tit. 993 

Die Mittel sind in voller Höhe nach der Fläche 
Grundlandnutzung 1967 an die landwirtschaftlichen 
Betriebe zu verteilen." 

Bonn, den 2. April 1968 

Mischnick und Fraktion 
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Anlage 14 	 Umdruck 406 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 10 

Geschäftsbereich dies  Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2710 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 10 02 Tit. 679 — Verbilligung von Gasöl 
für die Landwirtschaft ist der Untertiel „b) nach dem 
Gesetz über die Verwendung von Gasöl durch Be-
triebe der Landwirtschaft vom 22. Dezember 1967 
300 000 000 DM" zu streichen. 

Bonn, den 2. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 15 	 Umdruck 407 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1968 

hier: Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2710 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 10 02 Tit. 992 — Maßnahmen im Zuge der 
Getreidepreisangleichung in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft — wird in der Bindungsermäch-
tigung der Betrag „374 000 000 DM" durch den Betrag 
„560 000 000 DM" ersetzt. 

In den Erläuterungen zu Tit. 992 werden 

a) im letzten Absatz der Betrag „374 000 000 DM" 
durch den Betrag „560 000 000 DM" ersetzt, 

b) folgender Absatz angefügt: 

„Die Mittel sind in voller Höhe nach der Ge-
treideanbaufläche 1967 an die landwirtschaft-
lichen Betriebe zu verteilen." 

Bonn, den 2. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 16 	 Umdruck 394 (neu) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1968  

hier: Einzelplan 11 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2711 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

1. In Kap. 11 02 — Allgemeine Bewilligungen — 
wird folgender Titel eingefügt: 

585 Förderung von gesellschafts-
politischen Maßnahmen für 
die älteren Menschen 

a) Darlehen 	 2 000 000 DM 

b) Zuschüsse 	 4 000 000 DM 

Die Mittel zu a) und b) sind 
gegenseitig deckungsfähig 
und übertragbar. 

2. In Kap. 60 02 Tit. 300 — Minderausgaben im 
Bundeshaushaltsplan 1968 — wird anstelle des 
Betrages 129 419 200 DM ein Betrag von 
135 419 200 DM eingesetzt. 

Bonn, den 4. April 1968 

Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

 

Anlage 17 	 Umdruck 385 (neu) 

Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Lemmrich, Rawe, Müser, Dr. Althammer, Seifriz, 
Fellermaier, Dr. Apel, Frehsee und Genossen zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1968 

hier: Einzelplan 12 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verkehr 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2712 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

dem Deutschen Bundestag bis zum 1. Oktober 1968 
das im Verkehrspolitischen Programm angekündigte 
Bundesverkehrswegeprogramm für Schiene, Straße, 
Wasserstraße und Luftverkehr vorzulegen. 

Bonn, den 2. April 1968 

Lemmrich 
Rawe 
Müser 
Dr. Althammer 
Berger 
Brück (Köln) 
Burgemeister 
Frau Enseling 
Franke (Osnabrück) 
Frau Geisendörfer 

Gierenstein 
Dr. Götz 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Hörnemann (Gescher) 
Hösl 
Dr. Hofmann (Mainz) 
Krug 
Frau Dr. Kuchtner 
Kühn (Hildesheim) 
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Dr. Luda 
Mais 
Meister 
Dr. Müller-Hermann 
Niederalt 
Rainer 
Dr. Ritgen 
Röhner 
Schlager 
Schlee 
Schmitt (Lockweiler) 
Dr. Sinn 
Dr. Steinmetz 
Weiland 
Wendelborn 
Wieninger 

Seifriz 
Fellermaier 
Dr. Apel 
Frehsee 
Ahrens (Salzgitter) 
Behrendt 
Berkhan 
Blume 
Brück (Holz) 
Buchstaller 

Eckerland 
Dr. Eppler 
Hauck 
Hermsdorf 
Herold 
Hölzle 
Iven 

Frau Krappe 
Lautenschlager 
Lenders 
Liehr 
Lotze 
Marquardt 
Matthes 
Matthöfer 
Mattick 
Neumann (Stelle) 
Porzner 
Raffert 
Sänger 
Frau Schanzenbach 
Seidel 
Strohmayr 
Dr. Tamblé 
Westphal 

Anlage 18 	 Umdruck 418 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1968 

hier: Einzelplan 29 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2724 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 29 02 — Allgemeine Bewilligungen 

1. Die Erläuterungen zu Titel 571 a werden wie 
folgt geändert: 

a) In Position F. I. Nr. 1 — Mitgliedsverbände 
des Deutschen Bundesjugendringes — wird 
der Betrag von 6 870 000 DM durch den Betrag 
von 7 040 000 DM ersetzt. 

b) In Position D. I. — Musische Bildung — wird 
der Betrag von 900 000 DM durch den Betrag 
von 880 000 DM ersetzt. 

2. In Titel 662 — Zuschüsse für zentrale Maßnah-
men der Ehevorbereitung, Elternbildung (Fami-
lienbildung) und Eheberatung — wird der Be-
trag von 1 250 000 DM durch den Betrag von 
1 100 000 DM ersetzt. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 19 	 Umdruck 414 

Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Moersch, Dr. Mühlhan und der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 31 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2725 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. entsprechend den Äußerungen des Staatssekre-
tärs von Heppe vom Februar 1968 in Hannover 
in allen Gremien, in denen sie Einfluß nehmen 
kann, die Gründung einer wissenschaftlichen 
Stiftungshochschule mit Modellcharakter nach 
Kräften zu fördern; 

2. mit Nachdruck die Gründung einer wissenschaft-
lichen Hochschule in Bremen zu unterstützen; 

3. die Rechtslage, insbesondere im Stiftungs- und 
Steuerrecht so zu ändern, daß sie einem Ausbau 
des Stiftungswesens im Bereich von Wissenschaft 
und Forschung nicht mehr entgegenstehen. 

Bonn, den 3. April 1968 

Moersch 
Dr. Mühlhan 
Mischnick und Fraktion 

Anlage 20 	 Umdruck 435 

Änderungsantrag der Abgeordneten Schlager, 
Hösl, Röhner, Niederalt, Dr. Kempfler, Rainer, 
Unertl, Höhne, Lautenschlager, Fritsch (Deggen-
dorf), Hörauf, Zebisch und Genossen zur zweiten 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1968 

hier: Einzelplan 60 

Allgemeine Finanzverwaltung 
— Drucksachen V/2150, V/2730 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 60 02 und in Kap. A 60 02 wird jeweils 
das Dispositiv zu Tit. 571 Buchstabe c ergänzt durch 
die Worte: 

„sowie im Zonenrandgebiet und in den Bundes-
ausbaugebieten". 

Bonn, den 4. April 1968 

Schlager 
Hösl 
Röhner 
Niederalt 
Dr. Kempfler 

Rainer 
Unertl 
Dr. Althammer 
Brese 
Burgemeister 
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Damm 
Ehnes 
Dr. Franz 
Frau Geisendörfer 
Geisenhofer 
Gierenstein 
Haase (Kassel) 
Dr. Hellige 
Krug 
Ott 
Dr. Pohle 
Dr. Ritz 
Schlee 
Dr. Schulze-Vorberg 

Dr. Schwörer 
Dr. Sinn 
Dr. Stecker 
Stücklen 
Wagner 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 

Höhne 
Lautenschlager 
Fritsch (Deggendorf) 
Hörauf 
Zebisch 

Anlage 21 	 Umdruck 390 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1968 (Haushaltsgesetz 1968) 

hier: Einzelplan 60 

Allgemeine Finanzverwaltung 
— Drucksachen V/2150, V/2730 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

1. In Kapitel 60 01 Titel St 1 Umsatzsteuer (Mehr-
wertsteuer )wird die Zahl „18 500 000 000" durch 
die Zahl „13 500 000 000" ersetzt. 

2. In Kapitel 60 01 Titel St 2 Einfuhrumsatzsteuer 
wird die Zahl „4 700 000 000" durch die Zahl 
„4 500 000 000" ersetzt. 

Bonn, den 2. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 22 	 Umdruck 384 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Alt-
hammer, Stücklen, Wagner und Genossen zur zwei-
ten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 
1968 

hier: Einzelplan 60 

Allgemeine Finanzverwaltung 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2730 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 60 02 Tit. 603 — Ergänzungszuweisungen 
an leistungsschwache Länder — 390 000 000 DM 
wird Absatz 2 der Erläuterungen wie folgt gefaßt: 

„Die Mittel sind wie folgt zu verteilen: 

Bayern             	  90 000 000 DM 

Niedersachsen 	  143 000 000 DM 

Rheinland-Pfalz 	 75 000 000 DM 

Saarland           	  27 000 000 DM 

Schleswig-Holstein 	 55 000 000 DM" 

Bonn, den 2. April 1968 

Dr. Althammer 
Stücklen 
Wagner 
Prinz von Bayern 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Gleissner 
Hösl 
Krug 
Frau Dr. Kuchtner 
Leukert 
Memmel 
Niederalt 
Ott 

Prochazka 
Rainer 
Röhner 
Schlager 
Schmidhuber 
Dr. Schulze-Vorberg 
Stiller 
Unertl 
Weigl 
Wieninger 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 

Anlage 23 	 Umdruck 426 (neu) 

Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Stücklen, Schlager, Wagner, Niederalt, Unertl, Dr. 
Kempfler, Burgemeister, Weigl, Baron von Wrangel, 
Schlee und Genossen zur dritten Beratung des Ent-
wurfs des Haushaltsgesetzes 1968 

hier: Einzelplan 60 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2709 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

bis zum 1. Juni 1968 unbeschadet der laufenden 
Förderungsprogramme zusätzliche Schwerpunkt

-

Strukturprogramme für solche Gebiete vorzulegen, 
die deshalb besonders strukturschwach und daher 
krisenanfällig sind,  weil z. B. 

1. diese Gebiete eine industrielle Monostruktur 
aufweisen und ihre bisher vorhandenen Indu-
strien in besonderem Maße unter dem Import-
druck leiden, oder 

2. die bisher unterentwickelte Infrastruktur keine 
Voraussetzung für Industrieansiedlungen bietet 
und vor allem überregionale Verkehrsanschlüsse 
fehlen, oder 

3. die Verbreiterung der gewerblichen und die Ver-
besserung der landwirtschaftlichen Basis durch 
übergroße Standortnachteile verhindert wird. 
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Dabei möge die Bundesregierung folgende Ziel-
setzungen berücksichtigen: 

1. Schnellste überregionale Verkehrsverknüpfung 
der vorgenannten strukturschwachen Gebiete 
einschließlich Zonenrandgebiet mit den Ballungs-
räumen (z. B. durch den beschleunigten Ausbau 
der noch vielfach fehlenden Ost-West-Verbin-
dungen) ; 

2. Ausstattung der ländlichen, für Industriean-
siedlung geeigneten Gemeinden mit den sonsti-
gen erforderlichen Infrastruktureinrichtungen; 

3. Schaffung von neuen Arbeitsplätzen in ländlich 
unterentwickelten Bereichen durch Ansiedlung 
gewerblich-industrieller Betriebe mit günstigen 
Wachstumschancen, um vor allem den Umstel-
lungsprozeß in  der  Landwirtschaft zu erleichtern; 

4. Absicherung unvermeidlicher Umstellungspro-
zesse bei den Branchen, die in besonderem Maße 
den Wirkungen von Importen aus Staatshandels-
und Niedrigpreisländern ausgesetzt sind, durch 
eine vernünftige Handhabung der Importpolitik; 

5. möglichste Erhaltung schon beistehender gewerb-
licher Existenzen, gegebenenfalls durch Umstruk-
turierung (z. B. von unrentablen Steinbrüchen in 
wettbewerbsfähige Veredelungsbetriebe mit 
Hilfe von Umstellungszuschüssen) ; 

6. Fortsetzung der bewährten Frachthilfen zur Ab-
geltung von Dauerlasten, solange die sektoralen 
und regionalen Wirtschaftsbereiche von ihren 
natürlichen Absatzmärkten getrennt sind und 

7. bevorzugte Berücksichtigung der struktur-
schwachen ländlichen Gebiete bei der Verteilung 
der durch die Europäische Gemeinschaft geneh-
migten Investitionsprämie in Höhe von 25 Pro-
zent. 

Bonn, den 3. April 1968 

Stücklen 
Schlager 
Wagner 
Unertl 
Dr. Kempfler 
Burgemeister 
Weigl 
Baron von Wrangel 
Schlee 
Dr. Althammer 
Prinz von Bayern 
Berger 
Blöcker 
Brand 
Brese 
Dr. Burgbacher 
Dr. Dittrich 
Ehnes 
Dr. Elbrächter 
Frau Geisendörfer 

Geisenhofer 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Huys 
Leukert 
Memmel 
Dr. von Merkatz 
Ott 
Dr. Pohle 
Rock 
Dr. Schulze-Vorberg 
Dr. Serres 
Dr. Siemer 
Dr. Sinn 
Dr. Stecker 
Dr. Steinmetz 
Storm 
Vogt 
Wendelborn 
Ziegler 
Niederalt 

Anlage 24 	 Umdruck 437 

Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Schlager, Hösl, Röhner, Niederalt, Dr. Kempfler, 
Rainer, Unertl, Höhne, Lautenschlager, Fritsch 
(Deggendorf), Hörauf, Zebisch und Genossen zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 60 

Allgemeine Finanzverwaltung 
— Drucksachen V/2150, V/2730 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht zu prüfen, ob 
in die Zuschüsse für den Ausbau der Infrastruktur 
an Ruhr und Saar (Epl. 60 02 Titel 571 c und Einzel-
plan A 60 02 Titel 571 c) auch das Zonenrandgebiet 
und die Bundesausbaugebiete einbezogen werden 
können. 

Bonn, den 4. April 1968 

Schlager 
Hösl 
Röhner 
Niederalt 
Dr. Kempfler 
Rainer 
Unertl 
Dr. Althammer 
Brese 
Burgemeister 
Damm 
Ehnes 
Dr. Franz 
Frau Geisendörfer 
Geisenhofer 
Gierenstein 
Haase (Kassel) 
Dr. Hellige 
Krug 

Ott 
Dr. Pohle 
Dr. Ritz 
Schlee 
Dr. Schulze-Vorberg 
Dr. Schwörer 
Dr. Sinn 
Dr. Stecker 
Stücklen 
Wagner 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 

Höhne 
Lautenschlager 
Fritsch (Deggendorf) 
Hörauf 
Zebisch 

Anlage 25 	 Umdruck 434 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, 
CDU/CSU zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1968 

hier: Haushaltsgesetz 1968 
— Drucksachen V/2150, V/2731 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

1. § 7 wird in der Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

2. § 8 wird in der Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

Bonn, den 4. April 1968 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
Dr. Barzel und Fraktion 
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Anlage 26 	 Umdruck 397 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1968 

hier: Haushaltsgesetz 1968 

— Drucksachen V/2150, V/2731 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

§ 11 wird durch folgenden Absatz 5 ergänzt: 

„ (5) Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bun-
destages wird ermächtigt, auf Antrag des Bundes-
ministers der Finanzen Planstellen nach Maßgabe 
des Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Besol-
dungsrechts umzuwandeln. Die umgewandelten Plan-
stellen sind mit dem Vermerk „künftig umzuwan-
deln" zu versehen. Über den weiteren Verbleib der 
umgewandelten Planstellen ist in dem nächsten 
Haushaltsplan zu entscheiden." 

Bonn, den 2. April 1968 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

Anlage 27 	 Umdruck 411 

Änderungsantrag der Abgeordneten Brück 
(Köln), Dr. Even, Wagner, Berger und Genossen zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1968 

hier: Haushaltsgesetz 1968 
— Drucksachen V/2150, V/2731 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

§ 11 wird durch folgenden Absatz 5 ergänzt: 

,(5) Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes-
tages wird ermächtigt, auf Antrag des Bundesmini-
sters der Finanzen Planstellen nach Maßgabe des 
Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungs-
rechts umzuwandeln. Die umgewandelten Planstel-
len sind mit dem Vermerk „künftig umzuwandeln" 
zu versehen. Über den weiteren Verbleib der um-
gewandelten Planstellen ist in dem nächsten Haus-
haltsplan zu entscheiden.' 

Bonn, den 2. April 1968 

Brück (Köln) 
Dr. Even 
Wagner 
Berger 
Dr. Becher (Pullach) 
Berberich 
Biechele 
Dr. Burgbacher 
Dichgans 
Ehnes 
Frau Enseling 

Falke 
Franke (Osnabrück) 
Frieler 
Dr. h. c. Güde 
Hanz (Dahlen) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Dr. Hellige 
Dr. Hesberg 
Dr. Huys 
Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Kempfler 

Dr. Kliesing (Honnef) 
Köppler 
Dr. Kopf 
Dr. Kraske 
Meis 
Müller (Berlin) 
Müser 
Picard 
Rommerskirchen 
Russe (Bochum) 
Schlee 

Dr. Serres 
Dr. Sinn 
Springorum 
Stooß 
Teriete 
Unertl 
Winkelheide 
Dr. Wörner 
Dr. Wuermeling 
Wullenhaupt 

Anlage 28 	 Umdruck 383 

Änderungsantrag der Abgeordneten Schoettle, 
Windelen, Dr. Haas und Genossen zur zweiten Be-
ratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1968 

hier: Haushaltsgesetz 1968 
— Drucksachen V/2150, V/2731 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

In § 23 einleitender Satz wird der Ermächtigungs-
rahmen für Bürgschaften, Garantien oder sonstige 
Gewährleistungen von 16 400 000 000 DM um 
1 700 000 000 DM auf 18 100 000 000 DM erhöht. 

Bonn, den 2. April 1968 

Schoettle 
Windelen 
Dr. Haas 
Hermsdorf 
Müller (Ravensburg) 
Rawe 

Röhner 
Seidel 
Tallert 
Dr. Tamblé 
Westphal 

Anlage 29 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Horten (CDU/CSU) zu Punkt II/11 
der Tagesordnung. 

Ein kluger und durchaus kompetenter Beobachter 
hat kürzlich in der Neuen Zürcher Zeitung festge-
stellt, daß es in Deutschland wohl noch nie einen 
derart prosperierenden, sozial ausgeglichenen, de-
mokratisch-freiheitlichen Staat gegeben hat wie die 
nach der Katastrophe des zweiten Weltkrieges 
aufgebaute Bundesrepublik. Zu dieser Entwicklung 
hat, getragen und ermöglicht von einer ungewöhn-
lich erfolgreichen Wirtschaftspolitik, entscheidend 
unsere Sozialpolitik beigetragen, die nach Umfang 
und Vielseitigkeit in der Welt nicht ihresgleichen 
hat. 

Alle Befriedigung über diese Ergebnisse darf uns 
aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß, wie dies 
ja auch in der heutigen Debatte bereits mehrfach 
anklang, eine Neuordnung unserer Sozialpolitik, 
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insbesondere der Krankenversicherung und der 
Rentenversicherung auf der Grundlage unserer heu-
tigen Erkenntnisse unerläßlich ist. 

Gerade die Erfahrungen der letzten Jahre haben 
die Abhängigkeit von Wirtschaft und Sozialpolitik 
eindrucksvoll demonstriert, unseren Blick dafür 
geschärft, wie verhängnisvoll es sein kann, diese 
Zusammenhänge nicht genügend zu beachten. Alle 
Parteien dieses Hauses wären heute sicherlich froh, 
wenn man im Sommer 1965 nicht die ernsten War

-

nungen überhört hätte, die damals besonders ein-
drucksvoll Konrad Adenauer auf dem Wirtschafts-
tag der CDU ausgesprochen hat. Zweifellos wächst 
die Erkenntnis, daß des sich bei all diesen Fragen 
um sehr harte und nüchterne Sachfragen handelt, 
die sorgfältig geprüft und deren Beantwortung durch 
Schlagworte und Wunschvorstellungen nicht er-
leichtert wird. 

In der besonderen Situation der Bundesrepublik 
hängt alles davon ab, daß es gelingt, die zukünftige 
Entwicklung richtig zu erkennen und entsprechend 
zu sichern. Muß man sich unter diesen Umständen 
z. B. nicht fragen, ob es zu verantworten ist, daß nur 
13 % unserer Sozialausgaben auf diese Sicherung 
der Zukunft ausgerichtet sind, wie Herr Windelen 
hier im Dezember festgestellt hat? Ich begrüße des-
halb, daß der Herr Bundesarbeitsminister soeben 
angekündigt hat, daß er in absehbarer Zeit ein So-
zialbudget vorlegen wird. Damit wird die Beurtei-
lung von Einzelmaßnahmen und die Beschlußfas-
sung darüber erleichtert und gewinnt größere 
Sicherheit. 

Wir werden alle im Laufe der kommenden Jahre 
noch sehr viel klarer erkennen müssen, daß die 
Frage: „Was ist sozial?" d. h.: „Was dient im echten 
Sinne dem Gemeinwohl?" sehr viel umfassender zu 
beantworten ist, als es dem bisherigen allgemeinen 
Sprachgebrauch und Verständnis entspricht. Es 
kommt darauf an, den vollen, inneren Zusammen-
hang zwischen Förderung der Bildung im weitesten 
Sinne, der Forschung und sozialer Fürsorge und 
Leistungsfähigkeit der Wirtschaft gebührend zu be-
rücksichtigen. Sozial in diesem Sinne, also in be-
wußter Ausrichtung auf das Gemeinwohl, handelt 
nur der, der die zur Verfügung stehenden Mittel in 
der richtigen Rangordnung und im richtigen Größen-
verhältnis verwendet, vor allem aber auch auf wirk-
same Weise dafür sorgt, daß eine möglichst lei-
stungsfähige Wirtschaft einen möglichst großen 
Spielraum für soziale Aufwendungen schafft. 

Der letzte Sachverständigenbericht läßt erkennen, 
daß Wachstum und Produktivitätssteigerung unserer 
Wirtschaft wesentlich beeinflußt werden von einem 
ausgewogenen Verhältnis zwischen Investitionen 
und Lohnquote, d. h. dem eigentlichen Lohnaufwand 
zusätzlich aller damit zusammenhängenden Sozial-
leistungen. Der Bericht weist mit Sorge darauf hin, 
daß die ständige Zunahme der Lohnquote in den 
letzten Jahren diese Ausgewogenheit empfindlich 
gestört hat, so daß gerade auch unter diesem Ge-
sichtspunkt die zusätzlichen Belastungen der Wirt-
schaft, die ja überwiegend den Lohnaufwand er-
höhen, gesehen werden müssen. Jeder, der etwa 

glaubt, die Erhöhung der Lohnquote und die damit 
angeblich erreichte Umverteilung wären ein erstre-
benswertes Ziel, wird durch das Gutachten belehrt, 
daß eine übersteigerte Lohnquote geradezu verhin-
dern kann, daß in einem weltweiten, unerbittlich 
harten Konkurrenzkampf leistungsstarke und kri-
senfeste Unternehmen bestehen, die möglichst hohe 
Löhne zahlen und genügend Mittel für eine groß-
zügige, moderne Sozialpolitik zur Verfügung stellen 
können. 

Ich will mich auf diese kurzen Andeutungen be-
schränken und um Ihr Verständnis dafür bitten, daß 
die Forderung nach einer Reform der Krankenver-
sicherung und der Rentenversicherung keineswegs 
von einseitigen Interessen diktiert ist, sondern von 
der ernsten Sorge um die zukünftige Entwicklung. 
Mit dieser Feststellung möchte ich die aufrichtige 
Hoffnung verbinden, daß die hier geführten Diskus-
sionen über die Sozialpolitik uns alle immer sehr 
viel klarer erkennen lassen, worauf es letzten Endes 
ankommt. Sie sollten uns veranlassen, künftig ohne 
simplifizierende Schlagworte, die einen sehr kom-
plexen und differenzierten Tatbestand nur verwir-
ren, ohne emotionale Wunschvorstellungen, nach 
sorgfältiger Prüfung der Tatsachen und genauem 
Abwägen der Vor- und Nachteile gemeinsam nach 
immer besseren Lösungen zu suchen, die den wah-
ren Erfordernissen der Zeit entsprechen und die Zu-
kunft unseres Volkes sichern. 

Anlage 30 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Tamblé (SPD) zu Punkt II/15 
der Tagesordnung. 

Als Berichterstatter des Einzelplans 15 und im Ein-
vernehmen mit dem Gesundheitsausschuß darf ich zu 
der Drucksache V/2817, die ja im Zusammenhang mit 
dem Einzelplan 15 erledigt werden soll, folgendes 
ausführen: 

Bei der dritten Lesung des Haushaltsgesetzes 1967 
— Einzelplan 15 — ist ein Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Frau Dr. Hubert, Dr. Jungmann und 
Genossen und der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD eingebracht worden, wonach die Bundesregie-
rung ersucht werden soll, — ich zitiere — 

im Rahmen des Bundesgesundheitsamtes ein In-
stitut zur Erforschung der durch Umwelt- und 
Zivilisationseinflüsse hervorgerufenen Krankhei-
ten und gesundheitlichen Schäden zu errichten. 

Dieser Antrag wurde in der 115. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 14. Juni 1967 dem Aus-
schuß für Gesundheitswesen — federführend — und 
dem Haushaltsausschuß — mitberatend — über-
wiesen. 

Die Aufgaben einer solchen Einrichtung bestehen 
in der Beobachtung von Gesundheitsstand und 
Krankheitshäufigkeit in der Bevölkerung und in 
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deren Schichten und Gruppen sowie in der Er-
forschung der wechselseitigen Beziehungen zwischen 
Gesundheit, Gesundheitsgefahren und Krankheit 
einerseits und den sozialen, wirtschaftlichen und 
ökonomischen Verhältnissen andererseits. Zu die-
sen Aufgaben gehören Beobachtung und Analyse 
der Funktionen und des Wirkungsgrades der Ein-
richtungen des Gesundheitswesens hinsichtlich der 
Erhaltung und Wiederherstellung von Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit und der Verhütung und Be-
handlung von Krankheiten. Ferner gehören dazu 
die Analyse der Bedingungen für die Entstehung 
und Verbreitung von Umweltsschäden und Zivili-
sationskrankheiten unter Einbeziehung auch klini-
scher Forschungsarbeiten sowie die Entwicklung von 
Verfahren zur Verhütung von Gesundheitsschäden 
und zur Früherkennung von Krankheiten dieser Art 
und die Gestaltung und Erprobung von Modellen 
für die praktische Anwendung solcher Verfahren. 

Ziel dieser Arbeiten ist die bessere Früherken-
nung, Behandlung sowie Verhinderung besonders 
weit verbreiteter Krankheiten, wie z. B. der chroni-
schen Bronchitis, der Krankheiten des Herzens und 
der  Gefäße, der Leiden der Leber, der Nieren und 
des Stoffwechsels. Das Bedürfnis für eine solche 
Einrichtung wird von allen Fachleuten auf dem Ge-
biet des Gesundheitswesens anerkannt. 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen hat 
in Anbetracht der Bedeutung dieser Maßnahmen für 
die Volksgesundheit bereits die ersten Vorausset-
zungen für eine baldige Inangriffnahme der Arbei-
ten geschaffen. Nachdem im Rahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung — soweit das unter Berück-
sichtigung der gegebenen Verhältnisse möglich 
war — Mittel für diesen Zweck bereitgestellt waren, 
wurde noch im Jahre 1967 die Abteilung E ,,Erfor-
schung von Umweltschäden und Zivilisationskrank-
heiten" im Bundesgesundheitsamt errichtet. Der 
Ausschuß für Gesundheitswesen des Deutschen 
Bundestages hat in seiner 40. Sitzung am 12. Okto-
ber 1967 diese Initiative des Gesundheitsministeri-
ums begrüßt. Mit dem Aufbau dieser Abteilung zu 
einer funktionsfähigen Einrichtung werden erheb-
liche finanzielle, aber auch personelle und technische 
Probleme aufgeworfen. Vor allem die notwendigen 
Großzahluntersuchungen und -erhebungen erfordern 
besondere technische Ausrüstungen, mobile Ein-
heiten und Einrichtungen der automatischen Daten-
verarbeitung. Der Haushaltsausschuß hat dem Ent-
schließungsantrag zugestimmt und sich bei seinen 
Beratungen über den Haushalt 1968 veranlaßt ge-
sehen, für den Aufbau der Abteilung E zunächst zu-
sätzlich 600 000 DM vorzusehen. Damit sollte der 
geplanten Einrichtung gerade in der Anfangsphase 
eine notwendige Hilfe gegeben werden. Ob die bis-
her vorgesehenen Mittel allerdings ausreichen wer-
den, um die Abteilung in die Lage zu versetzen, 
baldmöglichst diejenigen Ergebnisse zu erarbeiten, 
die im Interesse der Volksgesundheit so dringend 
benötigt werden, erscheint noch zweifelhaft. Es 
sollte aber Einigkeit darüber bestehen, daß eine 
eventuelle Notwendigkeit für überplanmäßige Aus-
gaben in diesem Bereich sicherlich im Interesse von 
uns allen eine sehr wohlwollende Prüfung verdient. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen begrüßt die 
Zustimmung des Haushaltsausschusses und bittet, 
dem Entschließungsantrag und der Drucksache V/2817 
die Zustimmung zu geben. 

Anlage 31 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Wurbs (FDP) zu Punkt II/20 der 
Tagesordnung. 

Zur Beratung steht der Einzelplan 25 an, der Etat, 
der den Bereich des Bundesministers für Wohnungs-
wesen und Städtebau umfaßt. Das Gesamtvolumen 
dieses Haushaltes wurde gegenüber dem des Vor-
jahres nur geringfügig, nämlich um rund 2 Millionen 
DM, gekürzt. 

Gegenüber der Regierungsvorlage wurden we-
sentliche Änderungen nur beim Ansatz der Woh-
nungsbauprämie und des Wohngeldes vorgenom-
men. Ich will mir versagen, hier im einzelnen auf 
den Haushalt einzugehen. Soweit erforderlich, wird 
einer meiner Kollegen aus dem Haushaltsausschuß 
noch einige Bemerkungen anbringen. 

In den letzten Wochen und Monaten nimmt das 
Problem des Wohnungsbaues einen breiten Raum in 
der öffentlichen Diskussion ein. Es wird sowohl von 
Mietern wie von Vermietern die Frage gestellt, 
welche Entwicklung wird die Wohnungswirtschaft in 
den nächsten Jahren nehmen? Angesichts der 
Finanzsituation des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden erscheint es mir angebracht, diese und 
die damit zusammenhängenden Fragen einmal hier 
zu stellen. Wir alle sind uns darüber klar, daß dem 
Wohnungsbau auch für die Zukunft eine große Be-
deutung zukommt, nur ist zu überlegen, ob mit den 
Maßnahmen der letzten 15 bis 20 Jahre die Pro-
bleme zu lösen sind. Maßstäbe, die bisher Gültigkeit 
hatten, sind zumindest seit den letzten beiden Jah-
ren — vor allem aber auch im Hinblick auf die 
Haushaltslage — problematisch, zumindest aber 
überprüfungsreif geworden. 

Der Herr Bundesminister für Wohnungsbau geht 
bei seiner Konzeption von der Annahme aus, daß 
nach wie vor jährlich etwa 400 000 neue Wohnungen 
zu erstellen seien, davon 200 000 im sozialen Woh-
nungsbau. Diese Auffassung hat er unlängst in Köln 
anläßlich der Internationalen Möbelmesse erneut 
vertreten. Der Minister betonte, daß diese Zahlen 
auf wissenschaftlichen Prognosen basieren. Ich 
meine, Herr Minister, diese Bezugnahme ist zu glo-
bal und unbestimmt. Wir hätten gern Näheres über 
die Tatbestände erfahren, auf die sich diese An-
nahme stützt. Sie werden verstehen, daß wir uns 
nur dann Ihrer Auffassung anschließen können, 
wenn umfassende Erhebungen und Analysen vor-
liegen und nicht nur Vermutungen ausgesprochen 
werden, zumal unterschiedliche Auffassungen von 
Experten vorliegen, so z. B. von Professor Schneider, 
Leiter des Instituts für Wohnungs- und Siedlungs- 
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wesen der Universität Münster, der den Bedarf 
kommender Jahre erheblich niedriger einschätzt. 

Ich wende mich nunmehr einer Frage zu, die uns 
alle schon seit langem beschäftigt, nämlich dem 
Problem der Fehlbelegung. Das demnächst zur Ver-
abschiedung anstehende Gesetz zur „Fortführung 
des sozialen Wohnungsbaues" mag vielleicht ein 
wenig dazu beitragen, die bestehenden Notstände 
zu mildern, zumal die Änderung des § 5 des Woh-
nungsbindungsgesetzes eine etwas flexiblere Hand-
habung zuläßt und Wohnungswechsel nicht mehr so 
starr regelt. Das Gesetz allein wird aber das Pro-
blem nicht lösen. Nachdem die Möglichkeiten einer 
zwangsweisen Kündigung oder die Erhebung einer 
Ausgleichsabgabe zur Lösung dieser Frage seitens 
des Ministers als indiskutabel abgelehnt wurden, 
ergibt sich die zwingende Frage, was der Minister 
zu tun gedenkt, um diese Mißstände zu beseitigen. 
Es kann auf die Dauer nicht angehen, laufend staat-
lich subventionierte Wohnungen zu bauen, wenn ein 
Großteil von Sozialwohnungen — nach einer Erhe-
bung der „Neuen Heimat" etwa 30 % oder eine 
Million Wohnungen — fehlbelegt, d. h. blockiert 
sind. Der Ansicht des Herrn Bundeswohnungsbau-
ministers, den in den letzten Jahren zurückgegan-
genen und mit öffentlichen Mitteln geförderten An-
teil am Wohnungsbau wieder auf 50 % zu erhöhen, 
müssen wir widersprechen. Bei einem bereits sicht-
bar werdenden Nachlassen des Bedarfs würde eine 
erhebliche Benachteiligung des frei finanzierten, vor 
allem aber des privaten Wohnungsbaues eintreten. 
Dieser Entwicklung muß scharf entgegengetreten 
werden, damit die öffentliche Wohnungsbauförde-
rung nicht zum Selbstzweck und im Extremfall zum 
Monopol wird. An einer Einschränkung des privaten 
Wohnungsbaues dürfte uns allen nicht gelegen sein. 

Ferner bitten wir um Auskunft, welche Vorstel-
lungen der Minister hinsichtlich der Bodenrechts

-

reform hat, die auf dem letzten SPD-Parteitag ge-
fordert wurde und wie sich der Minister zu der For-
derung seiner Partei zur weiteren Verbesseung des 
Mietrechts stellt. Ist etwa an eine weitere Aushöh-
lung der Marktwirtschaft und an die Wiedereinfüh-
rung der Wohnungszwangswirtschaft gedacht? 

Dies alles sind Fragen, die für unsere künftigen 
Entscheidungen von eminentem Interesse sind. 

Zum Schluß möchte ich den von meinem Kollegen 
Dorn gemachten Vorschlag noch einmal aufgreifen, 
der sich mit der Zuständigkeit für die Raumordnung 
befaßt. Ich weiß, daß diese Frage allein in den Zu-
ständigkeitsbereich des Bundeskanzlers fällt. Aber 
bereits in meinen Ausführungen vom 4. Oktober 
1967 hatte ich von dieser Stelle aus die Anregung 
gegeben, die Abteilung Raumordnung wieder dem 
Wohnungsbauministerium anzugliedern. Es ist ab-
surd, daß die eng miteinander verbundenen und zu-
sammenarbeitenden Bereiche des Wohnungsbaues 
und der Raumordnung auf verschiedene Ressorts 
aufgeteilt sind. Entweder ist man bereit, die Abtei-
lung Raumordnung wieder dem Wohnungsbau-
ministerium anzugliedern, oder man sollte die Kon-
sequenz ziehen, die jetzigen Aufgaben des Wohnungs-
bauministeriums im Zuge einer Verwaltungsverein-
fachung dem Wirtschaftsministerium zu übertragen, 

wobei wir der Ansicht sind, daß ein Wohnungsbau-
ministerium mit den zusätzlichen Aufgaben der 
Raumordnung für einige Jahre durchaus seine 
Existenzberechtigung hätte. 

Meine Damen und Herren, Sie werden verstehen, 
daß wir bei der Vielzahl der noch nicht geklärten 
Fragen und auf Grund von Äußerungen des Mini-
sters zu Grundsatzfragen der Marktwirtschaft dem 
Haushalt nicht zustimmen können. 

Anlage 32 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Kubitza (FDP) zu Punkt II/24 der 
Tagesordnung. 

Der Ihnen vorliegende Änderungsantrag der FDP-
Fraktion auf Umdruck 418 sieht bei gleichbleibender 
Höhe der Gesamtmittel für den Bundesjugendplan 
eine Aufstockung der Mittel für die Mitgliedver-
bände des Deutschen Bundesjugendringes um 
170 000,—DM vor. Damit wäre die Kürzung zwar 
nicht gänzlich ausgeglichen, jedoch würden die Mit-
tel für Jugendverbände dann nur noch um 60 000,—
DM unter dem Vorjahresbetrag von 7 100 000,— DM 
liegen. 

Der zuständige Fachausschuß war einmütig der 
Meinung, diese Kürzung wieder rückgängig zu ma-
chen, und hat dem Haushaltsausschuß entsprechende 
Vorschläge vorgelegt. Dieser hat zwar die Kür-
zungen akzeptiert, die Aufstockungen jedoch nur 
begrenzt übernommen. 

Die Ihnen im Antrag vorgeschlagenen Kürzungen 
bedeuten für die betreffenden Positionen immer 
noch eine Erhöhung ihrer Mittel gegenüber dem 
Vorjahr. Die Position Musische Bildung verfügte im 
Vorjahr über 800 000,— DM, heuer nach unserem 
Antrag über 880 000,— DM; das ist also eine Erhö-
hung um 10% . Genauso verhält es sich bei Tit. 662, 
der unserem Antrag zufolge von 1 Million DM auf 
1 100 000 DM erhöht werden soll. 

Meine Damen und Herren, ich darf feststellen, 
daß sich das Tätigkeitsfeld der Jugendverbände 
gegenüber dem Vorjahr nicht verringert hat. Damit 
kann die Kürzung also nicht begründet werden. Im 
Gegenteil, die Kosten für Kurse und Arbeitstagun-
gen sind gestiegen, so daß die Jugendverbände und 
die einzelnen Teilnehmer höhere Eigenleistungen 
aufbringen müssen. Hinzu kommt die am 1. 1. 1968 
eingetretene Erhöhung des BAT um 3,5%. 

Meine Damen und Herren, es ist den hauptamt-
lichen Mitarbeitern in den Jugendverbänden auf die 
Dauer nicht zuzumuten, daß sie vor jeder Haus-
haltsberatung darum bangen müssen, ob sie an der 
allgemeinen Lohnentwicklung teilhaben können. Aus 
dem 2. Jugendbericht der Bundesregierung geht her-
vor, wie viele junge Menschen in den Jugendver-
bänden ehrenamtlich Verantwortung tragen und 
wie gering im Verhältnis dazu die Zahl der haupt-
amtlichen Kräfte in der Jugendarbeit ist. Gerade im 
gegenwärtigen Zeitpunkt darf die finanzielle Hilfe 
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für die Arbeit dieser verantwortungsbewußten, 
engagierten jungen Menschen nicht geschmälert 
werden. 

Das Argument, die Kürzung müßte erfolgen, um 
dem Urteilsspruch des Bundesverfassungsgerichtes 
zum JWG nachzukommen, hält näherer Prüfung 
nicht stand. 

1968 soll — nach Auskunft des Bundesministe-
riums für Familie und Jugend — ein Übergangsjahr 
sein, in dem alles beim alten bleiben und geklärt 
werden soll, wie man dem Urteil künftig gerecht 
werden kann. Diese vernünftige Einstellung ist auch 
im Durchführungserlaß für den 19. Bundesjugend-
plan Teil I, Abs. 3 zu finden. 

Wenn diesem Hause etwas daran liegt, die poli-
tische und soziale Bildung der Jugend in den 
Jugendverbänden nicht zu schmälern und den enga-
gierten jungen Menschen in unserem Staat weiter-
hin voll ihre Arbeit zu ermöglichen, darf ich Sie 
bitten, den Antrag anzunehmen. Denken Sie bei 
Ihrer Entscheidung auch daran, daß Sie damit die 
Organisationen unterstützen, dank derer es heute 
keine allgemeine Ohne-mich-Bewegung mehr gibt. 

Anlage 33 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Porsch (FDP) zu Punkt II/30 der 
Tagesordnung. 

Als vor einigen Jahren der Gesamtdeutsche Aus-
schuß mit dem damaligen Minister für gesamt-
deutsche Fragen die Zonenrandgebiete von Schles-
wig-Holstein bis zur österreichischen Grenze be-
reiste, hoffte die Bevölkerung und die Wirtschaft in 
diesen Gebieten, daß nun nach einiger Zeit der Um-
stellung eine tatkräftige Hilfe kommen würde. 

Ich bin mir dabei im klaren, daß Hilfe und Unter-
stützung nicht allein Aufgabe der Bundesregierung 
sein kann, sondern bestimmte Aufgaben, wie z. B. 
die teilweise dringend erforderliche Industrieansied-
lung nur in aktiver Mitwirkung der Landesregie-
rungen und Gemeinden möglich ist. 

Die doch furchtbare und in manchen Teilen un-
seres Landes, vielleicht auch leider bei manchem 
Kollegen dieses Hohen Hauses noch nicht vollkom-
men ernst genommene Arbeitslosigkeit in rund 
10 Landkreisen entlang der bayerischen Grenze ver-
langt schnelle und wirkungsvolle Taten. Die Wirt-
schaft ist ja in jeder Randlage krisenempfindlich. 

Ob im Harz oder im Frankenwald, überall hatte 
die dort nahe der Grenze gelegene Industrie früher 
ihr Absatzgebiet in Landesteilen und Wirtschafts-
räumen, die heute abgeschnitten sind und zur DDR 
gehören. Es besteht die Gefahr, daß diese Gebiete 
durch eine schlechte wirtschaftliche Lage und die 
damit verbundene Abwanderung zu einem eigent-
lichen Grenzland gemacht werden, weil sie durch 
Abwanderung entvölkert werden. 

Die Menschen in dem von der Arbeitslosigkeit so 
hart betroffenen Landkreise der Oberpfalz und Nie-
derbayerns entlang der tschechischen Grenze haben 
durchaus Verständnis für die ernste Lage des Berg-
manns an Rhein und Ruhr, ja sie fühlen sich sogar 
mit ihm mehr verbunden als dies vielleicht woan-
ders der Fall ist. Man sollte aber hier vor allem 
nicht vergessen, daß auch diese Gebiete und ihre 
mit Sorgen beladenen Menschen die gleiche tat-
kräftige Hilfe erwarten dürfen, wenn sie auch zu-
fällig nicht so stark besiedelt sind. Auch in Ober-
vischtach, Deggendorf und Wegscheid hat der dort 
beheimatete Arbeiter, der sich zufällig ein Häuschen 
in den letzten Jahren durch Konsumverzicht gebaut 
hat, das Recht auf einen Arbeitsplatz in einer trag-
baren Pendlerentfernung, damit auch er am Abend 
bei seiner Familie sein kann. 

Die vom Fichtelgebirge bis zum Bayerischen Wald 
ansässige Natursteinindustrie findet teilweise bei 
staatlichen Bauämtern nicht die notwendige Unter-
stützung, und der Waldreichtum mit seiner einst 
blühenden Forstwirtschaft ist durch den Rückgang 
des Holzbedarfs auch kein „lohnintensiver" Wirt-
schaftszweig mehr. 

In diesen Tagen ist so oft von der Stunde der 
Wahrheit gesprochen worden; jede Zeit hat eben 
ihre Schlagworte. Für die Grenzlandwirtschaft und 
-bevölkerung, an allererster Stelle für die jungen 
Menschen, die dort wohnen, muß in kurzer Zeit ent-
weder die schon erwähnte Schaffung der Arbeits-
plätze gesichert werden oder eben dann diesen 
Menschen die Wahrheit über ihre Lage gesagt wer-
den. 

Das könnte nur bedeuten, wenn Bund und Länder 
mithelfen können oder wollen, daß mit einer In-
dustrieansiedlung oder einer wirkungsvollen breit-
gestreuten Unterstützung des Fremdenverkehrs end-
lich sichtbar begonnen wird, oder man muß minde-
stens den jungen Menschen sagen: hier habt ihr keine 
berufliche Existenzgrundlage, wandert ab — natür-
lich wieder in die Ballungsgebiete, und das schafft 
dort neue Wohnungsprobleme. 

Ob es politisch klug ist, entlang unserer Ost-
grenze die Zonenrandgebiete auf diese Art systema-
tisch zu entvölkern, wird die Zukunft zeigen. Wir 
Freien Demokraten glauben, daß es eine nationale 
Aufgabe ist, eine erfolgreiche Politik in den Zonen-
randgebieten zu beweisen. 

Wir stimmen deshalb den Entschließungsanträgen 
Umdruck 426 (neu) und 437 zu. Wir meinen sogar, 
man sollte in Zukunft an anderer Stelle mehr 
sparen, um hier mehr und mit sichtbarem Erfolg 
leisten zu können. 

Anlage 34 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Westphal (SPD) zu Punkt II/30 
der Tagesordnung. 
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Die vom Haushaltsausschuß vorgenommenen Aus-
gabekürzungen betreffen auch im Kap. 60 02 die vor-
gesehenen Mittel zur Verstärkung dier Personalaus-
gaben einschließlich der auf die Deutsche Bundes-
bahn entfallenden Anteile. Von den im bisherigen 
Haushaltsansatz in Übereinstimmung mit der mittel-
fristigen Finanzplanung vorgesehenen 724 Millionen 
DM wurden 224 Millionen DM gestrichen. Zur Dek

-

kung zwangsläufiger Mehrausgaben — ich erinnere 
nur an die zusätzlichen 400 Millionen DM für die 
Knappschaftsversicherung — wurden bei den Bera-
tungen erhebliche Deckungsmittel benötigt. Durch 
die Verschiebung des Inkrafttretens des Zweiten 
Besoldungsneuregelungsgesetzes bis zum 1. 7. 1968 
wurden hier Einsparungen in Höhe von rd. 224 Mil-
lionen DM möglich. 

Ich halte mich im Hinblick auf die öffentliche Dis-
kussion, insbesondere unter der Beamtenschaft, für 
verpflichtet, dazu einige klärende Bemerkungen zu 
machen. 

Die Verschiebung des Termins war bei den Bera-
tungen des Haushaltsausschusses nicht die Folge von 
Überlegungen, auf diese Art Mittel für zwangsläu-
fige Mehrausgaben einzusparen, sondern das Ergeb-
nis von Verhandlungen mit den Ländern. Der Bun-
desrat hatte zunächst vorgeschlagen, die im Bundes-
haushalt 1968 'für Besoldungsverbesserungen ange-
setzten Mittel um 674 Millionen DM zu kürzen und 
diesen eingesparten Betrag in den Länderfinanzaus-
gleich zu geben. Nach Abwehr dieses Streichungs-
vorschlags versuchten die Länder, den Termin des 
Inkrafttretens auf den 1. 10. 1968 hinauszuschieben. 
Es ist zu begrüßen, daß die Bundesregierung dies 
zum Teil abwehren konnte. Der Termin des 1. 7. 
stellt nach Meinung informierter Kollegen jedoch 
daß äußerste Zugeständnis der Länder dar. Ohne 
die Zusammenarbeit von Bund und Ländern wird 
jedoch die dringend notwendige Harmonisierung im 
Besoldungsrecht nicht herbeizuführen sein. 

Der Vorschlag, der den Abgeordneten aller Frak-
tionen in den letzten Tagen von den Beamtenvertre-
tungen zuging, wegen der Terminverschiebung um 
ein halbes Jahr die im Entwurf eines Zweiten Besol-
dungsneuregelungsgesetzes vorgesehene Erhöhung 
zu verdoppeln, um im Jahresdurchschnitt dennoch 
die 4 0/o zu erreichen, verkennt, daß damit die für 
das Jahr 1969 — und damit die 3. Stufe der Besol-
dungsharmonisierung — vorgesehenen Mittel aus-
geschöpft wären. 

Meine Damen und Herren, mir kam es aus der 
Situation der Beratungen im Haushaltsausschuß dar-
auf an, falsche Frontstellungen zu berichtigen und 
insbesondere der Beamtenschaft klarzumachen, wie 
es im Haushaltsausschuß zu der Kürzung der Mittel 
bei diesem Kapitel kam. Die für den Haushaltsaus-
schuß gegebene Notwendigkeit wird sich im übrigen 
gleichermaßen auch für den Bundestag bei den Bera-
tungen des Zweiten Besoldungsneuregelungsgeset-
zes stellen. — Der Haushaltsausschuß ist also gar 
nicht so schlecht, wie er manchmal draußen in „krau-
sen" Reden gemacht wird! Die Beamtenschaft wird in 
der Lage sein, Ursache und Wirkung zu unterschei-
den. Sie wird bei nüchterner Betrachtung Verständ-
nis auch für unsere Haushaltssorgen haben. 

Anlage 35 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Rawe (CDU/CSU) zu Punkt II/31 
der Tagesordnung. 

Ich möchte ganz kurz noch einige Ausführungen 
zum Haushaltsgesetz machen und hier eine kleine 
Erläuterung zu dem vom Haushaltsausschuß einge-
führten § 11 Abs. 2 machen. 

Zunächst ein herzliches Wort des Dankes an die 
Damen und Herren Kollegen des  Innenausschusses, 
die unser Anliegen, auf diesem Wege wenigstens 
einen kleinen Schritt voranzukommen und einer 
weiteren Stellenvermehrung Einhalt zu gebieten, 
unterstützt haben. Ich hoffe, wir sind uns alle dar-
über im klaren, daß man von der hier gefundenen 
Kompromißlösung keine Wunder erwarten darf. 
Immerhin hoffen wir, und das wird letztlich von 
unser aller Haltung abhängen, daß wir wenigstens 
der Ausweitung entgegenwirken können. 

Ihnen wird jedoch auch aufgefallen sein, daß nach 
der vorliegenden Fassung die Soldaten ebenso wie 
andere Bereiche aus den Sparmaßnahmen ausgenom-
men bleiben sollen. Daraus könnte der Schluß gezo-
gen werden, daß die Soldaten von dieser Maßnahme 
verschont bleiben sollen, obwohl sehr genau wissen, 
daß, abgesehen von der Truppe, auch die Dienst-
stellen und Ämter der Bundeswehr stark überbesetzt 
sind. 

Die Antragsteller haben geprüft, ob man schon 
jetzt die Soldaten in diese Regelung einbeziehen 
sollte. Ich persönlich bin der Auffassung, daß diese 
Frage zu bejahen ist; denn es ist ganz klar, daß auch 
im militärischen Bereich bei den Dienststellen und 
Ämtern starke Ausdehnungstendenzen sichtbar sind. 
Wir wollten jedoch der mehrfach angekündigten 
Umstrukturierung der Bundeswehr nicht vorgreifen. 
Ziel der Umstrukturierung ist es ja gerade, die Orga-
nisation der Bundeswehr dem gegenwärtigen oder 
ggf. sogar einem niedrigeren Personalstand anzu-
passen. Um es noch einmal deutlich zu sagen: aus 
der Nichteinbeziehung der Soldaten in die gesetz-
liche Regelung darf nicht geschlossen werden, daß 
der Ausschuß die Soldaten grundsätzlich ausnehmen 
wollte. Im Gegenteil, wir werden die Frage der Ein-
beziehung der Berufs- und Zeitsoldaten in die zu-
nächst nur für das Zivilpersonal geltende Haushalts-
bestimmung nach der Umstrukturierung sehr sorg-
fältig neu prüfen. 

Anlage 36 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 3. April 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dröscher 
(Drucksache V/2753 Frage 49) : 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß die Versagung 
einer Gleichstellung von Zusammenschlüssen freier landwirt- 
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schaftlicher Unternehmen mit den Genossenschaften — z. B. 
in bezug auf Gewährung von staatlichen Hilfen für die Moder-
nisierung von Kellereianlagen — einen Verstoß gegen die 
Koalitionsfreiheit darstellt, weil sich eine Behinderung im Sinne 
der Verfassungsnorm daraus ergeben kann? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, 
daß ihre Maßnahmen zur Förderung der Kellerwirt-
schaft im Weinbau, die bisher aus strukturbeding-
ten Gründen auf genossenschaftliche Anlagen der 
Winzer beschränkt wurden, eine Behinderung der 
Koalitionsfreiheit (Art. 9 Abs. 3 GG) darstellen, da 
die Bildung anderer Zusammenschlüsse den Win-
zern freigestellt ist. 

Die Förderung von gemeinschaftlichen Zusam-
menschlüssen wird an dem zu erwartenden Effekt 
für die Winzer gemessen. Die Bundesregierung 
prüft zur Zeit, ob sich die Förderung auch von nicht-
genossenschaftlichen Zusammenschlüssen empfiehlt. 

Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
2. April 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Prochazka (Drucksache V/2753 Frage 122) : 

Was unternimmt die Bundesregierung zur Aufklärung des 
Schicksals jener 700 deutschen Kriegsgefangenen, die nach 
österreichischen Pressemeldungen erst im Januar 1968 aus 
sowjetischen Zwangsarbeitslagern entlassen wurden und in 
völlig entkräftetem Zustand rumänischen Behörden übergeben 
worden sein sollen? 

Meldungen der erwähnten Art sind bereits im 
Dezember 1967 in der Presse aufgetaucht. Die dar-
aufhin angestellten Ermittlungen haben ergeben, 
daß diese Meldungen unrichtig sind. Das Deutsche 
Rote Kreuz, das die Nachforschung nach verscholle-
nen deutschen Kriegsgefangenen im Rahmen des 
Suchdienstes durchführt, hat die Öffentlichkeit durch 
eine bereits am 1. Februar 1968 herausgegebene 
Presseinformation darüber unterrichtet, daß es sich 
um eine Falschmeldung handelte. 

Anlage 38 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
2. April 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Prochazka (Drucksache V/2753 Frage 124) : 

Ist der Bundesaußenminister noch in der Lage, die deutsche 
Ostpolitik zu leiten, wenn er nach seinen Erklärungen vor 
dem Nürnberger Parteitag in der wichtigen Frage der Nicht-
anerkennung der Oder-Neiße-Grenze einen anderen Standpunkt 
einnimmt als die Bundesregierung? 

Ja. Im übrigen entbehrt die in Ihrer Frage ange-
deutete Unterstellung der Grundlage. 

Anlage 39 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
2. April 1968 auf die Mündliche Anfrage des  Abge-
ordneten Dr. Mommer (Drucksache V/2753 Frage 
126) : 

Wann wird die Bundesregierung 

a) den internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte, 

b) den internationalen Pakt über staatsbürgerliche und poli-
tische Rechte und 

c) das Fakultativprotokoll zum internationalen Pakt über 
staatsbürgerliche und politische Rechte 

der Vereinten Nationen vom 16. Dezember 1966 den gesetz-
gebenden Körperschaften der Bundesrepublik Deutschland zu-
leiten, um die Ratifizierung noch in diesem, von den Vereinten 
Nationen zum „Jahr der Menschenrechte" erklärten Jahr mög-
lich zu machen? 

Die Bundesregierung wird die beiden Menschen-
rechtspakte der Vereinten Nationen in Kürze unter-
zeichnen. Sie will damit einen deutschen Beitrag 
zum „Jahr der Menschenrechte" leisten. 

Im Benehmen mit den übrigen Europaratsmitglie-
dern prüft sie auch die Unterzeichnung des Fakulta-
tivprotokolls. Es ist darauf hinzuweisen, daß es be-
reits im Rahmen des Europarates ein seit 1955 be-
friedigend arbeitendes Verfahren für Individual-
beschwerden wegen Verletzung der Menschenrechte 
gibt. Bei einer zusätzlichen Unterwerfung unter die 
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen 
nach dem Fakultativprotokoll ergeben sich Über-
schneidungsprobleme, die noch nicht endgültig ge-
klärt sind.  Es zeichnen sich aber befriedigende Lö-
sungsmöglichkeiten ab. 

Anlage 40 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 4. April 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Dr. Hammans (Drucksache V/2793 Fragen 63, 64 und 
65) : 

Hat die Bundesregierung, insbesondere im Anschluß an die 
Erfahrungen der Bundestagsabgeordneten und Regierungsbeam-
ten beim sogenannten Bunkertest im Spätsommer 1966 und meh-
rere Veröffentlichungen in der Presse, die Frage geprüft, ob 
zwischen der in weiten Kreisen der Bevölkerung zu beobachten-
den  erhöhten Anfälligkeiten für Infektionskrankheiten aller Art 
und der Strahlungsaktivität von Leuchtstofflampen, bei denen 
zur sparsameren Lichtausbeute phosphoreszierende Stoffe Ver-
wendung finden, ein ursächlicher Zusammenhang besteht? 

Welchen naturwissenschaftlichen Disziplinen fällt nach Ansicht 
der Bundesregierung die Aufgabe zu, die sich aus der Möglich-
keit des angedeuteten Zusammenhanges ergebenden Fragen exakt 
zu erforschen? 

Wird die Bundesregierung im Hinblick darauf, daß bestimmte 
lebensgefährliche Zellschäden anerkanntermaßen auf in ihren 
Einzelheiten noch nicht geklärte chemische Vorgänge zurückzu-
führen sind, die erforderlichen Untersuchungen in die Wege 
leiten und gegebenenfalls die Verwendung von Leuchtstoff- so-
wie Neonlampen untersagen, solange sich die Möglichkeit einer 
Schädigung, belegt durch entsprechende Experimente, nicht mit 
Sicherheit verneinen läßt? 

Von einer erhöhten Anfälligkeit weiter Kreise 
der Bevölkerung für Infektionskrankheiten aller Art 
im Zusammenhang mit der Anwendung von Leucht-
stofflampen ist mir nichts bekannt, auch nicht aus 



8914 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 167. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. April 1968 

der Fachliteratur. Auch die Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes stützen derartige Vermutungen nicht. 

Bei den Leuchtstofflampen handelt es sich um 
Quecksuilberdampf-Niederdruck - Entladungslampen, 
deren Innenwand einen Belag aus lumineszierenden 
Stoffen trägt. Der vielfach für die Lampe gebrauchte 
volkstümliche Namen „Neonbeleuchtung" entbehrt 
jeder Grundlage, da in den Röhren kein Neongas 
enthalten ist. Die Leuchtstofflampe erzeugt sicht-
bares Licht und in geringem Grade ultraviolette 
Strahlen. Die UV-Strahlung wird durch das Glas 
der Leuchtstoffröhre bis auf eine kleine Menge 
absorbiert. Der nicht absorbierte Anteil der UV-
Strahlung ist infolge dieser Glasfilterung wesent-
lich kleiner als der Anteil der ultravioletten Strah-
lung im Tageslicht. 

Ein Zusammenhang zwischen der Lichtstrahlung 
und dem kleinen Anteil von UV-Strahlung aus 
Leuchtstofflampen und zufällig auftretender Krank- 

heitssymptome ist daher zu verneinen. In der ein-
schlägigen Fachliteratur ist ausdrücklich vermerkt, 
daß für Krankheitssymptome gelegentlich Leucht-
stofflampen verantwortlich gemacht werden, daß 
diese Vermutung jedoch jeder Grundlage entbehrt. 
Fachlich zuständig sind die Disziplinen der Medizin 
und der Physik gemeinsam. 

Nach dem heutigen Stand des Wissens erscheint 
es nicht erforderlich, besondere Untersuchungen in 
die Wege zu leiten. 

In der einschlägigen Fachliteratur der Arbeits-
hygiene und der Arbeitsmedizin wird ein Zusam-
menhang zwischen der Anwendung von Leuchtstoff-
lampen und damit in Zusammenhang gebrachte 
Krankheitserscheinungen klar verneint. 

Sollten sich jedoch neue Aspekte ergeben, werde 
ich unverzüglich alle notwendigen Maßnahmen ein-
leiten. 
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